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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 4 Minuten 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Ich 
e r ö f f n e die 545. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 544. Sitzung des 
Bundesrates vom 12. Juli 1991 ist aufgelegen, un­
beanstandet geblieben und gilt daher als geneh­
migt. 

K ra n k gemeldet hat sich das Mitglied des 
Bundesrates Ing. Penz. 

E n t sc h u I d i g t hat sich das Mitglied des 
Bundesrates Hans Guggi. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen Herrn 
Staatssekretär Dr. Peter Jankowitsch. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 

Einlauf 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Einge­
langt sind Schreiben der Landtagsdirektion von 
Burgenland und der Ersten Präsidentin des 
Kärntner Landtages betreffend Mandatsverände­
rungen im Bundesrat. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verlesung 
dieser Schreiben. 

Schriftführerin Grete Pirchegger: 

"An die 

Parlamentsdirektion 

Der Burgenländische Landtag hat in seiner 
1. Sitzung der XVI. Gesetzgebungsperiode am 
18. Juli 1991 gemäß Artikel 35 B-VG als Vertre­
ter des Landes im Bundesrat gewählt: 

Mitglied: Pomper Franz, geb. 5. April 1931, 
Angestellter, 7501 Rotenturm a. d. Pinka 31, 
SPO 

Ersatzmitglied: Bieler Helmut, geb. 27. Mai 
1952, HS-Lehrer, 7431 Bad Tatzmannsdorf, Sulz­
riegel 38, SPÖ 

Mitglied: Dr. Linzer Milan, geb. 8. November 
1937, Notar, 7400 Oberwart, Anton Bruckner­
gasse 25, ÖVP 

Ersatzmitglied: Kaplan Karl, geb. 11. Oktober 
1942, Angestellter, 7350 Oberpullendorf, Föh­
rengasse 24, ÖVP 

Mitglied: Payer Johann, geb. 11. Jänner 1947, 
Hauptschuldirektor, 7343 Neutal, Hauptstra­
ße 28, SPÖ 

Ersatzmitglied: Pfeffer Katharina, geb. 15. Ok­
tober 1951, Angestellte, 7161 St. Andrä, Lacken­
gasse 20 a, SPÖ 

Herr Bundesrat Franz Pomper hat als erster 
Vertreter zu gelten. 

Der Landtagsdirektor" 

"Herrn 

Präsidenten des Bundesrates 

Franz Pomper 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Der Kärntner Landtag hat in seiner 40. Sitzung 
am 3. Oktober 1991 aufgrund des Verzichtes von 
Frau Bundesrat a. d. Ingeborg Bacher folgende 
Wahl durchgeführt: 

Vorschlag SPÖ: 

Zum Mitglied des Bundesrates: 

Ing. Reinhard Rohr, geb. 24. 10. 1959, Ange­
stellter, Nürnberger Straße 48,9500 Villach; 

und zu seinem Ersatzmitglied: 

Renate Egger, geb. 11. 1. 1947. Angestellte, 
Payerstraße 16.9800 Spittal/Drau. 

Als Erstgenannter wird Herr Bundesrat Diet­
mar Weclenig namhaft gemacht. 

In der Anlage übermittle ich ein aktuelles Ver­
zeichnis der Mitglieder des Bundesrates und ihrer 
Ersatzmitglieder, die vom Kärntner Landtag ge­
wählt sind. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Die Erste Präsidentin des Kärntner Landtages" 

Angelobung 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Die 
neuen beziehungsweise wiedergewählten Bundes­
räte sind im Hause anwesend. Ich werde daher 
sogleich ihre Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch die 
Schriftführung wird die Angelobung mit den 
Worten "Ich gelobe" zu leisten sein. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verlesung 
der Gelöbnisformel und anschließend um den 
Namensaufruf. 

(Schriftführerin Grete P ire h e g ger verliest 
die GelÖbnis/ormel. - Die Bundesräte Dr. Milan 
L i n zer, Johann Pa y e r, Franz Po m per 
und Ing. Reinhard Roh r leisten die Angelobllng 
mit den Worten "Ich gelobe".) 

Vizepräsident Or. Herbert Schambeck: Ich be­
grüße herzliehst die neuen beziehungsweise die 
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Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck 

wiedergewählten Bundesräte in unserer Mitte. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Einge­
langt sind weiters Schreiben des Bundeskanzler­
amtes betreffend Ministervertretungen. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verlesung 
dieser Schreiben. 

Schriftführerin Grete Pirchegger: 

"An den 

Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 30. Septem­
ber 1991, Zl. 1006-0917, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Landesverteidigung Dr. Werner Fassl­
abend innerhalb des Zeitraumes vom 6. bis 
13. Oktober 1991 den Bundesminister für Föde­
ralismus und Verwaltungsreform Dipl.-Ing. Josef 
Riegler mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

i. V. ORat Mag. Storfa" 

"An den 

Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 23. Septem­
ber 1991, Zl. 1006-01/22, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
gemäß Artikel 69 Abs. 2 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 für den 
Fall der gleichzeitigen Verhinderung des Bundes­
kanzlers und des Vize kanzlers innerhalb des Zeit­
raumes vom 8. bis 10. Oktober 1991 den Bundes­
minister für Finanzen Dkfm. Ferdinand Lacina 
und am 11. sowie am 13. Oktober 1991 den Bun­
desminister für Inneres Dr. Franz Löschnak mit 
der Vertretung des Bundeskanzlers. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

"Der Herr Bundespräsident hat am 23. Sep­
tember 1991, ZI. 1006-14/14, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Wissenschaft und Forschung Vizekanz­
ler Dr. Erhard Busek am 27. und 28. September 
1991 die Bundesministerin für Umwelt, Jugend 
und Familie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankel und in­
nerhalb der Zeiträume vom l. bis 3. Oktober und 
vom 8. bis 11. Oktober sowie am 13. Oktober 
1991 den Bundesminister für wirtschaftliche An­
gelegenheiten Dr. Wolfgang Schüssel mit der 
Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

"Der Herr Bundespräsident hat am 23. Sep­
tember 1991, ZI. 1006-12/15, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Unterricht und Kunst Dr. Rudolf Schal­
ten innerhalb des Zeitraumes vom 8. bis 10. Ok­
tober 1991 die Bundesministerin für Frauenange­
legenheiten Johanna Dohnal mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

"Der Herr Bundespräsident hat am 27. Sep­
tember 1991, ZI. 1006-07/20, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Inneres Dr. Franz Löschnak innerhalb 
des Zeitraumes vom 8. bis 10. Oktober 1991 den 
Bundesminister für Arbeit und Soziales Josef He­
soun mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Einge­
langt sind ferner 24 Anfragebeantwortungen, die 
den Anfragestellern übermittelt wurden. 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Mitglieder des Bun­
desrates verteilt. 

Die eingelangten Berichte des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft betreffend 
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die Lage der österreichischen Landwirt­
schaft 1990 (III-t04-BR der Beilagen) und der 
Waldbericht 1990 (l1l-t05-BR der Beilagen) 

weise ich 

dem Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 

zur Vorberatung zu. 

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalra­
tes. die Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe diese Beschlüsse sowie den Selbständi­
gen Antrag betreffend eine Entschließung des 
Bundesrates den in Betracht kommenden Aus­
schüssen zur Vorberatung zugewiesen. Die Aus­
schüsse haben ihre Vorberawngen abgeschlossen 
und schriftliche Ausschußberichte erstattet. 

Ich habe daher alle diese Vorlagen auf die Ta­
gesordnung der heutigen Sitzung gestellt. 

Ferner steht auf der Tagesordnung eine Erklä­
rung des Herrn Bundeskanzlers, der durch den 
Herrn Staatssekretär Dr. Peter Jankowitsch ver­
treten wird. 

Hinsichtlich dieser Erklärung liegt ein Verlan­
gen im Sinne des § 37 Abs. 5 der Geschäftsord­
nung auf Durchführung einer Debatte vor. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht'? 
- Dies ist nicht der Fall. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Die 
Bundesräte Mag. Lakner und andere haben das 
Verlangen gestellt, die in der heutigen Sitzung 
eingebrachte schriftliche Anfrage 819/J an den 
Herrn Bundeskanzler betreffend die staatliche 
Unabhängigkeit Sloweniens und Kroatiens dring­
lich zu behandeln. 

Da dieses Verlangen darauf gerichtet ist, die 
dringliche Behandlung noch vor Eingang in die 
Tagesordnung durchzuführen, mache ich von 
dem Recht gemäß § 61, Abs. 4 der Geschäftsord­
nung Gebrauch, dieselbe an den Schluß der Sit­
zung, nicht aber über 16 Uhr hinaus, zu verlegen. 

Behandlung der Tagesordnung 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Auf­
grund eines mir zugekommenen Vorschlages be­
absichtige ich, die Debatte über die Punkte 1 und 
2 sowie 3 bis 5 der Tagesordnung unter einem 
abzuführen. 

Die Punkte 1 und 2 sind 

eine Erklärung über den Stand der inneröster­
reichischen Vorbereitungen auf einen EWR-Bei­
tritt und 

ein Antrag betreffend Mitwirkungsrechte der 
Länder und des Bundesrates in Angelegenheiten 
der Europäischen Integration. 

Die Punkte 3 bis 5 sind 

Beschlüsse des Nationalrates vom 3. Oktober 
1991 betreffend 

ein Sicherheitspolizeigesetz, 

Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der Fassung von 1929, des Bundesverfassungsge­
setzes betreffend Übergangsbestimmungen zur 
Zweiten Bundes-Verfassungsnovelle und des Be­
hörden-Überleitungsgesetzes, 

eine Aufhebung des Bundesverfassungsgesetzes 
auf dem Gebiete der allgemeinen Verwaltung und 

eine Änderung des Einführungsgesetzes zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte ein Einwand? - Dies ist nicht der Fall. 
Wir werden daher in diesem Sinne vorgehen. 

1. Punkt: Erklärung des Bundeskanzlers, vertre­
ten durch Herrn Staatssekretär Dr. Peter Janko­
witsch, über den Stand der innerösterreichi­
schen Vorbereitungen auf einen EWR-Beitritt 

2. Punkt: Antrag der Bundesräte Dr. Schambeck, 
Strutzenberger, Mag. Lakner betreffend Mitwir­
kungsrechte der Länder und des Bundesrates in 
Angelegenheiten der Europäischen Integration 
(66/A (E)-BR/91 - 11-1200 sowie 41211BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen nunmehr in die Tagesordnung ein und gelan­
gen zu den Punkten 1 und 2, über die die Debatte 
ullter einem abgeführt wird. 

Es sind dies: 

Erklärung des Bundeskanzlers, vertreten durch 
Herrn Staatssekretär Dr. Peter Jankowitsch, über 
elen Stand der innerösterreichischen Vorbereitun­
gen auf einen EWR-Beitritt und 

Antrag der Bundesräte Dr. Schambeck, Strut­
zenberger, Mag. Lakner betreffend Mitwirkungs­
rechte der Länder und des Bundesrates in Angele­
genheiten der Europäischen Integration. 

Ich bitte elen Herrn Staatssekretär Dr. Peter 
Jankowitsch um seine Erklärung. 

9.18 
Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Peter 

Jankowitsch: Herr Präsident! Hoher Bundesrat! 
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Das sich beschleunigende Tempo der Europäi­
schen Integration, nicht nur was Österreich be­
trifft, sondern überhaupt in der integrationspoli­
tischen Landschaft Europas, hat die Bundesregie­
rung bewogen. ihren Dialog mit den parlamenta­
rischen Organen. nicht zuletzt mit der Länder­
kammer, in Fragen der Europäischen Integration 
zu intensivieren. 

Ich danke daher dem Bundesrat für die Gele­
genheit, heute in Vertretung des Bundeskanzlers 
zu einigen wichtigen Fragen der innerösterreichi­
schen Integrationspolitik Stellung nehmen zu 
können. (Der Prä si d e 111 übernimmt den Vor­
sitz.) 

Meine Damen und Herren! Hoher Bundesrat! 
Nicht erst seit dem Tag der AntragsteIlung an die 
Europäischen Gemeinschaften. sondern seit 
praktisch 45 Jahren betreibt die Republik Öster­
reich eine konsequente und erfolgreiche Europa­
politik. Ziel dabei war immer die Teilnahme an 
den fortgeschrittensten Formen der Europäi­
schen Integration. und dies in einem Rahmen, der 
es einer maximalen Zahl industrieller Demokra­
tien ermöglicht. an diesem Integrationswerk mit­
zuwirken. 

In ihrem Gutachten vom 31. Juli dieses Jahres 
hat die Europäische Kommission erstmals und 
eindeutig eine österreichische Mitgliedschaft in 
den Europäischen Gemeinschaften befürwortet. 
Das, meine Damen und Herren, ist ein entschei­
dender Durchbruch und stellt Österreich eindeu­
tig an die Spitze der europäischen Demokratien, 
die Anspruch darauf haben, Teil der Europäi­
schen Gemeinschaften zu werden. Ausdrücklich 
betont dieses Gutachten das hohe wirtschaftliche 
und soziale Niveau Österreichs, die führende 
Stellung unseres Landes in der europäischen Um­
weltpolitik und, ganz allgemein, die Solidität und 
Stabilität seiner gesellschaftlichen Ordnung. 

Hoher Bundesrat! Wir sind damit auf dem gu­
ten Weg, einen Auftrag zu erfüllen, den nicht zu­
letzt auch dieses Hohes Haus, der Bundesrat, ein­
stimmig der Bundesregierung im Juni 1989 erteilt 
hat. Es scheint daher nunmehr möglich, ja sogar 
wahrscheinlich zu sein, daß ein österreichischer 
Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften 
Mitte der neunziger Jahre vollzogen werden 
kann. 

Die Frage bleibt freilich offen, in welcher Wei­
se Österreich den nicht unbeträchtlichen Zeit­
raum überbrücken kann, der zwischen der jetzt 
bald bevorstehenden Vollendung des großen Eu­
ropäischen Binnenmarktes, nämlich am ersten 
Jänner 1993, und diesem Beitrittsdatum steht. In 
diesen zwei, drei Jahren wird es darauf ankom­
men, die österreichischen Positionen auf den 
Märkten der Europäischen Gemeinschaft zu ver­
teidigen, um zu verhindern, daß protektionisti-

sche Auswirkungen des EG-Binnenmarktes nega­
tive Folgen für die österreichische Wirtschaft zei­
tigen. 

Aus diesem Grund, vor allem aus diesem 
Grund, ist es für Österreich von großer Bedeu­
tung, daß die Verhandlungen über die Schaffung 
eines Europäischen Wirtschaftsraumes erfolg­
reich abgeschlossen werden können. 

Meine Damen und Herren! Wir befinden uns 
derzeit in einer kritischen Verhandlungsphase, in 
der vor allen Dingen eine Frage im Zentrum der 
Diskussion steht, nämlich die Frage eines, wenn 
Sie so wollen, Solidaritätsbeitrages der eher sehr 
reichen oder reichen EFTA-Staaten an die weni­
ger entwickelten EG-Staaten, vor allem im medi­
terranen Raum, die sogenannte Kohäsionsfrage. 

Während im Bereich der Öffnung der EFT A­
Staaten für landwirtschaftliche Produkte aus den 
südlichen EG-Ländern weitgehende Überein­
stimmung erzielt wurde. bestehen in anderen Fra­
gen nach wie vor Gegensätze, Diskrepanzen. Es 
geht unter anderem um den Zugang zu den Fi­
schereigründen Norwegens und Islands. insbeson­
dere für Spanien und Portugal, aber auch um den 
Anspruch von EFT A-Staaten wie Island und Nor­
wegen auf freien Marktzugang für ihre Fische 
und Fischereiprodukte. Auch die Einrichtung ei­
nes Kohäsionsfonds der EFT A zugunsten der 
südlichen EG-Mitgliedstaaten ist noch Gegen­
stand von Verhandlungen. 

Zu klären sind auch noch wichtige Fragen im 
Bereich der Verkehrspolitik. Da besteht ohne 
Zweifel ein Zusammenhang zwischen dem Zu­
gang der EFTA-Staaten zum Verkehrsmarkt der 
Gemeinschaft allgemein und den bilateralen Ge­
~prächen, die zwischen der Schweiz einerseits, 
Osterreich andererseits und den Gemeinschaften 
insbesondere in der Frage des alpenüberqueren­
elen Transits stattfinden. 

Es ist allerdings ein Silberstreif auf dem Hori­
zont zu erkennen. Letzte Gespräche, die erst ver­
g:mgenes Wochenende zwischen dem österreichi­
schen Bundesminister für Verkehr und öffentli­
che Wirtschaft 01'. Rudolf Streicher, dem 
Schweizer Verkehrsminister Ogi, der Vorsitzen­
den des EG-Verkehrsministerrates, der nieder­
ländischen Verkehrsministerin Maij-Weggen, und 
dem zuständigen EG-Kommissar van Miert statt­
fanden, lassen erstmals einen positiven Abschluß 
der Transitverhandlungen unter Berücksichti­
gung aller wichtigen Prinzipien, die die Interessen 
der Menschen und der Umwelt in Österreich be­
treffen, erhoffen. 

Meine Damen und Herren! Würden nämlich 
aus diesen und aus anderen Gründen die EWR­
Verhandlungen scheitern, so wäre das nicht nur 
aus österreichischer Sicht ein schwerer Rück-
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schlag, es wäre auch das falsche europäische Si­
gnal zur falschen Zeit. Es geht ja heute um eine 
möglichst breite Einbeziehung aller Staaten in 
den Integrationsprozeß. Das ist ja, wie schon ge­
sagt, immer ein Ziel der österreichischen Integra­
tionspolitik gewesen. Eine solche Politik scheint 
aber wenig erfolgversprechend zu sein, wenn es 
nicht einmal gelingt, zwischen den einander sehr 
nahestehenden Staaten der EG und der EFT A ein 
Abkommen über die Schaffung eines Europäi­
schen Wirtschaftsraumes zu erstellen. 

Hoher Bundesrat! Es stehen also wichtige Inte­
grationsschritte Österreichs unmittelbar bevor. 
Es ist daher gerade in einem solchen Moment er­
forderlich, daß wir uns in Gesetzgebung und 
Vollziehung, in Bund und Ländern gemeinsam 
zunehmend mit der Frage auseinandersetzen, wie 
wir die Chancen einer vollen und gleichberechtig­
ten Teilnahme Österreichs am Prozeß der Euro­
päischen Integration optimal nutzen können, ne­
gative Folgen minimieren können. 

Hier ist es zunächst notwendig, dafür Sorge zu 
tragen, daß die innerösterreichischen Strukturen 
so angepaßt werden, daß unsere Vorstellungen 
von Demokratie und Föderalismus gewahrt blei­
ben, daß sie auch in einem europäischen Kontext 
optimal umgesetzt werden, daß sie durch die Inte­
gration keinen Schaden erleiden. Denn eines muß 
mit aller Deutlichkeit gesagt werden, meine Da­
men und Herren, Hoher Bundesrat: Mehr Inte­
gration darf nic~t wenig.er Föderalismus bedeuten 
(Beifall bei SPO lind 0 V P) und schon gar nicht 
weniger Demokratie! 

Ich halte diesen Aspekt für absolut vordring­
lich, da wir verpflichtet sind - wieder gemeinsam 
-, gegenüber der österreich ischen Bevölkerung 
eindeutig klarzustellen, daß ein Beitritt zur Eu­
ropäischen Gemeinschaft keinesfalls den Verzicht 
auf unsere bundesstaatliche, demokratische und 
föderalistische Identität bedeutet. Und eine sol­
che Klarstellung ist meines Erachtens ein zentra­
les Element auch für die breite Akzeptanz unse­
res Beitrittsschrittes in allen Bundesländern. 

Ich bin davon überzeugt. daß es dem Bundes­
verfassungsgesetzgeber gelingen wird, solche 
Vorkehrungen zu treffen, die eine optimale Be­
teiligung aller Organe der Bundesgesetzgebung 
an der integrationspolitischen Entscheidungsfin­
dung sicherstellen. Die Formen, die er dabei wäh­
len wird, liegen in der Hoheit dieses anderen Ho­
hen Hauses. 

Hoher Bundesrat! Ich möchte hier aber auch 
etwas anderes ganz besonderes betonen: Födera­
lismus und Mitgliedschaft bei den Europäischen 
Gemeinschaften sind kein gegensätzliches Be­
griffspaar. Die heute bestehenden und auch künf­
tig zu erwartenden rechtlichen Strukturen der 
Gemeinschaft stehen einem bundesstaatlichen 

Aufbau der Mitglieder der EG nicht entgegen. Si­
cherlich ist es richtig, daß die meisten heutigen 
Mitglieder der Gemeinschaften eher zentralstaat­
lich organisiert sind und die Europäische Ge­
meinschaft in ihrer heutigen Form noch viel auf 
den Gebieten Regionalismus, Föderalismus, loka­
le Selbstverwaltung dazulernen muß. Anderer­
seits sind aber auch neue und vielversprechende 
Tendenzen zum Regionalismus und Föderalismus 
besonders auch im EG-Raum zu beobachten, und 
es befaßt sich auch die Debatte um die politische 
Umstrukturierung eier Gemeinschaften im Rah­
men eies großen Projekts Europäische Politische 
Union ausdrücklich mit dem Gedanken der Sub­
sidiarität. auf dem ja die Stärke vieler föderalisti­
scher Einrichtungen beruht. 

Ich glaube daher, daß föderalistischen Werten 
und auch dem regionalen Ansatz im künftigen 
Europa ein ganz hoher Stellenwert zukommen 
wird. Es wäre sicher falsch verstandene Integra­
tion, sie als Nivellierung, europaweite Identitäts­
losigkeit zu sehen. Die Stärke unseres Kontinents, 
unseres Europas, meine Damen und Herren, wa­
ren immer wieder seine Diversität, sein Pluralis­
mus, der Wettbewerb der Ideen und der Kultu­
ren. 

Gleichzeitig brauchen wir ein Europa der Re­
gionen. in dem die Grenzen ihren trennenden 
Charakter verlieren und grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zur Selbstverständlichkeit wird. 
Nur so können wir erreichen, daß das Wiederauf­
leben historischer Gegensätze und das Aufkom­
men neuer Spannungen vermieden werden kön­
nen, daß Europa sich in Frieden, Stabilität und 
Prosperität weiterentwickeln kann. 

Natürlich verlangen die Probleme der moder­
nen postindustriellen Gesellschaft immer stärker 
Lösungen, die die Grenzen der heutigen Natio­
nalstaaten überschreiten. Die Reinhaltung von 
Luft und Wasser, eine effiziente und umwelt­
freudliche Organisation des Verkehrswesens, wie 
wir es in den Transitverhandlungen angestrebt 
haben, Forschung, Technologie, aber letztlich 
auch die Sicherung der sozialen Rechte der Men­
schen verlangen in einer immer interdependente­
ren und in einer immer mehr internationalisier­
ten Wirtschaft ein enges Zusammenwirken vor al­
lem der europäischen Staaten. 

Aber noch einmal: Das darf nicht dazu führen, 
meine Damen und Herren, daß alles von einer 
zentralen Stelle aus geregelt wird. Im Gegenteil: 
In unserer immer komplexeren Gesellschaft muß 
besonders darauf geachtet werden, daß alle Ent­
scheidungen unter Beteiligung des mündigen 
Staatsbürgers getroffen werden, denn nur so kann 
die Politik den Menschen verständlich gemacht 
werden. 
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Das Gelingen dieses Projekts "Europa" hängt 
daher davon ab, daß nicht Zentralismus, sondern 
Föderalismus, Regionalismus und Subsidiarität 
grundlegende Organisationskriterien werden be­
ziehungsweise bleiben. Und ich glaube, daß gera­
de Österreich als Mitglied der Europäischen Ge­
meinschaften einen wesentlichen Beitrag dazu lei­
sten könnte, diese Grundgedanken der sozialen 
Organisation auch in Europa weiterzuverbreiten. 

Hoher Bundesrat! Aus all diesen Erwägungen 
halte ich eine aktive Mitwirkung und ein starkes 
Engagement jener Einrichtungen, die die födera­
len Interessen Österreichs vertreten - wie etwa 
diese Länderkammer -, an der Gestaltung der 
österreichischen Integrationspolitik für ein un­
verzichtbares Erfordernis, wenn wir die Summe 
aller österreichischen Interessen wahren wollen. 

Der vom Verfassungsdienst des Bundeskanzler­
amtes ausgearbeitete Entwurf einer Novelle zum 
Bundes-Verfassungsgesetz bietet dafür wichtige 
Ansatzpunkte. Ich bin davon überzeugt, daß sich 
auf seiner Grundlage, auf der Grundlage der Stel­
lungnahme der Bundesländer, eine Lösung dieser 
demokratiepolitisch zentralen Frage der Mitwir­
kung der Bundesländer am Integrationsprozeß 
finden lassen wird. 

Mit Sicherheit ist in diesem Rahmen die Frage, 
wer die Länder besonders in den Fragen der Inte­
grationspolitik gegenüber dem Bund vertritt, ein 
Punkt von zentralem Interesse und ein Element 
dieser demokratischen Diskussion. In diesem Zu­
sammenhang werden ohne Zweifel auch die 
Überlegungen des Bundesrates zu dieser Frage 
gebührende Aufmerksamkeit finden müssen. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Hoher Bundesrat! Die Geschichte der EG-Staa­
ten, insbesondere der kleineren unter ihnen, zeigt 
sehr eindeutig, daß die Europäischen Gemein­
schaften kein Koloß sind, kein Moloch, der seine 
Kinder auffrißt. Die Integration frißt also ihre 
Kinder nicht auf. Auch kleine Mitgliedstaaten 
können durch aktive, initiative und kluge Politik 
Entwicklungen zu ihren Gunsten steuern bezie­
hungsweise einleiten. Aber dazu bedarf es gründ­
licher Vorbereitung. 

Dazu einige Worte, Herr Präsident. Hoher 
Bundesrat! Notwendig sein werden zuerst eine 
Reform, weitere Reformschritte im Bereich der 
österreichischen Rechtsordnung. Dabei geht es 
nicht - und das möchte ich mit allem Nachdruck 
hier feststellen - lediglich um eine passive An­
nahme, Anpassung, Übernahme von EG-Recht, 
um eine Anpassung nur an den heute bestehen­
den Acquis Communautaire, den Rechtsbestand 
der Gemeinschaften. sondern es geht hier um Ge­
ben und Nehmen, um eine gegenseitige Durch­
dringung mit wichtigen Rechtsgrundsätzen - ich 
habe vorhin die des Bundesstaates erwähnt -

und vor allen Dingen darum, das österreichische 
Recht so zu gestalten, daß unsere politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Zielvorstellungen 
unter Ausnutzung weiter Spielräume, die auch 
das heutige EG-Recht gewährt, verwirklicht wer­
den können. Denn, meine Damen und Herren, 
ein nicht unbeträchtlicher Teil des EG-Rechtsbe­
standes besteht ja nicht aus zwingenden, in jedem 
Buchstaben festgelegten Verordnungen, sondern 
aus Richtlinien, in deren Rahmen der nationalen 
Gestaltungsfreiheit viel Spielraum gelassen ist. 
Darauf möchte ich besonders verweisen. 

Das Bundeskanzleramt wird gemeinsam mit al­
len anderen Bundesministerien und den Bundes­
ländern in nächster Zeit vermehrt die Erstellung 
und auch die Umsetzung von Konzepten betrei­
ben, wie befürchtete negative Folgen eines öster­
reichischen EG-Beitritts vermieden oder zumin­
dest auf ein Mindestmaß reduziert werden kön­
nen, auch durch eine rechtzeitige Anpassung der 
österreichischen Rechtsordnung. 

Einiges Wesentliche ist in diesem Bereich 
schon geschehen. Aber viele jener Fragen, die von 
besonderem Interesse für die Bundesländer sind, 
wurden im Rahmen der Arbeitsgruppe EG/Fö­
deralismus des Bundeskanzleramtes bereits ange­
sprochen. 

Ich denke hier zum Beispiel an das öffentliche 
Vergabewesen. In diesem Bereich arbeitet der 
Verfassungsdienst an einem Entwurf für entspre­
chende gesetzliche Regelungen für Vergaben 
durch den Bund. an einem Entwurf, der in den 
nächsten Wochen zur Begutachtung versendet 
werden soll. 

Besonders verweise ich auf die bereits abge­
schlossenen, ich glaube, sehr konstruktiven Ar­
beiten der Expertengruppe Liegenschaftsverkehr 
unter der Leitung des Bundesministers für Föde­
ralismus im Bundeskanzleramt, die sehr wichti­
gen Vorarbeiten zu einem Thema geleistet hat, 
das ja gerade in den Bundesländern höchste Auf­
merksamkeit findet, nämlich dem Schutz von 
Grund und Boden. Diese Arbeitsgruppe, meine 
Damen und Herren, die ein gebrauchsfertiges 
Modell zu Handen des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und aller, die damit zu tun haben, 
geschaffen hat, hat mit allem Recht auf die vielen 
Möglichkeiten hingewiesen, die auch eine künfti­
ge europäische Rechtsordnung eröffnet, den Aus­
verkauf von österreichischem Grund und Boden 
zu vermeiden, zum Schutz der ortsansässigen Be­
völkerung zu verhindern. Ich glaube, daß es 
schon eine ganze Reihe von gebrauchsfertigen 
Lösungsvorschlägen gibt, die einer raschen Reali­
sierung bedürfen beziehungsweise dazu geeignet 
sind. 

Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Vor einiger 
Zeit hat es Meldungen gegeben, wonach bei ei-

545. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 104

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 545. Sitzung - 10. Oktober 1991 25327 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Peter Jankowitsch 

nem österreichischen EG-Beitritt 1 400 neue Ge­
setze erforderlich wären. Dies trifft natürlich 
nicht zu. Das Bundeskanzleramt hat im April die­
ses Jahres genaue Listen den Ressorts in Wien, 
den Landesregierungen, den Landeshauptstädten 
übermittelt, aus denen hervorgeht, welche 
Rechtsnormen der Europäischen Gemeinschaft 
im Rahmen einer Teilnahme am Europäischen 
Wirtschaftsraum für die österreichische Rechts­
ordnung wirklich relevant wären. Zu etwa 1 170 
der insgesamt rund 1 300 zu berücksichtigenden 
Normen der Europäischen Gemeinschaften lie­
gen nun Stellungnahmen vor. Daraus ergibt sich 
- das ist für dieses Hohe Haus sicher von Interes­
se - . daß voraussichtlich etwa 140 Gesetze und 
Verordnungen des Bundes zu ändern beziehungs­
weise zu erlassen sind. Also eine Zahl. die sich 
sehr entscheidend von der Zahl 1 400 unterschei­
det und zeigt, daß es zwar ein beachtliches, aber 
nicht ein unüberwindbares Arbeitspensum geben 
wird. 

Relevant für die Bundesländer sind 
390 EG-Rechtsakte. Auch da ist der Änderungs­
bedarf ein relativ kleiner. In etwa 70 landesgesetz­
lichen Berei~hen, 30 Landesverordnungsberei­
chen werden Anderungen erforderlich sein. 

Diese wenigen Zahlen, meine Damen und Her­
ren, belegen eindeutig. wie sehr Österreich ja 
schon heute ein fester Bestandteil der europäi­
schen Rechtsordnung ist. Sie zeigen aber auch, 
daß eine Teilnahme Osterreichs am europäischen 
Integrationsprozeß kein Bruch. kein dramati­
scher Bruch mit der Vergangenheit ist, sondern 
die logische Fortsetzung einer Politik. die wir seit 
Jahren konsequent beschritten haben. 

Die Bundesregierung ist daher bemüht. bei die­
sem Prozeß der Rechtsreform im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten allen Beteiligten Hilfe und Unter­
stützung zu bieten. Zu diesem Zweck werden 
Leitlinien für legistische Arbeiten erstellt, die es 
allen, die mit dieser Arbeit befaßt sind, erleich­
tern sollen, diese sicher nicht immer leichte Auf­
gabe zu erfüllen. 

Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Ein Erfolg 
der Integrationsbemühungen Österreichs ver­
langt natürlich einen breiten innerösterreichi­
schen Konsens, Unterstützung der österreichi­
schen Bevölkerung für den Kurs. den Bundesre­
gierung und Parlament in dieser Frage einge­
schlagen haben. Noch intensiver als bisher 
müssen wir uns daher mit den Sorgen und Äng­
sten, den echten und den vermeintlichen, der 
österreichischen Bevölkerung auseinandersetzen. 

Umfrageergebnisse der letzten Zeit, Anstieg 
c!er Zahl jener, die Bedenken gegen einen Beitritt 
Osterreichs zu den Europäischen Gemeinschaf­
ten äußern, weisen auf diese Notwendigkeit hin, 
die Notwendigkeit, den Informationsfluß auf al-

len Ebenen gegenüber dem österreichischen Volk 
zu intensivieren. Gefragt dabei ist nicht undiffe­
renzierte Propaganda, sondern ein möglichst um­
fassender I?ialog, der auch auf die - ich sagte es 
schon - Angste und Sorgen jener eingeht, die 
glauben, vom Integrationsprozeß betroffen zu 
sein. und die wirklich davon betroffen sind. 

In einer Demokratie, meine Damen und Her­
ren, kann aber die Verantwortung für diesen In­
formationsfluß nur eine Gemeinschaftsaufgabe 
sein. Es sind alle politisch Verantwortlichen~ die 
Interessenvertretungen. die Sozialpartner. die 
Medien, aber auch die Wissenschaft aufgefordert. 
sich diesem Dialog gemeinsam zu stellen, jeder 
auf seinem Feld. 

Meine Damen und Herren! Verstehen Sie mich 
richtig: Wenn ich auch hier in diesem Bereich 
dem Subsidiaritätsprinzip das Wort rede, so sol­
len damit nicht Aufgaben abgewälzt werden, zu 
denen sich die Bundesregierung auch im Infor­
mationsbereich selbstverständlich bekennt. Im 
Gegenteil. Ich bekenne mich ausdrücklich dazu. 
daß der Bundesregierung und ihren dazu berufe­
nen Organen die Aufgabe zukommt, in klaren 
und verständlichen Worten immer wieder die 
Haltung der Bundesregierung zu diesen Fragen 
darzustellen. 

Daher wird die Bundesregierung auch in Zu­
kunft alles tun, um die Grundinformation. das 
Rohmaterial, wenn Sie so wollen. bereitzustellen. 

Es sind insbesondere zwei Gruppen von Publi­
kationen geplant: eine Broschürenreihe, in der 
für das breite Publikum, für ein weniger fachlich 
vorgebildetes Publikum in verständlichen Worten 
Themen der Integration aufgegriffen und erläu­
tert werden sollen. Eine erste solche Information 
stellt das "EWR-ABC" dar, das schon am Ende 
dieses Sommers erschienen ist. Weitere Broschü­
ren werden Themen behandeln wie Umwelt. Le­
bensmittelrecht, Bildung, Wissenschaft und For­
schung, soziale Fragen der Integration. Dazu wer­
den konkrete, in die Tiefe gehende Studien zu 
Themen im Zusammenhang mit der Teilnahme 
am Integrationsprozeß kommen, wofür eine eige­
ne Schriftenreihe vorgesehen ist. In dieser Schrif­
tenreihe ist ebenfalls vor einigen Tagen der erste 
Band, eine Studie über die fundamentalen 
Rechtsgrundlagen einer EG-Mitgliedschaft. er­
schienen, das heißt eine Studie. die die Erfahrun­
gen anderer europäischer Demokratien beim 
Hineinwachsen in die Integration darstellt, ein 
Thema, das weit über den Kreis der Rechtskuncli­
gen hinaus Interesse finden wird. Diese Arbeit 
von hervorragenden Experten des Völkerrechts 
und des Europarechts, der Professoren bezie­
hungsweise Dozenten Griller, Maislinger und 
Reindl, zeigt auf, wie die bisherigen Mitgliedstaa­
ten der EG unter anderem die verfassungsrechtli­
chen Aspekte ihrer Mitgliedschaft gelöst haben. 
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Weiters will die Bundesregierung gewährlei­
sten. daß auch ganz moderne Mittel der Kommu­
nikation zum Einsatz kommen, wenn es um die 
Information der Bevölkerung geht. Wir werden 
daher im Rahmen einer beschränkten Ausschrei­
bung fünf der bedeutendsten österreichischen 
Werbeagenturen einladen. mit uns gemeinsam 
Themen der Europäischen Integration zu behan­
deln, und auch da in einer offensiven, aber offe­
nen Form auf die großen Chancen und Möglich­
keiten hinweisen, die die Integration bietet. 

Hoher Bundesrat! Sich in einem dynamischen, 
schnell verändernden Europa zu behaupten be­
deutet auch, daß Österreich über eine ausreichen­
de Zahl europagerecht geschulter Experten ver­
fügen muß. Neue Herausforderungen können nur 
dann bewältigt werden, wenn die Frage der Quali­
fikation für den Integrationsprozeß im Bereich 
der öffentlichen Verwaltung, im Bund, in den 
Ländern, in den Gemeinden und natürlich auch 
in der privaten Wirtschaft gelöst wird. 

Die Bundesregierung hat daher ein EG-Perso­
nalkonzept ausgearbeitet. das sicherstellen soll. 
daß die notwendige Europaexpertise, das fachli­
che Wissen zur rechten Zeit und am rechten Ort 
vorhanden sind. In diesem Konzept wird beson­
derer Wert auf die Zusammenarbeit mit den Bun­
desländern. mit den Landesregierungen gelegt. 

Ein Element dieses Personalkonzeptes sieht 
vor. daß im Rahmen der Verwaltungsakademie 
des Bundes ein neuer mehrmonatiger Lehrgang 
unter dem Titel .,Europaakademie" zur besseren 
Vorbereitung auf den Integrationsprozeß einge­
richtet wird. Der Zugang zu diesen Lehrgängen 
wird auch Landesbediensteten offenstehen. 

Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Lassen Sie 
mich zum Schluß kommen und betonen. daß Mit­
gliedschaft in den Europäischen Gemeinschaften 
sicher nicht die automatische und sichere Lösung 
all unserer Probleme bedeutet. aber auch nicht 
die Entmachtung der heutigen politischen Gesell­
schaft Österreichs. Nochmals: Wie die Geschichte 
der Gemeinschaft zeigt - und ich versuche im­
mer wieder, mich davon zu überzeugen, in Ge­
sprächen mit Vertretern vor allem kleinerer EG­
Mitgliedstaaten, Dänen, Iren, Belgier, Holländer 
-. können gerade auch kleinere und mittlere 
Mitglieder der Gemeinschaften ihre Interessen in 
optimaler Weise wahrnehmen und wichtige Im­
pulse setzen. 

Ob wir es wollen oder nicht, ein neues Europa 
kommt auf uns zu. Und die Europäischen Ge­
meinschaften werden darin eine führende und 
zentrale Rolle spielen. Wollen wir an diesem neu­
en Europa teilhaben, unsere Tradition des euro­
papolitischen Engagements und der Solidarität 
fortsetzen, dann führt kein Weg an dieser Ent­
scheidung vorbei. Dies bedeutet aber auch, daß 

wir uns in Österreich raschest die Frage stellen 
müssen, welches Europa wir eigentlich wollen 
und welche unsere Beiträge sein sollen. Soziale 
Gerechtigkeit, adäquater Schutz unserer Umwelt, 
des Lebensraums, ein hoher Gesundheitsstan­
dard. ein ausgewogenes regionales, förderales Sy­
stem in Europa sind einige der Beispiele für Ele­
mente einer künftigen österreichischen Europa­
politik im Inneren der Europäischen Gemein­
schaften. 

Es gibt viele in Europa, die gerade in diesen 
Fragen auf österreichische Bei~.räge warten, da sie 
sich von einem EG-Mitglied Osterreich auf die­
sen Gebieten wichtige neue Initiativen erwarten. 
Wir können Problemen nicht dadurch auswei­
chen, daß wir einem integrationspolitischen En­
gagement aus dem Weg gehen. Viele der Fragen, 
die heute Ängste und Sorgen der Bevölkerung im 
Zusammenhang mit einem Beitritt hervorrufen. 
sind Probleme, die auf unsere eigenen Strukturen 
zurückzuführen sind. Sie werden mit oder ohne 
Mitgliedschaft bei den Europäischen Gemein­
schaften bewältigt werden müssen. Ich bin davon 
überzeugt, das Strukturreformen. Anpassungen 
an neue, globale Herausforderungen sich leichter 
als Teilnehmer an einem dynamischen europäi­
schen Prozeß bewältigen lassen. und zwar in ei­
nem Rahmen, der heute, Hoher Bundesrat, von 
den Europäischen Gemeinschaften vorgegeben 
ist, als von einem marginalisierten draußenste­
henden Kleinstaat. 

Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Wir stehen 
daher vor entscheidenden Weichenstellungen. 
Von unseren Entscheidungen der nächsten Jahre 
wird es abhängen, ob Österreich in einem Prozeß 
von einer immer mächtigeren politischen und 
wirtschaftlichen Gemeinschaft fremdbestimmt 
werden wird. Die Entwicklung in unserer Nach­
barschaft, aber auch bei manchen EG-Partnern 
geht immer mehr in Richtung Europäische Ge­
meinschaften. An ihr führt kein Weg vorbei. Da­
her ist die Alternative nicht Kleinmut, nicht Zu­
rückziehen. nicht das Draußenstehen, sondern im 
Bewußtsein unserer wirtschaftlichen. sozialen 
und ökologischen Errungenschaften uns der eu­
ropäischen Herausforderung zu stellen, um ge­
meinsam mit den anderen Europäern diesen Kon­
tinent mitzugestalten. Diese Chance, meine Da­
men und Herren, sollten wir uns nicht entgehen 
lassen. (Allgemeiner Beifall.) 9.46 

Präsident: Die Berichterstattung über Punkt 2 
hat Herr Bundesrat Erich Holzinger übernom­
men. Ich bitte ihn darum. 

Berichterstatter Erich Holzinger: Herr Präsi­
dent! Herr Staatssekretär! Hoher Bundesrat! In 
der Begründung des Antrages wird ausgeführt: 

Das Arbeitsübereinkommen zwischen SPÖ LInd 
ÖVP über die Bildung einer gemeinsamen Bun-
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desregierung für die Dauer der XVIII. Gesetzge­
bungsperiode des Nationalrates vom 17. 12. 1990 
sieht im Abschnitt "Föderalismus" vor, daß den 
österreichischen Ländern und dem Bundesrat im 
Integrationsprozeß und insbesondere in den Ver­
handlungen Österreichs mit der EG ein entspre­
chendes Informations- und Mitwirkungsrecht ein­
zuräumen ist. 

Das Bundeskanzleramt hat daher am 24. Juni 
1991 einen Entwurf einer Novelle zum Bundes­
verfassungsgesetz betreffend Mitwirkungsrechte 
der Länder in Angelegenheiten der Europäischen 
Integration in das Begutachtungsverfahren ge­
schickt und für die Begutachtung eine Frist mit 
6. September 1991 gesetzt. Im Rahmen des Be­
gutachtungsverfahrens wurden von den Länder.n 
und Gemeinden Stellungnahmen abgegeben, dIe 
vom Bund bei der Erstellung der Regierungsvor­
lage mitberücksichtigt werden sollen. 

Die EG-Arbeitsgruppe des Bundesrates hat in 
ihren Sitzungen am 4. und 26. September sowie 
am I. Oktober 1991 den genannten Bundesver­
fassungsgesetz-Entwurf beraten. 

In diesen Beratungen haben alle drei im Bun­
desrat vertretenen Fraktionen zum genannten 
Entwurf konkrete Mitwirkungsmöglichkeiten des 
Bundesrates entwickelt. 

Es wurde nunmehr jedoch beschlossen, diese 
nicht in die Entschließung aufzunehmen, um die 
Länder bei den weiteren Verhandlungen mit dem 
Bund über die Ausgestaltung dieser Novelle nicht 
zu präjudizieren. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat den gegenständlichen Entschließungsan­
trag in seiner Sitzung vom 8. Oktober 1991 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Annahme des 
Antrages zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus den 
An t rag, der Bundesrat wolle die dem schriftli­
chen Bericht angeschlossene Entschließung an­
nehmen. 

Diese lautet: 

Entschließung 

Die Bundesregiertll1g wird ersucht, in der Regie­
rungsvorLage betreffend die Bundesve/jassungsge­
setz-Novelle über Mint'irkllngsrechte der Länder in 
Angelegenheiten der Europäischen Integration 
eine den Grundsätzen des Artikels 24 B- VG über 
die Gesetzgebung des Bundes entsprechende Mit­
wirkung des Bundesrates arn Länderbeteiligungs­
verfahren vorzuschlagen. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein, die 
über die zusammengezogenen Punkte unter ei­
nem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Bundesrat AI­
brecht Konecny. Ich erteile dieses. 

9.5IJ .. 
Bundesrat Albrecht Konecny (SPO, Wien): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine Da­
men und Herren! Es ist ein zufälliges, aber bedeu­
tengsvolles Zusammentreffen, daß die An.~ähe­
rung - später vielleicht der Beitritt - Oster­
reichs an die EG mit einer grundsätzlichen Neu­
zeichnung der politischen Landkarte dieses 
Kontinents zusammentrifft. 

Die Dynamik, die der Prozeß der Europäischen 
Integration gewonnen hat, die vielen neuen Fa­
cetten, die heute in der Diskussion zu berücksich­
tigen sind, haben viel damit zu tun, daß es ja nicht 
um eine statische politische und ökonomische 
Landschaft geht, in der wir uns zu bewegen ha­
ben, sondern daß diese Landschaft selbst in ho­
hem Maße in Bewegung geraten ist. Es ist ein 
Faktum, daß nicht nur wir ständig unsere Positio­
nen und unsere politischen Schritte neu zu defi­
nieren haben, sondern daß vor allem auch unser 
Partner, die EG selbst, in dieser geänderten Land­
schaft nach Selbstorientierung, nach einer Be­
stimmung der eigenen Position sucht. - Das 
macht elen Prozeß der Integration, das macht den 
Prozeß unseres Hineinwachsens in die Europäi­
sche Gemeinschaft zugleich schwieriger und fas­
zinierender. 

Wenn politische Diskussionen über dieses The­
ma mit Rekursen auf die Vergangenheit geführt 
würden, so würde das diese Dimension nicht be­
rücksichtigen. Wir müssen in Rechnung stellen, 
was sich in den letzten Jahren an Rahmenbedin­
gungen hier in unserem Land, für unser Land und 
in der EG geändert hat. Wenn wir an jene vielen 
Jahre zurückdenken, in denen es ein gewichtiger 
Faktor in der österreichischen Integrationspolitik 
war, auszuloten, welche Integrationsschritte die 
Signatarmacht des Staatsvertrages Sowjetunion 
akzeptieren würde. akzeptieren könnte, und 
wenn wir das vergleichen mit einer heute völlig 
veränderten Situation auf diesem Kontinent, 
dann deutet das schon an, inwieweit und in welch 
gewaltigem Ausmaß Veränderungen stattgefun­
den haben. 

Das gilt aber auch in anderer Richtung. Wenn 
wir aus guten Gründen und mit großem Erfolg 
die Position unseres Landes an einer Nahtstelle 
des europäischen Kontinents, die Brückenfunk­
tion dieses Landes immer wieder betont haben, 
dann müssen wir heute - angesichts einer Ent­
wicklung, die wir ja alle begrüßt und bejubelt ha­
ben - feststellen, daß die Anderung der geopoli­
tischen Situation auch bedeutet, daß man keine 
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Brücke braucht, wenn keine Flüsse zu überbrük­
ken sind. Das Zusammenwachsen Europas orien­
tiert sich heute am Gravitationszentrum Brüssel. 

Wir werden also ein neues Bild dieses Konti­
nents zeichnen müssen, und zwar in einem Sy­
stem konzentrischer Kreise - auch wenn sie, 
geographisch gesehen, wenig kreisförmig sind -, 
in dem die Staaten Europas in unterschiedlicher 
Intensität mit der EG zusammenwirken oder ihr 
angehören. 

Und ich sage schon an dieser Stelle sehr deut­
lich: Auch und gerade aus österreichiseher Sicht 
gibt es zu diesem Konzept keine Alternative. So 
wichtig unsere Rolle in Mitteleuropa ist, so be­
deutsam es ist, daß wir unsere Möglichkeiten und 
Kenntnisse jenen Nachbarstaaten, mit denen uns 
auch eine geschichtliche Tradition verbindet, zur 
Verfügung stellen, so wenig kann es eine alterna­
tive Konzeption Mitteleuropas zu einem Konzept 
des zusammenwachsenden Gesamteuropa geben. 
Das wäre ein politischer Irrweg, der uns sozusa­
gen aus der A-Liga in die Unterklasse katapultie­
ren würde - mit all den Begleiterscheinungen, 
die Absteiger nun einmal zu tragen haben. 

Für ein fortgeschrittenes Industrieland mit ho­
her wirtschaftlicher Kraft und einem gewaltigen 
Wachstumspotential kann es kein anderes Ziel 
geben, als in dieser A-Kl::lsse des europäischen 
Kontinents erfolgreich und anregend mitzuarbei­
ten. 

Das Ziel ist unter den heutigen Bedingungen 
klar. Der Weg ist der der geduldigen und mühsa­
men Verhandlungen, wobei die Bundesregierung 
schon in ihrem ja noch unter teilweise anderen 
Rahmenbedingungen entstandenen berühmten 
"Brief nach Brüssel" klargemacht hat. daß es 
österreichische Interessen gibt, die wir auch im 
Rahmen der Beitrittsverhandlungen nicht preis­
geben können und auch nicht wollen. 

Daß nun seit geraumer Zeit über eine wichtige 
Zwischenstufe dieses Weges, nämlich über die 
Schaffung des Europäischen Wirtschaftsraumes, 
hart und mühsam verhandelt wird, gibt uns einen 
Vorgeschmack darauf, daß die Akzeptanz dieser 
österreichischen Interessen durch die Europäi­
sche Gemeinschaft nichts ist, was man als selbst­
verständlich voraussetzen kann. 

. Es prallen die Eigeninteressen der EG, einzel­
ner EG-Staaten und jener Staaten, die in der 
EFT A verbunden sind, aufeinander; es gibt klare 
Interessengegensätze. Europa in diesem Sinne ist 
kein Begriff der politischen Lyrik, sondern das ist 
nackte und harte Interessenpolitik. Das müssen 
und sollen wir zur Kenntnis nehmen, und das sol­
len wir auch den Menschen in unserem Land 
nicht verheimlichen. 

Herr Staatssekretär Jankowitsch hat von jenem 
"Silberstreifen der Hoffnung" gesprochen, der 
sich in der für große Teile unseres Landes so exi­
stenzbedeutsamen Transitfrage nun doch abzu­
zeichnen scheint. Ich glaube, an dieser Stelle hat 
sich Verkehrsminister Streicher ein Wort der An­
erkennung verdient, der in einem wirklich ein­
drucksvollen Belanceakt die Interessen sowohl 
der betroffenen Bevölkerung als auch der Wirt­
schaft unseres Landes erfolgreich vertreten hat, 
und das in einer Art und Weise, wodurch ein gu­
tes Klima der Verhandlungen mit der EG stets 
aufrechterhalten werden konnte. 

Für Österreich hätte die Zwischenstufe EWR 
gewaltige Bedeutung, und zwar in mehrfacher 
Hinsicht. Einmal im Sinne eines in seiner Dauer 
zunächst einmal gar nicht abschätzbaren Rah­
mens für den ohnehin erforderlichen Anpas­
sungsprozeß, zweitens als Wahrheitsbeweis ge­
genüber vielen Skeptikern im österreichischen 
Volk, daß das Mitarbeiten in diesem Europäi­
schen Wirtschaftsraum und damit auch die Über­
nahme von Normen und Regelungen der EG kei­
neswegs bedeutet, daß wir dadurch unsere Selbst­
ständigkeit, unsere Identität und auch unsere Pro­
blemlösungskapazität im Land preisgeben. - Um 
diesen Anpassungsprozeß, um diese Vorbereitun­
gen geht es jetzt. 

Ich möchte dem Herrn Staatssekretär für die 
freundlichen - man könnte sagen: lobenden -
Worte, die er für die Initiative des Bundesrates 
gefunden hat, einen Beitrag in der Diskussion zu 
leisten, wie das Verfassungsgefüge unseres Landes 
neu konzipiert werden kann, herzlich danken. 

Ich möchte dem künftigen Herrn Minister 
Weiss ein sozusagen schön gebundenes Exemplar 
für den nächsten Schreibtisch mitgeben, in der 
Hoffnung, daß diese Vorschläge auch dort in Er­
innerung an die Mitwirkung in diesem Haus ge­
bührende Beachtung finden. Aber ich möchte 
mich meritorisch mit diesem Teil der Debatte 
deshalb nicht beschäftigen, weil ich ja dieser Ar­
beitsgruppe selbst nicht angehört habe und ich es 
für angemessener halte, wenn dazu Mitglieder 
dieser Arbeitsgruppe im Detail Stellung nehmen. 

Aber eine Randbemerkung sei mir doch gestat­
tet: Es ist ja nicht so, daß sich ein föderalistisch 
konzipiertes Österreich an einer EG orientiert, 
die aus lauter finster zentralistischen Partnerstaa­
ten besteht und wo sozusagen der" Überzentralis­
mus" in Brüssel daheim ist. - Ich habe es immer 
für eine besonders interessante Entwicklung ge­
halten, daß gerade in jenen traditionell und zum 
Teil seit Hunderten Jahren zentralistisch ausge­
richteten EG-Mitgliedstaaten in der Phase ihrer 
EG-Mitgliedschaft ein Prozeß der Devolution 
von Macht, der Föderalisierung in Gang gekom­
men ist. 
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Die klassischen Zentralstaaten Frankreich und 
Italien haben lange nicht in dem Ausmaß, wie das 
bei uns erreicht ist, in dieser Phase ihre Regionen 
geschaffen und mit wachsenden Kompetenzen 
ausgestattet. 

Es ist im Vereinigten Königreich von Großbri­
tannien eine Debatte über vergleichbare Entwick­
lungen - vorläufig mit geringen Konsequenzen 
- in Gang gekommen. 

Es hat - aus zugegebenermaßen anderen 
Gründen - das zentralistisch organisierte Bel­
gien eine sehr föderale Lösung für seine Proble­
me gesucht. Und ich glaube, das sollte uns ermu­
tigen in der Hoffnung und Erwartung, daß die 
Teilnahme an der EG, die Mitgliedschaft in der 
EG nicht bedeutet, daß das in diesem Land so 
bewährte Prinzip des Föderalismus seine Kraft 
und seine Wirksamkeit verlieren sollte. 

Ich möchte aber diese Gelegenheit nützen, vor 
allem auch auf jenen Gesichtspunkt einzugehen, 
den Herr Staatssekretär lankowitsch im letzten 
Teil seines Berichtes berührt hat. 

Der Beitritt zur EG ist nicht etwas, was ledig­
lich in Expertenzirkeln und in Politikerkreisen 
vorbereitet und beschlossen werden kann: Es ist 
für Demokraten keine Frage, daß ein derart be­
deutsamer, derart tief in die Struktur eines Lan­
des eingreifender Schritt nur - ganz unabhängig 
davon, wie die Verfassungslage wäre - mit der 
bekundeten Zustimmung des Souveräns. des Bür­
gers unserer demokratischen Republik, vorge­
nommen werden kann. 

Es haben sich alle Parteien darauf verstanden 
- und zwar von allem Anfang an -, daß eine 
Volksabstimmung erforderlich ist, um Österreich 
diesen Schritt zu ermöglichen. 

Das Instrument der Volksabstimmung, die Be­
fragung des demokratischen Souveräns, ist nicht 
frei von Risken, weil es sicherlich nicht möglich 
ist, jedem einzelnen Bürger die gesamte Palette 
an Informationen und Kenntnissen zu vermitteln, 
die zu diesem Thema bedeutsam und in manchen 
Aspekten vielleicht sogar entscheidend sein kön­
nen. 

Was wir aber jedenfalls tun müssen, ist, irratio­
nale Ängste ernst zu nehmen, indem wir sie hin­
terfragen und dann versuchen, jene Antworten zu 
geben, die diese Ängs~~ nicht besänftigen, son­
dern ihnen die meiner Uberzeugung nach unrich­
tigen Grundlagen entziehen. Das Überzeugen der 
Menschen, das Informieren der Menschen ist al­
lerdings eine Aufgabe, die nicht allein auf der 
Bundesregierung lasten kann - so verdienstvoll 
die Bemühungen um eine Informationskampagne 
sind. 

Wenn wir uns in diesem Haus, aber auch im 
Nationalrat, in vielen politischen Erklärungen 
alle dazu verstanden haben, diesen Weg nach 
Brüssel gemeinsam anzutreten, dann dürfen jetzt 
keine Fußmaroden auf dem Weg zurückbleiben, 
und es darf niemand - der Bequemlichkeit hal­
ber - in Seitenwege abzweigen. Um es noch 
deutlicher zu sagen: Diese Debatte ist wahrlich 
nicht der Boden, auf dem sich irgendeine der Par­
teien, die grundsätzlich den Weg nach Europa 
mitträgt, ihr politisches Kleingeld verdienen darf. 

Es gibt in vielen Gruppen der Bevölkerung -
aus deren spezifischer Situation heraus erklärbar 
- Befürchtungen. Ängste, negative Erwartun­
gen. Ich weiß schon: Die Versuchung ist groß, 
sich zum ?precher - zum scheinbaren Sprecher 
- dieser Angste zu machen. Die Versuchung ist 
groß, daraus politisches Kapital zu schlagen. 

Wir werden nicht in allen Fragen, die auf dem 
Weg nach Brüssel zu beantworten sind, einer 
Meinung sein. Es wird zwischen uns aus politi­
schen Gründen harte Diskussionen geben, und es 
ist völlig legitim. daß Gruppen der Bevölkerung 
in diesem Diskussionsprozeß ihre Interessen ver­
treten und darauf dringen, daß die Gesetzgeber 
und die Bundesregierung Wege finden, diesen In­
teressen Rechnung zu tragen. Das ist ein guter, 
demokratischer Prozeß, und wir sollten die harte 
sachliche Diskussion wahrlich nicht scheuen. Was 
wir aber scheuen sollten, wovor jeder - wenn ihn 
die Versuchung ankommt - zurückschrecken 
sollte. ist eben die Versuchung, politisches Kapital 
aus Ängsten im Zusammenhang mit dem Prozeß 
der europäischen Einigung zu schlagen. 

Unsere Aufgabe als jene, die die Möglichkeit 
haben, zu allen Informationen, die angeboten 
werden, Zugang zu nehmen, Kenntnisse zu er­
werben, ist es, diese Informationen weiterzuge­
ben. Wir haben die Aufgabe, eine sachgerechte 
Entscheidung des Souveräns - aus heutiger Sicht 
betrachtet kann sie nicht anders als positiv sein -
zu ermöglichen. 

Wenn wir gemeinsam - und das schließt jetzt 
in diesem Haus alle drei Fraktionen ein - die 
Regierung ersucht haben, einen bestimmten Weg 
einzuschlagen, so ist es unsere Aufgabe, gemein­
sam mit ihr diesen Weg zu gehen und das weder 
durch Seitwärts-Weglaufen noch durch Zurück­
bleiben und schon gar nicht durch Haxe1stellen zu 
behindern. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) J(!.08 

Präsident: Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte nur noch mitteilen, daß wir hier ein 
neues RednerpuIt haben. Rechts unten sind zwei 
Knöpfe, wo die Möglichkeit besteht, das Redner­
pult zu senken beziehungsweise hinaufzustellen. 

Zum Wort gemeldet hat sich Bundesrat Jürgen 
Weiss. Ich erteile ihm dieses. 
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/(1.09 

Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg): 
Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Hohes Haus! 
Ich knüpfe an die Bemerkung des Herrn Präs!.­
denten an: Auch mit acht Mandaten ist die FPa 
hier im Bundesrat noch keine große Fraktion, sie 
hat aber große Bundesräte, und daher war keine 
Mühe zu schade, um das Rednerpult entspre­
chend zu adaptieren, da man ja nicht erwarten 
kann. daß sie ihre Reden knieend halten. (Heiter­
keit.) Ich möchte mich dafür bedanken. 

Ich begrüße es, daß Sie, Herr Staatssekretär, 
mit Ihrem Bericht Anstoß für eine Diskussion im 
Bundesrat gegeben haben, und ich freue mich 
über das in Ihren Worten zum Ausdruck gekom­
mene Bekenntnis zur Bedeutung des Föderalis­
mus. grundsätzlich und erst recht im Hinblick auf 
die Europäische Integration. 

Ich freue mich über diese Übereinstimmung 
der Worte, und ich hoffe auf die Übereinstim­
mung der Taten. 

Ich möchte an das anschließen. was Herr Kolle­
ge Konecny vorhin zur Entscheidungsstr.uktur 
der EG gesagt hat. Wenn man manchen DIskus­
sionen folgt, hat man den Eindruck, die EG sei 
etwas, was mit einer Besatzungsmacht in Europa 
vergleichbar wäre. die nach ihren eigenen Geset­
zen die Mitgliedsländer beherrscht. Dem ist nicht 
so. Wenn man die Römerverträge und die Ein­
heitlichen Europäische~ Akte studiert, kommt 
man vielmehr zu der Uberzeugung - und das 
sage ich jetzt ein bißchen vergröbert -, daß da­
mit der Grundstein für einen neuen Bundesstaat 
gelegt wurde, denn die EG ist letztlich nichts an­
deres als ein Zusammenschluß von Staaten zu ei­
nem gemeinsa~en Ziel, mit gemeinsamen Orga­
nen, mit der Ubertragung von Aufgaben nach 
oben, aber auch mit der Mitwirkung an der ge­
meinsamen Willensbildung durch jeden einzelnen 
Staat. 

Das ist eigentlich nichts anderes als die Kon­
struktion eines beginnenden Bundesstaates. Da­
her ist die EG bei allem, was man ihr zu Recht an 
zentralistischen Verhaltensweisen nachsagen 
mag, letztlich angelegt auf ein föderalistisches 
Zusammenwirken. Und sie wird - davon bin ich 
wie viele in den EG-Mitgliedsländern überzeugt 
- letzten Endes nur als föderalistisches Gebilde 
dauerhaften Bestand haben. 

Sie. Herr Staatssekretär, haben bei Ihrer Teil­
nahme am Integrationsforum des Landes Vorarl­
berg Gelegenheit gehabt, selbst festzustellen, daß 
es noch einen weitverbreiteten Nachholbedarf an 
Argumentationssicherheit gibt. Und das ist nur 
ein Spiegelbild der Stimmung in der Bevölke­
rung, bei der wir - das .. möchte ich kurz resümie­
ren - derzeit zwar ein Uberwiegen der rationalen 

Argumente für die EG und für den Europäischen 
Wirtschaftsraum feststellen können, zugleich 
aber. vermutlich heute schon, ein Überwiegen der 
emotionalen Gesichtspunkte dagegen. Diese bei­
den Facetten der Meinungsbildung kämpfen mit­
einander und werden das bis zum Tag der Volks­
abstimmung tun. 

Wir haben, was einen geschichtsbewußten 
Österreicher eigentlich nachdenklich stimmen 
muß, ein starkes emotionales Engagement vieler 
Gruppen gegen die EG, aber wir haben zuwenig 
emotionales Engagement für Europa. Und das ist 
für einen Staat, der viele Jahrhunderte zu den 
führenden Europas gehört hat. eigentlich kein be­
friedigender Zustand der Meinungsbildung. 

Aber auch die rationalen Argumente für die 
EG sind in sich geteilt. Wir haben sicherlich noch 
eine Mehrheit in der Bevölkerung, die von Vor­
teilen betroffen ist, das auch so sieht, für die die 
Vorteile aber wenig greifbar. wenig konkret sind, 
sondern sich eher im allgemeinen bewegen. Und 
wir haben kleine aktive Gruppen. die diesen we­
nig greifbaren Vorteilen für sie ganz konkret er­
fahrbare Nachteile gegenübersteHen. 

Wir haben - das ist ein Problem der gegenwär­
tigen Diskussion - zuwenig im Bewußtsein ver­
ankert. daß mit der Isolation. mit dem Abseitsste­
hen auch handfeste Nachteile, ganz konkrete 
Nachteile verbunden wären; etwa für Leute. die 
sich auf dem europäischen Arbeitsmarkt um eine 
Stelle bewerben woHen, die Zugang zu Bildung 
und Forschung in Europa wollen, die Interesse 
daran haben. daß österreichische Produkte Ab­
satzchancen in den EG-Ländern haben und nicht 
deshalb diskriminiert sind, weil ein Importeur 
vermeiden will, für Produkthaftung herangezo­
gen zu werden, während er bei Importen von Wa­
ren aus EG-Ländern diese Verantwortung getrost 
den Produzenten überlassen kann. Wir haben 
auch konkrete Nachteile, wenn Unternehmen be­
ginnen, Arbeitsplätze statt Waren in EG-Länder 
zu exportieren - wie das in der Schweiz ja teil­
weise der FaH ist und immer mehr als Nachteil 
zum Bewußtsein kommt. Es kann für eine Volks­
wirtschaft nicht befriedigend sein, wenn die gro­
ßen Unternehmen des Landes für Arbeitsplätze 
im Ausland investieren. 

Das alles zusammen ist ein Problem der ratio­
nalen Information, aber - und da kommen wir 
auf die emotionale Seite der Diskussion - ein 
Problem der Motivation, und ich bin der Mei­
nung - wenn ich das als Anregung für künftige 
Publikationen mitgeben darf -, daß die Broschü­
re "EWR-ABC" zuwenig auf diese Motivationen 
Rücksicht nimmt. 

Ein kleines Beispiel: Wenn sich jemand interes­
siert, wie das nun mit dem EWR sein wird, mit 
dem Import von Lebensmitteln - die Leute sind 
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von den Medien zum Teil verunsichert wegen 
verstrahlter Lebensmittel, Kunstprodukte und 
dergleichen mehr -, so heißt es in dieser Bro­
schüre - ich zitiere jetzt kurz -: .,Für östen'ei­
chisehe Produkte werden unsere strengen Le­
bensmittelvorschriften aufrecht bleiben. Wird 
man aus den Angaben auf ausländischen Lebens­
mitteln über deren Qualität nicht wirklich schlau. 
hat man mit dem Griff nach einem einheimischen 
Produkt weiterhin die Gewähr, Qualität zu erwer­
ben. In besonderen Fällen werden aber Verbote 
aufrecht bleiben, etwa bei bestrahlten Lebensmit­
teln und bestimmten Chemikalien." - Ende des 
Zitats. 

Für jemanden, der dem etwas kritisch gegen­
übersteht, setzt es natürlich ein hohes Maß an 
Motivation voraus, der Broschüre zu glauben. Es 
wird behauptet, festgestellt, aber man geht argu­
mentativ zuwenig darauf ein, es auch tatsächlich 
nachvollziehbar zu machen, daß das auch stim­
men wird. Die Behauptung bleibt also zu sehr an 
der Oberfläche. 

In einem Punkt geht die Broschüre allerdings 
unter die Haut, im besonderen unter die Haut ei­
nes Bundesrates. - Es heißt an zwei Stellen: 
,.Der EWR-Vertrag und die von ihm ausgelösten 
Rechtsänderungen treten nur dann in Kraft. wenn 
der Nationalrat dies genehmigt. Hingeg~.n wird je­
des EFT A-Land" - und damit auch Osterreich 
- "selbst entscheiden, ob es eine neue Vorschrift 
im eigenen Land einführt. Nationalrat und Land­
tage haben auch hier in jedem Fall das letzte 
Wort." 

Seite 81, die zweite Stelle: "Alle bereits mit 
dem EWR-Vertrag verbundenen Rechtsänderun­
gen müssen jedoch vom Nationalrat genehmigt 
werden. Auch wenn der EWR mit 1. Jänner 1993 
zustande gekommen ist, müssen neue Gesetze 
weiterhin vom österreichischen Nationalrat oder 
den Landtagen beschlossen werden." 

Selbst ohne Blick auf die Bundesverfassung, wo 
es ganz genau heißt, daß die Gesetzgebung des 
Bundes von Nationalrat und Bundesrat ge­
meinsam ausgeübt wird, und wo Vorkehrung ge­
troffen ist, daß der Nationalrat nicht ohne Zu­
stimmung des Bundesrates in die Gesetzgebungs­
zuständigkeit der Landtage eingreifen kann -
was in Integrationsfragen zwangsläufig der Fall 
sein wird -, also selbst wenn man diesen Blick 
auf die Bundesverfassung außer acht läßt, muß 
auch aus Entschließungen einzelner Landtage be­
kannt sein, daß der Bundesrat einen gewissen 
Stellenwert hat. In einigen Ländern hat sich der 
Landtag an die Bundesräte mit der Erwartung ge­
wandt, sie mögen nur dann beispielsweise einem 
EWR-Vertrag zustimmen, wenn bestimmte For­
derungen im Interesse der Länder erfüllt sind. 
Also auch von den Landtagen her wird der Stel­
lenwert des Bundesrates richtig gesehen, und es 

wäre wünschenswert, daß das auch in einer amtli­
chen Publikation des Bundes Berücksichtigung 
findet. (Beifall bei der ÖVP und Beifall des Bun­
desrates Mag. Gudenus.) 

Damit komme ich kurz zum Bundesrat und der 
Entschließung zur Bundes-Verfassungsgesetz­
Novelle. Ich halte es für wichtig, daß der Bundes­
rat diesen Schritt gesetzt hat, sich vorab zu Wort 
zu melden und nicht im nachhinein zu formulie­
ren, was er gerne gehabt hätte. 

Ich halte es auch für ein ganz gutes Beispiel für 
die Zukunft und eine größere Wirkungsmöglich­
keit des Bundesrates, daß wir uns im vorhinein -
ich weiß schon, das setzt verschiedene Struktur­
änderungen voraus~ es liegt nicht an uns, daß man 
es bisher nicht gemacht hat. aber es wäre wichtig 
für die Länder - zu Wort melden können, in 
Stellungnahmen die Meinung der Länder in das 
Gesetzgebungsverfahren einfließen lassen kön­
nen, als im nachhinein in der Praxis ja oder 
Amen, allenfalls auch nein sagen, ohne im Detail 
auf die unterschiedlichen Gesichtspunkte der 
Länder eingehen zu können. (Beifall bei der 
ÖVP. bei Bundesräten der SPÖ lind Beifall des 
Bundesrates Mag. Gudenus.) 

Damit löst der Bundesrat eine Diskussion aus 
und hoffentlich auch eine Klärung der Frage, was 
er nun eigentlich ist: eine zweite Kammer der 
Bundesgesetzgebung, die nach anderen Gesichts­
punkten als die erste besetzt wird, nämlich durch 
Wahl durch die Landtage, so wie es zweite Kam­
mern in praktisch allen Republiken gibt, oder 
darüber hinaus auch eine Ländervertretung in 
dem Sinne, daß sich die Länder auch tatsächlich 
vertreten fühlen. Das ist untrennbar miteinander 
verbunden. Wir können uns nicht selbst Länder­
vertretung nennen über den Kopf der zu Vertre­
tenden hinweg. 

Daher bin ich auch froh, daß die Formulierung 
der Entschließung und der Begründung darauf 
Rücksicht nimmt, daß man die Länder nicht prä­
judizieren soll. Ich glaube, es wäre gerade für ei­
nen Bundesrat und unter dem Gesichtspunkt des 
Föcleralismus nicht gut gewesen, wenn wir die 
Länder mit einer Vertretungsform zwangsbeglük­
ken würden, die nicht deren Einverständnis fin­
det. Ich begrüße es, daß vom Präsidium des Bun­
desrates diesbezüglich Gespräche mit den Lan­
deshauptmännern und Landtagspräsidenten ge­
führt werden. 

Die Diskussion über EG und EWR rückt nicht 
nur den Föderalismus, sondern auch den Bundes­
rat stärker in das Licht des öffentlichen Interes­
ses. Wir müssen dieses Licht nicht scheuen, das 
sage ich jetzt als einer, der dem Bundesrat schon 
sehr lange Zeit angehört. Die Fluktuation in die­
sem Hause bringt es mit sich, daß ich nach Herrn 
Professor Schambeck - mit gebührendem Ab-
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stand - der Dienstälteste bin, was bei meinem 
Alter natürlich schon eine gewisse Kunst ist. 

Ich möchte sagen. daß die Diskussionsbeiträge 
im Bundesrat ebenfalls nicht das Licht der Öf­
fentlichkeit scheuen müßten, wenngleich es 
manchmal fehlt und vielleicht der eine oder der 
andere aus dem Rahmen fiel. weil er vorher nicht 
im Bilde war - das sei auch kritisch vermerkt. 

Ich möchte resümieren. daß der Bundesrat viel­
leicht mehr hätte aus sich machen können, eigen­
ständiger hätte tätig sein können. aber mit Ge­
wißheit möchte ich anmerken, daß die Bundes­
länder mehr aus dem Bundesrat hätten machen 
können. 

Mit diesem Wunsch, daß die Länder mehr aus 
ihrem Vertretungsorgan machen, möchte ich 
meine Rede schließen. Entgegen der Erwartung 
vielleicht mancher von Ihnen sage ich bewußt 
nicht: möchte ich meine Tätigkeit hier schließen, 
denn selbst wenn die Zeitungsberichte zutreffen 
und ich zum Mitglied der Bundesregierung er­
nannt würde, wird meine Tätigkeit für den Bun­
desrat nicht beendet sein. (Allgemeiner Beifall.) 
11i.23 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Mag. lohn Gudenus. Ich erteile ihm 
dieses. 

/I!.23 

Bundesrat Mag. lohn Gudenus (FPÖ, Wien): 
Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine Da­
men und Herren! Vorerst danke ich der Parla­
mentsdirektion dafür, daß sie ein Rednerpult in­
stalliert hat, das es auch Leuten größeren Wachs­
tums ermöglicht. hier aufrecht zu stehen. Ich nüt­
ze das sehr gerne. - Danke vielmals der 
Parlamentsverwaltung. 

Die Berichterstattung über den Stand der in­
nerösterreichischen Vorbereitungen auf den Bei­
tritt zum EWR zeigt uns die Ziele, die der EWR 
verfolgt, die Ziele, die im übrigen auch die EG 
verfolgt. Das sind die vier Freiheiten, nämlich: die 
Freiheit des Warenverkehrs - mit Einschrän­
kungen der Landwirtschaft -, die Freiheit der 
Dienstleistungen, des Kapitals und der Personen. 

Wie sind aber die Auswirkungen auf Öster­
reich? Die größere Kohäsion unter den europäi­
schen Staaten soll erreicht werden durch den Ab­
bau der Wachstumsunterschiede, der Wohl­
standsunterschiede, dieser auch in der Landwirt­
schaft. 

Welche Auswirkungen sind aber auf Österreich 
zutreffend? - Das Zusammenwirken flankieren­
der Politiken zum Beispiel des Umweltschutzes, 
des Verbraucherschutzes, der Forschung, der 
Ausbildung und des Tourismus soll erreicht wer-

den. Welche Auswirkungen sind dabei für Öster­
reich zu gewärtigen? 

Wir wissen schon. daß die Freizügigkeit. die 
Wahl des Arbeitsplatzes, des Aufenthaltes, die 
Gleichheit vor dem Gemeinschaftsrecht, interna­
tionale Anerkennung von Zeugnissen und der 
Fremdenverkehr ohne Schranken möglich ge­
macht werden sollen. - Welches sind die Auswir­
kungen für Österreich? 

Wir wissen. daß die Regionen in Europa part­
nerschaftlich miteinander verkehren sollen, daß 
die Subsidiarität. wie wir sie in Österreich haben, 
auch in Europa Platz greifen soll, daß die Solida­
rität unter den Regionen, unter den verschiede­
nen Völkern Europas gegeben sein soll. - Wei­
che Auswirkungen hat das auf Österreich? 

Wir wissen. daß es zu einer Wirtschafts- und 
Währungsunion kommen soll. - Wie wirkt sich 
das auf Osterreich aus? 

Die Gemeinschaft wird sich mit ihren neuen 
Nachbarn in Osteuropa, Nordosteuropa. Südeu­
ropa auseinandersetzen müssen. - Ohne Mitbe­
stimmung, ohne Mitwirkung Österreichs oder mit 
der Mitwirkung Österreichs? 

Im Rahmen des EWR ist Österreich nur Nach­
läufer, so meine ich es. Es kam das in den voran­
gegangenen Ausführungen nicht zum Ausdruck. 
Ich glaube. wir müssen daher fordern, daß, sollte 
Österreich dem EWR beitreten, dies nur unter 
einer synchronen Verhandlungsführung zum 
Eintritt in die EG erfolgen darf, sonst sind wir 
nur diejenigen, die EG-Gesetze nachvollziehen 
dürfen und müssen, aber nichts dazu einbringen 
können. 

Ein Vorurteil, welches gegenüber der EG bis­
IJllg bestand. vielleicht teilweise noch besteht, ist 
cl ie Gefahr der übergroßen Zentralstaatlichkeit 
der EG. Das Verhalten der EG gegenüber den 
Bürgerkriegswirren in Jugoslawien zeigt, daß da 
von einer zentralstaatlichen Führungsmöglichkeit 
noch lange nichts zu merken ist. Also Österreich 
braucht keine Angst zu haben, von Brüssel stän­
dig majorisiert und von einer Mehrheit düpiert zu 
werden. 

Mein Vorredner zeigte schon die Mängel an In­
formation über den Stand der EG, über den 
Stand der Verhandlungen zum EWR, über den 
innerösterreichischen Wissensstand zum EWR 
auf. 

Ich möchte als Vertreter Wiens die Frage stei­
len: Hat Wien die Chance, eine Teilhauptstadt der 
EG zu werden, mit Aufgabenbereichen. die die 
Assoziierung der neuen europäischen Demokra­
tien vorsieht? 
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Ich möchte die Frage stellen, ob Österreich 
mehr Geber oder Nehmer wird. - Ich bin über­
zeugt. es ist mehr Nehmer. Aber ich möchte. daß 
auch herausgestellt wird, in welchen Bereichen, in 
welchen Wirtschaftszweigen. 

Es werden Umschichtungen vorkommen. Die 
Ressentiments gegen den EWR und die EG ent­
stehen vielfach durch Unwissenheit oder zum 
Teil durch das Wissen. daß die eine Gruppe, die 
derzeit sehr gut außerhalb des EWR-Raumes le­
ben konnte, wie Österreich, vielleicht, wenn sie 
eingetreten ist, nicht mehr jene Vorteile hat, son­
dern daß eine andere Gruppe diese Vorteile hat. 

Ich glaube auch. daß sicherheitspolitisch eini­
ges aufzuholen ist. Die Nachbarstaaten oder, bes­
ser gesagt, die neuen europäischen Demokratien 
- Polen, die Tschechoslowakische Republik und 
Ungarn - streben Assoziierungsverhandlungen 
nach Brüssel in bezug auf die Sicherheitspolitik. 
in bezug auf einen Beitritt zur politischen Orga­
nisation des Nordatlantik-Paktes an. Will Öster­
reich da abseits stehen? Will sich Österreich von 
diesen mitteleuropäischen Staaten. die im Osten 
von uns liegen, überholen lassen? 

Es wurde erwähnt. daß die Bundesregierung 
ein Personalkonzept betreffend die Beamten vor­
hat. Es wurde auch schon die Zahl von 600 Be­
amten genannt, es wurde aber nicht erwähnt. wie 
viele Beamte andererseits vielleicht eingespart 
werden könnten, weil Aufgaben an die EG dele­
giert werden. Es kann ja nicht so sein, daß bei 
Dazukommen einer neuen Organisationsform 
unseres Staates auch zusätzlich Beamte dazukom­
men, ohne auf anderem Gebiet Beamte von deren 
Aufgaben zu entlasten. (Vizepräsidem S (r u ( -
zell be r ger übernimmt den Vorsitz.) 

Grundsätzlich sind wir, glaube ich, alle der 
Meinung, daß unser Weg zu einem vereinten Eu­
ropa führen muß. Und ich freue mich, den Aus­
führungen meiner Vorredner, insbesondere der 
beiden Redner von der Sozialdemokratischen 
Partei, entnommen zu haben, daß diese von ehe­
maligen Europa-"Saulusen" zu Europa-" Apo­
steln" geworden sind. Ich sage deshalb "Apostel" 
und nicht "Petrus", weil wir Freiheitlichen die 
Funktion des Europa-"Petrus" für uns in An­
spruch nehmen. (Heiterkeit bei SPÖ und ÖVP.) 

Da die Konsequenzen einer Entscheidung, un­
serer Entscheidung, ohnehin so schwer vorher­
sehbar sind, meine ich, sollten wir gleich etwas 
sehr Anständiges machen und möglichst schnell 
eine Information der österreichischen Bevölke­
rung folgen lassen. - Ich danke. (Beifall bei der 
FPO.) 10.30 

Vizepräsident WaIter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Dr. Gusenbauer. Ich 
erteile ihm das Wort. 

1().31 

Bundesrat Dr. Alfred Gusenbauer (SPÖ, Nie­
derösterreich): Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär! Werte Kolleginnen und Kollegen! Es wurde 
bereits von meinen Vorrednern darauf hingewie­
sen, welch große Faszination und Herausforde­
rung von der europäischen Integr~~ion ausgehen 
und welche Bedeutung der von Osterreich be­
schrittene Weg in diesem Zusammenhang für die 
Zukunft unseres Landes haben wird. 

Es wurde auf eine Reihe von Rahmenbedin­
gungen hingewiesen. mit denen ich mich im De­
tail jetzt nicht mehr auseinanderzusetzen brau­
che. Ich möchte mich vielmehr auf den Bereich 
konzentrieren, der vor allem uns als Länderkam­
mer, als Bundesrat, vordringlich interessieren 
sollte. nämlich die Frage der Mitwirkung des 
Bundesrates bei der Europäischen Integration. 

Die EG ist ja kein statischer Block, die EG ist 
in Bewegung. Im Rahmen der Regierungskonfe­
renzen. die hoffentlich noch heuer zum Abschluß 
gebracht werden. wird ja über die Frage der Poli­
tischen Union diskutiert. Und Teil der Diskussion 
um die Politische Union ist unter anderem auch 
die Frage der Stärkung der Kompetenzen des 
EG-Parlaments. Es ist auch Teil der Diskussion 
die Frage der Subsidiarität, das heißt. daß die Ge­
meinschaft die ihr nach dem Vertrag zustehenden 
Befugnisse nur insofern ausübt, als es das Han­
deln der Gemeinschaft notwendig macht und die 
Zielsetzungen nicht durch das Han'deln von Na­
tiOilalstaaten oder Regionen erfüHt werden kön­
nen. 

Letztlich geht ja auch die Diskussion in der Po­
litischen Union um die Frage. daß es auf allen 
Ebenen der Entscheidungsfindung eine klare 
Trennung zwischen legislativen und exekutiven 
Organen geben soll. Die Frage der Gewaltentren­
nung erachte ich in der Tat für entscheidend, 
wenn dieses neue Europa, diese neue Europäi­
sche Gemeinschaft der Geschichte und der Kul­
turtradition dieses Kontinents auch entsprechen 
soll. 

Das heißt, es stellt sich für uns als beitrittswilli­
ges Land natürlich auch die Frage, ob bei einer 
Delegation von Souveränitätsrechten und Kom­
petenzen die demokratische Qualität erhalten 
werden kann, das heißt, ob bei Beschlüssen, für 
die in Österreich zum Beispiel die Zustimmung 
des Nationalrates und des Bundesrates erforder­
lich ist, auch im Rahmen der Europäischen Ge­
meinschaft das Europäische Parlament die Kom­
petenz besitzt, solche Dinge zu beschließen, oder 
ob die Entscheidungskompetenz auf der Ebene 
des Rates bleibt oder - wie die Vorschläge auch 
aussehen - hin in Richtung Europäische Kom­
mission geht. 
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Für uns ist diese Frage insofern interessant, als 
wir den parlamentarischen Grundcharakter unse­
res Staates nicht verlieren wollen, wenn wir Teil 
der Europäischen Gemeinschaft sind. Die Dis­
kussionen laufen ja synchron. Diese Diskussion 
gibt es nicht nur bei uns, es gibt eine Reihe von 
Vorschlägen, die Italien und die Bundesrepublik 
Deutschland in diesem Zusammenhang vorgelegt 
haben. 

Es ist daher auch interessant, uns mit den Vor­
schlägen auseinanderzusetzen, die in die Rich­
tung gehen, im Rahmen der Europäischen Ge­
meinschaft auch ein Regionalgremium zu schaf­
fen, das neben der Vertretung der einzelnen Staa­
ten, neben dem Europäischen Parlament und 
neben der EG-Kommission auch die Rechte und 
Interessen der Regionen in Europa - die ja auch 
die Vielfalt des Kontinents ausdrücken - berück­
sichtigt und den Staaten eine gewisse Mitsprache 
einräumt. Denn Ziel - und da stimme ich mit 
meinen Vorrednern überein - muß es sein. ein 
Europa mit föderativen Strukturen zu erreichen, 
das zur Erhaltung der kulturellen Eigenarten bei­
trägt, das die gesellschaftliche Vielfalt repräsen­
tiert, das eine ausgewogene Wirtschaftsentwick­
lung garantieren kann und auch eine entspre­
chende Bürgernähe der Entscheidungen in sich 
trägt. 

Und in diesem Zusammenhang müssen wir uns 
heute auch die Frage stellen - da ja ein Ent­
schließungsantrag vorliegt -, wie die bisherige 
Gestion der Mitwirkung der Länder und Gemein­
den bei der europäischen Integration von Seite 
des Bundes her aussehen soll. Und es gibt ja die 
inzwischen zur Begutachtung ausgesandte Novel­
le zum Bundes-Verfassungsgesetz, die sich mit 
dieser Frage auseinandersetzt. 

Und ich will in dieser Frage sehr deutlich sein: 
Ich erachte den Entwurf, der ausgesandt wurde. 
für unbefriedigend. Ich erachte ihn für unbefrie­
digend aus zwei Gründen: Zum einen ist der Ent­
wurf einer Novelle zum B-VG unterdeterminiert, 
was die Frage, wer die Länder in diesem Verfah­
ren repräsentieren soll, betrifft. - Und das halte 
ich für eine entscheidende Frage. Denn wenn es 
sich um die Delegation von Rechten handelt, die 
bisher vom Landtag wahrgenommen wurden, ist 
es zum Beispiel für mich nicht vorstellbar, daß 
die Zustimmung zur Delegation dieser Rechte 
von einem Exekutivorgan erfolgt, zum Beispiel 
vom Landeshauptmann. Ich würde sehr darauf 
bestehen, daß diese Zustimmung vom Landtag 
oder von einem Landtagsausschuß erfolgen muß, 
damit auch die demokratische Qualität der 
Rechtsdelegation erhalten bleibt. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 

Zum zweiten muß natürlich diese B-VG-No­
velle unbefriedigend sein, weil der Bundesrat in 
dieser B-VG-Novelle nicht erwähnt ist, und es ist 

auch unbefriedigend, daß darauf hingewiesen 
wird, daß die Stellung des Bundesrates in diesem 
Zusammenhang durch einen späteren Gesetzes­
akt geregelt wird, weil es natürlich eine implizite 
Wirkung hat. wenn der Bundesrat da nicht vor­
kommt. 

Ich bin der Auffassung, daß der Bundesrat in 
diesem ganzen Stellungnahmeverfahren eine sehr 
starke Rolle spielen könnte, vor allem wenn es 
darum geht, eine einheitliche Stellungnahme der 
Länder zu erreichen. Der Bundesrat könnte zum 
Beispiel die Stellungnahmen der Länder koordi­
nieren. was sicher viel öfter dazu führen würde. 
daß es eine einheitliche Stellungnahme der Län­
der gibt, als wenn es eine AnlaufsteIle bei dem 
von mir sehr geschätzten Bundeskanzleramt gibt. 
wo dann Beamte des Bundeskanzleramtes versu­
chen, diese Stellungnahmen der Länder zu koor­
dinieren. 

Es ist auch möglich, daß man hergeht und sagt. 
daß, wenn die Landeshauptleute Stellungnahmen 
abgeben, ex post der Bundesrat dann Beschlüsse 
zu diesem Thema fassen sollte, um die demokrati­
sche Qualität in diesem Zusammenhang zu erhal­
ten. 

Das heißt, der Bundesrat muß meiner Auffas­
sung nach Teil dieser B-VG-Novelle sein. Inso­
fern ist dieser Entschließungsantrag ein Wink mit 
dem Zaunpfahl. den die österreichische Bundes­
regierung sehr genau verstehen sol.1te. Ich kann 
mir nämlich nicht vorstellen, falls diese B-VG­
Novelle, so wie sie derzeit aussieht, irgendwann 
einmal in den Bundesrat kommt, daß sie so den 
Bundesrat passieren könnte. Sie wissen ja alle, der 
Bundesrat hat bei dieser B-VG-Novelle Zustim­
mungsrecht, und wir sollten unsere Rechte in die­
sem Zusammenhang wahrnehmen. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) Denn wenn der Bundesrat nicht 
imstande ist, die Rechte, die er tatsächlich besitzt, 
wahrzunehmen, verliert er auch jegliche Legiti­
mation, weitere Rechte zu fordern, und er wird 
zumindest unglaubwürdig. 

Das heißt aber für mich auch, wenn ich mich so 
deutlich für diese Mitbestimmung der Länder und 
für die Mitarbeit des Bundesrates ausspreche, daß 
ich mich gleichzeitig abgrenzen möchte von allen 
Tendenzen, die dahin gehen, durch einen EG­
Beitritt den Länderzentralismus stärken zu kön­
nen, das heißt, die den EG-Beitritt als Vorwand 
dafür nehmen, daß gleich bündelweise Bundes­
kompetenzen an die Länder abgetreten werden. 

Vielmehr bin ich der Auffassung, daß ein Bei­
tritt zur Europäischen Gemeinschaft eine sorgsa­
me Diskussion darüber erfordert, wie in Hinkunft 
die Kompetenzen in Österreich gemeinsam mit 
den europäischen Organen aufgeteilt sind und 
wie natürlich auch die Finanzierung der Wahr-
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nehmung der einzelnen Kompetenzen im Sinne 
der Finanzaufteilung aussehen soll. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Lassen Sie 
mich auch darauf hinweisen. daß ich vor dem 
Hintergrund der Diskussionen, die wir führen, 
doch auch sehr besorgt bin. Denn ich habe den 
Eindruck. daß der Drei-Parteien-Konsens, der in 
der Frage der Europäischen Gemeinschaft be­
standen hat, da und dort zu bröseln beginnt, und 
zwar deswegen, weil immer stärker die Frage des 
EG-Beitritts zu einer Müllhalde unbewältigter in­
nenpolitischer Probleme und unangenehmer fi­
nanzpolitischer Anpassungen wird. so ganz nach 
dem Motto: Wir müssen gewisse Dinge unterneh­
men, weil wir Mitglied bei der Europäischen Ge­
meinschaft werden wollen. obwohl die einzelnen 
Materien sachlich mit einem EG-Beitritt nichts 
zu tun haben. 

Eine solche Vorgangsweise führt dazu. daß die 
Frage eines EG-Beitrittes negativ überladen wird. 
Und gerade in dem Spannungsverhältnis. auf das 
Kollege Weiss hingewiesen hat. daß es nämlich 
eine emotionelle und eine sachliche Komponente 
gibt, die bis zur Volksabstimmung ringen. was 
vorrangig ist. leistet man keinen guten Beitrag zur 
Entwicklung einer positiven europäischen emo­
tionellen Komponente. wenn man Tag für Tag 
behauptet. all~s was derzeit Negatives oder Unan­
genehmes beschlossen werden muß. machen wir 
wegen der Europäischen Gemeinschaft. 

Ich würde in diesem Zusammenhang um etwas 
größere Vorsicht ersuchen, denn sonst schafft 
man gerade jene Rahmenbedingungen, die es 
dann nicht möglich machen, am Tag der Volksab­
stimmung auch eine geeignete breite demokrati­
sche Zustimmung zu bekommen. 

Herr Kollege Gudenus hat ja als mein Vorred­
ner auf eine Reihe von Problemen in diesem Zu­
sammenhang hingewiesen. denen ich auch nicht 
ausweichen möchte. Ich verknüpfe damit nämlich 
eine Hoffnung. Wenn er für sich in Anspruch 
nimmt, daß die FPÖ der EG-Petrus gewesen ist. 
hält er sich nicht an die biblisch präzisen Katego­
rien der Wahrheit und der Wahrheitswahrneh­
mung, denn wenn man hier über Saulus, Paulus, 
Petrus und andere Apostel philosophiert, dann 
würde mich biblisch präziser interessieren, wie 
Herr Gudenus gerade auf die FPÖ kommt, wenn 
er über den "EG-Petrus" spricht. (Bundesrat K 0 -

fl e C n y: Es geht wn das Elemem der Verieuglllmg 
des Herrn! - Heiterkeit.; 

Ich will ihm das auch nicht streitig machen, 
wenn er - zumindest zum heutigen Zeitpunkt -
das für sich in Anspruch nehmen will, weil ich 
damit die Hoffnung verbinde, daß die FPÖ auch 
ein Fels sein kann. auf dem die beiden anderen 
Parteien gemeinsam mit ihr 1994, 1995 oder 1996 
eine positive Volksabstimmung aufbauen können. 

Denn aus den Ausführungen, die von der Partei 
des Herrn Gudenus in den letzten Wochen und 
Monaten zum Thema EG gemacht wurden, hat 
man nicht schließen können, daß sie ein "Petrus­
ähnliches" Verhalten in der Frage der Europäi­
schen Gemeinschaft für sich in Anspruch nimmt. 
Sondern sie ist. ganz im Gegenteil, als permanen­
ter Rufer in der Wüste über alle nur möglichen 
tatsächlichen und nicht vorhandenen Nachteile 
der Europäischen Gemeinschaft in der Öffent­
lichkeit in Erscheinung getreten. 

Wenn sich heute mit der Rede des Herrn Gude­
nus ein neues Kapitel der FPÖ-Rösselsprünge in 
der Frage der Europäischen Gemeinschaft auftut, 
das etwas länger andauert als das vorhergehende, 
dann soll uns das freuen. Ich hoffe. daß das Roß 
der FPÖ nun etwas länger auf einem Pro-Kurs 
zur Europäischen Gemeinschaft bleibt. (Beifall 
bei SPÖ lind ÖVP.) 

Herr Gudenus hat auch darauf hingewiesen. 
daß er eine synchrone Verhandlungsführung 
wünscht, was einen EG-Beitritt und die EWR­
Verhandlungen betrifft. Nun wird ihm ja nicht 
entgangen sein, daß die EWR-Verhandlungen 
stattfinden und knapp vor dem Abschluß stehen 
und daß die Position der Europäischen Gemein­
schaft die ist, daß sie Verhandlungen mit Bei­
trittsstaaten erst dann aufnehmen will. wenn der 
Binnenmarkt vollendet ist. Oder. anders herum 
formuliert, die Europäische Gemeinschaft wollte 
die EWR-Verhandlungen deswegen führen, weil 
sie nicht wollte. daß alle EFT A-Staaten gleichzei­
tig Mitgliedsanträge an die Europäische Gemein­
schaft stellen. Das heißt, sie wollte einen Zwi­
schenraum, einen Zeitraum zwischen der Ver­
wirklichung des Binnenmarktes lind dem Neubei­
tritt von Beitrittskandidaten gewinnen. 

Aber Herr Gudenus braucht sich keine Sorgen 
zu machen, Österreich nimmt ja auch heute be­
reits Einfluß auf die Diskussionen in der Euro­
päischen Gemeinschaft. Und wenn der Herr 
Staatssekretär darauf hingewiesen hat, daß wir 
knapp vor dem Abschluß eines Transitabkom­
mens stehen, dann, muß man sagen, ist das das 
allerbeste Beispiel dafür, daß Österreich durch 
seine harte Haltung der EG überhaupt erst eine 
Diskussion aufgezwungen hat, denn die Frage des 
Transits war ein Non-Thema in der Europäischen 
Gemeinschaft, bevor sich die Tiroler Bevölkerung 
und die im Landtag vertretenen Parteien dieser 
Thematik entsprechend angenommen haben. 

Das heißt, die synchrone Verhandlungsführung 
wird formal nicht möglich sein, aber substantiell 
erfolgt eine Beeinflussung der Diskussionsprozes­
se in der Europäischen Gemeinschaft durch 
Österreich bereits heute. 

Und wenn er darauf hinweist, was die künftige 
Rolle Wiens im neuen Europa sein wird. dann 
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möchte ich als niederösterreichischer Bundesrat 
sagen, daß wir durchaus von gemeinsamen Inter­
essen getragen sind, denn die Ostregion dieses 
Landes erwartet sich doch sehr vieL einerseits von 
der Integration Westeuropas und andererseits von 
den neuen Hoffnungsmärkten in Mittel- und Ost­
europa. Es gibt ja eine Reihe von gemeinsamen 
Diskussionen zwischen Wiener und niederöster­
reichischen Vertretern, wie man hier eine neue 
Wachstumsdrehscheibe in Ostösterreich entwik­
kein kann, wie man heute bereits die erforderli­
chen infrastrukturellen Maßnahmen setzen kann, 
damit man von dieser Lage als Schnittpunkt zwi­
schen den beiden Entwicklungen Europas auch 
entsprechend profitieren kann. Und natürlich 
wird Wien im Zentrum der gesamten Bemühun­
gen stehen, und natürlich wird Wien, wenn es die 
infrastrukturellen und politischen Herausforde­
rungen wahrnimmt, in diesem Zusammenhang 
auch seine Rolle spielen. 

Ich möchte zum Schluß kommen und noch auf 
die Frage des Gebens und des Nehmens im Be­
reich der Europäischen Gemeinschaft eingehen. 
Es wäre natürlich einfach, zu sagen, wie viele 
Mehrwertsteuerbeträge zahlt Österreich an die 
Europäische Gemeinschaft, wieviel fließt an 
Agrar-, Struktur- und Sozialfondsmitteln nach 
Österreich zurück, und die Differenz macht das 
aus, was Österreich mehr in die Europäische Ge­
meinschaft hineingibt. 

Nun, so einfach kann man sich diese Rechnung 
nicht machen, denn wir erwarten uns ja - und 
alle Wirtschaftsforschungsinstitute mit uns -, 
daß das gesamte Wohlstandsniveau in diesem 
Staat, auch ausgedrückt in steigenden Wachs­
tumsraten, in steigenden Beschäftigungszahlen, 
niedriger Inflation, mit einem Beitritt zur Euro­
päischen Gemeinschaft wächst, vor allem auch 
durch die Effekte, die die Verwirklichung des 
Binnenmarktes hervorrufen würde. Das heißt, 
man muß sich umgekehrt die Frage stellen: Was 
- und jetzt nur rein ökonomisch und sozial ge­
dacht; ich gehe noch gar nicht auf die philosophi­
schen Perspektiven ein, die die Teilnahme an ei­
nem gemeinsamen Europa bietet - würde uns 
alles verlorengehen, wenn wir uns nicht an dieser 
Integration beteiligen? Sind nicht die wirtschaftli­
chen und sozialen Schäden mittel- und langfristig 
viel größer, wenn wir nicht teilhaben, als die we­
nigen Milliarden Differenz, die wir mehr in die­
sen Topf einbezahlen? (Bundesrat Mag. G II d e -
n u s: Seil 30 Jahren predigen wir das.') Ganz her­
vorragend, wenn Sie persönlich das seit 30 Jahren 
predigen. Sie haben die Gelegenheit versäumt, 
dem ersten Teil meiner Rede, in dem ich mich 
ganz persönlich mit Ihren Ausführungen ausein­
andergesetzt habe, zu folgen. 

Ich möchte aber schon schließen und, nachdem 
Sie inzwischen eingetroffen sind, eine Aufforde-

rung wiederholen, die ich vorher schon genannt 
habe: Bleiben Sie etwas länger nun auf dem EG­
Pro-Kurs, zumindest so lange, bis eine Volksab­
stimmung zu diesem Thema in Österreich statt­
findet, und enttäuschen Sie uns im Jahr 1995 oder 
1996 nicht in dieser Frage, indem Sie sie vielleicht 
zum Thema partei politischer Auseinandersetzun.~ 
gen machen. - Danke schön. (Beifall bei SPO 
und ÖVP.) W..:/9 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Dr. 
Strimitzer das Wort. 

/().49 
Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es fällt mir nicht 
schwer, mich bei Ihnen, Herr Staatssekretär, für 
die umfassende Darstellung der innerösterreichi­
schen Vorbereitungen auf einen EWR-Beitritt 
und auch für die von Ihnen geäußerte Absicht, 
die Information des Parlaments zu intensivieren, 
zu bedanken. 

Gestatten Sie mir nur die Bemerkung, daß die 
beiden Kammern des österreichischen Parlaments 
auf solche Darstellungen entsprechend einer Rei­
he diesbezüglicher Entschließungen ja eigentlich 
Anspruch haben. 

Aber, und ich sage das sehr betont, es kann ja 
nicht genug informiert werden. 

Warum betone ich das? - Weil ich nicht um­
hin kann, festzuhalten, daß für meine Begriffe in 
der Vergangenheit zu wenig Information seitens 
eier Bundesregierung erfolgt ist. (Bundesrat Mag. 
G Li d e /Zu s: So ist es.') Ja ich wage zu behaupten, 
daß die aufgrund mangelhafter Information zum 
Teil in die falsche Richtung gegangene Debatte 
über einen EWR-Beitritt Österreichs eiern gesam­
ten europäischen Integrationsgedanken in "Öster­
reich Schaden zugefügt hat. 

Dieser Gedanke, der früher von der nikhter­
nen Realität beherrscht war - über diese Tatsa­
che hat es weitgehende Übereinstimmung in un­
serem Lande gegeben, daß nur ein einiges Europa 
imstande sein würde, sich wirtschaftlich und poli­
tisch gegen die übrige Welt zu behaupten -, hat 
zwischenzeitlich - wie die jüngsten, freilich nicht 
immer unbedingt übereinstimmenden Umfragen 
ergeben haben - eine Dimension und einen, wie 
meine Vorredner bereits gesagt haben, von Emo­
tionen bestimmten Inhalt angenommen, eier es 
beim derzeitigen Stand der Diskussion nicht si­
cher erscheinen läßt - lassen Sie mich das aus­
sprechen -, ob bei einer Volksabstimmung eine 
ausreichende Mehrheit für einen EG-Beitritt er­
reicht werden kann. 

Machen wir uns nichts vor, meine Damen u nel 
Herren: Die Wiener Volksbefragung über die 
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EXPO hat klar gezeigt. daß in einer von Ängsten 
geprägten Atmosphäre die Rationalität ins Hin­
tertreffen gerät. Und Angst ist eine die Vernunft 
besonders negativ beeinflussende Emotion. 

Die größten Ängste der Bevölkerung - und im 
besonderen im Westen Österreichs: auch das ist 
ein Faktum, daß es in dieser Frage in Österreich 
ein gewisses Ost-West-Gefälle zu verzeichnen 
gibt - betreffen die Landwirtschaft - wird sie in 
der heutigen Struktur, insbesondere in der Form 
der Bergbauernlandwirtschaft. die ein nicht weg­
zudenkender Faktor des für den Fremdenverkehr 
lebenswichtigen Landschaftsschutzes ist. bestehen 
können? -, betreffen die Bundesstaatlichkeit -
wird Österreich die Eigenstaatlichkeit seiner 
Bundesländer und ausreichende eigene Wir­
kungsbereiche der Länder und Gemeinden erhal­
ten können? 

In diesem Zusammenhang ein kleiner Ein­
schub. Für Herrn Kollegen Gusenbauer - den 
ich jetzt nicht sehe: ich bin im allgemeinen durch­
aus seiner Auffassung - möchte ich doch festhal­
ten, daß wir von der Erwägung auszugehen haben 
werden, daß der Bund sicherlich eine Reihe sei­
ner Kompetenzen an Brüssel abzugeben haben 
wird, der Bund aber doch wesentlich mehr an 
Substanz in bezug auf die Kompetenzen besitzt 
als die ohnehin mit wenigen Kompetenzen ausge­
statteten Bundesländer. die einen Teil davon 
ebenfalls an Brüssel abzugeben haben werden, so­
daß es einfach notwendig werden wird. diesbe­
züglich einen Ausgleich zu schaffen und die 
Chance zu ergreifen. im Zusammenhang mit der 
EG-Integration die Bundesstaatlichkeit Öster­
reichs auch in bezug auf die Kompetenzvertei­
lung neu zu ordnen. 

Die Ängste. von denen ich gesprochen habe. 
betreffen neben der Landwirtschaft und der Bun­
desstaatlichkeit auch die selbständige Bewirt­
schaftungsmöglichkeit von Grund und Boden. 
um einerseits eine völlige Überfremdung und an­
dererseits eine Preislawine nach oben hinsichtlich 
der Grundpreise verhindern zu können. und be­
treffen schließlich. but not least, die Frage einer 
vernünftigen Gestaltung des Transitverkehrs, der 
heute bereits von Kollegen Gusenbauer angespro­
chen wurde, ein Transitverkehr, der überwiegend 
ein EG-Verkehr ist und der der Bevölkerung in 
der spezifischen Landschaftsstruktur unserer Tä­
ler noch ausreichend Möglichkeiten zum freien 
Atmen lassen muß. 

Mit den Problembereichen Landwirtschaft und 
Bundesstaatlichkeit, diesfalls insbesondere auch 
mit der Frage eines vernünftigen Länderbeteili­
gungsverfahrens unter Mitwirkung des Bundesra­
tes, haben sich zum Teil die Vorredner bereits 
beschäftigt und werden sich auch die Nachredner, 
insbesondere Herr Professor Schambeck, noch 
beschäftigen. 

Ich darf zu Grund und Boden und zur Transit­
problematik, die Sie, Herr Staatssekretär, dan­
kenswerterweise auch in Ihrem Referat angezo­
gen haben. einiges ergänzend festhalten. 

Grund und Boden: In der Broschüre des Bun­
deskanzleramtes, verehrter Herr Staatssekretär, 
im "EWR-ABC", wird auf Seite 60 zunächst sehr 
objektiv geschrieben: 

"Kritiker meinen, durch den EWR drohe der 
Ausverkauf von Grund und Boden. Diese Be­
fürchtung könnte in einigen Gebieten zu Recht 
bestehen, wenn keine Gegenmaßnahmen gesetzt 
werden." 

Das Bundeskanzleramt führt dann weiter aus: 

., Wichtig ist, daß die rücksichtslose Zersiede­
lung der Landschaft oder Spekulationsgeschäfte 
mit Grund und Boden auch durch die österreichi­
sche Raumordnung und das Steuerrecht unter­
bunden werden können. Die Kompetenzen da­
für" - wörtlich zitiert - "bleiben weiterhin dem 
heimischen Gesetzgeber vorbehalten." 

Weiters heißt es: 

"Eine Lösung des Problems der Zersiedelqng 
muß jedenfalls unabhängig von einer Verwirkli­
chung des EWR gefunden werden, denn daß die 
bestehenden Regulierungsmöglichkeiten bisher 
nicht ausreichend genutzt worden sind. beweist 
schon allein die Tatsache. daß in den meisten Be­
zirken Til'ols schon heute drei Viertel der Zweit­
wohnungsnutzer aus dem Ausland kommen." 

Verehrter Herr Staatssekretär! Dem muß und 
möchte ich folgendes entgegenhalten: 

Erstens: Es kann keine Rede davon sein. daß in 
den meisten Bezirken Tirols schon jetzt drei Vier­
tel der Zweitwohnungsbesitzer aus dem Ausland 
kommen. Die Bezirke Lienz, Landeck und Imst 
weisen im Gegenteil kaum ausländischen Grund­
besitz auf. Richtig ist, daß es in den Bezirken 
Kitzbühel und Kufstein einen sehr hohen, in den 
übrigen Bezirken aber einen auf 15 bis 35 Pro­
zent geschätzten Anteil von ausländischen Zweit­
wohnungsbesitzern gibt. 

Aber wissen Sie. Herr Staatssekretär, wie dieser 
Anteil vor allem zustande gekommen ist? Da­
durch, daß bis 1985 aufgrund eines völkerrechtli­
chen Vertrages bekanntlich den Holländern die 
Gleichstellung mit Österreichern eingeräumt 
werden mußte und daß es bis 1990 für die Länder 
mangels Kompetenz keine Möglichkeit gegeben 
hat, im Rahmen des Ausländergrundverkehrs­
rechtes Umgehungsgeschäfte. die hauptsächlich 
im Bereich des Erbrechtes vor sich gegangen sind, 
zu verhindern. Man schätzt die Zahl der Umge­
hungsgeschäfte auf fast 20 000. Erst die Verfas­
sungsgesetz-Novelle vom Sommer 1990 hat da 
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Abhilfe schaffen können. Mit dieser konnte man 
diese Umgehungsgeschäfte im Rahmen des Aus­
ländergrundverkehrs eindämmen. 

Zweitens: Österreich ist im Falle eines EG­
oder EWR-Beitrittes hinsichtlich des Erwerbes 
von Baugrundstücken verpflichtet, EG-Auslän­
der mit Inländern gleichzustellen. 

Für Grund und Boden im engeren Sinne wer­
den sich daher aufgrund dieser Tatsache im we­
sentlichen drei Regelungsbereiche ergeben müs­
sen: einerseits der landwirtschaftliche Grundver­
kehr, der schon jetzt als EG-konform anzusehen 
ist, zweitens der Ausländergrundverkehr nach 
den geltenden Vorschriften für Ausländer, die 
nicht EG-Bürger sind, und schließlich eben Be­
stimmungen über den Verkehr von Baugrund­
stücken, die durch Österreicher beziehungsweise 
EG-Bürger in Anspruch genommen werden sol­
len. 

Ob diese Bereiche in einem Gesetz oder in 
mehreren Gesetzen geregelt werden sollen, das ist 
eine rechtssystematische Frage. 

Ziel muß es jedenfalls sein, vor allem die Er­
richtung von Zweitwohnsitzen zu Zwecken der 
Erholung oder der Freizeitgestaltung so zu len­
ken, daß die Befriedigung des ganzjährig gegebe­
nen Wohnbedarfes der Bevölkerung dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. 

Es ist ja auch zu beachten, daß eine zu dichte 
Besiedelung für die dauerhaft Angesiedelten kei­
ne Wohnqualität und auch für die Zweitwoh­
nungsbesitzer selber gar keine Erholung mehr 
bieten kann. 

Um dieses Ziel zu erreichen, können die Län­
der schon jetzt - auch diesbezüglich ist der Bro­
schüre durchaus zu folgen - aufgrund der in ihre 
Zuständigkeit fallenden Kompetenzbereiche 
Raumplanung, Baurecht und Naturschutz gestal­
tende Maßnahmen auch in bezug auf eine sinn­
volle Bodennutzung treffen. Nach den Raumpla­
nungsvorschriften können Grundstücke als 
Wohngebiet, Gewerbe- oder Industriegebiet, aber 
auch als Sonderfläche für Appartementhäuser, 
Feriendörfer oder Wochenendsiedlungen gewid­
met werden. 

Aber - und bitte, dieses möchte ich kritisch 
vermerken, sehr geehrter Herr Staatssekretär! -
eigentlich hätte das Bundeskanzleramt, als es die­
se Broschüre erstellt hat, wissen müssen. daß die 
eben angeführten Regelungsbereiche, also insbe­
sondere die Raumordnung, für eine zweckmäßige 
Bodengestaltung, zu der vorrangig die Lenkung 
der Zweitwohnsitze zählt, nicht ausreichen. 

Durch die Raumordnung soll etwa die Verwen­
dung des Bodens so bestimmt werden, daß dies 
einerseits bedarfsgerecht ist und andererseits öf-

fentliche Interessen berücksichtigt. Regelungen 
der Raumordnung, des Baurechtes oder des Na­
turschutzes greifen dagegen nicht, wenn es um 
bestehende Gebäude oder um eine widmungsge­
mäße Umsetzung geht. 

Ausfluß der Raumordnung soll etwa nicht die 
Hortung von Baugrundstücken sein, sondern die 
Ziele der Raumordnung müssen individuell um­
gesetzt werden. 

Den Verkehr mit Baugrundstücken einer Über­
wachung zu unterwerfen wäre eine Möglichkeit, 
wobei die Frage, ob diese Überwachung durch 
eine Genehmigung erfolgt oder nur einer Anzeige 
unterliegt. in einem konkreten Gesetzgebungs­
verfahren zu prüfen wäre. 

Für ein solches Gesetzgebungsverfahren hätten 
die Länder bereits konkrete Vorstellungen, wie 
etwa auch jenes Bundesland, das mich hier in die­
ses Hohe Haus entsandt hat. Tirol, das in einem 
Entwurf über den Verkehr mit Baugrundstücken 
zwar Baugrundstücke zu Gewerbe- und Indu­
striezwecken unberührt lassen will, um nämlich 
die Niederlassungsfreiheit nicht von vornherein 
zu beeinträchtigen. aber alle Grundstücke im 
Bauland erfassen will, soweit es sich nicht um Ge­
werbe- und Industriegebiet handelt. Einerseits 
soll dadurch auf eine widmungsgemäße Verwen­
dung gedrängt und damit einer Hortung vorge­
beugt werden, und andererseits sollen Umgehun­
gen verhindert werden. 

Es besteht nämlich auch die große Gefahr, mei­
ne Damen und Herren, daß Grundstücke etwa für 
in Mischgebieten zulässige Betriebe erworben 
werden, jedoch vorläufig von einer Bebauung ab­
gesehen wird, um am Ende doch einen Zweit­
wohnsitz zu errichten. 

Meine Damen und Herren! All diese Vorstel­
lungen der Bundesländer, wie dem Ausverkauf 
begegnet werden kann, nützen aber nichts, wenn 
den Bundesländern keine Kompetenz zur Rege­
lung dieses Problems zukommt, und diese Kom­
petenz, also die über den geltenden Ausländer­
Grundverkehrsrechtsbereich hinausgehende 
Kompetenz für den Grundverkehr , liegt derzeit 
noch unbestritten beim Bund. Der Bund nimmt 
diese aber nicht in Anspruch und kann sie, wie ich 
meine, auch gar nicht in Anspruch nehmen oder 
nützen, weil eben der Regelungsbedarf in den ein­
zelnen Bundesländern entsprechend der jeweili­
gen Struktur viel zu unterschiedlich ist. 

Deswegen verlangen ja auch die Länder schon 
seit langem - unbeschadet des Begehrens, daß 
der Republik Österreich seitens der EG eine 
Übergangsfrist von fünf Jahren und diverse 
Schutzklauseln eingeräumt werden sollen, auf die 
auch in der Broschüre hingewiesen wird - die 
Übertragung dieses dem Kompetenztatbestand 
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Zivilrechtswesen, laut Artikel 10 Abs. 1 Z. 6 
Bundes-Verfassungsgesetz, zuzuordnenden Rege­
lungsbereiches vom Bund auf die Länder. 

Voriges Jahr wäre es ja fast schon soweit gewe­
sen, aber in letzter Minute hat man diese Kompe­
tenzübertragung aus der Verfassungsgesetz-No­
veLle herausgenommen und hat die Kompensa­
tion, die ursprünglich vorgesehen gewesen wäre, 
nämlich Bundeszuständigkeit für Futtermittel, 
dafür Landeszuständigkeit für den Grundver­
kehr, wieder zunichte gemacht. Der Bund hat sei­
ne neue Zuständigkeit kassiert, und die Länder 
sind auf ihrer Forderung leider wieder sitzen ge­
blieben. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn den 
Ländern die Möglichkeit eingeräumt wird, den 
Grundverkehr ihren Bedürfnissen entsprechend 
zu regeln, und zwar so, daß der Einheimische bei 
aller Berücksichtigung der Nichtdiskriminierung 
anderer EG-Bürger noch zu angemessenen Prei­
sen Bedarf an nicht vermehrbarem, beschränkt 
vorhandenem Boden befriedigen kann, dann wird 
- davon bin ich zutiefst überzeugt - ein großer 
Angstbrocken beseitigt sein, dann kann man sich 
eine lange weitere Diskussion, welche die Ratio in 
diesem Bereich überschattet. ersparen. 

Ich appelliere daher an alle in diesem Hohen 
Hause vertretenen Parteien, alles zu tun, um die 
bereits konkretisierten Schritte zur Ergreifung ei­
ner neuerlichen diesbezüglichen Verfassungsge­
setzesinitiative hier in diesem Hause in die Wirk­
lichkeit umzusetzen. 

Meine Damen und Herren! Der Bundesrat hät­
te die Chance, sich dabei wirklich als Länderkam­
mer zu erweisen. Versäumen wir diese Chance 
nicht! Ich bitte Sie darum, und ich bitte auch den 
Herrn Staatssekretär, sich in diesem Sinne zu ver­
wenden! 

Zum Transitverkehr ein paar Bemerkungen. 
Mir scheint die apodiktische Feststellung auf Sei­
te 27 des "EWR-Abc", wonach vom EWR heikle 
Bereiche wie der Transitverkehr ausgenommen 
seien, nicht ganz übereinzustimmen mit dem 
jüngsten Stand der Verhandlungen innerhalb des 
EWR. Gegen die Passagen auf den Seiten 91 und 
92, die sich ebenfalls mit dem Transitverkehr be­
schäftigen, habe ich keine grundsätzlichen Beden­
ken, allerdings mit zwei Einschränkungen: Die 
Aussage nämlich, daß, wie es auf Seite 91 heißt, 
die Europäische Gemeinschaft entweder die Zahl 
der Fahrten verringern und/oder die Fortschritte 
der LKW-Technik voll ausschöpfen muß, um mit 
den weitgehend vereinbarten Oko-Punkten aus­
zukommen, und daß die im Transitvertrag getrof­
fenen Regelungen auch im Falle eines EG-Bei­
trittes Österreichs Gültigkeit behalten sollen, 
scheint mir doch relativierungsbedürftig zu sein. 

Ich darf darauf hinweisen: Erklärtes und be­
harrliches Ziel des hauptbetroffenen Bundeslan­
des Tirol und seiner Bevölkerung ist es. daß ne­
ben der Verringerung der Emissionswerte auch 
die Zahl der Transit-LKW verringert werden 
muß, und daß die Vertragsdauer auch nach einem 
allfälligen EG-Beitritt auf 15 Jahre anhalten muß. 

Wir sind sehr froh darüber, daß seitens der Ge­
meinschaft nunmehr allgemein anerkannt ist -
Kollege Gusenbauer hat bereits darauf hingewie­
sen -. daß ein unbegrenztes Anwachsen des Stra­
ßenverkehrs inakzeptabel ist und daß deshalb Ei­
senbahn und kombinierter Verkehr verstärkt aus­
zubauen sind. 

Wir würden von der EG freilich gerne stärkere 
Signale in Richtung Unterstützung des Baues ei­
nes Brenner-Basis-Tunnels erwarten. Und wir 
sind fast ein wenig froh darüber, meine Damen 
und Herren. daß das Thema Transit nun langsam 
nicht allein ein Tiroler Problem und Thema mehr 
ist. Es ist dies wirklich, glaube ich, eine Überle­
bensfrage für viele Regionen ganz Österreichs ge­
worden. Der Transitverkehr verursacht erwiese­
nermaßen schwerste Schäden beim betroffenen 
Menschen und an der Umwelt. Und nur eine be­
~tiedigende Lösung auch dieser Frage vermag die 
Angste der Bevölkerung zu beseitigen. Ohne be­
friedigende Lösung auch dieser Frage wird die 
Angst bleiben, wird der Vorbehalt gegen ein Ja zu 
Europa bei den geplagten Menschen nicht ohne 
weiteres beseitigt werden können. 

Der letzte. gestern bekannt gewordenen Ver­
handlungsstand der Transitverhandlungen in der 
EG gibt Hoffnung. Angeblich ist jetzt sogar die 
Schweiz bereit, den Umwegtransit über den Bren­
ner zurückzunehmen lind einen gewissen Anteil 
von 40-Tonnern durchfahren zu lassen. 

Es ist. so meine ich, eine politische Frage und 
eine Frage der Verhandlungsstrategie. ob es 
zweckmäßig sein kann, einen Transitvertrag, so er 
überhaupt akzeptabel ist, vor einem terminierten 
Verhandlungsmandat mit der EG Zll ratifizieren. 

Lassen Sie mich meinen Debattenbeitrag 
schließen mit der Feststellung: Ein überlegtes Ja 
zu Europa wird es sicher nur durch eine voll in­
formierte Bevölkerung geben können. Diese In­
formation muß rückhaltlos, so meine ich, Vor­
und Nachteile eines Beitrittes Österreichs zum 
EWR oder zur EG aufzeigen. Sie muß allerdings 
auch aufzeigen - und da schließe ich mich gerne 
den Ausführungen des Herrn Kollegen Gusen­
bauer an -, welche Folgen sich bei einem Nicht­
beitritt für Österreich ergeben werden. 

Herr Staatssekretär! Ich stimme Ihnen völlig 
zu. wenn Sie meinen, daß wir alle aufgerufen 
sind, an der Aufklärung mitzuwirken. Nur: Die 
Bundesregierung als Verhandlungspartner von 
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EG und EWR scheint mir freilich auch weiterhin 
als erste am Zuge zu sein. - Ich danke Ihnen für 
die Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Beifall.) 11.13 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Mag. Trattner. Ich er­
teile ihm das Wort. 

1l.13 .. 
Bundesrat Mag. Gilbert Trattner (FPO, Tirol): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich danke Herrn Bundesrat Strimitzer dafür. daß 
er auf folgendes hingewiesen hat: Durch die äu­
ßerst mangelhafte Information ist in der Bevölke­
rung Skepsis gewachsen, die eine negative Ein­
stellung gegenüber einem EWR-Vertrag ausgelöst 
hat. 

Warum diese mangelhafte Information? -
Diese ist mir auch aufgefallen bei den Aussagen 
des Herrn Bundesrates Gusenbauer. Er hat näm­
lich behauptet, die Freiheitliche Partei stelle sich 
gegen einen EG-Beitritt. Das ist nicht richtig! Die 
Freiheitliche Partei hat sich immer zum EG-Bei­
tritt bekannt. Aber die Freiheitliche Partei gibt 
einer raschen Abwicklung des EWR-Vertrages 
nicht bedenkenlos ihre Zustimmung. 

Mit gefällt sehr gut die Idee des Herrn Staatsse­
kretärs, ein Marketingkonzept dafür zu erstellen. 
wie dieses "Produkt" verkauft werden soll. Je­
doch wurde da auch bereits ein entscheidender 
Fehler gemacht, und zwar ein zeitlicher: Man 
kann nicht ein Produkt so schlecht werden lassen 
und dann organisiert man eine Marketingagenwr. 
um das Produkt als gutes Produkt zu verkaufen. 
Da wird man unglaubwürdig. 

Der Grund dafür. daß man da unglaubwürdig 
wird. ist ganz klar: Seit rund eineinhalb Jahren 
laufen Verhandlungen zwischen der EG und den 
EFTA-STaaten über die Schaffung eines Euro­
päischen Wirtschaftsraumes. Die Bevölkerung 
Österreichs ist ausgesprochen schlecht informiert 
über den Unterschied zwischen EWR und EG. 
Immerhin lockt ein Markt von rund 300 Mil­
lionen Menschen, an deren Kaufkraft sich Europa 
gesundstoßen will. Ob Österreich bei diesem wa­
gemutigen Unterfangen auf die Nase fallen wird 
oder nicht, das weiß niemand. 

Aufgrund der Tatsache, daß sowohl Konsu­
menten als auch Unternehmer sozusagen für den 
Sprung ins kalte Wasser denkbar schlecht infor­
miert sind. haben österreichische Wirtschaftsex­
perten in ihrer Einschätzung der Bedeutung einer 
österreichischen Teilnahme an diesem EWR eine 
äußerst unterschiedliche Meinung. 

Nach Auffassung vieler Experten wird der 
größte Schwachpunkt des EWR darin liegen, daß 
er für Österreich in handelspolitischer Hinsicht 
kaum Verbesserungen bringen wird: Es gibt keine 

Zollunion. Es gibt weiterhin die komplizierten 
Ursprungsregeln. Es gibt nicht die Teilnahme 
Österreichs an den Abkommen mit Drittländern 
und daher weiterhin die Benachteiligung beim 
passiven Ve~edelungsverkehr. Es gibt nicht die 
Teilnahme Osterreichs an der EG-Agrarmarkt­
ordnung und so weiter. 

Dabei wäre für Österreich alles so schön ge­
kommen: In der Neujahrsnacht zum 1. Jänner 
1991 hat Österreich für sechs Monate den Vorsitz 
übernommen. Das heißt, wir hatten im Grunde 
genommen die "Herrschaft" über die EFTA. Im 
Juni 1991 sollte in Salzburg der EWR-Vertrag 
unterzeichnet werden. (Bulldesrätin Dr. Kar Is­
s 0 n: Es ist in Ihrer Partei so, aber nicht in der 
Demokratie. daß den Vorsitz führende . ... ') Das 
sind auch Worte aus der Regierung, keine Frage, 
die kann man schon nachlesen. 

Daß dieser Termin von vornherein unreali­
stisch war. zeigt schon die Tatsache. daß der Fi­
nanzminister Ende April 1991 erstmals darüber 
nachdachte. welch f.~nanzielle Auswirkungen ein 
EWR-Vertrag für Osterreich haben würde. Es 
geht allein um eine Gegenüberstellung der Vor­
und Nachteile. 

Die Vorteile liegen darin, daß sich die öffentli­
che Hand bei der öffentlichen Auftragsvergabe 
einiges ersparen wird, weil die gesamteuropäische 
Konkurrenz bei Ausschreibungen günstigere 
Preise anbieten wird. Gleichzeitig schrumpfen die 
Unternehmensförderungen um zirka 900 Mil­
lionen Schilling. Die Subventionen für Güter­
transprote - in erster Linie die der ÖBB - wer­
den um zirka 800 Millionen abnehmen. Mehrbe­
lastungen in der Höhe von 290 Millionen entste­
hen fUr Österreich durch die Schaffung und 
Erhaltung zusätzlicher EWR-Institutionen. Wei­
tere 200 Millionen entstehen auf zusätzlicher 
Verwaltung. Weiters ist der Betrag von 2 Mil­
liarden Schilling jährlich für den sogenannten Ko­
häsionsfonds zur Unterstützung von Ländern wie 
Spanien, Portugal, Griechenland und so weiter 
aufzubringen. Weitere 900 Millionen fließen in 
die Beteiligung an EG-Programmen für For­
schung und Entwicklung. Der EG-Beitritt selbst 
soll den österreichischen Steuerzahlern etwa 
20 Milliarden Schilling kosten. 

Aber weder für den EWR-Vertrag noch für den 
EG-Beitritt ist budgetär vorgesort. Diese Bundes­
regierung ist offensichtlich nicht in der Lage, die 
Finanzen so zu gestalten, daß Österreich wirklich 
europareif ist und die Europäische Integration 
vollziehen kann, ohne in Österreich ein budgetä­
res und finanzielles Chaos zu verursachen. 

Diese Regierung hat es in den letzten fünf Jah­
ren zustande gebracht, die Staatsverschuldung -
und das trotz guter Konjunkturlage - um 
40 Prozent anzuheben, und maßt sich heute noch 
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an, dies als einen "Erfolg" der "Budgetkonsoli­
dierung" zu feiern. Die Gesamtschulden - inklu­
sive der außerbudgetären Verschuldung aus dem 
Straßenbau und sonstigen Projekten - haben be­
reits die 1 OOO-Milliarden-Schilling-Grenze über­
schritten. 

Nicht geklärt ist auch die Situation der Ostkre­
dite, und wie wir dieser begegnen können. Dafür 
ist im Budget nicht Vorsorge getroffen. Bestimm­
te Kredite werden wir herschenken müssen -
und Frau und Herr Österreicher haben dies zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Ich bin mir nicht sicher, ob es mit rechtsstaatli­
chen und demokratischen Überlegungen in Ein­
klang zu bringen ist. daß die Regierung dieser Re­
publik Milliarden herschenkt, ohne daß die 
Österreicher - auch nur im entferntesten - ein 
Mitspracherecht haben. Ich bin davon überzeugt. 
daß es in einem föderalistischen System wie zum 
Beispiel dem der Schweiz keine Frage wäre. auch 
über die Frage des Schuldenschenkens oder der 
Schuldenstundung eine Volksbefragung durchzu­
führen. 

Es gibt aber noch weitere Probleme für den 
EWR-Abschluß. für die zwischen EG und EFTA 
noch kein akzeptabler Kompromiß gefunden 
werden konnte. 

Erstens das Problem des Kohäsionsfonds: Da­
bei geht es nicht nur um Österreich, sondern um 
folgendes: Da von einem EWR-Vertrag am mei­
sten die reichen Industriestaaten, also fast alle 
EFTA-Länder profitieren, will die EG für ihre 
ärmeren Mitgliedstaaten einen Ausgleich in Form 
eines Unterstützungsfonds schaffen. Dieses Vor­
haben stößt gerade bei den skandinavischen Län­
dern auf energische Ablehnung, da deren Ansicht 
nach ein Ressourcen-Transfer in den Osten sinn­
voller ist als in die reiche EG. Außerdem bauen 
gerade die skandinavischen Länder im Moment 
ihre regionalen Stützungen ab. 

Ein großes Problem stellt auch das Fischerei­
recht dar. Die EFTA-Länder fordern für ihre Fi­
schereiprodukte den freien Zugang Zll den EG­
Märkten. Die EG-Länder fordern andererseits für 
ihre Fischfangflotten den freien Zugang zu den 
skandinavischen Fischfanggründen. Die unter­
schiedlichen Interessenlagen der nordischen 
EFTA-Länder. vor allem Islands. und der EG­
Länder. vorwiegend Spaniens und Portugals, sto­
ßen da hart aufeinander. - Das war ein grund­
sätzlicher Punkt dafür, daß es in Salzburg nicht 
zur Paraphierung des EWR-Vertrages gekommen 
ist. 

Für Island, dessen Wirtschaft zu zirka 80 Pro­
zent vom Fischfang abhängig ist, müßten die 
fischhaltigen Gewässer in einer 200-Meilen-Zone 
von den EG-Fangflotten freigehalten werden. 

Andererseits haben Spanien und Portugal ihre 
Fangbereiche bereits leergefischt lind handeln 
selbstverständlich im Interesse der Kapazitätsaus­
lastung ihrer Fangflotten. 

Zum Thema Transit möchte ich nichts sagen, 
diesen Bereich hat Herr Kollege Strimitzer aus­
führlich behandelt; auch die Problematik des 
Grundverkehrs. 

Zum Thema Grundverkehr noch eine Überle­
gung: Der Grundverkehr wird sicher kein Pro­
blem des jeweiligen Grundverkehrsreferenten 
sein. sondern jenes der Raumordnung. Und da 
sollte man sich folgendes überlegen: Man sollte 
bei den Bebauungsdichten nicht nur Höchstgren­
zen einführen, sondern auch Untergrenzen, die 
nicht unterschritten werden dürfen. 

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß der 
EWR sicher nicht jenes Wirtschaftsgebilde sein 
wird, von dem wir anfänglich geträumt haben. 
Die EG ist in vielerlei Hinsicht dominant - sie ist 
in etwa zehnmal so groß wie die EFTA. 

Es stellt sich die Frage, ob ein EWR-Vertrag 
überhaupt noch zustande kommen wird. Es sind 
ja in jedem einzelnen EFTA-Land wirtschaftliche 
und politische Integrationsschritte genauso gut -
wenn nicht sogar besser - vollziehbar wie in so 
manchen EG-Ländern. Der Sinn eines EWR-Ver­
trages könnte darin gesehen werden, daß Brüssel 
damit Beitrittsanträge um Jahre verzögern möch­
te. 

Wir müssen unsere EG-Integrationsbestim­
mungen ernsthaft durchziehen, denn EWR könn­
te auch für uns ,.Europäischer Warteraum" be­
deuten. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 11.2.3 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Reclnerin ist Frau Bundesrätin Dr. Karlsson. Ich 
erteile ihr das Wort. 

/1.':3 

BUlldesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ. 
Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
ter Herr Staatssekretär! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich kann hier anschließen an die Wort­
meldung meines Vorredners - und genau das 
Gegenteil ausführen, daß nämlich die Verhand­
lungen über den EWR für Österreich eine sehr 
wichtige Zwischenposition beinhalten, denn die 
EG hat - nicht zuletzt auch im Avis - ganz 
eindeutig klargemacht, daß sie selbst mit der Ver­
tiefung ihrer Gemeinschaft im Moment derart be­
schäftigt ist, daß Beitrittsansuchen keinesfalls vor 
Abschluß dieser Diskussionen erledigt werden 
können. Zu glauben, daß für Österreich eine 
Ausnahme gemacht wird, ist naiv oder größen­
wahnsinnig, wie immer man das klassifizieren 
möchte. 

545. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 104

www.parlament.gv.at



25344 Bundesrat - 545. Sitzung - 10. Oktober 1991 

Dr. Irmtraut Karlsson 

Es ist daher wichtig, alle Schritte zu setzen, um 
die Teilnahme Öste~reichs an diesem Binnen­
markt zu dem Zeitpunkt zu sichern, zu dem die­
ser in Kraft tritt. 

Aber dazu wollte ich eigentlich nicht vorrangig 
sprechen, sondern ich wollte mich mehr mit dem 
Entschließungsantrag beschäftigen, nicht zuletzt 
als Mitgleid der Arbeitsgruppe des Bundesrates. 
Diese Arbeitsgruppe wurde auf Betreiben unseres 
Fraktionsvorsitzenden, des Kollegen Strutzenber­
ger. eingerichtet und hat sich in ihren Zusam­
menkünften gerade den Problemen Föderalis­
mus, europäische Integration sehr fruchtbar ge­
widmet. 

Es war gut - ich glaube, wir sollten das auch 
hier im Plenum sagen -, diese Arbeitsgruppe 
einzurichten, es war vorausschauend. Im Natio­
nalrat gab es - soweit ich informiert bin - der­
art offene und doch fruchtbare Diskussionen 
noch nicht. 

Ich möchte den Entschließungsantrag betref­
fend berichten, daß wir sehr wohl konkrete Mo­
delle, wie es auch im Entschließungsantrag heißt, 
über die Mitwirkung des Bundesrates in diesem 
Integrationsprozeß besprochen haben. Und ich 
glaube, daß die Chance besteht, eine Aufwertung 
des Bundesrates zu erreichen. Diese Chance müs­
sen wir nützen, sollen unsere Beteuerungen, daß 
der Bundesrat mehr Gewicht haben solL nicht 
nur Lippenbekenntnisse bleiben. 

Die Chance besteht darin, daß ein Ausschuß 
des Bundesrates einen Ausgleich schaffen soll 
zwischen Länderinteressen - und wer sonst, 
wenn nicht die Bundesräte, wäre dazu berufen, 
daran mitzuwirken -, den Ausgleich zu suchen 
zwischen den Länderinteressen und jenem Gan­
zen, das noch immer Österreich heißt: 

Es wäre dieser Ausschuß aber auch eine Chan­
ce für die Länder, denn es würde damit ein weite­
res Koordinationsgremium geschaffen: ein Gre­
mium, das - gesetzlich verankert - in unserem 
demokratischen System bei Schwierigkeiten ein­
geschaltet werden muß. 

Ein solcher Ausschuß - und das muß uns auch 
klar sein - ist - das haben wir auch schon in der 
Arbeitsgruppe gesehen - mit einer Menge Arbeit 
verbunden. Aber ich glaube, daß alle Kollegen, 
die in dieser Arbeitsgruppe waren, auch bei ei­
nem eventuellen Ausschuß diese Arbeit gerne auf 
sich nehmen würden, um das Interesse und die 
Wertigkeit des Bundesrates im Integrationspro­
zeß zu zeigen. 

Nicht anfreunden können wir uns hingegen da­
mit - ich hoffe, daß die Andeutungen des Kolle­
gen Strimitzer nicht in dieser Richtung zu verste­
hen waren -, daß der EG-Beitritt als Vorwand 

genommen wird, um sämtliche Kompetenzen auf 
die Länderebene zu konzentrieren beziehungs­
weise umfassende U mstrukturierungen des Bun­
desrates einzuschleichen. (Bundesrat Dr. 5 tri -
mit zer: Das war aber so gemeint, Frau Kollegin.' 
Nur niche war gemeillC. sämtliche Kompetenzen an 
die Länder zu geben.' ... eine Umslrukillrierung 
bewußt gemeint.') Ja, wir haben aber auch hier 
Vorstellungen schon gehört und auch Umstruktu­
rierungen, die in gar keiner Weise ins Auge ge­
faßt werden können. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang schon 
noch auf eine weitere Ebene verweisen, die sehr 
wohl vom Integrationsprozeß betroffen sein wird, 
nämlich die Städte und Gemeinden. 

Als Wienerin - Wien ist ja bekanntlich nicht 
nur Bundesland, sondern auch Stadt und Ge­
meinde - möchte ich speziell auf diese Ebene 
hinweisen und auch auf die Stellungnahme des 
Städtebundes, der darauf verweist, daß zum Bei­
spiel die Charta der lokalen Selbstverwaltung, die 
vom Europarat angenommen wurde, von der Eu­
ropäischen Gemeinschaft bis jetzt noch nicht rati­
fiziert wurde, von Österreich jedoch schon. 

Diese Stellungnahmen sollten wir berücksichti­
gen, denn gerade im Bundesrat ist durch sehr vie­
le Personalunionen von Gemeindepolitikern mit 
Bundesräten - im Gegensatz zum Nationalrat, 
wo dies seltener vorkommt - ein Expertenturn 
vorhanden, eine Kenntnis der realen Probleme 
vorhanden, die wir für den Integrationsprozeß 
nützen sollten. 

In seinem Bericht hat der Herr Staatssekretär 
auch auf verschiedene Vorbereitungen hingewie­
sen, die bezüglich Ausbildung unserer Beamten 
und desjenigen Personals, das dann in verschiede­
nen Behörden tätig sein soll, in der EG entwickelt 
wurden. 

Ich habe mir einige dieser Vorstellungen ange­
.')ehen lind muß feststellen - es tut mir leid, daß 
der Herr Staatssekretär jetzt nicht im Saal ist, 
aher vielleicht kann es irgend jemand anderer ad 
notam nehmen -, daß zum Beispiel bezüglich 
der Sprachkenntnisse eine sehr ungerechtfertigte 
und kurzsichtige Einschränkung vorgenommen 
wurde. Es wird Englisch und Französisch ver­
langt und dabei ganz vergessen, daß die Euro­
päische Gemeinschaft auch noch eine Anzahl an­
derer, sehr wichtiger Sprachgemeinschaften 
kennt. 

Mir würde es wichtig erscheinen, daß ein weite­
res Spektrum aufgemacht wird und daß unsere 
Beamten eine Hauptsprache - zum Beispiel 
Englisch, Französisch -, aber auch eine andere 
EG-Sprache - Spanisch wäre zum Beispiel infol­
ge der Bedeutung, die diese Sprache außerhalb 
Europas hat, eine wichtige Sprache; und wir kön-
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nen uns ja nicht nur auf Europa konzentrieren! 
- beherrschen. Auch die Kenntnis einer skandi­
navischen Sprache könnte durch die Ausweitung 
beziehungsweise durch den engen Kontakt 
EG/EFT A von Bedeutung sein. Daher würde ich 
anregen, bei den Voraussetzungen für die Perso­
nen, die für Österreich in den Behörden der EG 
und des EWR arbeiten sollen, nicht so starr zu 
sein, sondern die Sprachkenntnisse - über das 
traditionelle Englisch und Französisch hinaus -
auszudehnen. 

Bezüglich Information möchte ich nur auf ei­
nes hinweisen - und ich muß dabei etwas aus­
führlicher werden, ich hoffe, Sie verzeihen mir 
das -: Es darf in Österreich nicht das passieren. 
was innerhalb der EG passiert ist, nämlich daß die 
mit den Auswirkungen des Gemeinsamen Mark­
tes verbundenen Studien von einem rein männ­
lich dominierten Europabild ausgegangen sind. 

So ist zum Beispiel im Cecchini-Bericht, der 
sich mit den Auswirkungen des Binnenmarktes 
beschäftigt, die Situation der immerhin 55 Mil­
lionen Arbeitnehmerinnen mit keinem Wort er­
wähnt. Aufgrund der Proteste des Frauenaus­
schusses des Europäischen Parlamentes wurde 
Pauline Conroy Jackson damit beauftragt, diesen 
"blinden Fleck" des Cecchini-Berichtes zu füllen. 
Und die Ergebinisse sind für uns, die sich ständig 
mit der Situation der Frau auf dem Arbeitsmarkt 
auseinandersetzen, nicht überraschend, zeigen 
aber ganz genau, wie notwendig diese Untersu­
chung war, da Frauen, insbesondere Arbeitneh­
merinnen, und Männer ganz unteschiedlich von 
den Auswirkungen des Binnenmarktes betroffen 
sein werden. 

Nur ein Beispiel: Trotz Richtlinien für den glei­
chen Lohn, die es seit 1975 gibt und die laut 
"EWR-ABC" für die Gemeinschaft bindend sind, 
betragen die Lohnunterschiede zwischen Män­
nern und Frauen in der EG immerhin noch 
31 Prozent! Zu glauben, daß eine Richtlinie allein 
Realität schafft, ist schlicht und einfach unsinnig! 

Interessant ist jedoch, daß in jenen Ländern, in 
denen es MindestIohngesetzesbestimmungen und 
-regelungen gibt, diese Lohnunterschiede gerin­
ger sind. Ich glaube, daß auch wir in Österreich -
nicht zuletzt im Hinblick auf den ÖGB-Kongreß, 
der ja nächste Woche stattfinden wird - diese 
Auswirkungen der EG-Richtlinien und die Un­
terschiede, die im Zusammenhang mit Mindest­
lohnregelungen vorhanden sind, ins Auge fassen 
müssen. 

Auch die Steuergesetzgebung hat unterschiedli­
che Auswirkungen auf die Situation der Frauen in 
der EG, wobei es vor allem darum geht, welche 
Steuereinheit zugrunde gelegt wird, ob das die 
Steuereinheit Familie, Haushalt oder die Steuer­
einheit Individuum ist. 

Bezüglich Mobilität stellt der Bericht fest, daß 
die Mobilität vor allem für die gut ausgebildeten 
Arbeitnehmer eine Chance geben wird und - ich 
zitiere - "der gemeinsame Markt aber keine gro­
ße Wanderung von ungelernten und halbgelern­
ten Arbeitskräften bringen wird; Kategorien, in 
denen weibliche Arbeitnehmerinnen vermehrt 
vertreten sind". 

Zusätzlich wird untersucht, ob gerade durch 
den Binnenmarkt die Migration von Menschen 
aus Drittländern besonders erschwert werden 
wird. Da handelt es sich vor allem um Familien­
angehörige beziehungsweise nachwandernde An­
gehörige, was heißt, daß zum Großteil Frauen da­
von betroffen sind. 

Auch die Infrastruktur von öffentlichen Ver­
kehrsmitteln, Schulen und Kinderbetreuungsein­
richtungen wirkt sich naturgemäß anders auf die 
Mobilität eines weiblichen Arbeitnehmers aus als 
auf die eines männlichen. 

Der Unterschied in der Arbeitslosenrate zwi­
schen Männern und Frauen ist in der EG weitaus 
höher. als das in Österreich der Fall ist. Die Sche­
re öffnet sich: Bei jungen Frauen unter 25 Jahren 
beträgt sie bereits 19 Prozent innerhalb der EG! 
Erschwerend dazukommt, daß Frauen nicht nur 
besonders in jenen Krisenbranchen beschäftigt 
sind, die der Cecchini-Bericht ausgemacht hat. 
sondern daß sie zunehmend auch in sogenannten 
atypischen Arbeitsverhältnissen - Teilzeit, Sai­
sonarbeit, stundenweise Arbeit, aber auch Leihar­
beit und kapazitätsorientierte Arbeitszeiten -
stehen. Es handelt sich hierbei um Arbeitsfor­
men, wie sie in Östereich noch nicht in dem Aus­
maß Eingang gefunden haben, beziehungsweise 
wird hier versucht, solche Arbeitsverhältnisse in 
Österreich erst gar nicht aufkommen zu lassen. 
Diese Arbeitsformen sind in der EG im Vor­
marsch. 

Ein anderer Aspekt, der sicher für viele Selb­
ständige zum Tragen kommt, ist. daß auch die 
rechtliche Absicherung mithelfender Familienan­
gehöriger - das sind auch wiederum im vermehr­
ten Ausmaß die Frauen - in den Staaten der EG 
unterschiedlich geregelt ist und bis jetzt noch 
durch keinerlei Richtlinien in Angriff genommen 
wurde. (Vizepräsidem Dr. S c h am b eck über­
nimmt den Vorsitz.) Untersuchungen haben auch 
ergeben, daß sowohl in der EG als auch in Öster­
reich viele Arbeitnehmerinnen diese atypischen 
Arbeitsverhältnisse nicht wollen, sondern nur ge­
zwungenermaßen annehmen. 

Ich wollte diese paar Beispiele nur bringen, um 
zu zeigen, daß auch in Österreich ein Informa­
tionsvorstoß gemacht werden muß, der genau 
diese Bereiche beleuchtet. Ich habe Ihnen hier 
zwei Broschüren - eine vom März 1990 und eine 
vom Oktober 1990 - mitgebracht, wo sich die 
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schwedische Regierung mit Frauen in Europa be­
schäftigt hat und wo genau jene Auswirkungen 
und Unterschiedlichkeiten erklärt werden. (Die 
Rednerin zeigt zwei Broschüren vor.) 

Die EG hat ein drittes Aktionsprogramm zur 
Chancengleichheit von Frauen und Männern, das 
für die Jahre 1991 bis 1995 gelten soll, beschlos­
sen. Wenn wir den Frauen in Österreich - auf sie 
kommt es ja auch bei der Volksabstimmung an, 
man soll ja nicht so tun, als ob die Volksabstim­
mung für den EG-Beitritt eine rein männliche 
Angelegenheit wäre -, wenn wir den Frauen in 
Österreich ehrlich sagen können, daß wir jene 
Maßnahmen, die in diesem Gleichstellungspro­
g.ramm bis zum Jahr 1995 gefordert werden. in 
Osterreich bereits verwirklicht haben, daß ihnen 
die EG Chancen bringen wird und keine Nachtei­
le, dann werden wir die Österreicherinnen auch 
zu einem Vertrauen in Europa bringen können! 
- Danke. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 11.39 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Professor Dr. 
Manfred Mautner Markhof. Ich erteile es ihm. 

I1 . .J1! 
Bundesrat Dr. h.c. Manfred Mautner Markhof 

(ÖVP, Wien): Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär! Hoher Bundesrat! Es erfüllt mich mit großer 
Freude, feststellen zu können, daß sich die Vorar­
beiten für eine Teilnahme Österreichs am Euro­
päischen Binnenmarkt bereits in einem recht 
fortgeschrittenen Stadium befinden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum 
Thema EWR kommt mir immer wieder der viel­
zitierte Satz "Viele Wege führen nach Rom!" in 
den Sinn. Unser Rom, sprich: unser Ziel, ist die 
umfassende und gleichberechtigte Teilnahme 
Österreichs an der Integration der Europäischen 
Gemeinschaften. Dies hat unsere Regierung mit 
der Übermittlung des EG-Beitrittsansuchens vor 
zwei Jahren auch klar und deutlich zum Aus­
druck gebracht. 

Wenn nun aber unser Ziel auf dem direkten 
Weg, das heißt mittels EG-Beitritts, realistischer­
weise erst um die Mitte unseres Jahrzehnts er­
reicht werden kann, so erscheint die Zwischene­
tappe EWR als eine Möglichkeit und kann uns als 
Überbrückungsphase bis zum definitiven EG­
Beitritt auch recht sein. Denn immerhin würde 
uns der EWR nach Vollendung des Europäischen 
Binnenmarktes im Jahr 1993 den Einstieg in die 
sogenannten vier Freiheiten ermöglichen und so­
mit unsere Wirtschaft vor schwerwiegenden 
Wettbewerbsnachteilen bewahren, die aus einer 
Nichtteilnahme am großen Markt unwillkürlich 
resultieren würden. - Dies allerdings unter der 
Voraussetzung, daß der EWR auch tatsächlich 
zustande kommt. Wenn man die laufenden 
EFTA- und EG-Diskussionen beziehungsweise 

die Stellungnahmen hinsichtlich des geplanten 
Europäischen Wirtschaftsraumes verfolgt, kön­
nen bisweilen schon gewisse Zweifel an seiner 
Verwirklichung aufkommen. 

Auf weIchem Wege auch immer: Wichtig ist. 
daß Österreichs Teilnahme am Europäischen 
Binnenmarkt möglichst bald gesichert ist. Dabei 
dürfen wir jedoch keinesfalls unser großes Ziel, 
die volle und gleichberechtigte Teilnahme am eu­
ropäischen Integrationsprozeß, aus den Augen 
verlieren, denn der EWR kann nur Zwischenstu­
fe, nicht aber Alternative zur EG-Vollmitglied­
schaft sein. 

Nur als EG-Mitglied hat Österreich die Mög­
lichkeiten zur aktiven Mitwirkung an der Gestal­
tung des zukünftigen Europas. Nur als EG-Mit­
glied sind wir dann auch in jenen 
Entscheidungsgremien vertreten, in denen die 
Grundsteine für die Politik eier nächsten Jahr­
zehnte gelegt werden, in denen Beschlüsse gefaßt 
werden, deren Auswirkungen wir zu spüren be­
kommen, ob wir nun EG-Mitglied sind oder 
nicht. Selbstverständlich können wir unsere Inter­
essen nur dann erfolgreich vertreten, wenn wir 
eben in die entsprechenden Gremien eingebun­
den sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ih­
l~en muß ich die Notwendigkeit eies EG-Beitrittes 
Osterreichs natürlich nicht näher erläutern. Sie 
sind bereits weitgehendst darüber informiert. wel­
che Gründe eine Vollmitgliedschaft unseres Lan­
des unabdingbar machen, welche negativen Kon­
sequenzen ein Nichtbeitritt nach sich ziehen wür­
de. 

Aber wie sieht es diesbezüglich mit der Bevöl­
kerung unseres Landes aus? Diese Frage wurde 
heute schon öfters angesprochen, und ich möchte 
sie auch behandeln. Was denken die österreichi­
schen Bürgerinnen und Bürger, die nach Ab­
schluß der EG-Verhandlungen letztlich darüber 
entscheiden werden. ob Österreich der Europäi­
schen Gemeinschaft beitritt oder nicht? 

Meine Damen und Herren! Ich zähle keines­
wegs zu jener Kategorie von Menschen, die von 
vornherein immer das Schlimmste befürchten, 
aber gewisse Signale und Entwicklungen sollten 
uns zu denken geben. Ganz konkret beziehe ich 
mich damit auf das Meinungsklima in unserem 
Land in Hinblick auf die EG - das wurde heute 
schon angesprochen -, wie es sich eben gegen­
wärtig darstellt. Wie aus jüngsten Meinungsum­
fragen hervorgeht, befürwortet derzeit rund jeder 
zweite Österreicher den Beitritt. Das ist ein Wert, 
der seit längerem relativ unverändert ist. Was mir 
jedoch gewisse Sorgen bereitet, ist die Tatsache, 
daß der Anteil der deklarierten EG-Ablehner seit 
1987 deutlich gestiegen ist. und zwar von 13 Pro­
zent im Jahr 1987 auf mittlerweile 37 Prozent. 
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Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie der bei­
den Politologen Dr. Plasser und Dr. Ulram, die 
auch darauf hingewiesen haben, daß der Anstieg 
bei den Beitrittsgegnem Hand in Hand mit der 
Abnahme unentschiedener beziehungsweise in 
der Sache unsicherer Befragter geht. 

Meine Damen und Herren! Was heißt das? -
Das heißt, daß es bisher nicht gelungen ist, die in 
Sachen EG unentschiedenen Bevölkerungsteile 
von der Notwendigkeit des Beitritts zu überzeu­
gen, und daß die ehemals Unentschlossenen zur 
Gänze eine EG-skeptische Haltung eingenom­
men haben. 

Angesichts derartiger Umfragedaten kann ich 
nur appellieren: Wir müssen eine breit angelegte. 
auf die Ängste der Bevölkerung eingehende Auf­
klärungsarbeit leisten, wie das heute ebenfalls 
schon des öfteren angesprochen wurde! Ich 
möchte mich dem sehr anschließen. Damit meine 
ich eine Informationskampagne, die nicht allein 
in den Händen von Werbeagenturen liegt, son­
dern Aufklärungsarbeit, die in vielen Tausenden 
Einzelgesprächen mit Betroffenen stattfindet -
so wie auch der Herr Staatssekretär darauf hinge­
wiesen hat -. wobei ich natürlich auch unter­
streichen möchte, daß die Bundesregierung dabei 
die Hauptaufgabe zu übernehmen hat. Es liegt an 
uns, an den von der Notwendigkeit des EG-Bei­
tritts Überzeugten, die Skeptiker beziehungsweise 
die Unentschiedenen zu überzeugen. 

Unsere Aufgabe ist es, zu den Leuten hinauszu­
gehen, sich ihre Sorgen und Bedenken anzuhören 
und auf ihre Fragen die entsprechenden Antwor­
ten zu geben. Denn folgendes muß uns klar sein: 
Wenn wir nicht auf die Fragen und Unsicherhei­
ten der Bevölkerung eingehen, dann werden die 
Menschen die Antworten bei anderen suchen -
und sie auch finden. Sie können sicher sein. daß 
die EG-Gegner immer einen Weg zur Bevölke­
rung finden. um mit ihr zu sprechen. 

Wir müssen den Österreicherinnen und Öster­
reichem einerseits ganz gezielt die Vorteile, die 
sie persönlich aus einer EG-Mitgliedschaft zie­
hen, vor Augen führen, und wir müssen anderer­
seits vor allem die größtenteils unbegründeten 
Befürchtungen ausräumen, denn zunehmend 
macht sich auch eine Stimmung breit. die die EG 
sozusagen als den großen Übeltäter für anstehen­
de und zukünftige Probleme sieht, die diese Pro­
bleme mit dem Beitritt zur EG in Zusammen­
hang bringt. Da möchte ich die Themen Land­
wirtschaft und Ausländergrundverkehr erwäh­
nen. Das sind zwei Bereiche, die besonders häufig 
genannt werden, wenn nach zu erwartenden 
Nachteilen einer EG-Mitgliedschaft gefragt wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ge­
rade auf dem Sektor Landwirtschaft sind gewisse 
Umstellungen nicht nur im Hinblick auf die EG, 

sondern schon allein aufgrund der Liberalisierung 
des internationalen Agrarmarkts - vergessen wir 
nicht: Österreich ist GATT-Mitglied - vonnöten. 
Die Erhaltung des bäuerlichen Familienbetriebes 
ist nicht nur ein österreichisches Anliegen. son­
dern ist auch Ziel und Bestandteil der EG-Agrar­
politik. Ich gebe schon zu. daß die Politik gerade 
auf diesem Gebiet gefordert ist, ihre Problemlö­
sungskapazitäten unter Beweis zu stellen. Aber, 
meine Damen und Herren, das bleibt ihr mit und 
ohne EG-Beitritt trotzdem nicht erspart. 

Ein anderes Beispiel: Wenn ich nun des öfteren 
das vielstrapazierte Schlagwort vom Ausverkauf 
des österreichischen Grund und Bodens höre, 
dann ist mir die Sensitivität dieser Frage durchaus 
bewußt, weil unser Land von ganz besonderer 
Schönheit ist. In der Vergangenheit wurde schon 
eine größere Anzahl von Ankäufen getätigt, die 
sich keineswegs durch die EG-Mitgliedschaft in 
ein unkontrolliertes Ausmaß ausweiten würde. 
Wie es Beispiele anderer Staaten - ich möchte 
hier Dänemark nennen - zeigen, gibt es sehr 
wohl Mittel und Wege, um einem schrankenlosen 
Verkauf von Grund und Boden vorzubeugen. 
Hier möchte ich auch besonders auf die Ausfüh­
rungen meines Kollegen Strimitzer hinweisen. 

Verwunderung macht sich bei mir auch dann 
immer breit, wenn manchesmal die Schreckensvi­
sion aufgezeichnet wird, wonach Österreich infol­
ge des Beitritts zur EG mit Lebensmittel schlech­
tester Qualität förmlich überschwemmt werden 
würde. um es etwas überspitzt zu formulieren. 
Das geht bisweilen so weit. daß auch schon von 
gesundheitsgefährdenden Produkten die Rede ist. 
Etliche Bürger, die im Urlaub sehr wohl in unse­
ren Nachbarstaaten oder sonstwo Speisen genie­
ßen, glauben dann auch manchmal diesen U n­
sinn. 

Meine Damen und Herren~ Unterschätzen wir 
nicht die Wirkung, die solche Angstmacherei her­
vorruft. Ich kann nur immer wieder betonen. daß 
wir alles Erdenkliche tun müssen, um das Entste­
hen beziehungsweise die Verbreitung solcher 
Vorurteile zu unterbinden. denn derzeit - das 
geht ebenfalls aus diversen Meinungsforschungen 
hervor - herrscht in weitesten Teilen der Bevöl­
kerung bezüglich einer EG-Mitgliedschaft Öster­
reichs nach wie vor ein äußerst diffuses, um nicht 
zu sagen, ein schwammiges Bild. Genau das bietet 
Demagogen und Angstmachern den besten Nähr­
boden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch ei­
nen Punkt zur Sprache bringen. Wir alle wissen, 
daß in einigen Bereichen Umdenken, Umstruktu­
rierungen und Reformen notwendig geworden 
sind. Ich möchte an alle Regierungsverantwortli­
chen den Appell richten, nicht dauernd elie EG 
als Vorwand für notwendige Veränderungen zu 
benutzen. Denn wenn es immer wieder heißt: Ja 
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dann, wenn die EG kommt, dann werden wir die­
ses und jenes ändern müssen!, so nimmt es nicht 
wunder, daß die Menschen - der Mensch neigt 
innerlich nun einmal zu Vorbehalten gegenüber 
fremden Einflüssen - wirklich Angst vor der EG 
bekommen. Diesbezüglich möchte ich mich den 
Ausführungen von Bundesrat Gusenbauer an­
schließen. 

Eine wichtige Aufgabe wird es daher auch sein, 
eine sachliche Diskussion über die Zukunftsper­
spektiven Österreichs in Gang zu setzen. Außer­
dem: Wer hindert uns daran, die notwendigen Re­
formen bereits jetzt in Angriff zu nehmen? 

Meine Damen und Herren! Die Grundsteine 
für die zukünftige Entwicklung des gesamten eu­
ropäischen Kontinents werden in den Europäi­
schen Gemeinschaften gelegt. Zu glauben, Öster­
reich könne sich aus diesem Prozeß heraushalten, 
ist ein Irrtum, der gravierende, um nicht zu sagen 
fatale, Folgen hätte. Das oft zitierte Argument, 
Österreich sei ja so klein und hätte innerhalb der 
EG sowieso keinen Einfluß, ist eben nicht stich­
haltig, insbesondere wenn man andere EG-Mit­
glieder betrachtet, die auch nicht größer sind als 
wir. Das haben auch andere europäische Staaten 
erkannt. So hat, wie Sie wissen, auch Schweden 
bereits sein E;G-Beitrittsansuchen gestellt. Erst 
jüngst erklärte der amtierende EFTA-Vorsitzen­
de, der finnische Außenhandelsminister Berti Sa­
lolainen, sein Land wolle mit Österreich im ersten 
Zug nach Brüssel sitzen. 

Selbst in der Schweiz, wo ja ganz andere wirt­
schaftliche Voraussetzungen als bei uns in Öster­
reich gegeben sind, mehren sich deutlicher denn 
je Stimmen, die für eine EG-Mitgliedschaft der 
Eidgenossen plädieren. 

Vergessen wir nicht die mittel- und osteuropäi­
schen Reformstaaten, deren ausgeprägte EG-Am­
bitionen nicht extra hervorgehoben werden müs­
sen. Wir alle haben am Beispiel der Wiener 
EXPO erlebt, zu welchem Ergebnis Unsicherheit 
und Informationsdefizite führen. Ich bin nach wie 
vor davon überzeugt, daß uns die Wiener EXPO 
immense Chancen und Vorteile gebracht hätte. 
Ich komme eben von Sevilla zurück und meine, 
die dort zu sehenden positiven Auswirkungen der 
universellen EXPO sollten so manchem in unse­
rem Land zu denken geben. (Vizepräsidem 
5 t r u tz e nb erg e r übernimmt den Vorsitz.) 

Trotz des negativen Ausgangs des Volksent­
scheids, den ich zutiefst bedaure, sehe ich den­
noch ein, daß die Ablehnung der EXPO in Öster­
reich nicht an seinen Lebensnerv getroffen hat. 
Nicht auszumalen wären hingegen die Konse­
quenzen, die eine Ablehnung des EG-Beitritts 
nach sich ziehen würden. 

Denn abgesehen von den wirtschaftlichen Er­
schwernissen, die dann auf uns zukommen wür­
den, sehe ich eine andere, ganz große Gefahr: 
Wenn sich Österreich außerhalb des dynamischen 
europäischen Integrationsprozesses befinden soll­
te, dann befürchte ich nämlich, daß die Tatkräfti­
gen, Chancen und Herausforderung Suchenden, 
die Intelligenz unseres Landes ihr Können und 
ihre Fähigkeiten in zukunftsträchtigen Gebieten 
Europas einsetzen werden. 

Ich bin jedoch optimistisch. Da wir die Zeit 
nützen werden, um die Bevölkerung in Sachen 
EG bestmöglich aufzuklären, vertraue ich auf die 
Einsicht der österreichischen Bürger und auf de­
ren Zustimmung zur EG-Mitgliedschaft. Schließ­
lich überwiegen die Vorteile, die mit einem EG­
Beitritt verbunden sind, bei weitem etwaige Nach­
teile. So wird sich die EG-Mitgliedschaft positiv 
auf die Konjunktur auswirken, damit wird es zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze kommen, was sich 
wiederum günstig auf die Finanzierung des sozia­
len Sektors niederschlägt. Der österreichische 
Konsument wird deutliche Preissenkungen, sei es 
im Handel oder bei Dienstleistungen, zu spüren 
bekommen. Dies sind Aussagen, die durch fun­
dierte wissenschaftliche Studien belegt sind. 

In der EG die Gefahr eines europäischen Ein­
heitsbreies zu sehen, scheint mir geradezu grotesk 
zu sein. Ganz im Gegenteil: Die Vielfalt, die kul­
turellen Besonderheiten der einzelnen Regionen 
werden durch den erleichterten Zugang und 
durch europaweiten Gedankenaustausch eine 
neue Blütezeit erleben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
nehme nicht an, daß die Österreicher dazu ten­
etieren, in Zukunft als Vertreter einer Insel der 
ewig Gestrigen gelten zu wollen. Ich nehme auch 
nicht an, daß in unserem Land der Wunsch be­
steht, ein weißer Fleck inmitten eines geeinten 
Europa zu sein. Hingegen bin ich fest davon 
überzeugt, daß von unserem Volk mit seinen Fä­
higkeiten und seinem Know-how wichtige Impul­
se zur Gestaltung dieses neuen, großen Europäi­
schen Wirtschaftsraumes ausgehen werden. - Ich 
danke vielmals. (Allgemeiner Beifall.) /1.54 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Mag. Lakner das Wort. 

/ J .54 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ. Salz­

burg): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Hohes 
Haus! Ich bin schon sehr verwundert - auch 
wenn ich auf der linken Seite zu fast leeren Bän­
ken rede -, daß ich heute so schöne und flam­
mende Appelle für die EG gehört habe. Ich habe 
weiters gehört, daß die FPO nicht so flammend 
sei. Es kann schon sein, wenn eine Flamme schon 
30 oder 40 Jahre brennt, daß sie dann einmal 
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schwächer wird. Aber Ihre Flamme brennt ja erst 
viel kürzer, vielleicht ist sie daher so auflodernd, 
ich weiß es nicht. Aber ich kann Ihnen versichern, 
daß wir noch immer für die EG brennen und daß 
alle Vorwürfe, die FPÖ sei da wankelmütig, nicht 
gerechtfertigt sind. Wir sind nicht überzeugt vom 
EWR - das wird meinen Ausführungen sicher 
noch zu entnehmen sein -, aber wir brennen glü­
hend für die EG, auch emotional. Ich glaube, 
Kollege Weiss war es, der die Emotionalität für 
die EG gefordert hat, die ja sehr stark fehlt. 

Herr Staatssekretär! Sie haben gesagt, der EG­
Beitritt werde Mitte der neunziger Jahre in ein 
konkretes Stadium kommen. und der EWR sei 
eine Überbrückung. Jetzt schreiben wir 1991, 
aber ich habe Ihrem Bericht nicht entnehmen 
können, ob diesbezüglich noch heuer etwas wei­
tergeht oder ob es noch eine Zeit dauern wird, bis 
der EWR verwirklicht sein wird. Die Überbrük­
kung ist also doch eher eine kurze Brücke, ich 
hoffe aber, daß es keine schwankende Brücke ist, 
wenn Sie mir dieses Bild erlauben. Mich haben 
Sie jedenfalls nicht überzeugt. Herr Staatssekre­
tär. falls Sie das überhaupt intendierten. 

Natürlich kann ich mir den kleinen Seitenhieb 
auf das Vergessen des Föderalismus in ihrer Bro­
schüre, den auch schon Kollege Weiss angezogen 
hat, auch nicht verkneifen. Sie haben dankens­
werterweise auf den Regionalismus und den Fö­
deralismus in Europa gezielt. In Österreich täte es 
der Bundesregierung sehr gut, den Föderalismus 
und den Regionalismus nicht so oft zu vergessen, 
so wie in Ihrer Broschüre. (Bundesrat 
D r 0 chi e r: Fehlt IhneIl !licht das Durchgriffs­
reche?) 

Herr Kollege! Ich bin Mitglied des Bundespar­
teivorstandes der FPÖ. Ich weiß aber nichts von 
einem Durchgriffsrecht. Ich weiß nur von einem 
Vetorecht. Das schaut schon etwas besser aus. 

Meine Kollegen haben schon sehr viel zu die­
sem Thema gesagt. vor allem Kollege Trattner, 
der den EWR als "Europäischen Warteraum" be­
zeichnet hat. Das ist auch mein Standpunkt. Es ist 
auch interessant. daß heute sehr wenig über den 
EWR gesprochen wurde. Obwohl auf der Tages­
ordnung steht: EWR-Integrationsdebatte, gab es 
fast ausschließlich Wortmeldungen zum EG-Bei­
tritt. Aber auch da könnte Österreich - auch 
wenn es die Kollegin Karlsson als "Größenwahn" 
hingestellt hat - etwas selbstbewußter auftreten. 
Es ist doch nicht unbedingt Größenwahn, wenn 
man selbstbewußt ist. Wir können nur in der EG 
mitreden, und wir sind kein Bittsteller, der mit 
leeren Händen kommt. Ich glaube, das darf man 
nicht vergessen! 

Unbefriedigend - darauf ist schon hingewie­
sen worden - ist die Information des Bundesra­
tes über den Verhandlungsstand der Dinge. Ich 

erinnere daran - das haben wir ja schon oft ein­
gefordert -, daß uns vier Integrationsberichte 
pro Jahr zugesagt wurden. Ich glaube, wir halten 
jetzt beim dritten Integrationsbericht. Offiziell 
wird dieser nicht gleich als vierter Bericht gezählt. 
Also fehlt da noch einiges. 

Es wurde auch schon gesagt, daß die Bürger 
Österreichs nicht entsprechend auf einen EG­
Beitritt vorbereitet werden, und es gibt auch im­
mer mehr negative Zeitungsberichte. Natürlich 
habe ich mit Begeisterung die .. Oberösterreichi­
schen Nachrichten" gelesen. Ich habe schon lange 
nicht mit Begeisterung gelesen, aber am letzten 
Montag habe ich diese Zeitung mit großer Begei­
sterung gelesen, auch die prächtigen Farben stu­
diert. Unter diesen vielen schönen Farben war 
auch ein Artikel drinnen, der vehement gegen ei­
nen EWR-/EG-Beitritt Bedenken anmeldete und 
die Nachteile aufzeigte: ich habe das trotzdem ge­
lesen. 

Ein weiterer Grund für die Animositäten der 
EG gegenüber, die sich in der Bevölkerung regen, 
ist sicher auch die Haltung der EG in der Balkan-, 
in der Jugoslawienfrage. Darauf. was in dieser 
Hinsicht geschehen sollte, ja geschehen müßte, 
kommen wir noch. 

Ich darf auch Sie, Herr Staatssekretär, fragen: 
Wie geht es jetzt weiter bezüglich Information 
der Bevölkerung? Im Augenblick würde ich näm­
lich nicht meine Hand dafür ins Feuer legen, daß 
eine Volksabstimmung in Sachen EG-Beitritt po­
sitivausgeht. 

Es gibt das Magazin "direkt", in dem steht: 
"EWR: ein Sprung ins Ungewisse?". Es gibt im­
mer wieder skeptische Meinungen, allerdings dif­
ferenziert zwischen EWR und EG. 

Ich frage mich: Kann es so weit kommen - das 
ist meine Befürchtung, ich hoffe, Sie werden sie 
entkräften -, daß sich die Regierung einmal mit 
dem Beitritt zum EWR begnügt und sagt: Jetzt 
haben wir etwas erreicht. mehr wollen wir nicht? 
Könnte es soweit kommen. daß wir dort stehen­
bleiben und sagen: Die EG brauchen wir jetzt 
nicht mehr, wir haben genug? Nach dem Motto: 
"Der Spatz in der Hand ist uns lieber als die Tau­
be auf dem Dach." (Bundesrat Dr. 
Sc ha mb eck: Nein.') Fragen darf ich ja, Herr 
Präsident! (Bundesrat Dr. Sc harn b eck: Rheto­
rische Frage.') - Ich freue mich ja, wenn ich das 
Gegenteil davon bestätigt bekomme. 

Hat die Regierung womöglich auch Angst, ge­
wisse Einflüsse bei einem Eintritt in die EG zu 
verlieren? Ich will Ihnen keine U nehrlichkeiten 
vorwerfen, obwohl das mit Saulus und Paulus für 
mich nicht schwer zu verstehen war. 

545. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 33 von 104

www.parlament.gv.at



25350 Bundesrat - 545. Sitzung - 10. Oktober 1991 

Mag. Georg Lakner 

Saulus hat seine Meinung um 180 Grad geän­
dert. Ich bin nicht sehr bibelfest, aber ich glaube, 
so ungefähr war es. (Zwischenruf des Bundesrates 
D r 0 c h l er. - Bundesrat K 0 ne (:::' n y: Bibelfesl 
sind Sie nicht. aber bei 180-Grad-Wendungen ken­
nen Sie sich aus.' - Allgemeine Heiterkeit.) 

Herr Kollege Konecny! Das kann ich Ihnen nur 
zurückgeben, denn gerade die EG ist der Beweis 
für Ihre 180-Grad-Wendungen. Aber es gibt meh­
rere Beispiele, ich will sie nicht strapazieren. 
(Bundesrat D r 0 c Iz te r: Jede Woche eines.') Mei­
nen Sie bei uns oder bei Ihnen, Herr Kollege? 
Sollen wir jetzt wetteifern, wer mehr 180-Grad­
Wendungen zusammenbringt? (Bundesrat 
D r 0 c h ( e r: Sie wollen ja Eisränzer "verdel1.') -
Der Schwerpunkt wäre ja ganz passend, aber ein 
doppelter Axel wird mir nicht gelingen. 

Ich habe dankenswerterweise eine Broschüre, 
die es schon länger gibt, und zwar von der Bun­
deskammer der gewerblichen Wirtschaft. Darin 
werden EG und EWR einander gegenüberge­
stellt. Ich will Sie jetzt in dieser High-noon-Zeit 
nicht strapazieren, aber man findet auf fast jeder 
Seite die Vorteile der EG, die eklatant herausra­
gen gegenüber den fast Nachteilen eines EWR­
Beitrittes. 

Vielleicht darf ich ein paar nur anreißen: Un­
terschied Freihandelszone - Zollunion. Das darf 
ich wörtlich zitieren: "In einer ersten Phase sind 
daher für den Bereich des Warenhandels die Vor­
teile des EWR gegenüber der Freihandelszone ge­
ring. Substantielle administrative Erleichterungen 
ergeben sich erst bei Teilnahme an der Zoll­
union." - Soweit ich weiß, ist diese Zollunion in 
weiter Ferne. 

Es werden dann noch die Vorteile oder Nicht­
Vorteile aus der Vereinigung mit den AKP-Staa­
ten aufgezählt. Es gibt den Nachteil, daß die Zoll­
grenzen bestehenbleiben. Es gibt den zusätzli­
chen administrativen Aufwand. Es gibt die zu­
sätzlichen Übergangsregelungen. Es gibt die 
ungeklärte Produkthaftung. Es besteht die Frage 
des EGKS-Abkommens. Es gibt die Frage der 
einseitigen Konzessionen in der Landwirtschaft. 
Es gibt die Frage der Schutzklauseln zwischen 
EG und EFT A im Dienstleistungs- und Kapital­
verkehr, und und und. - Ich will mein Verspre­
chen doch einhalten und Sie nicht mit allen Punk­
ten belasten. 

Jedenfalls darf ich noch einmal die Gefahr auf­
zeigen und die Bitte aussprechen. nicht auf hal­
bem Wege stehenzubleiben. Ich darf noch einmal 
sagen, unsere Flamme als Europapartei brennt 
seit mindestens 40 Jahren, und sie wird nicht er­
löschen. (Bundesrat D r 0 e h l e r: No t/ieht.' ) 

Ich habe mich ein wenig dagegen gewehrt, daß 
die Tagesordnungspunkte 1 und 2 zusammenge-

zogen werden - ohne Erfolg natürlich, wie wir 
uns noch in einigen anderen Punkten wahrschein­
lich ohne Erfolg wehren werden -, weil wir nicht 
unbedingt die Zustimmung zum EWR mit jener 
zur Resolution verbinden wollten. 

Ich darf jetzt noch ganz kurz mit ein paar Wor­
ten zur gemeinsamen Resolution überleiten. 

Mich haben die Worte von Kollegen Weiss be­
eindruckt. Ursprünglich wollte ich sagen, es ist 
halt ein Minimalkonsens, den wir hier in der Re­
solution gefunden haben, mir wäre mehr lieber 
gewesen. Aber Kollege Weiss hat nicht so unrecht 
mit seiner Aussage: Wenn man dadurch erreicht, 
daß die Länder mehr mit uns reden und offener 
in Verhandlungen gehen, dann kann man durch­
aus zu diesem Minimalkonsens stehen und sogar 
der Meinung sein, daß er etwas bewirken wird. 

Natürlich sagt die FPÖ gerne ihre Mitarbeit zu 
bei der Weiterentwicklung des Länderbeteili­
gungsverfahrens und auch bei künftigen Kompe­
tenzregelungen. Ich hoffe, es wird weiterhin die 
von Kollegin Karlsson schon apostrophierten tief­
gründigen Gespräche geben. 

Allerdings sollte folgendes - das habe ich im 
Ausschuß bereits erwähnt - nicht passieren:' Es 
sollte nicht während der Zeit dieser Verhandlun­
gen, die auch im Zusammenhang mit der EG­
Integration zu sehen sind, zu einer weiteren Kom­
petenzaushöhlung der Länder kommen, die ja an­
hält. 

Ich bekomme jede Woche mehrere Stellung­
nahmen von Ländern, in denen über diese 
fortschreitende Kompetenzaushöhlung geklagt 
wird. Es sollte nicht zu weiteren finanziellen Be­
lastungen der Länder kommen. Das könnte man 
wenigstens für diese Zeit der Verhandlungen -
so meine ich - hintanstellen. 

Ich darf nur ein paar Beispiele erwähnen: Die 
NovelIierung des Denkmalschutzgesetzes scheint 
mir in diesem Zusammenhang sehr bedenklich zu 
sein. Die Länder klagen über den finanziellen 
Mehraufwand bei den Maßnahmen zur Verhü­
tung der Übertragung von Krankheitserregern 
beim Umgang mit bestimmten Lebensmitteln. Es 
gibt enorme Mehrkosten für die Länder bei der 
Novelle des Beamten-Kranken- und Unfallversi­
cherungsgesetzes, ebenso bei der Novelle zum 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz. Auch 
über die 50. ASVG-Novelle klagen die Länder. 
Die Schulen will ich jetzt gar nicht ansprechen. 
Wir haben heute ja noch Gelegenheit, Herrn Mi­
nister Lacina zu sehen und zu hören. Allerdings 
kommt er nicht in dieser Frage zu uns. 

Diese Belastungen, diese Kompetenzeinschrän­
kungen sollten wenigstens während ernster Be­
mühungen ruhen. Ich hoffe, daß uns Kollege 
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Weiss als Minister in dieser Frage sehr hilft, und 
ich hoffe auch auf den Widerstand der Kollegen 
Bundesräte, diese Aushöhlungen der Kompeten­
zen, diese finanziellen Belastungen der Länder zu 
verhindern! - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ 
llnd bei Bundesräten der SPÖ und der Ö VP.) I':'.OS 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zu Wort 
gemeldet hat sich Herr Staatssekretär Dr. Janko­
witsch. Ich erteile es ihm. 

12.IJ8 
Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Peter 

Jankowitsch: Herr Präsident! Hoher Bundesrat! 
Ich möchte doch gerne zu einigen der Fragen 
Stellung nehmen, die hier in der Debatte aufge­
worfen wurden, und ich bitte Herrn Bundesrat 
Wabl um Vergebung dafür, daß er mit seiner 
Wortmeldung ein bißchen warten muß. 

Meine Damen und Herren! Ganz allgemein zur 
Frage der Informationsarbeit und des Meinungs­
klimas in diesem Land. Ich bin der letzte, der be­
streiten würde, daß sich natürlich das Meinungs­
klima in Fragen der Europäischen Integration in 
den letzten Monaten, vielleicht auch schon über 
eine längere Frist, zugespitzt hat und daß die 
Umfragen einige interessante Ergebnisse zeigen. 

Sie zeigen, wie schon erwähnt wurde, eine nach 
wie vor vorhandene mehrheitliche Zustimmung 
zu Fragen der Europäischen Integration, zum 
Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften. 
Sie zeigen aber auch etwas anderes Interessantes, 
nämlich daß die Zahl der Unentschiedenen sehr 
klein geworden ist. Das heißt. daß sich schon sehr 
viele Menschen in diesem Lande mit der Frage 
der Integration, dem Beitritt beschäftigt haben 
und daß es in der Zwischenzeit zwischen den Be­
fürwortern und denen, die noch Bedenken haben. 
die skeptisch sind, eine schrumpfende Gruppe 
gibt. Das heißt. unsere Bemühungen müssen sich 
vor allen Dingen auf die Skeptiker, auf die Zweif­
ler richten, die in dieser Frage noch nicht zustim­
men wollen. 

Ich möchte hier zwei wichtige Gesichtspunkte 
hervorheben. die sich nach meinen Erfahrungen. 
nach vielen Diskussionen und Kontakten mit ein­
zelnen Bevölkerungsgruppen, Berufsgruppen 
und Regionen herausgebildet haben. 

Ein Element der Verunsicherung ist sicher -
das zeigt auch die zitierte Studie Ulram-Plasser 
-, daß offenbar der Eindruck entstanden ist, daß 
der Konsens zwischen den drei großen Parteien, 
die sich im Jahre 1989 hier im Bundesrat und 
drüben im Nationalrat für den Beitritt entschie­
den haben, nicht mehr so fest ist. Das heißt, wir 
müssen uns dessen bewußt sein: Wenn wir die 
Menschen mitnehmen wollen, dann müssen wir 
nicht nur nach außen, sondern auch nach innen 
stärker als bisher mit einer Stimme sprechen; na-

türlich jeder nach seiner politischen Kultur, jeder 
dem Kreis von Menschen zugewandt. den er be­
sonders ansprechen kann. 

Aber i~.h .glaube, die Ybereinstimmung zwi­
schen SPO, OVP und FPO, um das ganz konkret 
zu sagen, ist ein wichtiger Faktor, um den Men­
schen zu zeigen: Hier handelt es sich um ein na­
tionales Anliegen, Europa ist keine Parteifrage. 
Wir müssen, wie gesagt, diese Frage aus der par­
teipolitischen Auseinandersetzung herausneh­
men, wir müssen den Eindruck erzeugen, daß 
dieser Konsens tatsächlich besteht. Gerade dieser 
Konsens war übrigens auch ein starkes Element 
der Beeindruckung in Brüssel. Uns wurde immer 
wieder gesagt, daß es vorher kaum ein Land gege­
ben hat, das sich um den Beitritt beworben hat, 
das mit einer so starken parlamentarischen Mehr­
heit. mit einem so starken Konsens angetreten ist. 
Erhalten wir uns also diesen Konsens! 

Und ein Zweites. meine Damen und Herren, ist 
zu erwähnen. was natürlich jetzt sehr in die Mi­
kroökonomie geht. Es ist gar keine Frage. daß 
viele Menschen heute über die Integration und 
die Folgen für ihren Berufsstand mehr wissen als 
früher. Durch Kontakte mit einzelnen Berufs­
gruppen kann man feststellen, daß die Menschen 
bis hin zu Richtlinien der EG, die es noch gar 
nicht gibt, schon sehr genau wissen. was auf sie 
zukommt und was ihr Schicksal wäre, wenn wir 
jetzt nicht etwas tun, um Anpassungsschwierig­
keiten zu vermeiden. 

Ich gebe Ihnen ein einfaches Beispiel. Es gibt in 
Österreich 60 000 Absolventen der höheren tech­
nischen Lehranstalten - das Rückgrat vieler 
Klein- und Mittelbetriebe, ein ganz entscheiden­
der Faktor in der Wirtschaft. Dazu gibt es noch 
20 000 Pensionisten, also ungefähr 80 000: mit 
den Familien können Sie leicht davon ausgehen, 
daß hier eine Viertelmillion Menschen betroffen 
ist. 

HTL-Absolventen wissen. daß durch den Bei­
tritt zu den Gemeinschaften, teilweise schon 
durch den EWR, ihr bisheriger Qualifikations­
nachweis geändert werden muß, gibt es doch in 
der EG die sogenannten Fachhochschulen. Das 
heißt, wir müssen die höheren technischen Lehr­
anstalten anheben oder umgliedern auf das Ni­
veau von Fachhochschulen, wobei der Unter­
schied nicht immer so gravierend ist. Es müssen 
also Fachhochschulen geschaffen werden, die 
heutigen Absolventen müssen nachdiplomiert 
werden - das ist in einzelnen EG-Ländern auch 
geschehen -, und dann wird für diesen Berufs­
stand das Problem gelöst sein. 

Ich kann also jetzt den HTL-Ingenieuren mit 
der schönsten Information kommen - solange es 
keine Fachhochschulen und somit auch nicht den 
Titel "Fachhochschulingenieur" gibt. werde ich 
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mit der schönsten Information nichts erreichen. 
Und so könnte ich noch viele andere Beispiele 
anführen. 

Es geht eben dabei nicht nur um Information, 
sondern es geht auch um Aktion, um Begleitmaß­
nahmen. Viele davon finden sich im übrigen 
schon im Arbeitsübereinkommen zwischen den 
beiden Regierungsparteien. Wir müssen diesen 
EG-Anpassungsmaßnahmen daher erhöhte Auf­
merksamkeit zuwenden, und ich bin sicher, daß 
sich die Bundesregierung gerade dieses Aspektes 
voll und ganz bewußt ist. 

Was nun den Charakter und die Qualität der 
Information betrifft, die wir anbieten. möchte ich 
mich sehr herzlich für die gründliche Lektüre 
einzelner Publikationen, zum Beispiel auch des 
"EWR-ABCs", bedanken. Alle Anregungen wer­
den wir natürlich dankbar registrieren. Ich möch­
te nur folgendes dazusagen: Natürlich kann eine 
einzige Broschüre nicht sofort auch den emotio­
nalen Faktor ansprechen, und beim Lesen kom­
men einem eben meistens keine Emotionen. Da­
her wollen wir uns ja auch audiovisueller Mittel 
bedienen, um den Gedanken Europa und alles, 
was damit verbunden ist, an die Menschen heran­
zutragen, um damit auch breitere Bereiche der 
Information auszufüllen, um die Motivation dazu 
zu geben und vor allen Dingen eben auch, um die 
vielen und zum Teil diffusen Ängste anzuspre­
chen, die sehr viel zu tun haben mit Zukunfts­
angst, mit Angst vor Veränderung und ähnli­
chem. Und das kann man auf diese Art und Weise 
sicher in beträchtlicher Form abbauen. 

Wichtig ist natürlich - und das ist ja auch der 
Sinn dieser Aussprache heute, Herr Präsident. 
meine Damen und Herren - der ständige Dialog 
mit den Parlamentariern, im Nationalrat, im Bun­
desrat. Diesem Zweck dienen ja auch die Integra­
tionsberichte der Bundesregierung. Es wird Ihnen 
in allernächster Zeit der Vierte Integrationsbe­
richt der Bundesregierung zugehen. Wenn der 
Rhythmus nicht immer das Tempo hat, das Sie 
befriedigen würde, so bitte ich Sie, zu bedenken, 
daß diese Berichte natürlich bestimmte Phasen 
der Integrationspolitik widerspiegeln müssen, 
und gerade beim Abschluß der EWR-Verhand­
lungen haben sich unerwartete Zeitverzögerun­
gen ergeben. Es hätte sehr wenig Sinn, Ihnen jetzt 
sozusagen Zwischenberichte zu liefern, ehe das 
abschließende Bild feststeht. 

Und das bringt mich zu den Ausführungen des 
Herrn Bundesrates Lakner und zur Frage des Eu­
ropäischen Wirtschaftsraumes. Meine Damen 
und Herren, ich glaube, man muß immer wieder 
folgendes dazu sagen: Es gibt keinen Wider­
spruch zwischen Mitgliedschaft und EWR. Es hat 
auch gar keinen Sinn, jetzt beides zu vergleichen, 
weil aus Gründen, die uns immer wieder darge­
legt wurden, Beitrittsverhandlungen mit den Eu-

ropäischen Gemeinschaften erst beginnen kön­
nen nach dem Abschluß der drei großen Reform­
projekte der Gemeinschaften: Binnenmarkt, 
Wirtschafts- und Währungsunion und Europäi­
sche Politische Union. Das heißt, der Zeitpunkt 
der Beitrittsverhandlungen liegt irgendwie um die 
Jahreswende 1992/1993. 

Und ich sage Ihnen - so sehr das auch mich 
manchmal mit Ungeduld erfüllt -: Einen Vorteil 
hat es schon, daß man erst nach Abschluß dieser 
Reformwerke oder wichtiger Phasen in Reform­
werken, etwa bei der Wirtschafts- und Währungs­
union, die Verhandlungen aufnimmt: Wir wissen 
dann nämlich sehr genau, welcher EG wir beitre­
ten werden. Denn heute zum Beispiel weiß man 
im Bereich der Europäischen Politischen Union 
noch nicht, was der genaue Inhalt etwa neuer 
Verpflichtungen auf dem Gebiet einer gemeinsa­
men Außenpolitik, einer gemeinsamen Sicher­
heitspolitik sein wird. Sicher zeichnet sich schon 
das meiste in Umrissen ab, aber erst dann, wenn 
die endgültigen Ergebnisse der beiden Regie­
rungskonferenzen vorliegen, die die nächsten 
Etappen der Wirtschafts- und Währungsunion 
beschließen, die die nächsten Etappen der Schaf­
fung der Europäischen Politischen Union be­
schließen, werden wir den Inhalt dieser Ver­
pflichtungen genau kennen, und dann können wir 
verhandeln. 

Und jetzt ist das Problem - dafür, Herr Bun­
desrat Lakner, hat noch niemand eine Lösung ge­
funden -: Was ist, wenn am 1. Jänner 1993 der 
Binnenmarkt in seiner ganzen Breite zu funktio­
nieren beginnt - es sind heute praktisch alle 
Maßnahmen der Gemeinschaften, die diesen gro­
ßen wirklich gemeinsamen Markt zum Funktio­
nieren bringen, beschlossen -, und wir fangen 
erst zu verhandeln an? - Dann brauchen wir 
eine Zwischenlösung! Denn auch wenn der EWR 
natürlich unvollkommen ist im Verhältnis zur 
Mitgliedschaft, er ermöglicht eines: Er öffnet 
weitgehend die Türen zum Binnenmarkt. 

Die österreichische Wirtschaft, die ja mit zwei 
Dritteln des Außenhandels eine sehr starke Stei­
lung auf den EG-Märkten hat, kann sich keine 
Minute des Draußenstehens leisten. Durch pro­
tektionistische Effekte, wie sie der Binnenmarkt 
sicher mit sich bringen wird - da kann die EG 
sagen, was sie will -, wird der Binnenmarkt ohne 
Zweifel die Tendenz zum innergemeinschaftli­
chen Handel fördern. Da muß Osterreich den 
Fuß drinnen haben! Das ist der eigentliche Sinn 
des Europäischen Wirtschaftsraumes. Deswegen 
nehmen wir auch die Zwischenlösung in dieser 
Form in Kauf. Und das ist uns auch etwas wert, 
weil wir diese Marktanteile erhalten wollen. Denn 
wenn wir erst nach zwei, nach drei Jahren kom­
men, wenn wir diese Marktanteile bereits verlo­
ren haben und sie erst wieder aufholen müßten, 
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ist das mit Kosten für die Wirtschaft und somit 
auch für die Arbeitnehmer verbunden, die wir 
uns ganz einfach nicht leisten können! 

Daher ist der EWR keine Sackgasse, er ist auch 
keine Falle, in die man uns hinein lockt, und in­
zwischen liegt ja der Beweis dafür auch auf dem 
Tisch, nämlich das Avis der Europäischen Ge­
meinschaften, das sehr genau sagt: Jawohl, wir 
wollen Österreich! Ihr seid ein guter Kandidat, 
wir nehmen die Verhandlungen auf! - Also bitte, 
so falsch und hinterhältig kann ja niemand sein, 
daß man uns das sagt und gleichzeitig in den 
EWR hineinlockt. Das kann man doch nicht an­
nehmen. 

Darf ich mich nur kurz noch mit einigen Anre­
gungen und Fragen beschäftigen, die besonders 
auch von seiten der Redner der Freiheitlichen 
Partei gekommen sind. Herr Bundesrat Gudenus! 
Der Gedanke der Europahauptstadt Wien hat 
ohne Zweifel etwas Faszinierendes. Ich glaube, 
Wien hat, auch als eine der Sitzstädte der Verein­
ten Nationen, alle Voraussetzungen dafür, eines 
der künftigen Zentren der Europäischen Integra­
tion zu werden. und sicher wird sich durch den 
Beitritt Österreichs, durch die sich abzeichnende 
Assoziierung Ungarns, Polens, der Tschechoslo­
wakei, vielleicht von Teilen des jugoslawischen 
Raumes - wir sprechen ja heute Nachmittag 
dann noch einmal darüber - der Kern der Eu­
ropäischen Gemeinschaften in die Mitte Europas 
verschieben, von Brüssel, Straßburg, Paris weg in 
die Mitte des Kontinents. Übersehen wir dabei 
aber nicht, daß wir auch Konkurrenten haben: 
Budapest, Prag, vielleicht auch Berlin werden in 
den Wettbewerb treten; Beflin mit dem Vorteil, 
daß es schon in der Gemeinschaft ist. Also ich 
glaube. diese Perspektive sollten wir nicht aus den 
Augen verlieren. Freilich kann man sich mit Er­
folg um EG-Institutionen halt erst bewerben, 
wenn man drinnen ist. Daß wir daran denken, ist 
gar keine Frage. 

Sie haben auch die Frage nach den Kosten eies 
Beitritts gestellt. und ich möchte auch etwas zu 
den Kosten des EWR sagen. Die Frage ist durch 
Vorredner zum Teil schon behandelt worden, 
aber ich möchte noch einmal eines mit aller Klar­
heit feststellen: Jawohl, Österreich wird Netto­
zahler sein - das soll man in aller Offenheit fest­
stellen -, aber nur soweit es das Budget betrifft. 
Das heißt, aus dem österreichischen Bundeshaus­
halt werden mehr Mittel in Richtung EG gehen, 
als aus den verschiedenen Fonds zurückkommen. 
Warum? - Weil es ja in der Europäischen Ge­
meinschaft ein Solidaritätsangebot zwischen den 
ärmeren und reicheren Staaten gibt. Das heißt, 
daß jeder Staat, der heute schon Mitglied der Ge­
meinschaften ist und der die finanziellen Mög­
lichkeiten hat, leistet über die verschiedenen Soli­
daritätsfonds der EG - den Regionalfonds, den 

Sozialfonds. auch Fonds für die Dritte Welt -
Solidaritätsbeiträge. 

Ist das auch in unserem Interesse? - Natürlich 
ist es in unserem Interesse, denn wir haben ja je­
des Interesse daran, daß der Lebensstandard in 
Spanien, in Portugal, in Griechenland steigt. daß 
der Migrationsdruck aus diesen Ländern zurück­
geht, daß durch gleiche starke Partner die gesam­
te europäische Wirtschaft gefördert wird. Also 
das ist nichts anderes als eine Investition in die 
Zukunft, die - ich sage es noch einmal - im 
Bundeshaushalt sichtbar sein wird. 

Die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung gibt 
natürlich ein ganz anderes Bild. Die volkswirt­
schaftliche Gesamtrechnung zeigt beträchtliche 
Wachstumsgewinne, die sich schon durch den 
EWR, schon durch die Teillösung EWR. mit etwa 
einem halben Prozent zusätzlichem Wachstum 
pro Jahr auswirken würden. Ein halbes Prozent 
Wachstum - nach letzten Zahlen ungefähr 
10 Milliarden Schilling - ist sicher kein "Ler­
cherI". Also das ist hier zu würdigen. Die volks­
wirtschaftlichen Gesamtaspekte sind positiv und 
bringen uns Zugang zu zusätzlichen Mitteln, zu 
Wachstum, zu Arbeitsplätzen. Diese Rechnung 
ist durchaus positiv. 

Ich möchte auch ein Wort zum Kohäsionsfonds 
des EWR sagen. Auch das ist ein Solidaritätsbei­
trag. Die mediterranen Mitgliedstaaten wollen 
eben. daß für sie der EWR Sinn gibt, und eine 
Konstruktion dazu ist eben die Errichtung eines 
Kohäsionsfonds. Aber wieder - ich sage es noch­
mals -: Jede Investition zum Beispiel in die U m­
welt der Mittelmeerstaaten ist eine gute Investi­
tion für uns. weil sie letztlich auf das Gesamtkli­
ma Auswirkungen hat. 

\loch ganz kurz zu eInigen anderen Fragen. 
Frau Bundesrat Karlsson und andere haben auf 
d:1,) Personalentwicklungskonzept der Bundesre­
gierung verwiesen. Wir haben diese Anregungen. 
lum Beispiel was die Sprachausbildungen betrifft, 
mit Interesse registriert, und ich glaube, daß es da 
um eine sehr wichtige Konstruktion geht, mit ei­
nem - im übrigen sehr sparsam angelegten -
Pool das Fachwissen zu mobilisieren, das wir 
brauchen, um uns mit Erfolg in den Europäi­
schen Gemeinschaften durchzusetzen. 

Eine gute Vertretung Österreichs in diesen Or­
ganen ist überdies auch für die Gesamtwirtschaft 
von Bedeutung, und ich schließe nicht aus. daß 
durch gewisse Umschichtungen auch Einsparun­
gen in dem einen oder anderen Ressort entstehen 
können. Wichtig ist es heute, daß wir uns durch 
diese fachliche Grundausbildung, aber auch 
durch die Förderung des Berufsbildes "europäi­
scher Beamter" und anderes voll im künftigen 
Brüsseler Mechanismus durchsetzen können. 
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Die Frage bezüglich Frauen möchte ich auch 
noch erwähnen, die Frau Bundesrat Karlsson an­
geschnitten hat. Sie wissen ja, daß die rechtlichen 
Regelungen in den Europäischen Gemeinschaf­
ten zum Teil weit über jene in Österreich hinaus­
gehen. Daß die faktische Situation anders ist, 
hängt eben damit zusammen, daß sehr unter­
schiedliche Gesellschaften in den Gemeinschaften 
zusammengeschlossen sind und die Durch­
schnittswerte daher noch nicht das Ergebnis zei­
gen, das wir für wünschenswert halten. 

Es gibt aber EG-intern eine ganze Reihe von 
Organisationseinheiten, die sich ausschließlich 
der Situation der Frau in den Mitgliedstaaten wid­
men und sich das Ziel gesetzt haben, die Gleich­
berechtigung, die Nichtdiskriminierung, die 
Gleichberechtigung auf dem Gebiet der Entloh­
nung und in vielen anderen Gebieten zu errei­
chen. 

Schließlich, meine Damen und Herren, noch 
einige Gedanken und Überlegungen zu Fragen 
des Föderalismus, die hier angesprochen wurden. 
Ich habe schon zu Beginn meiner Ausführungen 
ein, glaube ich, sehr eindeutiges Bekenntnis zum 
Grundgedanken, aber auch zur Stärkung der heu­
tigen Institutionen des Föderalismus abgelegt. 
Das ist ja auch der Sinn dieser jetzt entstehenden 
Mitbestimmung der Einrichtungen des österrei­
chischen Föderalismus bei künftigen Entschei­
dungen im Bereich des Europäischen Wirt­
schaftsraumes und natürlich auch später auch der 
Europäischen Gemeinschaften. 

Daß da ein vernünftiger, ein zweckmäßiger, 
auch ein demokratischer Ausgleich getroffen wer­
den muß zwischen jenen, die die Interessen der 
Länder in unserer Republik vertreten, ist gar kei­
ne Frage. Daß sich hier natürlich der Bund, eine 
gewisse Reserve auferlegen muß, daß er nicht 
jene bezeichnen darf. die diese Funktion im Rah­
men der Länder ausüben, das müssen Sie verste­
hen, meine Damen und Herren. Sosehr meine 
Sympathien als ehemaliger Parlamentarier auch 
auf der parlamentarischen Seite liegen. so müssen 
Sie doch verstehen, daß in Gesetzentwürfen na­
türlich die Lösung dieser Frage nicht vorwegge­
nommen werden darf. 

Daß wir zu diesem demokratischen Dialog zwi­
schen Legislative und Exekutive einladen müssen 
und daß auf dem Gebiet der Legislative der Bun­
desrat dazugehört, ist ja gar keine Frage. 

Ich bekenne mich auch persönlich, meine Da­
men und Herren - damit möchte ich keiner Ent­
scheidung vorgreifen -, zu einem maximalen 
Ausbau der Länderrechte gerade bei integrations­
sensiblen Fragen. Ich habe immer wieder für eine 
bürgernahe Integrationspolitik plädiert. Und wer 
könnte eine solche bürgernahe Politik besser in 
die Wege leiten als die Bundesländer, die Ge-

meinden, die Bezirke und so weiter? Je näher an 
die Menschen heran, desto besser. 

Das gilt auch bei Fragen des Liegenschaftsver­
kehrs. Ich möchte jetzt nicht mit Herrn Bundesrat 
Strimitzer in einen kontroversiellen Dialog ein­
treten. Man könnte natürlich einiges sagen über 
eine gewisse Häufigkeit von Genehmigungen von 
Ausländergrundgeschäften in manchen westli­
chen Bundesländern. Aber lassen wir das! Ich 
glaube, wir sind in der Absicht einig, Herr Bun­
desrat, daß wir rasch die gesetzlichen Instrumente 
schaffen müssen. Ich persönlich bin jedenfalls da­
für, daß sie die Länder bekommen, weil es ja auch 
länderspezifische Unterschiede gibt. Es ist sicher 
vom Westen zum Osten des Bundesgebietes ein 
großer Unterschied. Vielleicht gibt es im östli­
chen Teil der Republik Bundesländer oder Teile 
von Bundesländern, die gar nicht unglücklich 
darüber sind, wenn sie Grundkäufe leichter ge­
nehmigen können. Daß das in Tirol, in Salzburg 
und Vorarlberg natürlich nicht der Fall ist, ist mir 
auch klar. Daher sind da sicherlich länderspezifi­
sehe Instrumente besser geeignet. 

Aber ich sage noch einmal - ich habe das auch 
vor dem Salzburger und vor dem Vorarlberger 
Integrationsrat gesagt -: Ich sehe persönlich sehr 
viel Sinn in einer länderspezifischen Lösung die­
ser Frage, um den Menschen die Gewißheit zu 
geben, daß etwas geschehen kann. 

Noch einmal: Alle diese Maßnahmen müssen 
den Menschen begreiflich machen - wir können 
dazu einen großen Beitrag leisten auch als politi­
sche Parteien, als Sozialpartner -: Wir sind ge­
genllber der Integration nicht machtlos, wir ha­
ben Instrumente in der Hand! Je rascher wir sie 
schaffen, je rascher wir sie den Menschen in die 
Hand geben, desto eher können wir uns der Zu­
,>timmung sicher sein, die wir brauchen, um die­
,>en Weg gemeinsam weiterzugehen. - Danke. 
I Allgemeiner Beifall.) 12.29 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich dan­
ke dem Herrn Staatssekretär. 

Ich darf als nächstem Redner Herrn Bundesrat 
Dr. Wabl das Wort erteilen. 

/~.~9 

Bundesrat Dr. Martin Wabl (SPÖ, Steiermark): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
für mich natürlich eine besondere Herausforde­
rung, nach Herrn Staatssekretär Jankowitsch zu 
sprechen, einem Experten für Europafragen, 
und vor dem Herrn Kollegen Schambeck, der 
nachher sicherlich eine Vorlesung über Integra­
tion halten wird. Aber ich werde mich bemühen, 
ein paar persönliche Gedanken einzubringen, vor 
allem aus dem Grund, weil ich heute für einige 
Jahre diesen Bundesrat verlassen werde. Daher 
erlauben Sie mir auch, Herr Präsident, daß ich 
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aus Anlaß dieser Rede ein paar Gesichtspunkte 
einbringe, die nicht ganz unmittelbar mit dem 
Thema zusammenhängen. 

Zum ersten. Ich bin sehr froh darüber, Herr 
Staatssekretär, daß Sie besonders herausgestri­
chen haben, wie wichtig es ist, daß wir auf ein 
Europa der Regionen zugehen. Das sage ich vor 
allem als einer, der aus der "wilden" Steiermark 
hinter dem Semmering kommt. Alle, die das 
freundschaftlich gespannte Verhältnis zwischen 
Wien und der Steiermark kennen, werden meine 
Sorgen verstehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor 
zirka zwei Jahren gab es im "Spiegel" eine Titel­
geschichte über die EWG und vor allem über den 
Verwaltungsapparat der EWG in Brüssel. Ich 
muß sagen, daß ich seit damals - obwohl ich 
nicht behaupten möchte, daß meine Position 
nicht veränderbar ist -, seit der Lektüre dieses 
Artikels. zumindest ein EG-Skeptiker bin. Vor al­
lem betrachte ich die Verwaltungsstrukturen. die­
sen Moloch Verwaltungsapparat in Brüssel sehr 
mißtrauisch. 

Was ich damit meine. ist folgendes: Wir Steirer, 
wir Oststeirer, sind oft unglücklich darüber -
nicht böse sein. Herr Staatssekretär -. wenn wir 
uns in Wien nicht auskennen und nicht die richti­
ge Türe finden, um für unsere Wünsche und For­
derungen Unterstützung zu finden. Aber in Wien 
sprechen die Beamten wenigstens dieselbe Spra­
che wie wir, nämlich Deutsch, und trotzdem be­
reitet es manchmal Mühe, uns zu verständigen. In 
Brüssel - und das wird ja auch zugegeben - liegt 
aber der Schwerpunkt noch immer auf der Ver­
waltung, es sind also die Demokratieeinrichtun­
gen. die Möglichkeiten der demokratischen Ein­
richtungen unbefriedigend. Der Ministerrat hat 
dort noch immer das Sagen, die Beamten spielen 
eine wesentliche Rolle. 

Ich möchte nur eine kleine Geschichte aus 
jüngster Vergangenheit erzählen, die zeigt, wie 
sehr wir darunter leiden, daß manche Entschei­
dungen in Wien fallen. Seit Jahren wollen wir in 
unserem Bezirk Fürstenfeld eine Ampel für die 
Bundesstraße. Wir intervenieren bei dieser, bei 
jener Stelle - aber die Ampel wird nicht errich­
tet. Es heißt immer wieder, es müsse noch dieses 
und jenes Problem geprüft werden. Ich will damit 
nicht sagen, daß es keine wichtigeren Dinge gibt. 
Aber die Menschen haben das Bedürfnis, daß 
möglichst viele Entscheidungen vor Ort fallen. 

Es ist doch so, daß gerade die Gemeinden im­
mer mehr Aufgaben zu bewältigen haben, etwa 
im Bereich des Umweltschutzes, Kanal. Wasser, 
Abfall, Müll, und, und, und, daß aber immer we­
niger Geld vorhanden ist und daß sie immer mehr 
Zeit dafür aufwenden, das nötige Geld bei irgend­
weIchen Stellen aufzutreiben. Daher glaube ich, 

daß es ganz wichtig ist, daß in Zukunft möglichst 
jene. die die Situation vor Ort kennen, auch die 
Entscheidungen treffen und die Geldmittel zur 
Verfügung haben. 

Ich stelle immer wieder fest, daß man dann 
über irgendwelche BahneinsteIlungen oder über 
die Notwendigkeit, eine Bahn zu erhalten, disku­
tiert, daß aber der Entscheidungsträger oft gar 
nicht genau weiß. wo das ist. Fürstenfeld. das ist 
fast schon in Ungarn. die nächste Bezirkshaupt­
stadt liegt nicht weit davon entfernt. Aus diesen 
Gründen erfolgen oft nicht sachgerechte Ent­
scheidungen. Wobei mir bewußt ist, daß ein fal­
scher Kantönligeist, wo es nur darum geht. die 
eigenen Bezirksgrenzen zu sehen, keinesfalls der 
richtige Weg ist. 

Ich glaube - das möchte ich zum Abschluß zu 
diesem Thema sagen -. daß dieses Europa der 
Regionen von uns sehr ernst zu nehmen ist und 
daß wir uns bemühen müssen, daß die Entschei­
dungen weitgehend vor Ort getroffen werden. 

Zum zweiten: Zur Bedeutung des Bundesrates 
im Zusammenhang mit der Integration und zur 
Bedeutung des Bundesrates an sich ein paar per­
sönliche Anmerkungen. 

Mich freut. daß Kollege Weiss Bundesminister 
für Föderalismus und Verwaltungsreform wird. 
Ich schätze ihn persönlich sehr. das kann man 
hier in diesem Kreis durchaus sagen. Wir kennen 
einander schon lange. Ich habe ihn bei meinem 
ersten zweijährigen Kurzgastspiel hier im Bun­
desrat kennengelernt. Wir sind ja schon ,.Oldti­
mer" hier in diesem Hause. Wir kennen also die 
Ohnmacht und auch die Macht des Bundesrates 
schon sehr lange. Ich konnte auch Vergleiche an­
stellen, weil ich schon fünf Jahre lang im steiri­
schen Landtag war. Ich bin wirklich zutiefst da­
von überzeugt, daß es ihm gelingen wird, dem 
Bundesrat jenen Stellenwert zu verschaffen, der 
ihm zukommt. Es ist in Österreich einmal so: 
Wenn jemand Minister ist, dann wird er eher ge­
hört. Es kommt also immer darauf an, wer etwas 
sagt. Wenn ein Bundesrat etwas sagt, ist es sicher 
weniger von Bedeutung, als wenn ein Minister et­
was sagt. 

Vor fünf Jahren bin ich in dieses Haus gekom­
men - nachdem ich schon vorher da und fünf 
Jahre lang im Landtag gewesen war -, ich war 
damals 42 Jahre, voll Eifer, voll Ambition und 
hatte die Vorstellung, als Parlamentarier, als 
Volksvertreter einiges umkrempeln oder zumin­
dest beeinflussen oder beleben zu können. 

Herr Kollege Schambeck hält hier immer hoch­
interessante Vorträge über Geschäftsordnungsno­
vellen, über neue. zusätzliche Möglichkeiten. Ich 
meine, wir müssen diese Geschäftsordnung, diese 
Verfassung mit Geist erfüllen. Wir müssen dem 
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auch Taten folgen lassen. Ich wünsche mir, daß 
der Bundesrat in vermehrtem Maße Gesetzesvor­
schläge einbringt und der Nationalrat gar nicht 
mit der Arbeit nachkommt, weil wir so viele Ge­
setzesvorschläge machen. so viele Initiativen set­
zen. Das sollte doch unser Ziel sein. 

Wenn ich daran denke, was ich mir vorgenom­
men habe, dann, muß ich sagen, bin ich eigentlich 
in dieser Beziehung enttäuscht. Das Klima, das 
hier herrscht, hat mich echt beeindruckt, es ist ein 
freundschaftliches. Es ist für einen Steirer auch 
wichtig. daß er die Sorgen und Nöte anderer Bun­
desländer kennenlernt, weil er im Landtag meist 
nur mehr auf die eigenen vier Wände ausgerichtet 
ist und über den Semmering kaum hinausschaut. 
Dieser Kontakt ist wichtig. Es ist auch der Kon­
takt mit Wien wichtig. Dennoch glaube ich. daß 
wir hier im Bundesrat die Möglichkeiten, die Gott 
sei Dank auch durch die Initiative des Vizepräsi­
denten Strutzenberger, durch unsere Vorgänger 
hier. ausgeweitet worden sind. mit Leben erfüllen 
sollten. 

Als ich hier hereingekommen bin. habe ich ge­
dacht - ich habe das auch vor zwei Tagen im 
Rechtsausschuß gesagt -. einige Justizreformen 
werde ich beeinflussen oder zumindest Anregun­
gen geben können, weil ich einfach der Meinung 
bin, als Volksvertreter verpflichtet zu sein, die 
Nöte und Sorgen der Menschen hier vorzutragen 
und Änderungen herbeizuführen. Die Menschen 
erwarten ja von uns. daß wir Reformen in die 
Wege leiten. 

Wenn dann unsere Wähler oder Mitbürger sa­
gen: Wozu sitzt du im Parlament. du hast doch so 
viele Möglichkeiten!? dann müßte ich manchmal 
sagen: Du bildest dir ein. daß ich viele Möglich­
keiten habe, dies ist aber keineswegs der Fall. -
Der Bürger hat nämlich oft das Gefühl, ohn­
mächtig zu sein, was manchmal in großen Pro­
testhandlungen zum Ausdruck kommt. 

Wenn ich daran denke, Herr Kollege Scham­
beck - das letzte, das muß ich dir sagen, Kollege 
Unzer ist nicht da ... (Bundesrat Dr. Sc h a l1l -

be c k: Er ist auf dem Weg nach Chikago.') Er ist 
auf dem Weg nach Chikago. Es wäre gescheiter 
gewesen, wenn er hier im Bundesrat geblieben 
wäre; das ist auch wichtig. (Bundesrat Dr. 
Sc h am be c k: Nein. er macht elwas Föderalisti­
sches.') Die Arbeit im Bundesrat hat Vorrang. Das 
nur als Randbemerkung dazu. 

Wenn ich daran denke. daß ich, weil ich glaube, 
im lustizbereich Erfahrung zu haben. das letzte 
Mal vorgeschlagen habe, daß man Entscheidungs­
verfahren bei Unterhaltsprozessen kurzfristig ... 
(Bundesrat Dr. Sc h am b eck: Das hat nichts mit 
der Tagesordnung zu tun.') Herr Kollege Scham­
beck! Ich habe heute hier das Recht, oder ich 
habe hier gebeten ... 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat Wabl! Ich würde bitten, dann doch 
wieder zum Thema zu kommen. Die persönlichen 
Bemerkungen sind sonst zu lang. 

Bundesrat Dr. Martin Wabl (fortsetzend): Es 
geht hier um die Bedeutung des Bundesrates. Ich 
habe das damals vorgeschlagen. Man hat gesagt, 
das geht jetzt nicht (Bundesrat Dr. 
S c h a l1l be c k: Das hat nichts mit der Regie­
rungserklärung vom Herrn Staatssekretär zu ([w.') 

- der Entschließungsantrag betrifft die Stellung 
des Bundesrates -, weil der Nationalrat erst 
selbst aktiv werden muß. weil das Ministerium ak­
tiv werden muß. Herr Kollege Schambeck, das 
hat schon etwas mit der Stellung des Bundesrates, 
mit seiner Bedeutung zu tun. Wir reden zum 
2. Punkt. zur Stellung des Bundesrates. Aber ich 
bin schon fertig damit. damit Sie beruhigt sind. 

Sie sind vorher zu mir gekommen und haben 
mir alles Gute gewünscht. Ich wünsche Ihnen 
auch alles Gute, auch für die zukünftige Arbeit. 
Nur glaube ich, daß es wichtig ist. daß der Bun­
desrat aufgewertet wird. Ich habe einen Traum, 
eine Vision - damit bin ich schon fertig, damit 
Sie beruhigt sind -. wie es Martin Luther King 
sagte: Ich habe den Traum. daß es einmal Live­
Fernsehübertragungen von Sitzungen des Bun­
desrates wie vom Nationalrat geben wird und daß 
die Einschaltziffern im Fernsehen bei den Über­
tragungen aus dem Bundesrat weitaus höher sein 
werden als bei jenen aus dem Nationalrat, und die 
Nationalräte dann eifersüchtig auf uns sein wer­
den. Wenn ich in drei Jahren wiederkomme, wird 
sich dieser Wunschtraum hoffentlich erfüllt ha­
ben, daß Sie, Herr Kollege Schambeck, so oft im 
Fernsehen sind, wie es Ihrer Stellung entspricht. 
- Danke schön. (Allgemeiner BeifalU 12 . .JO 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Vizepräsident Dr. Schambeck. 
Ich erteile ihm das Wort. 

1 ::' . .JO 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie­

derösterreich): Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär! Meine Damen und Herren! Herr Bundesrat 
Dr. Wabl! Sie haben uns heute den Abschied 
wirklich besonders schwer gemacht, fachlich und 
auch menschlich. Im Namen meiner Fraktion 
darf ich Ihnen sagen, es begleiten Sie unsere aller­
besten Wünsche, und es wird jeden von uns freu­
en, wenn sich auf Gemeinde-, Bezirks-, Landes­
oder Bundesebene wieder die Möglichkeit des 
Beisammenseins, des gemeinsamen Engagements 
für den Föderalismus ergibt. 

Mein politischer Lehrmeister - im Hinblick 
auf die Anwesenheit von Herrn Bundesrat Lit­
schauer darf ich sagen: unser politischer Lehrmei­
ster Georg Prader - hat einmal gesagt: Man soll 
in der Politik niemals nie sagen. Daher weiß man 
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angesichts der Lebendigkeit des Föderalismus nie, 
wo sich für den einen oder anderen die parlamen­
tarische Tätigkeit fortsetzen wird. Es haben sich 
schon viele im Bundesrat wiedergefunden. 

Aber die Verbundenheit besteht ja nicht zwi­
schen Funktionen, sondern zwischen Personen. 
Und ich bin wirklich überzeugt davon, daß, ganz 
gleich, wohin der Weg führt, jeder die Erfahrung 
dieses Hauses mit sich nimmt. 

Ich darf Ihnen sagen, daß es wirklich etwas Be­
sonderes ist: Wir verabschieden uns von zwei 
Mandataren, die Gemeinsamkeiten haben: ähnli­
ches Alter, die gleichen ersten Buchstaben, näm­
lich Weiss und Wabl oder Wabl und Weiss. Ob­
wohl sie aus verschiedenen ideologischen Rich­
tungen kommen und außerdem verschiedene 
Prägungen der politischen Kultur haben, sind sie 
beide von dem Gedanken beseelt, ein Mehr zum 
Föderalismus beizutragen. Wo auch immer sie 
auftreten, ob in der Bundesregierung oder im 
Landtag oder auch, bitte schön, wie bei Ihnen, 
Herr Kollege Wabl, im Bereich der Justiz. ist das 
eine Visitkarte für den Föderalismus. 

Als ich 1975 das erste Mal in das Bundesrats­
präsidium gewählt wurde, habe ich meine Be­
suchstour angetreten, selbstverständlich bei Vor­
arlberg beginnend. Und da habe ich mir damals 
erlaubt zu sagen - was Bewegung bei einer Na­
tionalratsabgeordneten meiner Fraktion hervor­
gerufen hat, was mich aber bis zur Stunde ziem­
lich kalt gelassen hat -, daß es nicht allein darauf 
ankommt, wo einer sitzt. sondern was einer dar­
aus macht. Und da braucht man keine Verfas­
sungsnovellen. 

Ich darf Ihnen versichern, daß ich morgen in 
Pecs an der Universität über "Unser Auftrag im 
Europa von heute" sprechen werde, am Samstag 
in Budapest bei einer Paneuropa-Veranstaltung 
und am Montag in New York bei den Vereinten 
Nationen über die Neuordnung Europas. Herr 
Botschafter Dr. Klein kann Ihnen bestätigen, daß 
ich in Bangkok kein Nachtlokal besucht habe, 
sondern an der Thamrasat-Universität einen Vor­
trag gehalten und über Österreichs Stellung in der 
neuen Ordnung Europas im Außenministerium 
Thailands, in dessen Institut für Außenpolitik ge­
sprochen habe. 

Ich darf Ihnen aber sagen, ich brauche keine 
Verfassungsnovelle für meine Wertigkeit als Bun­
desrat, sondern wichtig ist nur, was man selber 
daraus macht. 

Es gibt eine Reihe von Bundesräten, die sich in 
allen Parteien bemüht haben, das Ihre hier einzu­
bringen. Ich darf nur etwa von der Sozialistischen 
Partei Hofrat Dr. Koref nennen. Ich kann bei uns 
als Vorgänger von J ürgen Weiss Herrn Bundes­
minister Dr. Ernst Kolb nennen, der sich sicher-

Iich in einer, wie wir glauben, besseren Welt dar­
über freuen würde, daß er in Jürgen Weiss einen 
so würdigen Nachfolger in der Riege des Landes 
Vorarlberg hat. 

Jürgen Weiss selber vermittelt ein Wissen, als 
wenn er dreifacher Doktor wäre, er ist aber aka­
demisch nicht belastet. Ich wünsche ihm wirklich, 
daß es ihm gelingen möge, in der Bundesregie­
rung für EG und EWR und für den Föderalismus 
all das einzubringen, was er als Bundesrat ver­
langt hat, und daß es keine Regierungsvorlagen 
geben möge, wo man von Alt-Bundesrat Jürgen 
Weiss die Aufnahme auch nur eines Satzes von 
dem verlangt, was er hier abgelehnt hat. Denn 
auch das gehört zur politischen Glaubwürdigkeit. 

Es ist erfreulich, meine sehr Verehrten, daß 
auch einmal jemand in die Bundesregierung beru­
fen wird, der nicht aus Ostösterreich kommt -
das darf ich als niederösterreichischer Mandatar 
sagen -, sondern aus Westösterreich und daß das 
jahrzehntelange Gefälle in bezug auf das Engage­
ment und auf die Präsenz der Bundesländer in 
der Bundesregierung mit ]ürgen Weiss durchbro­
chen wird, wodurch nun das hochverdiente, um 
den Föderalismus, die EG und den EWR verdien­
te Vorat'lberg seine Präsenz findet. 

Ich freue mich auch, daß wir heute hier diese 
wesentlichen Punkte anschneiden können, und 
zwar zu einem Zeitpunkt, zu dem Bundesräte vor 
neuen Weggabelungen stehen und neue Richtun­
gen einschlagen, mit Herrn Staatssekretär Oe Pe­
ter Jankowitsch auf der Regierungsbank. Ich halte 
es für wertvoll, Herr Dr. lankowitsch. daß Sie 
diese Verantwortung seit der letzten Nationalrats­
wahl wieder tragen und Ihre jahrzehntelang.e Er­
fahrung als Diplomat und als engagierter Oster­
reicher und - ich darf das auch sagen - als Fö­
deralist hier mit einbringen. Herr Or. Janko­
witsch war einer der ersten, der sich hier in 
Österreich für die EG eingesetzt hat. 

Meine Damen und Herren von der Sozialisti­
schen Partei! Wenn Sie nachlesen und überlegen, 
was Sie in den vergangenen Jahren alles gesagt 
haben zur EG, auch negativ, dann, muß ich sa­
gen, war Herr Or. Jankowitsch einer der ersten. 
der diese Akzente gesetzt hat. 

Sie dürfen aber jetzt nicht glauben, daß Profes­
sor Schambeck in diesem Augenblick die ÖVP­
Linie verläßt, indem er vergißt, daß Vertreter der 
ÖVP die allerersten waren, die für eine EG-Mit­
gliedschaft eingetreten sind, und zwar im beson­
deren Herr 01'. Alois Mock. Wir sind stolz darauf. 
meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich freue mich wirklich sehr, daß es zwischen 
diesen beiden Spitzendiplomaten von SPÖ und 
ÖVP in dieser Frage nie nennenswerte Differen­
zen gegeben hat, daß Sie, wie Herr Or. Mock, 
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wegweisend für Österreich geworden sind, moti­
vierend und wegweisend in der Sozialistischen 
Partei. Ich möchte es auch nicht unerwähnt las­
sen, daß es auch dankenswert ist, daß Herr Bun­
deskanzler Dr. Vranitzky das nicht zu einem 
Streitpunkt erhoben hat. 

Das Gegenteil ist der Fall. Ich selber verfolge 
mit großer Aufmerksamkeit - ich werde das am 
Montag, Dienstag in New York wahrscheinlich 
selber verfolgen können -, daß er jetzt eine, wie 
ich ihm wünsche, erfolgreiche Reise durch die 
Vereinigten Staaten unternimmt, wobei es mich 
freut, daß er sich auch in KalifOl'nien aufhält. Ich 
habe mit einigen Damen und Herren von der 
ÖVP-Fraktion im August Südamerika bereist. 
Und zwar war dies eine selbstbezahlte Studienrei­
se, die von der Freiheitlichen Partei in ihrer Zei­
tung dahingehend kritisiert wurde, daß Mandata­
re um ihr Geld Studienreisen machen. Darauf 
komme ich noch näher zu sprechen. Ich freue 
mich auch sehr, daß der Bundeskanzler nach Süd­
amerika fahren wird. Man erwartet ihn dort mit 
Freude. Ich freue mich sehr, daß wir unsere Eu­
ropastandpunkte auch in anderen Erdteilen ver­
ständlich machen, denn wir befinden uns heute in 
einer Zeit, in der sich ein Erdteil mit dem ande­
ren koordinieren muß. 

Herr Staatssekretär! Ich freue mich, daß Sie 
diese Publikation vorgelegt haben. Diese Publika­
tion ist graphisch und inhaltlich sehr gut geglie­
dert und dargestellt. Auch derjenige, der sich das 
erstemal mit dieser Materie beschäftigt, wird gut 
eingeführt. 

Herr Bundesrat Jürgen Weiss hat treffend auf 
einige Fehler hingewiesen, wobei ich sagen möch­
te: Diejenigen, die das Material verarbeitet haben, 
waren sicherlich ausgezeichnete Journalisten. 
Nur, bei aller Wertschätzung der Journalisten, die 
wichtig sind in der freien Demokratie, die ohne 
den freien Journalistenstand nicht möglich ist, ist 
es immer gut, wenn man sich derartige Dinge als 
Jurist oder Wirtschaftswissenschafter noch zu­
sätzlich durchliest. Und es ist erstaunlich, daß 
manche Leute das, was der Bundesrat bereits seit 
der B undes-Verfassungsgesetz-Novelle 1984 zu­
gestanden bekommen hat, im Jahre 1991 noch 
nicht wissen, und das in einer Publikation, die der 
Bundeskanzler und der Staatssekretär mit seinem 
Bild hier vorstellt; wobei beide Bilder ausgezeich­
net sind. Es müßte ein schlechter Fotograf sein, 
der kein gutes Bild zustande bringt. 

Nur, meine sehr Verehrten, was mir leid tut, ist, 
daß Herr Bundesminister Dr. Mock und Herr 
Bundesminister Dr. Schüssel, die nämlich über 
EWR und EG verhandeln, in dieser Publikation 
nicht auch mit einem Bild vertreten sind. Daher 
meine ich, daß es gar nicht schlecht wäre, wenn 
man diese beiden auch mit hineingenommen hät­
te zur öffentlichen Meinungsbildung. 

Ich für meine Person glaube nämlich, daß es 
zur politischen Kultur und zum guten Stil gehört, 
bei einer umfassenden Dokumentation, die nicht 
eine Dokumentation aus Parteisicht ist, sondern 
für Österreich, auch die beiden anderen Mitglie­
der der Bundesregierung hineinzunehmen - das 
wären auch keine schlechten Bilder geworden -, 
noch dazu, wo ich weiß, daß sich diese Persön­
lichkeiten in unserem Bemühen und in ihrem Be­
mühen um Österreich ausgezeichnet verstehen. 

Es ist bereits von Bundesrat Jürgen Weiss auf 
diese Fehler hingewiesen worden. Die, die das 
vorbereitet haben, stehen ja dabei nicht alleine. 
Denn es gibt eine Unzahl von Leuten in Öster­
reich, die ständig für den Bundesrat Rechte for­
dern, die er schon längst hat: nur ist es ihnen 
nicht bewußt geworden. Manche Leute fahren 
auch auf Landesebene einstellig, und man muß es 
ihnen sagen. Ich tue das jede Woche mindestens 
einmal, denn als Lehrer ist man zur Fortbildung 
verpflichtet. Nur ist das Traurige, meine sehr 
Verehrten - das möchte ich anschließend an die 
Worte des Kollegen Wabl sagen, das wird auch 
die EG und den EWR betreffen -, daß es nicht 
allein darauf ankommt, Rechte zu verlangen, son­
dern man muß auch die Möglichkeit geben, Rech­
te auszuüben. 

Diesbezüglich wende ich mich an alle, die an 
Parteispitzen Verantwortung haben, wobei das ja 
alles Durchgangspositionen sind, das sind ja alles 
Gelegenheitsbeschäftigungen: Minister, Staatsse­
kretäre, Bundeskanzler, alles sind Gelegenheits­
beschäftigungen, weil wir eine dynamische De­
mokratie haben. Das ist ein Kommen und ein Ge­
hen, und das ist auch etwas Schönes, ohne das 
man in den Zustand der begnadeten Angst verfal­
len muß. 

Meine sehr Verehrten! Es wird notwendig sein, 
daß man es auch dem Bundesrat von diesen Spit­
zenpositionen - und da sind wir bei J ürgen 
Weiss bestens aufgehoben - gestattet, nicht nur 
Regierungsvorlagen zu behandeln, sondern auch 
Gesetzesinitiativen einzubringen. 

Zur Statistik des österreichischen Parlamenta­
rismus: Ich habe darüber vor einigen Jahren -
nicht mangels anderer Beschäftigung, sondern 
weil ich glaube, daß das auch notwendig ist, dazu 
brauche ich auch keinen Verfassungsauftrag 
dazu; ich habe auch noch zwei weitere Bände vor 
für nächstes Jahr - ein Buch herausgegeben: 
"Österreichischs Parlamentarismus; Werden und 
System". Da haben Sie auch eine parlamentari­
sche Statistik drinnen. 

Bei uns gibt es eine überwiegende Zahl von Re­
gierungsvorlagen - da stimme ich mit Herrn Dr. 
Wabl überein -, aber eine geringe Zahl an parla­
mentarischen Gesetzesinitiativen. Warum? -
Weil ja das Parlament selber keinen Stab hat, um 
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diese Dinge zu behandeln, sondern das haben die 
Ministerien und vor allem das Bundeskanzleramt. 
Es wäre äußerst begrüßenswert, das zu ändern. 
Ich möchte auch in den Raum stellen, daß jetzt 
sehr viel geschieht; Herr Präsident Dr. Fischer 
macht da außerordentlich viel. Jetzt hängt sogar 
ein Transparent an der Außenseite des Parla­
ments; Märchenbücher und auch andere Bücher 
werden im Präsidialsalon vorgestellt. Das ist alles 
sehr wertvoll, die Leute sollen hereinkommen. 
Wir werden dann am 26. Oktober auch Zuckerl 
verteilen, ich werde das auch gerne machen. 

Folgendes wäre aber auch von Wichtigkeit zur 
Aufwertung des Parlaments: daß wir auch einen 
Verfassungsdienst im Parlament haben und nicht 
daß das Parlament zum Ballhausplatz gehen muß, 
um sich von jenen, die Regierungsvorlagen vorbe­
reiten, Verfassungsgutachten geben zu lassen -
wobei ich selber keine Verfassungsgutachten da­
bei brauche, ich bin beiläufig imstande, das selber 
zu klären; aber sonst wäre das sehr wichtig. 

In diesem Zusammenhang beziehe ich mich auf 
die glänzende Abhandlung des Ihnen auch geläu­
figen Herrn Dr. Hans Weiler, der ja vor Jahrzehn­
ten im Zuge einer Lebensreuungsaktion verstor­
ben ist. der eine glänzende Abhandlung über den 
Verfassungsdienst herausgebracht hat. 

Die Damen und Herren, die dort tatlg sind, 
sind höchst qualifiziert, das ist überhaupt keine 
Frage. Es wäre einmal interessant, eine Studie zu 
machen, wer aus dem Verfassungsdienst hervor­
gegangen ist und in der Ersten beziehungsweise 
in der Zweiten Republik etwas geworden ist. 

Es ist interessant, sich anzuschauen - da kenne 
ich viele Beispiele dazu, weil ich die Ehre habe, 
diesem Haus seit 22 Jahren anzugehören: 
16 Jahre im Präsidium -, wer vom Verfassungs­
dienst wozu verwendet wurde. Einmal hat es so­
gar einen Leiter des Verfassungsdienstes gegeben, 
der für eine Fraktion die Schriftsätze verfaßt hat, 
damit diese beim Verfassungsgerichtshof Position 
bezieht. Es ging damals um die Frage der Nach­
folge des Vorsitzenden des Bundesrates Hof­
mann-Wellenhof als Mandatar. 

Es entspricht natürlich nicht gerade dem Prin­
zip der Gewaltenteilung, wenn Verfassungsgut­
achten vom Bundeskanzleramt eingeholt werden, 
während sich das Parlament selber auf diese 
Funktionen beschränkt, die in diesen Dingen ... 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat Dr. Schambeck! Bitte ... 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (fortset­
zend): Ich komme jetzt sofort auf EWR und EG 
zu sprechen. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Darf ich 
Sie bitten, Herr Bundesrat, zum Thema zu spre­
chen. 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (fortset­
zend): Dabei bin ich schon, ich bin da ganz Ihrer 
Meinung. 

Ich bin nämlich der Auffassung, daß wir selber 
auf dem Gebiet EG und EWR eigene Initiativen 
ergreifen. Ich freue mich sehr, sagen zu können, 
daß unter dem Vorsitz des Herrn Vizepräsidenten 
Walter Strutzenberger über unsere Initiative hier 
im Bundesrat eine eigene EG-Arbeitsgruppe ge­
bildet worden ist, der sich auch die Freiheitliche 
Partei, mit dem Kollegen Lakner an der Spitze, 
angeschlossen hat. Es resultiert diese Forderung 
bereits aus der Präsidentschaft des Herrn lng. Ge­
org Ludescher. dem ich zu seinem 60. Geburts­
tag, den er demnächst begehen wird, gratulieren 
möchte, ebenso gratulieren möchte ich ihm zu 
seiner außerordentlichen Aktivität. Die Frau Prä­
sidentin Haselbach hat in ihrer glänzenden Vor­
sitzführung das Ihre dazu beigetragen, daß es die­
se Aktivitäten jetzt gibt. 

Herr Staatssekretär! Alle drei Fraktionen -
was die Grünen anlangt, so haben wir das Glück, 
daß sie uns hier nicht erfreuen, Sie können' das 
mit oder ohne Anführungszeichen schreiben -
haben gemeinsam eine Arbeitsgruppe gebildet, 
die sich mit diesen Dingen beschäftigt. Wir haben 
das letzte Mal hier beschlossen. daß wir auch die 
Landeshauptleutekonferenz und die Landtags­
präsidenten dazu einladen. Denn: Machen 's nicht 
wir, dann machen 's die anderen, aber anders. -
Und der Bundesrat sollte sich dazu nicht ver­
schweigen. 

Österreich ist eine parlamentarische Demokra­
tie und keine Bürokratie - bei aller Wertschät­
zung der Beamten. Es gibt von mir eine Unzahl 
von Abhandlungen und Reden über die Beamten, 
auch bei internationalen Kongressen, auf Welt­
und Europaebene, das und verschiedenes andere 
darf ich zu meiner Glaubwürdigkeit in dieser Fra­
ge anführen. 

Man soll allerdings auch die Beamten nicht 
überfordern. Ich glaube, daß es falsch wäre, wenn 
"bloß" die Beamten - bloß unter Anführungs­
zeichen - die Kompetenzen derjenigen, die auf 
Landesebene verpflichtet sind, die Länderkompe­
tenzen auch als Landesparlamentarier wahrzu­
nehmen, hier als "Stellvertreter" ausüben. 

Das wäre zu wenig, wenngleich ich zugebe, daß 
es gar nicht schlecht ist, ja sogar angenehm für 
einen Landeshauptmann, wenn er seinem wei­
sungsgebundenen und gehorsamspflichtigen Hof­
rat etwas sagt, wie er es wünscht, während er sich 
mit Parlamentariern, vor allem der anderer Par­
teien, auseinandersetzen muß. 
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Nur gibt es bestimmte Grundsätze der parla­
mentarischen, der demokratisch-republikani­
schen Verfassung Österreichs aus 1920, die auch 
1991 auf dem Weg zu EWR und EG zu beachten 
sind, und damit werden wir uns auseinanderzuset­
zen haben. 

Ich werde hier - das sage ich jetzt schon -, 
wer immer die Regierungsvorlage einbringt, mei­
ne Zustimmung nie einer Entscheidung geben, 
die das parlamentarische, föderalistische, demo­
kratische und republikanische Prinzip nicht 
wahrt. Das möchte ich heute schon sagen. Wenn 
man das auch den anderen schon sagt, dann kön­
nen sie sich gleich darauf einrichten. 

Über meine Tätigkeit kann man nachlesen, 
auch über mein Verhalten bei der Strafrechtsre­
form und ähnlichem; ich habe mich dazu nicht 
verschwiegen. 

Es ist also von größter Wichtigkeit, was vorbe­
reitend geschieht. Schon vom Präsidenten Maut­
ner Markhof und einigen Vorrednern wurde dan­
kenswerterweise gesagt: EWR - ein Vorschlag 
des EG-Präsidenten Delors in einer seiner Reden 
in Straßburg - sei nicht der schnellste Aufzug, 
um EG-Mitglied zu werden, sondern Delors 
meinte, daß die Mitglieder der EFTA eben ein 
bestimmtes europäisches Placement haben. Für 
uns Österreicher soll das keine Sackgasse. kein 
Wartesaal sein, sondern ein Zwischenstadium auf 
dem Wege zu einer EG-Mitgliedschaft. 

Ich habe die Freude, sagen zu können, daß der 
Herr Staatssekretär und Bundesminister für aus­
wärtige Angelegenheiten außer Dienst, Dr. Jan­
kowitsch, und ich Verdroß-Schüler sind. 

Wenn der unvergeßliche Verdroß, dessen 
100. Geburtstag 1990 war, wüßte, womit wir uns 
heute beschäftigen! Hofrat Strimitzer und ich be­
suchen das Grab von Verdroß öfters; es ist in der 
Wildener Basilika. 

Verdroß würde sich wundern, wenn wir ihm 
sagten, wir beschäftigen uns deshalb mit der eu­
ropäischen Integration, weil die EG den Weg zu 
einem Binnenmarkt beschritten hat und weil be­
stimmte Dispositionen für eine EG-Mitglied­
schaft Österreichs notwendig wurden - ur­
sprünglich haben wir ja gemeint, das sei nicht not­
wendig. 

Wenn man in die Welt hinauskommt - was bei 
mir ab und zu der Fall ist -, dann muß man den 
Leuten erklären, warum wir das tun, was wir ja 
früher nicht getan haben, und wie wir unsere 
Neutralität sehen. 

Es ist schon treffend darauf hingewiesen wor­
den - auch in den glänzenden Ausführungen des 
Herrn Bundesrates Jürgen Weiss und in denen 
des Herrn Hofrates Dr. Strimitzer -, was zur In-

terpretation der Neutralität notwendig ist. Natür­
lich ist es wichtig, daß wir selbst unsere Neutrali­
tät interpretieren. 

Zur "dauernden" Neutralität - wobei Eigen­
schaftswörter nicht abzuwerten sind; das Wort 
"Demokratie" kommt im Bundes-Verfassungsge­
setz nirgends als Hauptwort vor, sondern nur als 
Eigenschaftswort, und zwar im Artikel 1. All das, 
was der Verfassungsgesetzgeber schon vorgefun­
den hat, hat er im Jahre 1920 nicht mehr haupt­
wörtlich ausgedrückt. 

Aber bei der Neutralität ist das von größter 
Wichtigkeit; diese hat es ja vor 1955 nicht gege­
ben. Das steht auch nicht im Staatsvertrag, son­
dern im Neutralitätsgesetz; das gehört auch am 
26. Oktober, am "Tag der offenen Tür" hier ge­
sagt. Unsere Neutralität wollen wir als souveräner 
Staat selbst auslegen und auch entsprechend 
handhaben. 

Ich meine, daß es notwendig wird, daß wir zwei 
Dinge bei dieser Aufklärungsaktion tun, nämlich 
jedem in Österreich zu sagen: Wir wollen auch als 
EWR- und EG-Mitglied weiterhin ein neutraler 
Staat sein (Beifai! bei der ÖVP), denn heute stellt 
die Neutralität Österreichs ein Teil des Staatsbe­
wußtseins der Frauen und Männer unseres Lan­
des dar. 

Wir sollten Leuten wie einem Julius Raab, ei­
nem Adolf Schärf. einem Leopold Figl oder ei­
nem Bruno Kreisky dankbar dafür sein, daß sie in 
dieser Einhelligkeit den Weg Österreichs zur 
Neutralität eröffnet haben. Wir wollen und sollen 
das nicht preisgeben! 

Aber genauso wie ein Ehepaar sich weiterent­
wickelt in jedem Jahrzehnt, sie begehen unter ei­
nem anderen Bewußtsein ihre Verlobung, wenn 
sie das können, ihre Silberhochzeit und ihre gol­
dene Hochzeit, wie sie sich weiterentwickeln in 
ihrem Bewußtsein, und es ist doch schön, gemein­
sam alt zu werden, wenn einem das vom Schicksal 
geschenkt wird, genauso macht auch ein Verfas­
sungsprinzip, ein außenpolitisches Prinzip wie die 
Neutralität ihre eigene Geschichte durch. 

Wenn ich kommenden Montag nachmittag die 
Ehre haben werde, mit dem Generalsekretär der 
UNO Perez de Cuellar, mit dem Präsidenten des 
Sicherheitsrates sowie mit dem Präsidenten der 
UN-Generalversammlung bei einer UN-Tagung 
in New York zu sprechen, dann werde ich ihnen 
sagen - auch in meinem Referat -, daß wir na­
türlich wissen, daß uns nicht immer die Stern­
stunde' eines einstimmigen Beschlusses des Si­
cherheitsrates gegeben ist - das weiß Herr 
Staatssekretär Dr. Jankowitsch besser als ich -, 
wie etwa bei der Golf-Krise, wo alle Großmächte 
für den Weg der kollektiven Sicherheit eingetre­
ten sind. 
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Österreich ist Mitglied des UN-Sicherheitsrates 
gewesen. Botschafter Dr. Hohenfellner hat in 
schweren Wochen glänzend dort den Vorsitz ge­
führt. 

Wir müssen also wissen, daß es Konfliktsitua­
tion gibt, in denen die Neutralität ihre Bewäh­
rungsprobe halten muß - aber nicht alleine für 
sich, nicht alleine für Österreich, sondern für Eu­
rapa! Wir werden uns heute noch mit dieser Fra­
g.e beschäftigen. Die Neutralität wollen wir für 
Osterreich und für Europa wahren! 

Julius Raab hat immer gesagt: "Ein Politiker 
soll vorhersehbar und berechenbar sein!" Und 
auch die Neutralität soll Vorhersehbarkeit und 
Berechenbarkeit beinhalten. 

Frau Präsidentin Haselbach hat Österreich ja 
sehr würdig in New Delhi vertreten, nämlich 
beim Heimgang Rajiv Gandhis, den ich einige 
Wochen vor dessen Ermordung im Parlament 
von New Delhi, bevor ich nach Bangkok gekom­
men bin, erleben durfte. Sie wissen, daß das Non­
allyment Indiens eine vorhersehbare und bere­
chenbare außenpolitische Position darstellt. 

Wir in Österreich wollen die Neutralität als 
vorhersehbare und berechenbare außenpolitische 
Position halten, auch als EWR- oder EG-Mitglied 
soll sich das nicht ändern. Es ist wichtig, das zu 
sagen! Wir sollen auch erklären, warum dieses 
"dauernd neutral" von Wichtigkeit ist, denn es 
gibt viele, die das erklärt haben wollen. 

Zum Transitproblem; Hofrat Dr. Strimitzer hat 
ja schon darauf hingewiesen. Das Transitproblem 
hat für das Burgenland und für Niederösterreich 
- wenn ich auf meinen Heimatbezirk Baden, auf 
das Helenental verweise - einen anderen Stellen­
wert als für Tirol oder für Vorarlberg. Daher bitte 
ich als Nicht-Tiroler um Verständnis für die Tiro­
ler! (Beifall bei der ÖVP.) 

leh bitte Sie um Ihr Bemühen, gemeinsam zu 
einer Lösung zu kommen, die für alle akzeptabel 
ist. Politiker denken ja normalerweise in den Ka­
tegorien von Gemeinderats-, Landtags- oder Na­
tionalratswahlen. Aber hiebei handelt es sich um 
Entscheidungen, die über Wahltermine hinausge­
hen. Man muß allen Landesrepräsentanten Re­
spekt zollen, die das bei einer Wahlentscheidung 
auf sich nehmen müssen, weil sie eben weitsichtig 
Entscheidungen zu treffen haben; das geht über 
das Parteipolitische zum Staatsmännischen über. 

Weiters möchte ich hervorheben - das ist heu­
te schon angedeutet worden - das Problem 
Angst aus Unwissenheit. Letzten Freitag hatte ich 
die Ehre, in Horn Herrn Landeshauptmann Lud­
wig vertreten dürfen. Nach einer größeren Veran­
staltung dort kommt eine Frau auf mich zu - das 
hat mich sehr bewegt nach diesem Tag -, es war 

gegen 3/4 11 Uhr. Sie war sehr beunruhigt, und 
sie bringt auf einmal alle Vorwürfe, die der 
Durchschnitt der Bevölkerung gegen die EG hat, 
vor. Aber nicht so: Halt, jetzt sehe ich einen Man­
dadaten, den quäle ich, sondern man hat gesehen, 
das war ihr ein innerliches Bedürfnis. Sie hat dar­
über mit Frau Landesrat Prokopp und dann mit 
mir gesprochen. 

Die Frau meinte: Man braucht sich ja nur anzu­
schauen, wohin Arbeitslosigkeit führt! Darauf 
habe ich gesagt: Waren Sie schon in Spanien, ha­
ben Sie gesehen, wie die Situation in Portugal 
ausschaut, was sich dort alles ändert! - Sie war 
ganz erstaunt, als ich ihr das alles aufgelistet habe. 
- Auch Griechenland könnte man da erwähnen. 
Als ich vor Jahren in Korfu auf Urlaub war, hat 
damals Papandreou - damals war Karamanlis in 
der Regierung - auf dem Weg Griechenlands zur 
EG alles mobilisiert - er hat die Wahlen damit 
gewonnen - und gesagt, daß eine EG-Mitglied­
schaft Griechenlands zu Arbeitslosigkeit im Lan­
de führen würde. 

Später hat Papandreou Vorsitz im Ministerrat 
geführt, und er hat den Regionalfonds, den Kri­
senfonds der EG blendend ausgeschöpft. Er hat 
in Rhodos eine traumhafte Feier abgehalten mit 
allem Drum und Dran: Vorher waren sie aber ve­
hement gegen einen EG-Beitritt und haben große 
Unsicherheit in Griechenland erzeugt. Und elas 
war damals ausschlaggebend für die Wahlen. -
Inzwischen ist Karamanlis Staatspräsident und 
Mitsoutakis Ministerpräsident. 

Warum sage ich das? - Weil wir wissen müs­
sen, daß es Kräfte gibt - Herr Professor Lakner! 
-, die in der Oppositionsrolle Stimmung machen 
g.egen jene, die die Regierungsverantwortung für 
Osterreich tr~gen - nicht alleine für ihre Partei, 
sondern für Osterreich, und auch für euch von 
der Opposition! Ihr wollt ja auch gut in Zukunft 
leben! 

Daher sollten wir uns bemühen, zur Meinungs­
bildung - über alle Parteigrenzen hinweg! - zur 
Öffentlichkeitsarbeit entsprechend beizutragen. 
Ich sage das deshalb, weil bisweilen Herr Dr. Hai­
der - Landeshauptmannstellvertreter von Kärn­
ten, Ihr Parteivorsitzender, Landeshauptmann 
außer Dienst -, wenn er durch die Gegend reist, 
mit seismographischem Spürsinn dafür - was 
nicht geleugnet sei -, was wo verlangt wird, ein­
mal so und einmal so spricht. Man soll ja zu kei­
nem Rendezvous seelisch unvorbereitet gehen. 
Auch Haider bereitet sich für Reden in Ober- und 
Unterzipfelzell vor, um dann in einem Ort für 
und im anderen Ort gegen die EG zu sein. - Das 
erinnert mich an das Beispiel vom "Wander­
schauspieler": am Nachmittag als "Vogelhänd­
ler" , am Abend als" Troubadour", um als "Ham­
let" den Tag zu beenden, und zwar mit der Frage: 
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"Sein oder nicht sein?" (Beifall bei der Ö V P und 
SPÖ.) 

In der Zwischenzeit muß Haider halt dann in 
den Waschraum gehen, um sich zu fragen: Mit 
welchem Kostüm reise ich weiter? Um sich wei­
ters zu fragen: ich oder ich? 

Ich verweise dabei auf ein Gedicht von Anton 
Wildgans: "Tiefer Blick". 

"Da wird der Mensch sich mählich unbekannt 
und wie ein minderer Komödiant, der einlernt 
jede Geste und Gebärde." 

Meine Damen und Herren! Ich sage das des­
halb, weil ich glaube, wir sollten bei der Debatte 
über EWR und EG nicht in die Niederungen par­
teipolitischer Polemik steigen. Dabei geht es doch 
um sehr Wesentliches! 

Die Freiheitliche Partei Österreichs hat da die 
Gelegenheit, ihre staatspolitisch wirklich vorhan­
denen Dimensionen zum Tragen zu bringen. Und 
ich möchte gar nicht bestreiten, daß ein Einzel­
gänger Ihrer Partei - der spätere Botschafter 
und frühere Klubobmann Dr. Gredler - zu man­
cher Zeit Bedeutendes dazu beigetragen hat, was 
heute nicht unausgesprochen sei. Aber an das 
mögen die sich in seiner eigenen Partei erinnern, 
wie wir der weiteren Entwicklung entgegengehen. 

Diese weitere Entwicklung wird mit großen 
Problemen verbunden sein. Neben dem Transit­
problem sei auch die große Angst bezüglich Aus­
ländergrundverkehr erwähnt. 

Ich bin Herrn Vizepräsident Strutzenberger 
sehr dankbar dafür, daß wir mit ihm darüber er­
ste Gespräche eröffnet haben. Wir bemühen uns, 
gemeinsam, nicht gegeneinander, zu einer Lösung 
zu kommen, die auch von jenen, die nicht das 
Glück haben, Bundesräte zu sein, akzeptiert wer­
den kann. Eine Länderkammer muß sich eben 
auch mit der Angst der Länder beschäftigen. 

Meine sehr Verehrten! Das Glücksgefühl, das 
manche haben wollen, daß die Fremden drei bis 
vier Wochen kommen, und daß sie in diesen drei 
bis vier Wochen das größte Geld dalassen und 
dann schleunigst wieder verschwinden, mit der 
Garantie, nächstes Jahr wieder zu kommen, die­
ses Glücksgefühl wird überall beschert. - Es gibt 
ja einige, die wollen länger oder dauernd dasein. 
- Es wäre, glaube ich, begrüßenswert, wenn wir 
bezüglich Länderkompetenz beim Ausländer­
grundverkehrsgesetz eine gemeinsame Basis fin­
den könnten. 

Kollege Wabl ist jetzt nicht da, bitte es ihm zu 
sagen: Bei aller Wertschätzung des Verfassungs­
dienstes - Herr Dr. Azizi. ich komme darauf 
noch zu sprechen - darf ich Ihnen versichern, 
daß wir darüber diskutieren werden. Ich darf das 

für meine Fraktion sagen, wir werden das bespre­
chen, der Inhalt muß diskutiert werden. 

Es sollte gelingen, daß wir dazu eine Gesetzes­
initiative ergreifen. Und ich sage Ihnen: Gesetzes­
initiativen sind Denkanstöße in einem Miteinan­
der. Ein Miteinander gibt es auch bei Regierungs­
vorlagen, aber das dient mit zur Glaubwürdigkeit 
eines parlamentarischen Föderalismus. Wir wol­
len uns daher darum bemühen! 

Die weiteren Konsequenzen, die sich ergeben, 
sind bekannt. Oas ist das parlamentarische, das 
föderalistische Prinzip, das Prinzip der Gewalten­
teilung und der Kompetenzverteilung. Ich möch­
te allen Diplomaten, wie etwa den Herren Bot­
schaftern Dr. Wolte, Herrn Dr. Scheich und 
Herrn Gesandten Leptmann herzlich dafür dan­
ken, was sie eingebracht haben zu allen Fragen 
bezüglich EG- und EWR-Mitgliedschaft. Wir ver­
danken elen Diplomaten viel mehr, als wir dazu 
ausdrücken können. Da Herr Botschafter Dr. 
Klein heute hier ist, möchte ich das wiederholen, 
was ich bereits bei der Diskussion zum Außenpo­
litischen Bericht gesagt habe: Dank für das, was er 
und seine großartige Gattin mit den Mitarbeitern 
der Botschaft beim Unglück eier Lauda Air in 
Bangkok, Thailand, geleistet haben. Diesen Dank, 
den ich damals zum Ausdruck gebracht habe, 
möchte ich heute in Anwesenheit des Herrn Bot­
schafters hier wiederholen. 

Ich möchte sagen, daß es für die Zukunft wich­
tig sein wird, die Zusammenarbeit zu intensivie­
ren. Natürlich gehört auch der Verfassungsdienst 
dazu! Ich möchte Herrn Dr. Azizi dafür danken, 
daß er in einer Vielzahl von Schriften Glänzendes 
in verfassensrechtlicher Hinsicht miteingebracht 
hat. Wir kennen auch die Schriften, die vom Fö­
deralismusinstitut verfaßt werden; ich nenne etwa 
die Studie Herrn Or. Purtschers. 

Es wird notwendig sein, daß wir die Öffentlich­
keitsarbeit bezüglich EWR und EG - die mit 
dieser beachtenswerten Publikation wertvol1st un­
terstützt wird - verbinden mit einer Information 
über die Lage des Föderalismus in Österreich! In 
allen Regionen, Bezirken und Ländern gibt es 
jetzt im Rahmen der politischen Parteien Infor­
mation über Europapolitik. Wir sollten das auch 
mit den Konsequenzen verbinden. die sich daraus 
für den Föderalismus ergeben. 

Ich bin sehr froh darüber, Herr Vizepräsident, 
daß wir in unserer Arbeitsgruppe hier schon seit 
einiger Zeit sehr erfolgreiche Gespräche in dieser 
Richtung führen konnten. Dafür bedanke ich 
mich bei Präsidenten Strutzenberger und bei 
Herrn Professor Lakner, daß wir alle gemeinsam 
diese Resolution, die wir initiiert haben, heute 
verabschieden werden. 
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Meine Damen und Herren! Es ist zweierlei auf 
unserem Weg zum EWR. vor allem auch zur EG 
notwendig. Erstens: daß wir zu Organen des Län­
derbeteiligungsverfahrens kommen, die den 
Grundsätzen unserer Verfassung entsprechen. 

Diese beachtenswerte B-VG-Novelle war zur 
Begutachtung ausgesandt und hat auch wertvolle 
Erfahrungen der Bonner Landschaft miteinbezo­
gen. Ein Gesandter war ja lange Jahre an der Bot­
schaft in Bonn. die blendende Informationsarbeit 
geleistet hat. Dafür möchte ich herzlichen Dank 
sagen. Ich möchte den Herrn Botschafter Dr. 
Bauer, der jetzt in Moskau ist. und den Herrn 
Gesandten Dr. Loibl nennen. die uns gemeinsam 
mit den Entsandten wertvolles Material zugäng­
lich gemacht haben. Präsident Strutzenberger 
und Präsident Strimitzer waren auch in Bonn. Sie 
haben Herrn Landeshauptmann Dr. Partl eingela­
den, mitzufahren. und auch Herr Präsident Ing. 
Ludescher ist mit den Herrschaften in Brüssel ge­
wesen. Ich werde nächste Woche für zwei Tage 
nach Brüssel fahren. Jedenfalls, das darf ich Ih­
nen sagen, ist wertvolle Vorbereitung geleistet 
worden. 

Der Verfassungsdienst hat in dieser Bundes­
Verfassungsgesetz-Novelle offengelassen - denn 
die Länder sollten das selbst bestimmen: Herr 
Bundesrat Jürgen Weiss hat heute auch schon 
darauf hingewiesen -, wer die Länderinteressen 
vertritt. 

An dieser Stelle möchte ich Ihnen sagen, daß 
auf Bundesebene die meisten Föderalismusdebat­
ten im Bundesrat stattgefunden haben. Und -
auch das möchte ich heute nicht unerwähnt lassen 
- einer der ersten, der in diesem Hohen Haus 
von der Notwendigkeit der EG-Mitgliedschaft ge­
sprochen hat, war ebenfalls ein Bundesrat, näm­
lieh der Bundesrat der Österreichischen Volks­
partei Dr. Karl Pisec, der heute nicht mehr die­
sem Hause angehört, der aber in diesem Zusam­
menhang immer zu nennen sein wird. 

Wir haben in den letzten Jahren auch eine 
ausgesprochen europapolitische, ebenso eine ost­
politische Debatte geführt und EG-Berichte initi­
iert und - wir freuen uns auf den nächsten EG­
Bericht - dazu Position bezogen. 

Zweitens wird neben dem EG-Länderbeteili­
gungsverfahren eine Kompetenzverteilung erfor­
derlich sein. Auch darüber sind wir - das darf ich 
von Fraktionsobmann zu Fraktionsobmann sagen 
- einer Meinung - auch Professor Lakner hat 
sich dem nicht entgegengestellt. Im Gegenteil: 
Wir arbeiten in der Arbeitsgruppe zusammen, 
und wir sollten uns im Bundesrat bemühen, nicht 
allein bei der Findung von Organen für das Län­
derbeteiligungsverfahren, sondern auch hinsicht­
lich der materiellen Frage: Wie soll eine zukünfti­
ge Kompetenzverteilung aussehen? - Hier muß 

ich zum x-ten Male wiederholen, daß zwei Drittel 
des Länderforderungsprogramms 1976 und zwei 
Drittel des Länderforderungskataloges 1985 noch 
unerledigt sind. Mit einer Frage daraus werden 
wir uns heute noch beschäftigen, nämlich mit der 
Frage Sicherheitspolizei, Sicherheitsdirektion et 
cetera, wo ein Zustand vorherrscht, der auf Doll­
fuß zurückgeht und von jenen, die mit Recht 
Dolifuß kritisch gegenüberstehen, bekrittelt wird. 
Ich darf Ihnen sagen, daß von diesen Forderun­
gen noch zwei Drittel offen sind, daß diese Forde­
rungen der Länder - einstimmig verabschiedet 
vom Tiroler Landtag, mit überwältigender Mehr­
heit von Vorarlberg und von Niederösterreich -
noch ihrer Erledigung harren. 

Diese Länderforderungswünsche sollten EG­
gerecht erfolgen, das heißt, man soll sich überle­
gen: Welche Konsequenzen ergeben sich daraus 
für die Gemeinden und für die Länder. wenn wir 
EG-Mitglied werden? Ich glaube - und da stim­
me ich mit dem Kollegen Wabl, Kollegen Weiss 
und Dr. Strimitzer völlig überein -, daß wir mit 
der rechtzeitigen Information der Bevölkerung 
die Angst nehmen können, aber - das füge ich 
gleichzeitig hinzu - manche Illusion zerrinnen 
wird. - Das erinnert mich an den Schlager "Fas­
cination" - die Geschichte spielt auf dem Place 
Vendome, keine schlechte Gegend -, nur möch­
te ich Ihnen ehrlich sagen, man kann mit der Me­
lodie allein das Problem selbst auf Dauer nicht 
lösen, denn Feiertage sind ab und zu, das andere 
ist der Wochentag. Und wir brauchen einen EG­
gerechten Wochentag, daher müssen wir konkre­
te Aufklärungsarbeit leisten. 

Was die Organe betrifft, möchte ich Ihnen 
gleich sagen, weil ich ein Mensch der direkten 
Rede bin, das werden Sie sicherlich schon be­
merkt haben: Ich kann mir nicht vorstellen - was 
sich einige auf höchster Ebene der Länder, der 
Exekutive erträumen -, daß zwei von ÖVP-Lan­
desh:wptleuten nominierte Hofräte mit einem 
\ on der SPÖ-Seite nominierten Hofrat unter dem 
\\ert\ollen Rat des Leiters der Verbindungsstelle 
lind eier ebenso wertvollen Unterstützung des 
Leiters des Verfassungsdienstes im Bundeskanz­
leramt - lauter Spitzenrepräsentanten der Beam­
tenschaft und hervorragende Juristen - dem 
Bundesrat, dem Nationalrat und den Landtagen 
den gesamten Meinungs- und Urteilsbildungspro­
zeß für die EG abnehmen, und daß wir das po­
tenzieren, was mein Freund Taus vor 30 Jahren 
bei einer Diskussion mit unserem unvergeßlichen 
Nationalratsabgeordneten Dr. Kummer, unserem 
politischen Nährvater, einmal sagte: Das Parla­
ment läuft Gefahr, daß es zum Ratifikationsorgan 
dessen wird, was außerparlamentarische Kräfte 
beschlossen haben. 

Wir haben - das darf ich für meine Fraktion 
sagen - nicht die Absicht, daß der Weg zu EWR 
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und EG ein weiterer Schritt dahin gehend ist, daß 
außerparlamentarische Kräfte das Parlament zum 
Ratifikationsorgan machen, was sich die anderen 
vorstellen und wir zur Kenntnis nehmen müssen. 
(Be{fall bei der Ö VP und bei Bundesräten der 
SPO.) 

Hier ist ein "Hic Rhodos, hic salta!" zu sagen, 
da können wir - ich habe x-mal darauf hingewie­
sen, und ich möchte das mit Blick auf den Leiten­
den Sekretär des ÖGB sagen; ich kann leider 
nicht an dem Kongreß teilnehmen. ich wäre gerne 
dabei, ein aufrichtiges Glück auf! - von der so­
zialen Partnerschaft lernen. Die Sozialpartner­
schaft ist nicht in der Verfassung gestanden. aber: 
Was hat sie Großartiges geleistet? Ihr werdet 
schon sehen, wie wichtig sie ist. und werdet froh 
sein. daß ein Johann Böhm und ein Julius Raab 
sie gegründet haben und Verzetnitsch und Ma­
derthaner - die beide Bundesräte waren. darauf 
dürfen wir stolz sein - sie fortsetzen. 

Genauso sollten wir uns jetzt bemühen, beim 
Länderbeteiligungsverfahren zu einem Organ zu 
kommen, das den Bundesrat - das ist die Län­
derkammer dazu -. die Meinungsbildung in den 
Landtagen und in den Landesregierungen in sich 
vereinigt. Hier, glaube ich. werden wir einen 
Schritt zu setzen haben. der über die Augen­
blicksaktualität hinausführt. denn wir wissen, daß 
das österreichische Verfassungsrecht unübersicht­
lich und zerrissen ist. Hans Klecatsky, der jetzt 
leider emeritieren muß, hat immer von der ,.Rui­
nenhaftigkeit" der österreichischen Verfassung 
gesprochen. Darüber hat auch der Kollege Wink­
ler am 1. Oktober - ich war leider verhindert -
beim Präsidenten Adamovich im Verfassungsge­
richtshof gesprochen, und im 1. Abschnitt meines 
Buches "Das österreichische Bundes-Verfas­
sungsgesetz und seine Entwicklung" hat Klecats­
ky auf mein Ersuchen hin auch über dieses The­
ma geschrieben. 

Meine sehr Verehrten! Wir haben Verfassungs­
recht in Verfassungsgesetzen des Bundes. eier 
Länder, in in einfachen Gesetzen enthaltenen 
Verfassungtsbestimmungen und in verfassungs­
ändernden Staatsverträgen. Das ist unübersicht­
lich. Das Verfassungsrecht verliert sich ins Provi­
sorische und Experimentelle und verliert mit der 
Zeit immer mehr seine normative Kraft. Darüber 
hat sich Werner Kägi schon 1945 mit seiner be­
rühmt gewordenen Schrift über die "Verfassung 
als normative Grundlage des Staates" in Zürich 
habilitiert. 

Ich sage Ihnen bei dieser Gelegenheit: Wenn 
wir so weitermachen und die EG- und die EWR­
Mitgliedschaft zu einer Potenzierung führen, 
dient das nicht der Sicherung des Rechtes auf 
Verfassungsebene. Daher sollten wir uns bemü­
hen, daß diese Ergänzung auf Kompetenzseite, 
die Ergänzung zum Länderbeteiligungsverfahren 

in Richtung Demokratie, Parlamentarismus und 
Gewaltenteilung zu einer Neukodifikation des 
österreichischen Verfassungsrechtes führt. 

Da unterscheide ich mich von meinem sonst 
hochgeschätzten Kollegen Felix Ermacora - ich 
unterscheide mich in vielem von Felix, er ist ein 
ganz bedeutender Mann; wenn ich fliege. fürchte 
ich mich nur, während er beim Fliegen noch wis­
senschaftlich arbeiten kann -, der meint, es ge­
nüge die Neuveröffentlichung des Verfassungs­
rechtes. Aber das besorgen die Herren Schäffer 
und so weiter ausgezeichnet. daher müssen wir zu 
einer Neukodifikation des Verfassungsrechtes 
kommen. Ich möchte wirklich die Anregung ge­
ben. daß wir diese Schritte der Konsequenzen auf 
Verfassungsebene der EG- und EWR-Mitglied­
schaft auch zu einer Neukodifikation des Verfas­
sungsrechtes nutzen. 

Ich bin davon überzeugt, daß der hervorragen­
de Verfassungsdienst im Bundeskanzleramt und 
die dafür zuständigen Persönlichkeiten - Verfas­
sungsausschuß des Bundesrates und des National­
rates, glänzende Legisten in den Ländern, ich 
nenne Herrn Landesamtsdirektor von Kärnten 
Dr. Ralf Unkart, den ich mit Bundesrat lng. 
Eberhard bei meinem letzten Besuch in Kärnten 
zu einer längeren Aussprache kürzlich besucht 
habe, ebenso Herrn Hofrat Or. Brandtner aus 
Vorarlberg oder Landesamtsdirektor von Tirol 
Hofrat Or. Meinhard Gstrein - wertvollste Bei­
träge liefern könnten. 

Hier könnten wir vieles einbringen. Wir schrei­
ben das Jahr 1991, wir haben also nicht mehr viel 
Zeit bis zum Jahr 2000. aber Herr Staatssekretär 
Dr. Jankowitsch hat heute so treffend, realistisch 
und dankenswert gesagt, schon Mitte der neunzi­
ger Jahre können wir damit rechnen. Daher soll­
ten wir schon Mitte der neunziger Jahre tadellos 
gekleidet mit dem Kleid des Verfassungsrechtes 
und nicht bedeckt mit einem verfassungsrechtli­
ehen Fleckerlteppich in Brüssel einziehen. 

'-lationalratspräsident Maleta, dessen Büste 
heim Eingang steht - manche sagen, sie sei ein 
Abgu ß jener des Anton Benya. aber die beiden 
haben verschieden ausgesehen, und die Büsten 
haben auch Unterschiede; sie haben sich nur gut 
verstanden -, hat immer zu mir gesagt: Weißt 
du. alles. was man im Leben tut, das eine oder das 
andere ... aber immer mit Stil!" Und ich glaube, 
wir sollten auch mit Stil nach Brüssel kommen, 
nicht, Herr Kollege Lakner, mit einer Streiterei, 
lautstark, denn Sie glauben gar nicht, wie sehr uns 
die Äußerungen der Freiheitlichen Partei bezie­
hungsweise Ihres Vorsitzenden Dr. Haider in der 
Welt schaden. 

leh komme ein bißchen herum, daher höre ich 
einiges. Die Leute fragen mich: Was hat er wirk­
lich gemeint? Auch Präsident Strimitzer kann 
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dazu das Seine beitragen. Als wir in Valparaiso 
waren. wurden wir befragt über die den Arbeits­
markt betreffenden Äußerungen des Herrn Hai­
der und so weiter. Das hat viele Leute beunruhigt 
und hat nicht zur Steigerung unseres Ansehens in 
der Welt beigetragen. 

Ich glaube daher, wir sollten uns bemühen, be­
züglich EG und EWR einen gemeinsamen Weg 
zu gehen. Ich freue mich und ich bedanke mich 
dafür, daß wir gemeinsam mit Strimitzer, Strut­
zenberger und mit Ihnen diese Resolution verab­
schieden konnten. 

Die Aufgaben, die vor uns liegen, sind nicht 
allein für uns exemplarisch, sondern für Europa. 
Ich darf mir daher auch heute schon erlauben. 
anzukündigen - was ich mit dem Vizepräsiden­
ten Strutzenberger schon mehrmals besprechen 
konnte -: Wenn ich die Ehre haben sollte, für 
das Land Niederösterreich im zweiten Halb­
jahr 1992 den Vorsitz in diesem Haus zu führen. 
würde ich die Initiative zu einer gemeinsamen 
Enquete über Föderalismus und Regionalismus 
im Europa von morgen ergreifen. Denn ich glau­
be, daß es wichtig ist. daß wir mit den Belgiern. 
mit den Spaniern, mit den ltaliern und so weiter 
in diesen Erfahrungsaustausch eintreten - über 
alle Grenzen hinweg. 

Ich werde nächste Woche den belgisehen Se­
natspräsidenten in Brüssel treffen. Wir haben 
dankenswerterweise durch Präsidenten Strutzen­
berger und Präsidentin Haselbach - wofür wir 
sehr dankbar sind - den Präsidenten des Spani­
schen Senates bei uns begrüßen können. Wir ha­
ben die Gespräche eröffnet. und wir werden sie 
fortsetzen. 

Damit man das auch weiß, bitte schön: Diese 
Gespräche sind vom Bundesrat ausgegangen! 
Und wir haben die Absicht, sie fortzusetzen, und 
wir freuen uns, wenn die Nationalräte dann an 
unserer Entwicklung ebenso teilnehmen, wie wir 
freudig an der ihren teilnehmen. Denn es kommt 
nicht darauf an, wo einer sitzt, sondern darauf. 
was einer daraus macht, meine sehr verehrten Da­
men und Herren. Und hier, glaube ich, liegt ein 
großer Auftrag in Europa vor uns. 

Ich wünsche Ihnen, meine Damen und Herren, 
daß es uns allen gelingt, jedem in seiner Funktion, 
dieses Ziel in Brüssel zu erreichen. Wer dieses 
Ziel in Brüssel nicht in seiner politischen Funk­
tion erreicht, der möge darunter nicht leiden, 
denn auch der Staatsbürger, meine Damen und 
Herren, ist ein wichtiger Europäer. Für ihn lei­
sten wir die Arbeit, und dazu darf ich ein aufrich­
tiges "Glück auf!" sagen. (Allgemeiner Beifall.) 
13.23 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Dr. 
Kaufmann das Wort. 

13.~3 

Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann (ÖVP, Nieder­
österreich): Herr Präsident! Hoher Bundesrat! 
Herr Staatssekretär - er ist gerade hinausgegan­
gen! Es ist an und für sich schwierig, nach dem 
Präsidenten Schambeck zu sprechen. trotzdem 
möchte ich nochmals auf den Stand der inner­
österreichischen Vorbereitung zur EG. vor allem 
auf die Aufklärungskampagne der Bundesregie­
rung, zurückkommen. 

Meine Vorredner haben heute schon erwähnt, 
daß die öffentliche Diskussion über die Teilnah­
me Österreichs am europäischen Integrationspro­
zeB eigentlich zu merkwürdigen Verschiebungen 
und Positionen geführt hat. daß vor allem Teil­
aspekte diskutiert werden, daß - aufgrund des 
Verhaltens der EG in der Jugoslawienkrise - in 
Österreich die bis jetzt vorhandene EG-Euphorie 
eher einer EG-Skepsis gewichen ist. 

Meine Damen lind Herren! Ich glaube, unser 
Ziel kann es nur sein, die volle Teilnahme Öster­
reichs am europäischen Binnenmarkt und den 
Europäischen Wirtschaftsraum als logischen Zwi­
schenschritt zur Integration zu betrachten. Die 
bisherigen Verhandlungen haben gezeigt, daß die 
meisten Anpassungslasten letztlich eine Vorberei­
tung sind für den späteren EG-Beitritt und schon 
die Umstellungsschwierigkeiten vorausnehmen. 
Zwei Drittel des österreichischen Warenverkehrs 
haben wir heute zwischen der EG und Österreich. 
Wir sind de facto EG-Mitglied und auch irgend­
wo von der EG abhängig. 

Es wurde zuerst von einigen freiheitlichen Red­
nern erwähnt, wann es überhaupt zu dem EWR­
Abschluß kommt. Ich glaube, ein markantes Da­
tum ist der 2l. Oktober, an dem es einen Sonder­
ministerrat der EG- lind EFTA-Minister geben 
wird und die Weichen für eine Verwirklichung 
des EWR gestellt werden. 

Ich glaube daher, unabhängig davon, ob wir 
jetzt zum EWR kommen oder nicht, müssen wir 
die innerösterreichischen Vorbereitungen voran­
treiben, und zwar mit dem Ziel, einen Vollbeitritt 
Österreichs zur EG zu erreichen. Österreich muß 
Europa mitgestalten und darf nicht am Rande ste­
hen bleiben. Und dazu gehört meines Erachtens 
auch, die Bevölkerung und die Wirtschaft ent­
sprechend vorzubereiten. 

Das heute schon vom Herrn Staatssekretär Jan­
kowitsch zitierte Avis der EG-Kommission stellt 
Österreich ein gutes Zeugnis in der Wirtschafts­
politik aus. Wir können stolz sein auf die österrei­
chische Wirtschaft. Dieses Avis zeigt aber auch 
unverblümt auf, daß wir noch gewisse strukturel-
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le Schwächen haben - sei es in der Gesamtsteu­
erbelastung, sei es im hohen Staatsanteil, sei es bei 
vielen staatlichen Regelungen. 

Aufklärung und Information ist meines Erach­
tens wichtiger denn je, denn betrachten wir die 
Beitrittsrituale der verschiedenen Länder zur EG, 
so zeigt sich, daß a11 diese Länder zuerst eine EG­
Euphorie durchgemacht haben, die dann einer 
gewissen Skepsis gewichen ist. Und darin sehe ich 
eigentlich auch die Aufgabe des Staatssekretärs 
im Bundeskanzleramt, nämlich innerstaatlich die 
Bevölkerung und die Verwaltung auf den EWR­
beziehungsweise EG-Beitritt vorzubereiten. 

Die Bundeswirtschaftskammer hat bis jetzt eine 
sehr vorbildliche Aufklärungskampagne für die 
Wirtschaft geleistet, mit einem Europaruf, mit ei­
nem Europa-Informationscenter, das mit Brüssel 
verbunden ist, mit Broschüren, Branchenstudien, 
EG-Handbuch, Folder und mehr als 50 Semina­
ren seit elem Jahre 1988. Derzeit läuft eine Wifi­
Eurofit-Aktion, und eine EG-Kooperationsbörse 
ist im Entstehen. 

Meine Damen und Herren! Sie werden sicher­
lich fragen, warum ich das hier aufzähle. - Weil 
ich diese Aktivitäten vom zuständigen Staatsse­
kretär irgendwo vermisse, er ist leider jetzt nicht 
da, sodaß ich ihm das nicht selbst sagen kann. 

Die EWR-Broschüre, das "EWR-ABC" finde 
ich glänzend, das ist eine sehr, sehr gute Broschü­
re, wertvoll, graphisch gut gestaltet, leicht ver­
ständlich, mit einigen Fehlern, die heute schon 
erwähnt wurden, aber ich glaube, es ist zuwenig, 
um objektiv die Vor- und Nachteile des EWR­
Beitrittes der Bevölkerung zu erklären und ihr die 
Ängste zu nehmen. 

Ich möchte hier noch einmal auf die Ausfüh­
rungen des Herrn Präsidenten Schambeck zu­
rückkommen. Ich möchte nicht partei politisches 
Kleingeld anpeilen, aber ich hätte mir schon ge­
dacht, daß man im Vorwort dieser Broschüre, in 
der der Bundeskanzler und der Staatssekretär 
aufscheinen, doch auch auf die Chefverhandler 
der EWR-Verhandlungen hätte eingehen können. 
Ich möchte in Erinnerung rufen, daß Minister 
Schüssel, der im heurigen Frühjahr, im ersten 
Halbjahr 1991, EFTA-Vorsitzender war, Minister 
Dr. Mock und auch die Minister Fischler und 
Streicher sehr wesentlich dazu beigetragen haben, 
daß man bei diesen Verhandlungen sehr ambitio­
niert und sehr erfolgreich vorangekommen ist. 
Auch hat sich dabei die gute Kooperation zwi­
schen dem Bundeskanzleramt und dem Wirt­
schaftsministerium bewährt. 

Meine Damen und Herren! Wir brauchen, 
glaube ich, statt einer Werbekampagne, die ange­
deutet wurde - ich bin froh, daß mehrere Fir­
men dazu eingeladen wurden, ursprünglich war 

nur geplant, drei Firmen dazu einzuladen -, 
meines Erachtens eher eine ehrliche und umfas­
sende Informationskampagne. Es geht mir dabei 
um die Jugend, um die Lehrerschaft, denn ich 
glaube, daß gerade die Jugend in den nächsten 
Jahren die große Chance haben wird, dieses ge­
meinsame Europa mitzugestalten, die Chance ha­
ben wird, von diesem gemeinsamen Europa zu 
profitieren. 

Und da gehen mir die Informationen für die 
Lehrerschaft und für die Jugend ab, für die Ma­
tUl'anten, für die Oberstufengymnasien, die in 
vier, fünf Jahren bei dieser Volksabstimmung, die 
kommen wird, sehr entscheidend den Ausgang 
mitgestalten werden, die mitabstimmen werden. 
Es wissen ja alle, die Söhne und Töchter haben, 
wie die Stimmung bei der Jugend ist, daß sie ei­
gentlich sehr, sehr skeptisch ist. Ich glaube, hier 
müssen wir ansetzen: bei der Jugend, bei den 
Schulen. 

Ich glaube - das wurde heute schon erwähnt 
-, wir können uns in Österreich nicht ein zweites 
EXPO-Schicksalleisten. Wir müssen die Bevölke­
rung entsprechend aufklären! 

Meine Damen und Herren! Es geht eigentlich 
nicht um den EWR - das wurde heute vielfach 
schon erwähnt -, sondern es geht um Europa, es 
geht darum, ob Österreich ein Teil dieses Emo­
pas sein soll, oder ob wir weiter die "Insel der 
Seligen" sind mit 7 Millionen Einwohnern gegen­
über einem Wirtschaftsriesen mit rund 300 Mil­
lionen Menschen. Es geht auch um die Absiche­
rung unseres Wohlstandes. 

Meine Damen und Herren! Jede Generation 
hat ein großes Ziel vor Augen gehabt lind hat mit 
allen Kräften auf dieses Ziel hingearbeitet. Das 
Ziel unserer Väter, unserer Mütter, der Nach­
kriegsgeneration, war der Wiederaufbau Öster­
reichs. 

Für uns kann nur Ziel sein das Zusammen­
wachsen Europas in einem Europa der nationalen 
Vielfalt, in einem Europa der Nationen. Der eu­
ropäische Binnenmarkt von morgen wird im We­
sen nichts anderes sein als der österreich ische 
Binnenmarkt von heute, vielleicht mit einem et­
was härteren Konkurrenzkampf. Aber wir wollen 
auch in der Welt von morgen Europäer erster 
Wahl sein. Wer nicht mittut, koppelt sich von der 
Zukunft ab. Die Belastungen werden bleiben, 
aber die Vorteile einer Integration bleiben aus. 

Meine Damen und Herren! Meines Erachtens 
- und das ist, glaube ich, auch die Meinung der 
österreichischen Wirtschaft - gibt es keine sinn­
volle Alternative zum EWR und zur EG, und ich 
hoffe, daß wir mit unseren Bemühungen im Be­
reich der Information weiterkommen werden. -
Vielen Dank. (Allgemeiner Beifall.) /3.33 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Dr. Liechtenstein. Ich 
erteile ihm das Wort. 

13.33 
Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, 

Steiermark): Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der EWR stellt für 
das österreich ische Integrationsziel einer vollen 
EG-Mitgliedschaft keinen Ersatz dar: weder in 
der Integrationssubstanz noch hinsichtlich einer 
gleichberechtigten Mitsprache und Mitbestim­
mung. (Vizepräsidelll Dr. 5 c ha mb eck über­
Ilimmt den Vorsilz.) 

Österreich hat sich jedoch in den EWR-Ver­
handlungen stets loyal und konstruktiv beteiligt 
und ist für möglichst umfassende Lösungen aus 
folgenden Gründen - nach meiner Sicht - ein­
getreten: 

Erstens: Der EWR ermöglicht eine weitgehen­
de Teilnahme am EG-Binnenmarkt bereits ab 
dessen Inkrafttreten am 1. Jänner 1993 und ist 
somit ein teilweiser Vorgriff auf unsere EG-Mit­
gliedschaft. 

Zweitens: Die Teilnahme auch der anderen 
EFTA-Staaten am EG-Binnenmarkt vergrößert 
den EG-Integrationsrallm auf zirka 370 Millio­
nen Menschen in EG und EFTA, was zusätzliche 
Integrationseffekte ermöglicht. 

Drittens liegt der österreichischen Verhand­
Illngsclelegation auch ein politischer Auftrag vor, 
nämlich die Entschließung des Nationalrates vom 
29. Juni 1989, die Bundesregierung möge wäh­
rend des gesamten Zeitraumes der Verhandlun­
gen mit den Europäischen Gemeinschaften den 
Verpflichtungen Österreichs als loyales Mitglied 
der EFTA in vollem Umfang nachkommen und 
sich intensiv an allen Bemühungen der EFT A be­
teiligen, die darauf abzielen, im Wege der EFTA 
in verschiedenen Sachbereichen zu substantiellen 
Lösungen mit der Europäischen Gemeinschaft zu 
gelangen. 

Somit gibt es derzeit noch drei Problemkreise, 
für die möglicherweise auf politischer Ebene Ent­
scheidungen erforderlich wären, um die Verhand­
lungen auch abschließen zu können. 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich, daß bereits 
vor Aufnahme der EWR-Verhandlungen und be­
gleitend zu diesen österreichische Regierungsmit­
glieder und Parlamentarier in ihren Gesprächen 
mit führenden Politikern in den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft sowie mit den Mitgliedern der 
EG-Kommission immer wieder mit Nachdruck 
darauf hingewiesen haben, daß eine Teilnahme 
Österreichs am EWR die prioritär angestrebte 
EG-Mitgliedschaft materiell nicht ersetzen kann 
und eine solche zeitlich auch nicht verzögern dür-

fe. - Diesen Ausführungen wurde von seiten der 
Gemeinschaft Verständnis entgegengebracht. 

Die EG-Kommission empfiehlt in ihrer Stel­
lungnahme - Avis - zu dem österreichischen 
Beitrittsantrag vom 3l. Juli 1991 den EG-Mit­
gliedstaaten die Aufnahme von Beitrittsverhand­
lungen ohne Vorbedingungen und weist aus­
drücklich darauf hin, daß nach dem EWR-Ab­
kommen, das am 1. Jänner 1993 in Kraft treten 
soll, faktisch die gesamten binnenmarktrelevan­
ten Rechtsvorschriften der Europäischen Ge­
meinschaft in ihrer Substanz in den EFTA-Län­
dem und damit auch in Österreich gelten würden. 

In den Beitriusverhandlungen müßten dem­
nach hauptsächlich die übrigen Bereiche des Ge­
meinschaftsrechtes behandelt werden, das heißt 
in erster Linie die Landwirtschaft, die Außenbe­
ziehungen, Institutionen und der Haushalt sowie 
die Frage des alpenquerenden Straßenverkehrs. 

Die Beitrittsverhandlungen könnten somit von 
sehr kurzer Dauer sein, wodurch Österreich sein 
prioritäres Ziel, den EG-Beitritt, rascher errei­
chen könnte. 

Ich habe nun versucht, im Eilzugstempo den 
Stand der österreichischen Integrationsverhand­
lungen noch einmal zu erwähnen. Mehrere Red­
ner - Gott sei Dank von allen drei Parteien -
haben sich heute schon in dieselbe Richtung aus­
gesprochen, sodaß ich vieles von dem, was ich sa­
gen wollte, nicht mehr sagen muß. 

Festhalten möchte ich bei dieser Gelegenheit, 
daß sich der Europakurs der Österreichischen 
Volkspartei als richtig erwiesen hat, wie der Um­
stand zeigt. daß ein weiterer EFTA-Staat zwi­
schenzeitig einen Beitrittsantrag gestellt hat. ein 
weiterer EFTA-Staat vor einem solchen steht und 
in einem anderen die öffentlilchen Beitrittsdis­
kussionen voll im Gange sind. 

Ich glaube, daß das. was heute sehr wesentlich 
war, ist, daß alle drei hier vertretenen Parteien 
ausdrücklich gesagt haben, daß wir dafür sind, 
daß wir in die EG hineinwollen, daß wir dersel­
ben Meinung sind, und es wurde heute schon 
zweimal erwähnt, daß bei der Abstimmung nicht 
wieder das passieren soll, was bezüglich EXPO in 
Wien geschehen ist. 

Ich glaube, wir müssen auch folgendes sehen: 
Österreich ist ja nicht nur geographisch ein Zen­
trum Europas. Wäre nicht nach dem Zweiten 
Weltkrieg der Eiserne Vorhang 40 Kilometer öst­
lich von uns niedergegangen, wären wir auch so 
eines der wesentlichsten Zentren Europas. 

Ich darf auch noch ein paar ganz kurze Bemer­
kungen machen. 
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Die Idee eines geeinten freien Europas ist 1921 
durch Coudenhove-Kalergi von Wien ausgegan­
gen - einem Altösterreicher, übernational den­
kend. Leider hat er sich nicht durchgesetzt, und 
der wahnsinnige Nationalismus hat Europa noch 
einmal ins Unglück gestürzt. 

Grillparzer hat einmal gesagt: "Österreich ist 
eine kleine Welt, in der ..die große ihre Probe 
hält." Das war nicht das Ost~rreich, wie es jetzt 
ist, sondern das war ein Osterreich, in dem 
14 verschiedene Nationen in Frieden und Frei­
heit zusammenleben konnten und Völker verei­
nigt waren. Wäre das nicht passiert, dann würde 
man es sehen. 

Wir müssen auch ganz realistisch eine weitere 
Sache betrachten. Ungarn hat es schon gesagt und 
ist sehr weit in den Verhandlungen mit der Eu­
ropäischen Gemeinschaft. Slowenien und Kroa­
tien haben schon - im Moment haben sie andere 
Probleme - gesagt, sie wollen längerfristig Mit­
glied der EG werden. Dasselbe ist von der Tsche­
choslowkei gesagt worden und dasselbe von Lech 
Walesa und der polnischen Regierung. 

Das heißt. was vorhin der Kollege Kaufmann 
gesagt hat, die "Insel der Seligen": Wir sind nicht 
mehr nur die "Insel der Seligen", wir können 
nicht nur auf l~nserer Tradition bestehen, sondern 
wir müssen auch in die Zukunft gehen, und das 
ist realistischer Natur. 

Im Moment haben die Länder der Europäi­
schen Gemeinschaft 340 Millionen Einwohner. 
Wir wissen, wie viele Einwohner wir in Öster­
reich haben. Wir müssen realistisch sein und in 
die Zukunft blicken. 

Ich habe es hier schon einmal gesagt, daß meine 
Frau Französin ist, daß ich Kinder habe, die ... 
(Bundesrälin Dr. Kar l s S 0 n: Nicht flur eilllnal, 
melzrmals.') Ich werde das nicht mehr alles aus­
führen, Sie brauchen keine Angst zu haben, Frau 
Kollegin. 

Was die rechtlichen Dinge betrifft, von den 
Pässen angefangen, über die Währung, die 
1995/96 eine einheitliche werden soll, bis zu der 
Frage des Binnenmarktes, zur Arbeitsberechti­
gung und so weiter, müssen wir die Realität se­
hen. Deshalb ist der EWR ein wichtiger Schritt. 
Aber wir müssen natürlich sofort das anstreben, 
was das Wesentlichste ist, nämlich den Beitritt, 
den Vollbeitritt zur Europäischen Gemeinschaft. 
- Ich danke sehr. (Allgemeiner Beifall.) J3A!) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird seitens der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur A b s tim m u n g über den 
Antrag der Bundesräte Dr. Schambeck, Strutzen­
berger, Mag. Lakner betreffend Mitwirkungs­
rechte der Länder und des Bundesrates in Angele­
genheiten der Europäischen Integration. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, um ein Handzeichen. -
Es ist S tim m e ne i n hell i g k ei 1. Der An­
trag ist an gen 0 m m e n. (E 128-BRI91.) 

Ich begrüße den im Hause erschienenen Herrn 
Bundesminister Dr. Löschnak herzlichst. (Allge­
meiner Beifall.) 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 3. Ok­
tober 1991 betreffend ein Bundesgesetz über die 
Organisation der Sicherheitsverwaltung und die 
Ausübung der Sicherheitspolizei (Sicherheitspo­
lizeigesetz - SPG) (148 und 240/NR sowie 4119 
und 4122/BR der Beilagen) 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 3. Ok­
tober 1991 betreffend ein Bundesverfassungsge­
setz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in 
der Fassung von 1929, das Bundesverfassungsge­
setz betreffend Übergangsbestimmungen zur 
Zweiten .. B undes-Verfassungsnovelle und das Be­
hörden-Uberleitungsgesetz geändert werden und 
das Bundesverfassungsgesetz, womit auf dem 
Gebiete der allgemeinen Verwaltung Bestim­
mungen getroffenwerden, aufgehoben wird (140 
und 241/NR sowie 4120 und 4123/BR der Beila­
gen) 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 3. Ok­
tober 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Einführungsgesetz zu den Verwaltungs ver­
fahrensgesetzen 1991 geändert wird (157 und 
242/NR sowie 4124/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 3 bis 5 der Tagesord­
nung, über die die Debatte ebenfalls unter einem 
abgeführt wird. 

Es sind dies: Beschlüsse des Nationalrates vom 
3. Oktober 1991 betreffend 

ein Bundesgesetz über die Organisation eier Si­
cherheitsverwaltung und die Ausübung der Si-
cherheitspolizei (Sicherheitspolizeigesetz 
SPG), 

ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929, 
das Bundesverfassungsgesetz betreffend Über­
gangsbestimmungen zur Zweiten Bundes-Verfas­
sungsnovelle und das Behörden-Überleitungsge­
setz geändert werden und das Bundesverfassungs­
gesetz, womit auf dem Gebiete der allgemeinen 
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Verwaltung Bestimmungen getroffen werden. 
aufgehoben wird, und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Einführungsge­
setz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991 
geändert wird. 

Die Berichterstattung über die Punkte 3 bis 5 
hat Frau Bundesrätin Hedda Kainz übernommen. 
Ich ersuche sie höflich um die Berichterstattung. 

Berichterstatterin Hedda Kainz: Ich darf die 
Berichterstattung des Rechtsausschusses über den 
Beschluß des Nationalrates vom 3. Oktober 1991 
betreffend ein Bundesgesetz über die Organisa­
tion der Sicherheitsverwaltung und die Ausübung 
der Sicherheitspolizei (Sicherheitspolizeigesetz -
SPG) vornehmen. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß beinhal­
tet die Schaffung eines Sicherheitspolizeigesetzes, 
das den bestehenden Behördenaufbau und die 
Einbindung der Wachkörper übersichtlich zu­
sammenfaßt. das für den Bereich der allgemeinen 
Sicherheitspolizei die Aufgaben sowie die Befug­
nisse. einschließlich jener, die zum Verwenden 
personenbezogener Daten ermächtigen. rechts­
staatlieh einwandfrei und für die Sicherheitsexe­
kutive handhabbar regelt und das einen adäqua­
ten Rechtsschutz bietet. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom R. Oktober 1991 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den An t rag. der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
3. Oktober 1991 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Organisation der Sicherheitsverwaltung 
und die Ausübung der Sicherheitspolizei (Sicher­
heitspolizeigesetz - SPG) wird kein Einspruch 
erhoben. 

Weiters liegt zu diesem Thema eine Druckfeh­
lerberichtigung vor: 

Der Nationalrat hat anläßlich der Beschlußfas­
sung im Gegenstand gegenüber dem Gesetzent­
wurf in 240 der Beilagen zu den Stenographi­
schen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 
folgende Änderung beschlossen: 

In dem dem Ausschußbericht 240 der Beilagen 
beigedruckten Gesetzestext hat die im § 50 Abs. 2 
zweiter Satz vorgenommene Paragraphen-Zitie­
rung nicht § 34, sondern richtigerweise § 33 zu 
lauten. 

Änderung gegenüber dem Gesetzentwurf in 
148 der Beilagen: 

Im § 48 Abs. 3 Z 2 tritt an die Stelle des Wortes 
"Zerstörung" das Wort "Wegnahme". 

Weiters darf ich die Berichterstattung über den 
Beschluß des Nationalrates vom 3. Oktober 1991 
betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem 
das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929, das Bundesverfassungsgesetz betreffend 
Übergangsbestimmungen zur Zweiten ~undes­
Verfassungsnovelle und das Behörden-Uberlei­
tungsgesetz geändert werden und das Bundesver­
fassungsgesetz, womit auf dem Gebiete der allge­
meinen Verwaltung Bestimmungen getroffen 
werden, aufgehoben wird, vornehmen. 

Mit dem gegenständlichen Beschluß sollen die 
auf der Ebene des Verfassungsrechtes bestehen­
den Bestimmungen über die Sicherheitsverwal­
tung in das Bundes-Verfassungsgesetz selbst ein­
gebaut werden. Nach der derzeitigen Rechtslage 
enthält im wesentlichen der § 15 des Behörden­
Überleitungsgesetzes die verfassungsrechtlich 
maßgebenden Regelungen über die Sicherheits­
verwaltung. Der vorliegende Gesetzesbeschluß 
sieht nunmehr vor, diese Regelungen inhaltlich in 
das Dritte Hauptstück "Vollziehung des Bundes" 
als neuen dritten Abschnitt einzufügen und damit 
im Sinne einer Rechtsbereinigung außerhalb der 
Verfassungsurkunde selbst aufzunehmen. 

Durch den Gesetzesbeschluß betreffend ein 
Bundesgesetz über die Organisation der Sicher­
heitsverwaltung und die Ausübung der Sicher­
heitspolizei (Sicherheitspolizeigesetz - SPG) 
werden darüber hinaus Regelungen getroffen, die 
die Aufhebung einzelner verfassungsrechtlicher 
Bestimmungen erlauben. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 8. Oktober 1991 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben und dem Artikel I 
Z. I, 3 und 5 gemäß Artikel 44 Abs. 2 B-VG die 
Zustimmung zu erteilen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den An t rag, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

1. Dem Artikel I Z. 1,3 und 5 des gegenständli­
chen Beschlusses wird im Sinne des Artikels 44 
Abs. 2 B-VG die Zustimmung erteilt. 

2. Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
3. Oktober 1991 betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsge­
setz in der Fassung von 1929, das Bundesverfas­
sungsgesetz betreffend Übergangsbestimmungen 
zur Zweiten Bundes-Verfassungsnovelle und das 
Behörden -Überleitungs gesetz geändert werden 
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und das Bundesverfassungsgesetz, womit auf dem 
Gebiete der allgemeinen Verwaltung Bestimmun­
gen getroffen werden, aufgehoben wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Hiezu li~gt ebenfalls eine Berichtigung vor, und 
zwar die Anderung gegenüber dem Gesetzent­
wurf in 140 der Beilagen. 

Der Nationalrat hat anläßlich der Beschlußfas­
sung im Gegenstand gegenüber dem Gesetzent­
wurf in 140 der Beilagen zu den Stenographi­
schen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 
folgende Änderung beschlossen: 

1. Artikel 111 Z.2 lautet: 

,,2. Nach § 81 wird eingefügt: 

,,§ 81a. § 15 tritt mit Ablauf des 30. April 1993 
außer Kraft.". 

.. Artikel IV 

Das Bundesverfassungsgesetz, womit auf dem 
Gebiete der allgemeinen Verwaltung Bestimmun­
gen getroffen werden, BGBI.Nr. 14211946, tritt 
mit Ablauf des 30. April 1993 außer Kraft." 

Ich nehme weiters die Berichterstattung des 
Rechtsausschusses über den Beschluß des Natio­
nalrates vom 3. Oktober 1991 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Einführungsgesetz zu 
den Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991 geän­
dert wird, vor. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß trägt 
dem Umstand Rechnung, daß Verwaltungsstraf­
tatbestände, die im EGVG geregelt sind, in das 
Bundesgesetz über die Organisation der Sicher­
heitsverwaltung und die Ausübung der Sicher­
heitspolizei (Sicherheitspolizeigesetz - SPG) 
aufgenommen werden sollen. Mit dem vorliegen­
den Beschluß sollen daher eine materielle Dero­
gative durch Bestimmungen des Sicherheitspoli­
zeigesetzes und das Auftreten von Lücken im 
EGVG vermieden werden. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 8. Oktober 1991 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den An t rag, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
3. Oktober 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Einführungsgesetz zu den Verwaltungs­
verfahrensgesetzen 1991 geändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein, die über die zusammenge­
zogenen Punkte unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Günther Hummer. Ich erteile es ihm. 

13.50 

Bundesrat Dr. Günther Hummer (ÖVP, Ober­
österreich): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
verehrter Herr Bundesminister! Hoher Bundes­
rat! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Fast 62 Jahre ist es her, daß der Bundesverfas­
sungsgesetzgeber eine gesetzliche Regelung auf 
dem Gebiet der allgemeinen Sicherheitspolizei in 
Aussicht gestellt hat. 

Im Bundesverfassungsgesetz vom 7. Dezember 
1929, BGBI. Nr. 393, betreffend Übergangsbe­
stimmungen zur Zweiten Bundes-Ver­
fassungsgesetz-Novelle wird in Artikel II § 4 ein 
selbständiges Verordnungsrecht der Behörden 
der allgemeinen Sicherheitspolizei mit der Maß­
gabe eingeführt, daß dieses bis zur Erlassung 
bundesgesetzlicher Bestimmungen über die Be­
fugnisse der Behörden auf dem Gebiet der allge­
meinen Sicherheitspolizei zu gelten habe. 

In ähnlicher Weise hat Artikel VIII des Einfüh­
rungsgesetzes zu den VerwaItungsverfahrensge­
setzen, EGVG aus 1925, verwaltungsstrafrechtli­
che Tatbestände mit dem Hinweis formuliert, daß 
dies nur bis zur Erlassung eines Polizeistrafgeset­
zes zu gelten habe. 

Nunmehr liegen dem Bundesrat drei Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates vor, mit denen das 
Sicherheitswesen, soweit es den Bundesgesetzge­
ber angeht, auf eine neue gesetzliche Grundlage 
gestellt werden soll. 

Kern dieser Neuregelung soll ein Sicherheitspo­
lizeigesetz bilden, das den gesamten Bereich des 
Kompetenztatbestandes "Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit" -
ausgenommen die örtliche Sicherheitspolizei -
umfassen soll. Daneben finden sich eine Kodifi­
zierung der derzeitigen verfassungsrechtlichen 
Lage und die Eliminierung polizeistrafrechtlicher 
Tatbestände aus dem Einführungsgesetz zu den 
Verwaltungsgesetzen, wie es von der Frau Be­
richterstatterin bereits vorgetragen wurde. 

Die derzeitige gesetzliche Situation ist also da­
durch gekennzeichnet, daß sich im Bereich des 
Polizeiwesens nur einige grundlegende Bestim­
mungen finden. Es sind dies, wie schon erwähnt, 
die Generalermächtigun.g des Artikels II § 4 
Abs. 2 des Verfassungs-Ubergangsgesetzes 1929 
und der i~ Verfassungsrang stehende § 15 des 
Behörden-Uberleitungsgesetzes aus dem Jah­
re 1945. 
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Das faktische Einschreiten im Bereich des si­
cherheitspolizeilichen HandeIns durch die Orga­
ne fand Regeln und Ausgestaltung durch die 
Spruchpraxis des Verfassungsgerichtshofes, auch 
des Verwaltungsgerichtshofes sowie durch die 
Verwaltungsrechtswissenschaft. 

Die faktische Amtshandlung in Form des sofor­
tigen Polizeizwanges fand zwar in der Rechtspre­
chung vielseitige Behandlung, eine klare Abgren­
zung polizeilicher Befugnisse oder gar der Rechte 
der Betroffenen ist aber derzeit nirgendwo ge­
setzlich verankert. Es ist kennzeichnend, daß 
etwa die Definition des sofortigen Polizeizwanges 
in einer Bestimmung zu finden ist, die nur die 
Anwendung des allgemeinen Verwaltungsverfah­
rens für den sofortigen Polizeizwang ausschließt, 
die aber dennoch für Generationen von Juristen 
die maßgebliche Umschreibung des Tatbestands 
des sofortigen Polizeizwanges bedeutete. So be­
stimmt nämlich Artikel II Abs. 6 Z. 5 des EGVG, 
daß die Verwaltungsverfahrensgesetze keine An­
wendung finden bei Maßnahmen zur Aufrechter­
haltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
oder zur Abwehr drohender Gefahr. die in den 
Wirkungskreis der Behörden der allgemeinen 
staatlichen Verwaltung, der Bundespolizeibehör­
den oder der für Angelegenheiten des Arbeitneh­
merschutzes zuständigen Verwaltungsorgane fal­
Jen und die ohne vorangegangenes Verfahren zu 
treffen sind, sowie bei der Ausübung der in den 
Wirkungskreis dieser Verwaltungsorgane fallen­
den Zwangsbefugnisse, die außerhalb eines Voll­
streckungsverfahrens zu treffen sind. 

Was mag wohl maßgeblich gewesen sein, daß 
sich der Gesetzgeber in den vergangenen Jahr­
zehnten nie dazu durchringen konnte, dieses -
zugegebenermaßen heikle - Gebiet einer Rege­
lung zuzuführen? 

Zunächst einmal ist festzuhalten, daß kaum ein 
Regelungsbereich so vieJ mit unbestimmten Ge­
setzesbegriffen durchsetzt sein muß wie der des 
Polizeigesetzes. Allein der Begriff "Aufrechter­
haltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Si­
cherheit", aber auch der Begriff der "Abwehr von 
Gefahren", "Verhinderung von Angriffen", 
"Vorbeugung von Verbrechen" oder überhaupt 
der Begriff "Gefahrenquelle" sind notgedrungen 
im höchsten Maße unbestimmt und auch schwer 
bestimmbar. 

Zu dieser Problematik bemerkte Ernst Forst­
hoff schon 1961 in seinem Lehrbuch des Verwal­
tungsrechts, daß es eine Eigentümlichkeit der 
Verwaltungsrechtsnorm ausmache, daß sie Be­
griffe verwende, die vielfacher Ausdeutung fähig 
sind und die erst durch die Bindung an bestimmte 
politische Wertvorstellungen einen konkreten 
Gehalt gewinnen. So seien eben Begriffe wie "öf­
fentliche Ordnung, öffentliche Sicherheit, öffent­
liches Interesse, öffentliche Zwecke" Begriffe, die 

auf politische Wertvorstellungen zurückverwei­
sen und auch mit deren Wechsel ihre Bedeutung 
verändern können. So erkläre sich - meinte 
Forsthoff weiter -, daß gerade Rechtssätze, die 
durch solche Begriffe mit der politischen Wertla­
ge in enger Verbindung stehen, Revolutionen zu 
überdauern vermögen. Gerade Polizeigesetze bö­
ten dafür sinnfällige Beispiele. 

Forsthoff fährt fort, daß die logischen Opera­
tionen, die erforderlich seien, um unbestimmte 
Rechtsbegriffe dieser Art auf einen konkreten 
Gehalt zu fixieren, in Wahrheit keine Ermessens­
betätigung darstellten, denn der Rechtssatz läßt in 
solchen Fällen der Verwaltung nicht die Wahl 
zwischen mehreren Möglichkeiten des Verhal­
tens. Wenn sich die Behörden und deren Organe 
dieser Pflicht unterziehen, denken sie in Wahr­
heit den Rechtssatz in der ihm innewohnenden 
Logik bis zu einer konkreteren Aussage weiter. 
Das ist aber gerade der typische Fall der Ausle­
gung von Gesetzen. 

Die Vielfalt der denkbaren Situationen der Ge­
fahrenabwehr verweist auf den unbestimmten 
Gesetzesbegriff, der seinerseits wieder auf die Er­
fahrung auch des täglichen Lebens verweist. 

Wir können also erkennen, daß die Handha­
bung - ein rein empirischer Begriff - nicht etwa 
elie Auswahl zwischen mehreren denkbaren Lö­
sungen, also Ermessensbetätigung, bedeutet, son­
dern Gesetzesauslegung - eine Gesetzesausle­
gung, die aber im Falle des sofortigen Polizei­
zwanges oft in Sekundenschnelle erfolgen muß 
und sich vor immer neue, nicht voraussehbare Si­
tuationen gestellt sieht. 

Damit sind wir beim ersten grundsätzlichen 
Einwand angekommen, den man gegen ein Poli­
zeibefugnisgesetz vorbringen könnte. 

Dem ist aber der gewichtige Einwand entgegen­
zuhalten, daß ein weitgehend im rechtsfreien 
Raum Agierender in jenem Bereich, der immer 
wieder, wie man sagt, zum Prüfstein des Rechts­
staates wird, auf Dauer wohl nicht akzeptiert wer­
elen kann. 

Ein Polizeibefugnisgesetz vermag nie ganz zu 
befriedigen. Jedes Polizeibefugnisgesetz kann in 
der Hand des Böswilligen auch eine Gefahr be­
deuten. Das Ringen um die Verrechtlichung die­
ses Bereiches, so schwierig und undankbar es im­
mer sein mag, muß aber doch als übergeordneter 
Wert demokratischer Rechtsetzung gedeutet und 
verstanden werden. 

Im übrigen hat sich der Bundesgesetzgeber 
schon im Jahre 1969 der schwierigen Aufgabe un­
terzogen, den Waffengebrauch von Organen der 
Bundespolizei, der Bundesgendarmerie und der 
Gemeindewachkörper im Waffengebrauchsge-
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setz 1969 zu regeln. Dieses nur 16 Paragraphen 
umfassende Bundesgesetz hat sich, so glaube ich, 
bewährt und hat die Interessen der Betroffenen 
und derer, die zum Waffengebrauch verhalten 
sein können, in entsprechender demokratischer 
Balance zu halten vermocht. 

Ernsthafte Befürchtungen also, daß der vorlie­
gende Entwurf eines Sicherheitspotizeigesetzes 
im Extremfall sogar eine Beeinträchtigung demo­
kratischer Zustände bedingen könnte, vor allem 
aber die Würde der Menschen und die Achtung 
der Menschenrechte beeinträchtigen könnte, oder 
daß es gar zu einer Beeinträchtigung demokrati­
scher Einrichtungen kommen könnte, sind si­
cherlich nicht begründet. Vor allem aber sorgt die 
Einrichtung der unabhängigen Verwaltungssena­
te, die ihrer rechtlichen Natur nach als Landes­
verwaltungsgerichte einzustufen sind, für einen 
nahegelegenen, einfach anzurufenden und er­
reichbaren Schutz der Betroffenen. 

Föderalistisch unerfreulich ist an den vorlie­
genden Entwürfen jedenfalls die Festschreibung 
des bestehenden verfassungsrechtlichen Ist-Be­
standes, denn es wäre durchaus denkbar, im Be­
reich der allgemeinen Sicherheitspolizei dem 
Landesgesetzgeber und der Landesvollziehung 
entsprechenden Raum zu geben. Als Mindestfor­
derung müßte es aber angesehen werden, die 
schon 1933 geschaffenen Sicherheitsdirektionen 
aufzulösen und in die Ämter der Landesregierun­
gen einzugliedern. Statt dessen findet sich nur ein 
Kompromiß, der dem Landeshauptmann ein Mit­
wirkungsrecht bei der Bestellung des Sicherheits­
direktors gibt und die Informationspflichten des 
Bundesministeriums für Inneres dem Landes­
hauptmann gegenüber erweitert und festschreibt. 

Daß solches gerade zu einem Zeitpunkt ge­
schieht, zu dem eine Neuordnung der Kompeten­
zen ins Auge gefaßt wird, kann einen begeisterten 
Föderalisten nicht gerade optimistisch stimmen. 
Aber auch diese Schattenseiten dürfen nicht ver­
dunkeln, daß das künftige Sicherheitspolizeige­
setz viel dazu beitragen wird, daß die Rechte der 
wie immer durch polizeiliches Handeln Betroffe­
nen und deren Menschenwürde gewahrt werden 
können. Der Karikaturist einer österreichischen 
Tageszeitung hat recht, wenn er den Schlagstock 
des einschreitenden Organs als Paragraphen dar­
gestellt zeichnet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Je­
des gesetzlich verbriefte Recht ist soviel wert wie 
die Möglichkeit, es in einem geordneten Verfah­
ren auch durchzusetzen und zu realisieren. Des­
halb richtet sich unser erster Blick auf den sech­
sten Teil des vorliegenden Nationalratsbeschlus­
ses eines Sicherheitspolizeigesetzes, wo in den 
§§ 87 bis 92 ein griffiger Rechtsschutz institutio­
nalisiert wird. 

Zunächst wird im § 87 der Grundsatz der 
Rechtsstaatlichkeit wiederholt, indem dort ausge­
führt wird, daß jedermann darauf Anspruch hat, 
daß ihm gegenüber sicherheitspolizei liehe Maß­
nahmen nur in den Fällen und nur in der Art 
ausgeübt werden, wie es dieses Bundesgesetz vor­
sehen wird. 

§ 88 Abs. 1 wiederholt den Grundsatz, der seit 
der Einführung der unabhängigen Verwaltungs­
senate gilt, wonach eben jene Senate über Be­
schwerden zu erkennen haben, in denen behaup­
tet wird, daß durch die Ausübung unmittelbarer 
sicherheitsbehördlicher Befehls- und Zwangsge­
walt eine Verletzung ihrer Rechte erfolgt sei. 

Generalisierend und ergänzend wird dann noch 
im Abs. 2 hinzugefügt: Außerdem erkennen die 
unabhängigen Verwaltungssenate über Beschwer­
den von Menschen, die behaupten, auf andere 
Weise durch die Besorgung der Sicherheitsver­
waltung in ihren Rechten verletzt worden zu sein, 
sofern dies nicht in Form eines Bescheides erfolgt 
ist. Ferner wird die Möglichkeit einer Aufsichts­
beschwerde eingeräumt und festgeschrieben, daß 
der Bund für durch polizeiliches Einschreiten 
verursachten Schaden haftbar gemacht werden 
kann. 

Im ersten Teil des Sicherheitspolizeigesetzes 
wird vor allem die Organisation der Sicherheits­
verwaltung festgehalten. In diesem Bereich 
kommt dem Entwurf nur der Charakter einer Ko­
difizierung geltenden Rechts zu. 

Als sehr verdienstvoll muß aber die Verrechtli­
chung dessen gewertet werden, was als Ermitt­
lungs- und Erkennungsdienst zum Alltag polizei­
lichen Handeins gerechnet werden muß und nun­
mehr gesetzlich genau festgeschrieben und 
umschrieben ist. Dabei wird besonders darauf Be­
dacht genommen, daß die Daten der Betroffenen 
weitestgehend geschont und im Bereich der Er­
mittlungen die Würde und das Ansehen einer 
Person möglichst gewahrt bleiben. 

Von zentraler rechtsstaatlicher Bedeutung ist 
wohl § 50 des Sicherheitspolizeigesetzes, wonach 
die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
grundsätzlich ermächtig werden, die ihnen nach 
diesem Bundesgesetz eingeräumten Befugnisse 
mit unmittelbarer Zwangsgewalt durchzusetzen. 
Gleichzeitig mit dieser Ermächtigung wird aber 
die Verpflichtung der Organe des öffentlichen Si­
cherheitsdienstes festgelegt, vorher die Ausübung 
von unmittelbarer Zwangsgewalt anzudrohen 
und anzukündigen, weil für den Fall der Anwen­
dung unmittelbaren Zwangs das schon erwähnte 
Waffengebrauchsgesetz 1969 in Anwendung zu 
kommen habe. 

Im § 28 wird dann noch festgelegt, daß die den 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes und 
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den Sicherheitsbehörden eingeräumten Befugnis­
se sie nur dann dazu ermächtigen. in die Rechte 
von Menschen einzugreifen, wenn andere Mittel 
zur Erfüllung dieser Aufgaben nicht ausreichen 
oder wenn ihr Einsatz außer Verhältnis zum 
sonst gebotenen Eingriff steht. Erweist sich ein 
Eingriff in Rechte von Menschen als unbedingt 
erforderlich, so darf er dennoch nur geschehen. 
soweit er die Verhältnismäßigkeit zum Anlaß und 
zum angestrebten Erfolg wahrt. 

Als Beweis für eine sehr sensible Regelung in 
diesem Sinne darf die Aufzählung des § 29 Abs. 2 
gelten, wonach beispielsweise die Sicherheitsbe­
hörden und die Organe des öffentlichen Sicher­
heitsdienstes von mehreren zielführenden Befug­
nissen jene auszuwählen haben, die voraussicht­
lich die Betroffenen am wenigsten beeinträchti­
gen. Ferner haben sie darauf Bedacht zu nehmen, 
daß der angestrebte Erfolg in einem vertretbaren 
Verhältnis zu den voraussichtlich bewirkten Schä­
den und Gefährdungen steht. 

Auch wird ihnen die Pflicht auferlegt, während 
der Ausübung von Befehls- und ZW<lngsgewalt 
auf die Schonung der Rechte und schutzwürdigen 
Interessen der Betroffenen Bedacht zu nehmen. 
um jedenfalls die Ausübung dieser Befehls- und 
Zwangsgewalt zu beenden, sobald der angestrebte 
Erfolg entweder erreicht wurde oder es sich zeigt. 
daß er auf diesem Wege nicht erreicht werden 
kann. 

Im § 30 sind dann im besonderen die Rechte 
der Betroffenen umschrieben, wonach der Be­
troffene auf sein Verlangen vom Anlaß und 
Zweck des Einschreitens zu informieren ist, auf 
sein Verlangen von den Dienstnummern der ein­
schreitenden Organe des öffentlichen Sicherheits­
dienstes in Kenntnis zu setzen ist. ferner berech­
tigt ist, eine Person seines Vertrauens als Beistand 
beizuziehen, und auch berechtigt ist, für die 
Amtshandlung bedeutsame Tatsachen vorzubrin­
gen und deren Feststellung zu verlangen. 

In den Bestimmungen der §§ 35 bis 49 des Si­
cherheitspolizeigesetzes werden die einzelnen Be­
fugnisse umschrieben, wobei immer auf die be­
sondere Pflicht der einschreitenden Organe und 
Sicherheitsbehörde verwiesen wird, insbesondere 
bei der Identitätsfeststellung oder bei Betreten 
oder Durchsuchen von Grundstücken und Ge­
bäuden oder bei der Durchsuchung von Men­
schen und bei der Sicherstellung von Sachen, vor 
allem aber auch bei Eingriffen in die persönliche 
Freiheit bei der Vorführung und bei der Durch­
führung einer Anhaltung auf die Interessen aller 
Beteiligten und dritter Personen, insbesondere 
aber auf die Würde der Betroffenen weitestmög­
lich Bedacht zu nehmen. (Der Prä s i den I 
übernimmt den Vorsitz.) 

Bei gründlichem Studium dieser Teile des Ent­
wurfes ist jedenfalls festzustellen. daß sich das Be­
mühen der Redaktoren dieses Gesetzeswerkes ge­
lohnt hat und die notwendige Balance zwischen 
den Erfordernissen polizeilichen Handeins und 
einem größtmöglichen Schutz der Interessen der 
Betroffenen und der Beteiligten zu erzielen ge­
lungen ist. 

Im übrigen muß aber gerade dieses Gesetzes­
werk Anlaß dafür sein, die Bemühungen des Bun­
desrates um eine Neuordnung der Kompetenz­
verteilung zu beschleunigen und zu intensivieren. 

Abschließend beantrage ich aus den dargeleg­
ten Gründen, gegen die vorliegenden Beschlüsse 
des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) N.l19 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Vize­
präsident Walter Strutzenberger. Ich erteile ihm 
dieses. 

RIIi 
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 

Wien): Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Zunächst einige Be­
merkungen zu den Ausführungen meines Vor­
redners. Er hat richtigerweise das Wirrwarr an ge­
setzlichen Bestimmungen aufgezeigt, die es bisher 
gab und zum Teil zurzeit noch gibt. Er hat zwei­
tens sehr ausführlich, sehr instruktiv aufgezeigt, 
welche Gesetze wie und wann das Einschreiten 
und das Tätigwerden der Sicherheitsbehörden 
und vor allem ihrer Organe zulässig machen. 

Die Exekutivbeamten - lind ich hoffe. man 
schätzt sie zumindest seit diesen Ausführungen 
anders ein als bisher -, die Exekutivorgane sol­
len all das, was Sie, Kollege Hummer, hier aus­
führten, und noch viel mehr und noch viel detail­
lierter im Kopf haben, tatsächlich an Ort und 
Stelle umsetzen. und sie tragen damit eine sehr. 
"ehr hohe Verantwortung. Nur, bitte: Wie werden 
"ie von der Öffentlichkeit, wie werden sie von 
großen Teilen der Bevölkerung, und wie werden 
"ie von Politikern dafür behandelt? 

Endlich wurde hier einmal aufgezeigt - und 
ich bin überzeugt davon, es ist fast niemand in 
diesem Saal, der Ihrem hervorragenden Ausfüh­
rungen wirklich folgen konnte -, was alles zu 
beachten ist von einem Exekutivbeamten. Und a1l 
das muß der Beamte der Exekutive auf der Stra­
ße, in der Nacht, wenn der Täter oder Verdächti­
ge irgendwo "auftaucht", in Sekundenschnelle 
überlegen, er muß alle Gesetze vor seinem geisti­
gen Auge ablaufen lassen. 

Ich glaube, es ist sehr wesentlich. daß man das 
einmal ausspricht, und ich bin sehr froh darüber, 
daß man sich endlich dazu gefunden hat, den 
schweren Dienst der Beamten der Sicherheitsexe­
kutive zumindest insofern zu erleichtern, als man 
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sich entschlossen hat, ein Polizeibefugnisgesetz 
zu schaffen, mit dem die meisten Dinge, die zu 
beachten sind, geregelt werden. Und ich stehe 
nicht an, dir, Herr Bundesminister, und deinen 
Mitarbeitern zu danken für die Ausdauer, für die 
Konsequenz, für den Einsatz, der dabei geleistet 
wurde, um dieses Gesetz überhaupt zustande zu 
bringen. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich glaube, man kann diesen Dank wirklich 
nicht oft genug unterstreichen, denn 60 Jahre 
lang wurde darüber verhandelt, 60 Jahre lang 
wurde versucht, auf diesem Gebiet eine gesetzli­
che Regelung zu schaffen, 60 Jahre lang ist es 
nicht gelungen, und beinahe wäre es auch jetzt 
nicht gelungen. Denn es gibt eben Elemente in 
Österreich, die aus einem Polizeibefugnisgesetz 
ganz gerne ein "Polizeibehinderungsgesetz" ge­
macht hätten. Es ist ihnen das - Gott sei Dank! 
- nicht gelungen, aber ich werde mir gestatten, 
an anderer Stelle noch darauf hinzuweisen. 

Nun glaube ich - und ich stehe wirklich sehr 
offen und sehr objektiv diesen Dingen gegenüber 
-, daß es wesentlich ist, daß eine Rechtsbereini­
gung stattgefunden hat. Es erscheint mir sehr 
wichtig zu sein, daß ein, wie ich glaube, erfolgrei­
cher Versuch unternommen wurde, Rechtsunsi­
cherheiten, die auf beiden Seiten, einerseits bei 
der Sicherheitsexekutive und ihren Angehörigen. 
andererseits natürlich auch bei der Bevölkerung, 
immer gegeben waren. zu beseitigen. 

Ich hoffe, daß es mit diesem Gesetz. durch die 
vielen neuen gesetzlichen Bestimmungen. die 
hierin enthalten sind, auch gelingen möge, gewis­
se Konfliktstoffe, die es bisher immer gegeben 
hat, zu beseitigen. Ich kann wirklich nur hoffen, 
daß es so ist. Die Praxis wird zeigen, ob es uns 
tatsächlich gelungen ist, die Dinge, die an sich 
schon von Haus aus immer genügend Konflikt­
stoff zwischen Bürger und Exekutive liefern, zu 
entschärfen. 

Ich möchte jetzt nicht neuerlich verschiedene 
gesetzliche Bestimmungen wiederholen, aber ich 
glaube, es ist ganz logisch - wenn man den Aus­
führungen von Dr. Hummer hier zugehört hat -. 
daß auf diesem Gebiet oft Verwirrung entstanden 
ist. Und nun verlangen wir, verlangt dieser Staat, 
verlangen diese Bürger zu Recht, daß ihr Rechts­
gut geschützt wird. Wir verlangen auf der ande­
ren Seite, daß die Sicherheitsexekutive dieses 
Rechtsgut auch wirklich ernsthaft zu schützen 
vermag. Aber wenn wir uns die gesetzlichen Be­
stimmungen anschauen: Ich wage es nicht, den 
Bürger zu fragen, was er davon weiß, wie sein 
Recht geschützt wird, und ich sehe die Schwierig­
keiten. die da auf seiten der Sicherheitsbehörden 
und der Sicherheitsexekutive gegeben sind. 

Und ich möchte hier auch - und ich bitte Sie, 
dem zuzustimmen - wirklich einmal den Exeku-

tivbeamten in allen Bereichen den Dank ausspre­
chen dafür, daß es ihnen gelungen ist, zumindest 
in der Zweiten Republik erfolgreich gelungen ist, 
die Rechtssicherheit in Österreich, die Sicherheit 
der Person, die Sicherheit des Eigentums, so gut 
aufrechtzuerhalten, daß wir immer noch - Gott 
sei Dank! - davon sprechen können, daß Öster­
reich ein sicheres Land ist, daß wir immer noch 
davon sprechen können - Gott sei Dank! -, daß 
wir in Österreich sicher leben. Ich glaube, das ver­
danken wir trotz bisheriger Rechtsunsicherheiten 
auf gesetzgeberischem Gebiet den Sicherheitsor­
ganen, die täglich für diese Sicherheit eintreten. 
Ich glaube, man sollte diesen Beamten einmal 
auch hier den Dank aussprechen. (Beifall bei SPÖ 
Wllt ÖVP.) 

Und nun einige Bemerkungen noch zum Ge­
setz selbst, zu einzelnen gesetzlichen Bestimmun­
gen. 

Natürlich ist es zu begrüßen, daß nicht diffe­
renzierte Regelungen und Befugnisse der Sicher­
heitsexekutive beseitigt und durch rechtsstaatlich, 
so hoffe ich, einwandfreie und für die Exekutive 
handhabbare gesetzliche Regelungen ersetzt wer­
den. 

Dieses Sicherheitspolizeigesetz sollte also die 
Aufgaben und Befugnisse der allgemeinen Sicher­
heitspolizei einschließlich, was besonders zu be­
merken ist, jener, die zum Verwenden personen­
bezogener Daten ermächtigen. einwandfrei re­
geln und bietet somit auch - ich wiederhole mich 
- einen adäquaten Rechtsschutz für diejenigen, 
die im Bereich der Exekutive diese Bestimmun­
gen anzuwenden haben. 

Es wurde gerade über datenschutzrechtliche 
Bestimmungen. von der Fingerabdrucksammlung 
bis zu sonstigen Datensammlungen, sehr viel dis­
kutiert. Und ich darf Ihnen als Mitglied des Da­
tenschutzrates sagen: Ich habe selten so viele Lai­
en ~D viel Unsinn über die Tätigkeit der Exekutiv­
he~Hnten gerade auf diesem Gebiet reden gehört: 
~a bitte sehr. Fingerabdrücke - wo gibt es das, 
daß man die speichert, warum gibt es da nicht 
eine Frist, daß man sie nach drei Jahren, nach 
zwei Jahren, nach einem Jahr .,wegwirft"? Ich 
habe dort natürlich Fragen gestellt und mit Ver­
wunderung dann die Antworten vernommen. 

Noch einmal: Ich sage es offen, daß ich froh 
bin, daß die Regelung, die es jetzt im Sicherheits­
polizeigesetz gibt, auch vom datenschutzrechtli­
chen Standpunkt her akzeptiert wurde. Denn, 
noch einmal: Laienhafteres Denken, als dort vor­
geherrscht hat, kann man sich nicht vorstellen! 

Wie ich überhaupt sagen möchte, daß es bei der 
Gestaltung und bei den Diskussionen, die im Zu­
sammenhang mit diesem Sicherheitspolizeigesetz 
geführt wurden, wirklich - und meine Bewunde-
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rung jenen Herren, die die Verhandlungen zu 
führen hatten - so viel laienhaftes und fehlerhaf­
tes Denken gegeben hat wie noch nie. 

Und ich wiederhole es, ich habe es schon ein­
gangs gesagt: Ich bin froh, daß aus diesem Polizei­
befugnisgesetz nicht ein Polizeibehinderungsge­
setz gemacht wurde. 

Ich bekenne mich auch dazu, daß auch Richtli­
nien, wie sie im § 31 verankert sind, über das 
Einschreiten gegeben sind. Auch das sollte klar 
geregelt sein. Nur, wie gesagt, ist das ein Gebiet, 
das natürlich auch einen gewissen Spielraum zu­
lassen wird müssen, denn ich habe schon darauf 
hingewiesen: Das Einschreiten unmittelbar vor 
Ort ist natürlich das schwierigste, wenn da je­
mand erst einen Paragraphenspiegel herunterlau­
fen lassen muß: Was darf ich? Was kann ich? Was 
soll ich? Und: Wofür werde ich dann bestraft 
oder disziplinär oder strafrechtlich zur Verant­
wortung gezogen, weil ich es nicht so gemacht 
habe? 

Es gibt im Zusammenhang mit der Diskussion 
um das vorliegende Sicherheitspolizeigesetz zwei 
Momente, die mich besonders erschüttert haben, 
und zwar in zwei verschiedenen Phasen: 

Das eine war die Phase "Staatspolizei" , "Ge­
heimpolizei": und, was das empörendste ist und 
wofür sich die Betroffenen eigentlich heute noch 
schämen sollten, daß man die österreichische 
Staatspolizei und die Nachrichtendienste mit dem 
Staatssicherheitsdienst verwechselt hat. Ich sage 
nochmals: Das ist das empörendste, was mir un­
tergekommen ist. Ich wünsche all denjenigen, die 
diese Dummheiten von sich gegeben haben - das 
heißt: Man kann es ihnen nicht mehr wünschen, 
weil sie dort nicht mehr existieren! -, daß sie 
vielleicht unter dortigen Verhältnissen einmal ge­
sehen oder gespürt hätten, wie eine Staatspolizei 
arbeitet und wie die Aufgaben der Staatspolizei in 
Österreich auch bisher schon getätigt wurden. Ich 
glaube, dann hätten sie solche Vergleiche sicher 
nicht angestellt. 

Nun einige Bemerkungen zur Staatspolizei: Ich 
bekenne mich voll und ganz dazu, daß man zur 
Sicherung des Staatswesens, zur Sicherung der 
Demokratie natürlich auch ein Organ braucht, 
das halt unter dem Titel "Staatspolizei" firmiert. 
Dieses ist aber, bitte sehr, eine sehr, sehr wichtige 
Einrichtung. Und ich gehöre auch nicht zu jenen, 
die die Nachrichtendienste unseres Bundesheeres 
unbedingt als das Negativste oder Unnötigste be­
zeichnen. Ich glaube, man sollte sich und man 
muß sich - und es ist ja dann Gott sei Dank auch 
gelungen - zur Staatspolizei bekennen. 

Ich möchte auch hier feststellen, und ich glau­
be, ich bin da sogar mit den Beamten der soge­
nannten Staatspolizei eines Sinnes: Natürlich -

der Kollege (auf einen im Saal anwesenden Beam­
ten der Staalspolizei weisend) sitzt bei der Türe -
bin ich der Meinung, daß bisher von der Staats po­
Iizei Dinge aufgezeichnet und archiviert wurden, 
bei denen man sich heute fragt: Bitte sehr, was 
soll das? Und ich darf Ihnen sagen: Ich habe 
Kenntnis darüber erlangt, was da so in manchem 
Staatspolizeiakt drinnen gestanden ist, und ich 
habe selten so gelacht wie über manche Dinge, die 
dort standen. 

Aber deswegen zu sagen: "Das brauchen wir 
nicht!", deswegen zu sagen: "Das ist überflüssig!", 
"Da darf überhaupt nichts mehr vorgemerkt wer­
den!", meine Damen und Herren, dazu werde ich 
mich nie bekennen, weil ich der Meinung bin, daß 
es derartiges geben muß. 

Ein Beispiel: Ich habe Aufzeichnungen gese­
hen, die in den Jahren 1947/48/49 gemacht wur­
den, worüber man heute lacht und fragt: So einen 
Blödsinn haben die aufgeschrieben und archi­
viert?" Aber als einer, der damals gelebt hat und 
aktiv war, muß ich sagen: Für die damalige Zeit 
LInd in der damaligen Situation waren diese Auf­
zeichnungen sehr,'''sehr notwendig, LInd zum Teil 
haben sie verhindert, daß staatspolitisch vielleicht 
Furchtbares geschehen ist. So sollte man die Din­
ge sehen. 

Noch einmal: Ich lache sehr darüber, wenn in 
einem Akt steht, daß irgendwer einen zerrissenen 
Socken anhatte. Das festzustellen ist. glaube ich, 
nicht Aufgabe einer Staatspolizei .. aber ansonst 
sollte man sich dazu bekennen. 

Ich möchte nochmals sagen: Ich habe die Phase 
als die unnötigste empfunden, die es bei dieser 
Gesetzwerdung gegeben hat, in der man so breit 
LInd lang. unsinnig LInd unnötig und opportuni­
stisch über diese Punkte gesprochen hat. Ich bin 
sehr froh darüber - ich sage das ganz offen -, 
daß man sich dann dazu bekannt und sich dar­
über geeinigt hat, daß man die Staatspolizei, aber 
auch die beiden anderen Nachrichtendienste un­
ter eine parlamentarische Kontrolle stellt. Das 
sollte sein, diese Kontrolle sollte durchgeführt 
werden, und die Regelung - ich möchte die ein­
zelnen Punkte jetzt nicht aufzählen, um nichts zu 
verlängern -, die im Gesetz festgelegt ist, also die 
echte parlamentarische Kontrolle, scheint mir 
zielführend und zweckmäßig zu sein, vor allem 
auch die Regelungen, was die Mitglieder dieses 
Unterausschusses oder dieser Unterausschüsse al­
les einsehen können. Das ist in Ordnung, denn 
ich bin überzeugt davon, daß die Staatspolizei -
und ich hoffe, auch bei den Nachrichtendiensten 
ist es so - nichts zu verheimlichen hat. 

Daß die Tätigkeit der Beamten eines solchen 
Apparates besonders heikel ist, ist klar. Denn bit­
te, eine staatspolizeiliche Tätigkeit kann man 
eben nicht immer im Sonnenschein durchführen, 
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sondern da wird es auch Schatten geben, in denen 
man sich treffen muß, nicht nur, weil es einem zu 
heiß wird. sondern weil das eben ganz einfach 
notwendig ist. - Ich glaube, auch diese Regelung 
ist sehr zu begrüßen. 

In der zweiten Phase, die mich bei der Gesetz­
werdung gestört hat, ist das Unnötigste und 
Dümmste und Laienhafteste, das man sich vor­
stellen kann, passiert: Das war die Diskussion, ob 
der Wachmann, der Gendarm. der Exekutivbe­
amte auf der Straße eine Namenstafel, ein Num­
mernschild oder womöglich ein knallrotes Käpp­
chen tragen soll. Ich glaube. da ist etwas losgetre­
ten und einer Diskussion zugeführt worden. das 
auch wieder diejenigen. die für die Aufrechterhal­
tung von Ruhe. Ordnung und Sicherheit verant­
wortlich sind und ihre ganze Tätigkeit dafür ein­
setzen. verunsichert hat. 

Auf der einen Seite redet man über den Daten­
schutz. und jeder will geschützt sein, aber der 
Exekutivbeamte soll mit einem Namenstaferl 
durch die Gegend laufen. wo jeder sich aufschrei­
ben und - nachdem heute, Gott sei Dank. so 
viele Österreicher schon ein Telefonbuch haben 
und eben nicht jeder Gendarm oder Wachebeam­
te eine Geheimnummer hat - herauslesen kann: 
.,Aha, das ist der Herr Meier. Na warte, dem hau­
en wir übermorgen die Fenster ein. dessen Gattin 
bedrohen wir, und so weiter:' 

Ich bin froh darüber. daß auch das nicht so ge­
kommen ist, wie es sich manche - ich bleibe da­
bei - Opportunisten vorgestellt haben. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auch zu 
den neuen Organisationsformen einiges sagen. 

Ich habe schon vor Jahren, in einer Diskussion 
über die Sicherheitsdirektionen - und damit lö­
sen wir sie auf und unterstellen diesen ganzen 
Apparat den Landeshauptleuten (Bundesrat Dr. 
Sc h am b eck: Nur tlIlIlliuelbar!) -, mit meiner 
Meinung nicht hinter dem Berg gehalten. Ich 
scheue mich auch nicht, es hier auszusprechen: 
Ich bin der Meinung, daß Österreich - bei allem 
Bekenntnis zum Föderalismus - kein so riesiges 
Land ist, daß wir auf sicherheitspolizeilichem 
Sektor nicht einheitliche Regelungen unter einer 
einheitlichen, meinetwegen zentralen Anord­
nungsbefugnis haben können. (ZH/ischenruj des 
Bundesrates Dr. S tri mit zer.) 

Ich weiß, Kollege Strimitzer, was da in man­
chen Hinterköpfen vorgegangen ist, ich bezweifle 
deine Redlichkeit und deine Aussage nicht, aber 
die Tatsachen, und was so bei manchen da hinten 
herumschwirrt, schauen halt ein bißehen anders 
aus. Ich bin daher sicher nicht so wie manch an­
derer unglücklich darüber, daß diese Forderung 
aus dem Länderforderungsprogramm nicht er­
füllt wurde, weil ich glaube - und ich bitte, daß 

mir da nichts unterstellt wird -, daß man das, 
nicht aus politischen Überlegungen, sondern aus 
Zweckmäßigkeitsgründen, in dieser Form belas­
sen sollte. 

Ich möchte aber gleich in einem Atemzug fest­
stellen, daß ich mich natürlich als Bundesrat und 
als Vertreter der Bundesländer in der Bundesge­
setzgebung sehr darüber freue, daß darin eine Re­
gelung enthalten ist, die dem Föderalismus si­
cherlich entspricht, und zwar ist dies die Rege­
lung, daß man die Befugnisse der Gemeinde­
wachkörper - für mich gehören zur Vertretung 
der Länder natürlich auch die Städte und die Ge­
meinden - doch etwas erweitert hat und daß 
man dort - und ich weiß, daß das die Städte und 
Gemeinden. die sich einen solchen Apparat noch 
halten, sehr viel Geld kostet - endlich die Er­
mächtigung hat, diese auch effizient einzusetzen, 
damit sie nicht wie bisher - das soll aber, bitte. 
keine Abwertung sein. sondern das ist nur eine 
Aussage. die mir gegenüber von einigen Gemein­
depolizisten schon getroffen worden ist - etwa 
nur der Briefträger des Bürgermeisters sein kön­
nen, sondern daß damit wirklich die Möglichkeit 
geschaffen wurde, daß sie in ihrem Wirkungsbe­
reich echte Verwaltungsaufgaben übernehmen 
können und im Vollzug des Verwaltungsstrafge­
setzes eben den übrigen Sicherheitsorganen 
gleichgestellt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte schon 
zum Schluß kommen und sagen, daß ich wirklich 
erfreut darüber bin, daß es gelun·gen ist, nach 
60 Jahren - ich könnte fast sagen: nach 100 Jah­
ren. denn wir haben heute ja noch gesetzliche Be­
stimmungen gerade im sicherheitspolizeilichen 
Bereich, die nicht 60, sondern 100 Jahre alt sind 
- ein solches Gesetz zu schaffen. Ich bin sehr 
froh darüber, daß dieses Gesetz so ausgefallen ist. 
daß meiner Meinung nach beide Seiten halbwegs 
zufrieden sein können. auf einer Seite die Beam­
ten der Sicherheitsbehörde; auf der anderen Seite 
ist aber auch mehr und besserer Schutz auch des 
einzelnen Bürgers gegen vielleicht da oder dort 
vorkommende Willkürakte gewährleistet. Ich 
glaube, daß das ein sehr wesentlicher Faktor ist 
und bekenne mich dazu sehr wohl. 

Ich möchte meinen, daß - was bisher schon 
bewiesen wurde, und ich bleibe dabei - die Si­
cherheitsbehörden in Österreich sehr wohl sehr 
demokratisch gearbeitet haben, sonst hätten wir 
nicht mehr diese Demokratie, die wir Gott sei 
Dank haben, daß sie ihre Aufgaben hervorragend 
erfüllt haben. Nunmehr aber versetzen sie gesetz­
liche Bestimmungen in die Lage, nach wirklich 
gesetzlich und rechtsstaatlich einwandfrei gere­
gelten Grundsätzen ihre Tätigkeit auszuüben. 

Ich möchte aber auch ersuchen, daß wir dieje­
nigen nicht vergessen, die dieses Gesetz zu voll­
ziehen haben. Und ich möchte auf folgendes hin-
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weisen: Wenn jetzt die Bestimmungen bezüglich 
Inkrafttreten vom Kollegen Hummer schon zi­
tiert wurden, wann denn das alles in Kraft tritt, 
möchte ich darauf verweisen, daß wir jetzt nicht 
nur die "Schreibtischbeamten" - in Anführungs­
zeichen - der Verwaltung umschulen müssen, 
sondern daß vor allem auch die Organe, die Be­
amten, die draußen ihren Dienst versehen, noch 
einer ob der grundlegenden Änderungen der ge­
setzlichen Bestimmungen eingehenden Schulung 
unterzogen werden müssen. 

Ich sage das aus gegebenem Anlaß, weil gerade 
zurzeit in der Exekutive die mieseste Stimmung 
herrscht, die man sich nur vorstellen kann. eine 
Frustration, die sich ein Außenstehender kaum 
vorstellen kann. und das nicht grundlos. weil man 
diese Bereiche lange Zeit vernachlässigt hat. Man 
hat dort zum Beispiel die Exekutivbeamten in 
Bauten. in Räumlichkeiten untergebracht, die -
ich möchte fast sagen - menschenunwürdig sind. 
Ich werde diesbezüglich auch - ich kündige das 
jetzt gleich an - an den Herrn Bundesminister 
Schüssel eine Anfrage stellen, was er zur Lösung 
dieser Probleme beizutragen gedenkt. 

Man hat fälschlicherweise die Gehälter der 
Exekutivbeamten als überdurchschnittlich be­
zeichnet. In den Medien werden Gehaltssummen 
verbreitet, die nicht einmal annähernd stimmen. 
Man greift in der Öffentlichkeit ununterbrochen 
die Exekutive an. 

Meine Damen und Herren! Übergriffe - das 
leugn.~ ich nie - wird es geben, hat es gegeben, 
und Ubergriffe sollen bestraft werden. Aber daß 
die Behauptungen Grenzdebiler über das "Sackl­
über-den-Kopf-Ziehen" bei der Einvernahme 
und über das ständige Geschlagenwerden armer 
Teufel in der Öffentlichkeit einen Exekutivappa­
rat - das sage ich nicht dem einzelnen. sondern 
ich meine den Exekutivapparat in Österreich ins­
gesamt - frustrieren müssen, ist klar. Und wenn 
man dann hört: Na, für was sind die denn da? -
Nur. daß sie mich aufschreiben, weil ich schnell 
fahre und ähnliche Dinge mehr, dann darf man 
sich nicht wundern. 

Ich habe das deswegen ausgeführt, und ich sage 
es nochmals, weil wir uns zurzeit - ich hoffe. daß 
das bald vorüber ist - in einer Phase befinden, in 
der die Sicherheitsorgane in ganz Österreich, von 
der Zollwache über Gendarmerie, Sicherheitswa­
che und Kriminaldienst bis zur lustizwache, die 
Unterstützung - und ich unterstreiche das -, 
zumindest die moralische Unterstützung aller po­
litischen Kräfte in Österreich brauchen würden. 
(Beifall bei der FPÖ.J Sie applaudieren! Ich hoffe, 
Sie setzen das in die Praxis um! Ich bedanke mich 
dafür, meine Herren von der Freiheitlichen Par­
tei! Denn Sprüche habe ich, gerade aus Ihrem Be­
reich, immer ganz andere gehört; sie entsprechen 
nicht dem, was man meiner Meinung nach eigent-

lieh tun sollte. Aber ich bedanke mich trotzdem, 
daß Sie mit mir einer Meinung sind, daß wir uns 
so rasch wie möglich auf allen politischen Ebe­
nen, in allen Parteien und uns auch bei verschie­
denen Aussagen bemühen sollen, jetzt diese Fru­
stration. diese Empfindlichkeit, die heute in der 
Exekutive - ich sage nochmals: zu Recht -
herrscht, zu beseitigen. Es wird zu unser aller 
Wohle, es wird zum Wohle dieses Staates. der 
Gott sei Dank ein Rechtsstaat ist, sein. Ich bitte 
Sie daher um Unterstützung. 

Ich möchte abschließend feststellen: Meine 
Fraktion wird diesem Gesetzesabschluß selbstver­
ständlich nicht nur die Zustimmung geben. son­
dern dies auch mit Freude tun. - Danke schön. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) I.J . ./O 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Bun­
desrat Mag. lohn Gudenus. Ich erteile ihm dieses. 

1./ . .J1i 
Bundesrat Mag. lohn Gudenus (FPÖ. Wien): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Ich könnte eigentlich sagen, al­
les, was ich so gerne sagen wollte, hat mein Vor­
redner, Bundesrat Strutzenberger, schon gesagt. 
Ich finde zumindest sehr viele Anknüpfungs­
punkte, wo ich mich eines Sinnes mit seinen Aus­
führungen fühlen kann, vielleicht auch deshalb, 
weil ich im "Zivilberuf" - unter Anführungszei­
chen - auch Uniformträger bin. Daher weiß ich, 
wie es ist. wenn man des öfteren als Watschen­
mann der Gesellschaft hingestellt wird. Das Bun­
desheer ist zum Teil besser dran, weil es nicht in 
dieser Art in Kontakt kommt und keine undank­
baren Aufgaben, zumindest für den einen oder 
den anderen undankbare Aufgaben, zu erfüllen 
hat. 

Ich bin überzeugt davon, daß dieses Gesetz 
trotz all seiner Mängel viele Lücken schließen 
wird. Auf die Mängel komme ich in einzelnen 
Punkten noch zu sprechen. 

Wir wissen aber auch, daß die Bevölkerung je­
des Bundeslandes als erstes die Sicherstellung der 
Sicherheit erwartet. 

Was helfen unsere Errungenschaften sozialer 
und materieller Art, wenn diese nicht durch ein 
gut geschultes und auch freudig den Dienst ver­
richtendes Sicherheitskorps geschützt werden 
können. 

Wir sind ein Fremdenverkehrsland par excel­
lence, und auch da könnten wir einen Ruf verlie­
ren, wenn der Fremdenverkehr durch Übergriffe 
krimineller Gruppen zu sehr in Mitleidenschaft 
gezogen wird. 

Bedauerlich ist, daß die Sicherheit, in dem 
Maß, in dem unser materieller Wohlstand steigt, 
in dem Maß, in dem wir an internationaler Repu-
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tation, aber auch an Beliebtheit als Fremdenver­
kehrsland gewinnen, zurückgeht. 

Dieses Phänomen kann man sicherlich nicht 
den Exekutivorganen selbst anlasten; das heißt, 
man kann es ihnen überhaupt nicht anlasten. Da­
her ein Lob für die Exekutive. sie verdient es. Die 
menschlichen Mißleistungen, die der eine oder 
andere vollbringt, sind in anderen Berufsgruppen 
und anderen Tätigkeitsbereichen zumindest im 
gleichen Maßstab vorhanden. Wir brauchen das 
nicht besonders hervorzuheben. 

Die Freiheitliche Partei hat durch ihr Mitwir­
ken und durch ihre Mitarbeit an diesem Gesetz 
auch einen erklecklichen Beitrag zur Gesetzwer­
dung beigetragen. 

Verschiedene Gesetze der österreichischen 
Rechtsordnung haben bereits seit geraumer Zeit 
die Schaffung eines Bundesgesetzes, welches ins­
besondere die Befugnisse der allgemeinen Sicher­
heitsexekutive regelt, in Aussicht gestellt. 

So weisen die §§ 4 und 19 des Artikels II Über­
leitungsgesetz 1929 darauf hin, daß deren Gel­
tung lediglich bis zur Erlassung bundesgesetzli­
cher Bestimmungen über die Befugnisse der 
Behörden auf dem Gebiet der allgemeinen Si­
cherhejtspoliz~i vorgesehen ist. Auch die mate­
riell-rechtliche Normierung des sogenannten Po­
lizeistrafrechtes - Erregung öffentlichen Ärger­
nisses, Verwaltungsübertretungen im Rauschzu­
stand, rassendiskriminierendes Verhalten. 
Schwarzfahren und vieles andere mehr - im Ein­
führungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensge­
setzen deutet bereits auf die spätere Schaffung ei­
nes Polizeibefugnisgesetzes hin. 

Der erste legistische Vorstoß in diese Richtung 
wurde erst unter Innenminister Soronics im Jah­
re 1969 unternommen; aber diese Gesetzesvorla­
ge wurde keiner Erledigung zugeführt. 

Die Intentionen des vorliegenden Gesetzent­
wurfes können grundsätzlich begrüßt werden. 
Das Sicherheitspolizeigesetz versucht einerseits, 
die auf diesem Rechtsgebiet bestehenden Rege­
lungen zentral zu erfassen und andererseits die 
teilweise im rechtsfreien Raum geübte Praxis der 
Sicherheitspolizei zu normieren. Aus Gründen 
der gerade im Sicherheitsbereich gebotenen 
Transparenz sollte das Sicherheitspolizeigesetz 
daher sowohl dem Bürger als auch dem amtshan­
delnden Exekutivbeamten als Anleitung im Kon­
fliktfall dienen. 

Diesem Anspruch kann meiner Auffassung 
nach leider Gottes der vorliegende Entwurf nicht 
gerecht werden. Da ein Sicherheitspolizeigesetz 
eine riesige Palette von Anlaßfällen und Amts­
handlungen zu beschreiben hat, wäre auch eine 
kasuistische Regelung gewiß zu umfangreich. Die 

positiv-rechtlichen Begriffsfestlegungen des vor­
liegenden Sicherheitspolizei-Gesetzentwurfes 
entbehren jedoch bei etlichen Bestimmungen der 
gebotenen Verständlichkeit. 

Angesichts der abstrakten Formulierungen des 
Entwurfes müssen daher wohl zu erlassende Ver­
ordnungen und zukünftige Judikate zur Präzisie­
rung herangezogen werden. Einige Unklarheiten 
und unnötige Verweisungen auf andere TextsteI­
len wurden bereits aufgrund der Beratungen be­
reinigt. 

Die grüne Fraktion, die hier nicht anwesend ist, 
lehnte den Gesetzentwurf ab, da er aus ihrer Sicht 
zu sehr polizeifreundlich ist. 

Ich möchte jetzt auf einige Punkte im besonde­
ren hinweisen. Die Kontrolle der Staatspolizei so­
wie der Heeresnachrichtendienste ist sicher von 
besonderer Wichtigkeit. Sie stellen auch keine ei­
genständigen Behörden dar, sondern bleiben voll­
ständig in der Struktur ihrer jeweiligen Ministe­
rien eingebettet. Um eine parlamentarische Kon­
trolle dieser Sondereinheiten oder Sonderinstitu­
tionen sicherzustellen, wird durch eine 
entsprechende Novellierung des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes ein ständiger Unterausschuß im In­
nen- und im Verteidigungsministerium zu grün­
elen sein. 

Die Beratungen dieses Ausschusses, dem je­
weils ein Vertreter der im Hauptausschuß vertre­
tenen Parteien angehören soll, sollen nach einer 
entsprechenden Geschäftsordnungsgesetz-Novel­
le besonders vertraulich geführt werden. Aus frei­
heitlicher Sicht wird insbesondere zu prüfen sein, 
wieweit der erst einzubringende Antrag das Pro­
blem der Bindung an die Amtsverschwiegenheit 
im Interesse der Effizienz des Ausschusses löst. 

Kritisch angemerkt werden soll auch, warum 
die KontroHe dieser Sonderbereiche der Polizei 
und eies Militärs nicht schon ab 1. Jänner 1992. 
sondern erst ab 1. Mai 1993 durchgeführt werden 
soll. 

Zu der Angelegenheit der Namens- oder Num­
mernschilder von Exekutivbeamten hat mein 
Vorredner schon einiges gesagt, umso mehr er­
staunt es, daß in einigen Aussendungen früherer 
Monate der ehemalige ÖVP-Justizminister Dr. 
Graff Namensschilder für Exekutivbeamte ver­
langt hat. (Bu.ndesminister Dr. Lös c h n a k: lil­
stizminister?! Nein, er war nicht Justizminister. 
Justizsprecher. (Bundesrat Dr. Sc ha mb eck: 
Er hätte es sich verdiel1l!) Da muß er sich aber 
jetzt mit der Zeit sehr eilen. 

Der Vergleich, den er anstellte, daß auch Gene­
ral Schwarzkopf in Saudi-Arabien ein Namens­
schild trägt, ist sicherlich an den Haaren herbeige­
zogen. (Bundesminister Dr. Lös c h na k: Weil 
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wir keine Wüste haben.' ) Erstens versehen unsere 
Polizisten ihren Dienst nicht in Saudi-Arabien, 
und wären sie dort gewesen, wären sie unter 
500 000 Bewaffneten gewesen, und jeder wäre 
unter sich mit Namen. Also diese Vergleiche an­
zuführen, ist etwas frivol, und der Herr Minister 
gibt mir, glaube ich, recht, wenn ich dies sage. 
(Bllndesminister Dr. Lös c h na k: Weil ~vir auch 
keine Wüste haben!) Wir haben zum Glück noch 
keine Wüste, auch deshalb, und auch keinen Ge­
neral Schwarzkopf, denn das wäre auch nicht das 
richtige Sicherheitsorgan gewesen. 

Im Jahre 1962 wurde das Nummernschild abge­
schafft, dieses hat auch sicher nichts zur Bürger­
nähe der Exekutive beigetragen. Eine solche er­
reicht man nicht durch Nummern- und Namens­
schild, sondern die erreicht man durch eine ent­
sprechende Ausbildung, durch entsprechende 
Gesetze. wie sich der Exekutivbeamte dem Bür­
ger gegenüber zu verhalten hat, aber sicher auch 
durch eine Ausbildung der jungen Leute in den 
Schulen, wie sich der junge Mensch. der Bürger 
der Republik mit Exekutivbeamten zu unterhal­
ten hat. 

Auf jeden Fall wären solche Namensschilder 
ein Rückschritt, würden die Exekutivbeamten de­
motivieren. denn es läßt sich nicht leugnen. daß 
Anrufe zu Hause. Häkeleien in der Schule und so 
weiter, nicht zur Moral der Mitarbeiter im Exeku­
tivbereich beigetragen hätten. 

Im ländlichen Bereich stellt sich dieses Thema 
viel geringer. Dort kennt man den Exekutivbeam­
ten. Man könnte vielleicht jetzt als Einschrän­
kung sagen. bei zusammengelegten Gendarmerie­
posten. wie sie vorgesehen sind. kennt der Bürger 
auch nicht mehr seinen Gendarmeriebeamten, 
aber es ist entscheidend, daß sich der Gendarme­
riebeamte, wie vorgesehen, ausweisen und seine 
Dienstnummer und seine Dienststelle bekanntge­
ben muß. 

Die hier nicht vertretenen Grünen haben je­
doch in der Öffentlichkeit angekündigt, vehe­
ment für die Einführung von Namensschildern 
einzutreten. Ich persönlich - und ich hoffe. daß 
mir meine Fraktion da folgen wird - werde 
ebenso vehement für die Nichteinführung von 
Namensschildern und Nummernschildern eintre­
ten, sollte es je zu einer solchen Debatte kommen. 
(Beifall bei der FPÖ.> 

Ein Punkt, der unsere starke Kritik herausfor­
dert. ist, daß aufgrund des Artikels 11 § 4 Abs. 2 
Überleitungsgesetz bislang die Sicherheitsbehör­
den zum Schutz der gefährdeten körperlichen Si­
cherheit von Menschen oder des Eigentums in­
nerhalb ihres Wirkungsbereiches die zur Abwen­
dung der Gefahr erforderlichen Anordnungen 
treffen und deren Nichtbefolgung als Verwal­
tungsübertretung erklären konnten. 

Die genannte Bestimmung wird durch die 
Schaffung des Sicherheitspolizeigesetzes aufgeho­
ben. Da vorerst auch das Sicherheitspolizeigesetz 
keinerlei Handhabe zum unmittelbaren sieher­
heitspolizeilichen Eingreifen bei Hausbesetzun­
gen bot, wurde dieser Anlaßfall. § 37, in der Fol­
ge der Ausschußberatung nunmehr bei Beteili­
gung mehrerer Personen im Entwurf berücksich­
tigt. 

Wenn einige Personen ohne die Ver­
wirklichung eines Strafrechtstatbestandes 
Sachbeschädigung, gefährliche Drohung, politi­
sche Demonstration und anderes mehr - Woh­
nungen, Plätze oder Objekte besetzen, steht dem 
Nutzungsberechtigten nur der Zivilrechtsweg -
Besitzstörungsklage, einstweilige Verfügung und 
so weiter - offen. 

Ich muß sagen, aus freiheitlicher. liberaler 
Sicht. die Anliegen der Bürger bestens vertreten 
wollend, verstehe ich nicht, warum dieser Passus 
nicht so geregelt werden konnte. wie es bisher im 
Überleitungsgesetz geregelt war: Der erste Schutz 
hat dem Bürger zu gelten! 

Wir können nicht zulassen. daß in aller Ruhe, 
ohne etwas zu beschädigen, fremde Leute, viel­
leicht sogar ein wildgewordenes Familienmit­
glied, Teile von Liegenschaften, Wohnungen, 
Häusern besetzen können, und man bekommt sie 
dann erst nach einem langwierigen Prozeß aus 
diesen Liegenschaften heraus. Das ist der beson­
dere Punkt der Kritik an diesem Gesetz. - Er 
wird uns aber nicht hindern. diesem die Zustim­
mung zu geben, aber ich bitte, das zu überlegen 
und bei allfälligen zukünftigen Beratungen, No­
vellen unsere Gedanken dazu einfließen zu las­
sen. 

Dieser Rechtszustand muß von den Betroffe­
nen gewiß als unbefriedigend empfunden werden. 
Die Koalition vertritt dabei die Meinung, daß ge­
waltfreie und unpolitische Besetzungen - das 
heißt, kein Verstoß gegen das Strafgesetzbuch be­
ziehungsweise keine Manifestation im Sinne des 
Versammlungsgesetzes - im kleineren Umfang 
ausschließlich der Justiz zu überantworten sind. 
Es muß aber von unserer Seite aus um eine rasche 
Entscheidungsfindung der Gerichte und somit 
um die Hebung der Effizienz des Zivilrechtswegs 
gebeten werden. Das muß auch gefordert werden. 

Zur Durchsetzung des Gerichtstitels wäre frei­
lich wiederum die Exekutive berufen. Hier in 
Wien haben wir den Sonderfall, daß gewisse 
Gruppen der Bevölkerung - Alkoholiker oder 
Rauschgiftkranke - im Bereich der Technischen 
Universität Wien zum Teil schon ihre "Unter­
kunft" gefunden haben. Wenn dieses Gesetz 
greift, wird man nur sehr schwer jene Personen 
aus diesem Bereich, der sich in der Nähe des 
Karlsplatzes und des Resselparkes befindet, her-
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ausbekommen. Ich hoffe, daß mit dieser Anre­
gung, die, wie gesagt, unsere Unterstützung für 
dieses Gesetz in keiner Weise schmälern soll, ein 
Gedanke aufgegriffen wird, bevor er uns von wü­
tend gewordenen Bevölkerungsteilen allzu haut­
nah nahegebracht wird. 

Ich fordere meine Freunde auf, dieses Gesetz 
zu unterstützen. (Beifall bei der FPÖ.) 14.54 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Kar! Litschauer. Ich erteile ihm dieses. 

14.54 .. 
Bundesrat Karl Litschauer (OVP, Niederöster-

reich): Herr Präsident! Verehrte Damen und Her­
ren! Hohes Haus! Die zur Debatte stehende Ge­
setzesvorlage, nämlich die Organisation der Si­
cherheitsverwaltung und die Ausübung der Si­
cherheitspolizei. kurz Sicherheitspolizeigesetz 
genannt, wurde von meinen Vorrednern schon 
sehr umfassend und kompetent behandelt. 

Bevor ich aber auf den Inhalt dieses neuen Ge­
setzes eingehe, lassen Sie mich doch einige Be­
merkungen anbringen: Die Aufgaben der Sicher­
heitsbehörden auf dem Gebiete der allgemeinen 
Sicherheitspolizei waren bisher - das wurde heu­
te schon des öfteren ausgeführt - nicht ausrei­
chend geregelt. Damit gab es auch keinen klar 
abgegrenzten Katalog von Befugnissen der Si­
cherheitsexekutive. 

Logische Konsequenz daraus war, daß einer­
seits der Bürger, andererseits aber auch die Exe­
kutivorgane keine klare Vorstellung über ihre Be­
fugnisse hatten. Die entsprechenden Vorschriften 
waren, wie wir wissen, auf mehrere Gesetze auf­
geteilt. Dieser Zustand hat vor allem in der Be­
völkerung so manches Unbehagen ausgelöst. 

Es gab daher seit längerem die Forderung nach 
einem sogenannten Polizeibefugnisgesetz, und 
ich möchte erwähnen, daß bereits in der XI. Ge­
setzgebungsperiode des Nationalrates, zur Zeit 
der ÖVP-Alleinregierung, eine entsprechende 
Regierungsvorlage initiiert wurde. 

Erst in jüngster Zeit haben die allseits bekann­
ten Lucona- und NORICUM-Unter­
suchungsausschüsse in ihren Berichten an den 
Nationalrat neuerlich auf diese Problematik hin­
gewiesen. Demnach müssen die Befugnisse der 
Staatspolizei und der militärischen Nachrichten­
dienste zur Überwachung von Personen genau 
umschrieben beziehungsweise geregelt werden. 

Auch im Arbeitsübereinkommen von Soziali­
stischer Partei und Österreichischer Volkspartei 
wurde diese Thematik aufgegriffen und festgehal­
ten - ich zitiere wörtlich aus dem Kapitel innere 
Sicherheit -: " ... daß, der demokratischen Ent­
wicklung Rechnung tragend, die gesetzliche Ver­
ankerung der Aufgaben und Rechte der Exekuti-

ve in einem Sicherheitspolizeigesetz angestrebt 
wird" - Ende des Zitats. 

Ich freue mich daher feststellen zu dürfen, daß 
ein Vorhaben dieser Bundesregierung nunmehr 
vor der Realisierung steht. 

Nach Befassung zweier Arbeitsgruppen hiemit 
wurde schließlich ein Gesetzentwurf ausgearbei­
tet, der, kurz gesagt, zwei grundlegende Ziele ver­
folgte: einerseits eine wirkungsvolle Sicherheits­
exekutive zu erhalten - damit soll auch der 
Wunsch der betroffenen Beamten nach einem 
klaren Aufgabenkatalog erfüllt werden -, ande­
rerseits die Befugnisse der Exekutive im Interesse 
des einzelnen Bürgers entsprechend abzugrenzen. 

Dieser von mir zweitgenannte Punkt scheint 
mir besonders wichtig zu sein. Es muß nach mei­
nem Dafürhalten damit gelingen, das zweifellos 
bestehende rechtsstaatliche Defizit im Bewußt­
sein des Bürgers zu verringern, ja besser, dieses 
abzubauen. 

Soweit die Vorgaben und Ziele zur Erarbeitung 
beziehungsweise Entstehung des Gesetzes. 

Lassen Sie mich nun, meine verehrten Damen 
und Herren, auf die mir am wesentlichsten schei­
nenden Inhalte des Gesetzes zu sprechen kom­
men. 

Zwei Punkte möchte ich näher anführen: Das 
ist zunächst die klare Festlegung der Befugnisse 
der Sicherheitsbehörden, insbesondere auch die 
dezidierte Umschreibung der Voraussetzungen, 
unter welchen Sicherheitsorgane konkrete Maß­
nahmen setzen dürfen. Die Kette solcher Maß­
nahmen spannt sich von der einfachen Identitäts­
feststellung über das Durchsuchen von Personen 
lind Räumlichkeiten bis hin zur Vorführung und 
Anhaltung auffälliger Personen. 

Wichtig scheint mir in diesem Zusammenhang 
auch die Tatsache zu sein, daß es nunmehr ge­
naue Richtlinien für das Einschreiten der Organe 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes geben wird, 
wobei in diesen Richtlinien bereits konkret Bezug 
auf die Rechte der von bestimmten Maßnahmen 
Betroffenen genommen wird. 

Diese neuen Rahmenbestimmungen sind ein 
guter Mittelweg, um das Spannungsfeld zwischen 
Exekutivorganen und der Bevölkerung zu ent­
schärfen. 

Der zweite Punkt, der thematisch an die letzt­
genannte Situation anschließt, ist die konkrete 
lind ausdrückliche Umschreibung der Rechte der 
Betroffenen, und diese sind sehr wichtig. So ist 
der Betroffene erstens über Anlaß und Zweck des 
Einschreitens zu informieren, zweitens ist ihm 
auf sein Verlangen eine Identitätskarte mit 
Dienstnummer, Bezeichnung der Dienststelle 
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und deren Telefonnummer auszuhändigen, drit­
tens ist er berechtigt, eine Person seines Vertrau­
ens als Beistand beizuziehen, und schließlich 
kann er viertens alle für die Amtshandlung be­
deutenden Tatsachen vorbringen und deren Fest­
stellung verlangen. 

Meine verehrten Damen und Herrenl In die­
sem Zusammenhang möchte ich auch auf die 
heute schon erwähnte Identitätskarte zu sprechen 
kommen - in der Öffentlichkeit diskutiert auch 
als sogenannte Namensschilder für die Exekutiv­
organe. 

Das Tragen dieser Schilder durch uniformierte 
Sicherheitswachebeamte ist ja von vielen Seiten 
- nicht nur vom Kollegen Graff. wie Kollege Gu­
denus angeführt hat - verlangt worden. Letztlich 
hat sich aber - meiner Ansicht nach zu Recht -
die Meinung, von der Einführung dieser Namens­
schilder Abstand zu nehmen, durchgesetzt. 

Die Bedenken der Exekutive. sie und ihre Fa­
milien könnten durch das Bekanntwerden ihres 
Namens eventuellen Bedrohungen ausgesetzt 
sein, waren in diesem Zusammenhang nicht un­
begründet. 

Meine verehrten Damen und Herren! Ich stehe 
auf dem Standpunkt: Mit der getroffenen Lösung, 
nämlich der Identitätskarte, wird dem Schutzbe­
dürfnis sowohl der Exekutive als auch der Betrof­
fenen ausgewogen Rechnung getragen. 

Eine Anmerkung zum Wirksamkeitstermin 
dieser neuen Rechtsmaterie. Ich glaube, mit 
1. Jänner 1993 ist der Zeitpunkt deshalb günstig 
gewählt, weil die Gewähr gegeben ist, daß die 
Exekutivbeamten bis dahin auf diese neue 
Rechtsmaterie gut vorbereitet werden können. 

Zurückkommend auf meinen Hinweis zu den 
Berichten des Lucona- und des NORICUM-Un­
tersuchungsausschusses, was die Festlegung der 
Befugnisse der Staatspolizei und des militärischen 
Nachrichtendienstes betrifft, darf ich noch auf die 
ebenfalls zur Debatte stehende Bundes-Verfas­
sungsgesetz-Novelle zu sprechen kommen, in der 
die Kontrolle der Staats polizei verfassungsrecht­
lich verankert wird. 

Das Sicherheitspolizeigesetz selbst enthält kei­
ne Bestimmungen über die Kontrolle der Staats­
polizei und der militärischen Dienste. Konkrete 
Regelungen über diese Kontrollbefugnisse wer­
den in der Geschäftsordnung des Nationalrates 
erfolgen. Zwei zuständige Untersuchungsaus­
schüsse - des Innen- und des Landesverteidi­
gungsausschusses - werden die Aufgabe haben, 
Maßnahmen zum Schutz verfassungsmäßiger 
Einrichtungen sowie nachrichtendienstliche Maß­
nahmen zur Sicherung der militärischen Landes­
verteidigung zu überprüfen. (Bundesminister Dr. 

Lös c h na k: Umcrausschüsse.'J Unterausschüs­
se. - Verzeihung. 

Die Auskunftspflicht der zuständigen Bundes­
minister wird den Unterausschüssen dazu Hand­
habe schaffen, wobei eine Grenze für die Aus­
kunftserteilung dort besteht, wo nationale Sicher­
heitsinteressen beziehungsweise die Sicherheit 
von Menschen gefährdet würden. 

Noch einmal ausgehend von der eingangs ge­
schilderten Problematik der fehlenden einheitli­
chen gesetzlichen Regelung der Befugnisse der Si­
cherheitsexekutive lassen Sie mich. meine sehr 
verehrten Damen und Herren, abschließend eine 
kurze Bewertung der Neuregelung vornehmen. 

Für mich und meine Fraktion stellt das neue 
Sicherheitspolizeigesetz - in Verbindung mit der 
von mir angesprochenen Bundes-Verfassungsge­
setz-Novelle - eine geeignete Grundlage dar, um 
das Verhältnis zwischen Sicherheitsexekutive und 
Bürger durch nunmehr vorhandene klare und 
transparente Regelungen zu entkrampfen bezie­
hungsweise zu verbessern. Für mich ist das neue 
Sicherheitspolizeigesetz ein positiver Beitrag zu 
mehr Rechtsstaatlichkeit. Für mich ist das neue 
Sicherheitspolizeigesetz aber auch ein Beitrag zu 
mehr Sicherheit und Schutz für alle Beteiligten. 

An die Adresse der freiheitlichen Fraktion. von 
der fast niemand im Saal anwesend ist. 

Wenn ich die .,Parlamentskorrespondenz" vom 
3. Oktober zur Hand nehme. sehe ich, daß dieses 
Sicherheitspolizeigesetz zum Anlaß genommen 
wurde, polemische Bemerkungen anzubringen, 
polemische Bemerkungen in der Richtung, daß 
die Gewerkschaft öffentlicher Dienst die Gehalts­
forderungen der Exekutivbeamten "verraten" 
hätte und der Minister die Beamten auch im Stich 
gelassen hätte. - Der Minister wird sich sicher­
lich selbst dazu äußern; er hat das auch im Natio­
nah'at getan. Eine derart polemische Anmerkung 
im Zusammenhang mit diesem neuen Gesetz 
empfinde ich als unglaubliche Unterstellung lind 
als äußerst unqualifizierte Behauptung. 

Wir wissen, meine verehrten Damen und Her­
ren, daß diese Art der Behandlung zum politi­
schen Stil der Freiheitlichen Partei gehört. näm­
lich Ängste zu schüren, Ängste zu wecken. Man 
glaubt, so für die bevorstehenden Personalvertre­
tungswahlen der Bundesbediensteten Eindruck 
machen zu können. 

Ich darf Ihnen, Herr Bundesrat Schwab, sagen 
- Sie sind jetzt der einzige Vertreter der freiheit­
lichen Fraktion hier -, ich weiß, daß die Frei­
heitliche Partei den Exekutivbeamten bisher we­
nig geholfen hat. (Bundesrat Dr. 5 c h am be c k: 
Hört.' Hört.' Dabei sind sie für die Sicherheit ini 
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Staat.' - Ihr müßtet den !nnenminister unterstüt­
zen.') 

Verehrte Damen und Herren! Es ist erfreulich, 
daß die ursprünglich bestandenen Vorgaben im 
neuen Gesetz erfüllt schienen. Das Gesetz ist 
nicht nur eine taugliche Grundlage für eine effi­
ziente Arbeit der Exekutive, sondern ist durchaus 
auch geeignet, klare Abgrenzungen zwischen den 
Befugnissen der Behörden und der Bevölkerung 
vorzunehmen. 

Für meine Fraktion, verehrte Damen und Her­
ren, ist damit auch die am rechtsstaatlichen Prin­
zip aufgehängte Forderung nach einer klaren und 
übersichtlichen Regelung der in Frage stehenden 
Materie erfüllt. Wir werden daher dieser Geset­
zesvorlage gerne die Zustimmung geben. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ sowie Beifall des Bundesrates 
Schwab.) 15.IJ7 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Mag. Herbert Bösch. Ich erteile ihm 
dieses. 

15.07 .. 
Bundesrat Mag. Herbert Bösch (SPO, Vorarl-

berg): Herr Präsident! Herr Bundesminister! Mei­
ne Damen und Herren! Gerade in diesen Wo­
chen, in denen manche Kommentatoren versu­
chen, den Ausgang von Landtagswahlen in Öster­
reich auf die angebliche Handlungsunfähigkeit 
unserer Bundesregierung zurückzuführen, ist für 
mich als Funktionär einer der beiden Regierungs­
fraktionen das vorliegende Gesetz eine besondere 
Genugtuung. Ich glaube, man könnte solche 
Kommentatoren nicht eindrucksvoller widerle­
gen, wenn man bedenkt, daß manche außer Kraft 
gesetzten Bestimmungen dieses Gesetzes tatsäch­
lich schon ein Jahrhundert alt sind. 

Das Sicherheitspolizeigesetz bedeutet für uns 
mehr Rechtssicherheit für den Bürger, aber auch 
mehr Rechtssicherheit für die Exekutive. Das 
sollten wir den vielen tausend Beamten, die tag­
täglich um unsere Sicherheit bemüht sind, gerade 
in diesen Tagen bewußtmachen. 

Es ist nicht so, wie angesichts bevorstehender 
Wahlen im Bereich des öffentlichen Dienstes von 
dieser oder jener Seite gerne kolportiert wird, 
nämlich daß sich die Bundesregierung nicht um 
ihre Mitarbeiter im Sicherheitsapparat bemühen 
würde. Dieses Gesetz, diese Einlösung eines jahr­
zehntealten Versprechens der österreichischen 
Rechtsordnung beweist eindrucksvoll das Gegen­
teil. 

Wir bekennen uns aber auch dazu - und das 
auch vor Personalvertretungswahlen in der Exe­
kutive -, daß der sensible Bereich der Ausübung 
der Sicherheitspolizei in einer Demokratie im In­
teresse der Freiheit des Bürgers einer klar defi­
nierten Kontrolle zu unterliegen hat. Und auch 

dieser nicht einfachen Problematik stellt sich der 
vorliegende Gesetzesbeschluß. 

Meine Damen und Herren! Gemäß Artikel 52 
Abs. 1 B-VG kann die Tätigkeit der Bundesregie­
rung vom Nationalrat, aber auch vom Bundesrat 
kontrolliert werden. 

Das vorliegende Sicherheitspolizeigesetz geht 
von Kontrolleinrichtungen aus - das haben die 
Vorredner erwähnt -, zu denen wir uns selbst­
verständlich voll bekennen, es geht aber nur aus 
von solchen des Nationalrates, nämlich den stän­
digen Unterausschüssen des Landesverteidigungs­
ausschusses und des Ausschusses für innere An­
gelegenheiten. 

Herr Bundesminister! Darin liegt für einen 
Bundesrat ein gewisser Wermutstropfen dieses 
großen Gesetzeswerkes, und ich bitte Sie - ich 
glaube, das kann ich im Namen dieser Kammer 
des österreichischen Parlaments sagen -: Geben 
Sie bei allfälligen anderen Gesetzentwürfen auf 
diesen Aspekt besonders acht und verhindern Sie, 
daß wieder - nennen wir es einmal so - Nach­
lässigkeiten in bezug auf den Bundesrat auftreten. 
Ich glaube nämlich, daß gerade dieses Haus die 
Anliegen der inneren Sicherheit immer mit gro­
ßer Objektivität und mit viel Wohlwollen behan­
delt hat. 

Es ist aus diesen atmosphärischen Überlegun­
gen, aber auch aus bundesstaatlichen Überlegun­
gen heraus nicht einsichtig, warum der Bundesrat 
der Republik Österreich von der Kontrolle der 
staatspolizeilichen Aktivitäten und der Nachrich­
tendienste ausgeschlossen wird. 

Wie das Vel'fahren und die Organisation der 
Unterausschüsse aussehen sollen, regelt ein An­
trag, mit dem das Geschäftsordnungsgesetz des 
Nationalrates geändert werden soll. Der Antrag 
ist in erste Lesung genommen und dem Ge­
schäftsordnungsausschuß des Nationalrates zuge­
wiesen worden. Meines Wissens wurden die Ver­
handlungen darüber noch nicht aufgenommen. 

Gemäß Artikel 42 Abs. 5 Bundes-Verfassungs­
gesetz unterliegt eine Geschäftsordnungsgesetz­
Novelle des Nationalrates nicht der Beratung im 
Bundesrat, das bedeutet, daß der Bundesrat dazu 
nicht einmal Stellung nehmen kann. 

Der Bundesrat ist also zweifach benachteiligt: 
Erstens ist er von der Kontrolle an sich ausge­
schlossen, und zweitens ist er von der Beratung 
darüber ausgeschlossen, wie diese Kontrolle statt­
finden soll. 

Meine Damen und Herren! Man darf in diesem 
Zusammenhang schon fragen, ob diese gewählte 
Vorgangsweise dem Wesen, dem Geist unserer 
Verfassung entspricht und ob dies besonders zeit­
gemäß und vernünftig ist. Meines Erachtens hätte 
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es keinen Mehraufwand bedeutet, wenn zum Bei­
spiel der Rechtsausschuß des Bundesrates oder 
ein anderer entsprechender Ausschuß des Bun­
desrates in die Kontrolle der Sicherheitsdienste 
miteingebunden worden wäre. Man hätte unter 
Umständen auch eine andere Variante wählen 
können, nämlich ein eigenes Bundesgesetz zu 
schaffen, das regelt. wie die Kontrollkommissio­
nen auszusehen haben. Dann wäre wenigstens auf 
diesem Wege der Bundesrat in die Beratungen 
miteingebunden worden, und das hätte dem Ge­
danken des Zweikammernsystems doch eher 
Rechnung getragen. 

So aber können wir als Bundesräte nur hoffen 
- und ich bin guter Hoffnung, da das Gesetz an 
sich gut und zweckmäßig ist -, daß die Kontrolle 
so erfolgen wird, wie sie die Schöpfer dieses Ge­
setzes beabsichtigen. - Ein Fazit: Es ist ein gutes 
Gesetz mit einem dicken Wermutstropfen für den 
Bundesrat. 

Zum Schluß nur noch zwei kurze Anmerkun­
gen. Zum einen - und das stimmt mich als Mit­
glied der Länderkammer auch etwas nachdenk­
lich; wir haben ja heute vormittag über Föderalis­
musaspekte lind auch über die Beziehung und die 
Stellung des Bundesrates zu den Ländern aus­
führlich diskutiert -: Die Stellungnahmen der 
Länder zu diesem Sicherheitspolizeigesetz tangie­
ren den Punkt der Kontrolle durch die Länder­
kammer überhaupt nicht. wie dies übrigens beim 
heute vormittag diskutierten Länderbeteiligungs­
verfahren ebenfalls der Fall war. Da können wir 
uns leider nicht auf die Meinung der uns entsen­
denden Länder berufen. 

Zum zweiten - das nur zu der in manchen 
Wortmeldungen eingeflochtenen Diskussion Llber 
die Unterstellung der Sicherheitsdirektoren unter 
die Landeshauptmänner -: Ich kann mich erin­
nern: Als die Ergebnisse der Strukturreformkom­
mission vorgestellt wurden, gab es aus diversen 
Ländern großen Applaus für die bekundete Ab­
sicht, die mittelbare Bundesverwaltung abzu­
schaffen. Ich bin deshalb ein bißehen überrascht 
gewesen. als ich eben diese mittelbare Bundesver­
waltung in verschiedenen Länderstellungnahmen 
wiedergefunden habe, und ich möchte dazu als 
Mitglied der österreichischen Länderkammer ab­
schließend anmerken, daß es uns als Bundesräten 
leichterfallen würde, uns ernsthaft mit Stellung­
nahmen der Länder auseinanderzusetzen, wenn 
diese etwas mehr konsequente Logik in sich hät­
ten. - Vielen Dank. (Beifall bei SPÖ lind ÖVP.) 
15.16 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Bundes­
rat Erich Farthofer. Ich erteile ihm dieses. 

15.16 
Bundesrat Erich Farthofer (SPÖ, Niederöster­

reich): Sehr verehrter Herr Präsident! Herr Mini-

ster! Geschätzte Damen und Herren! Von alt mei­
nen Vorrednern wurde bereits zum Ausdruck ge­
bracht, daß das Sicherheitspolizeigesetz für die 
Exekutive und für alle Österreicherinnen und 
Österreicher von großer Bedeutung ist. Es wird 
damit der Zustand der nichtdifferenzierten Rege­
lung der Befugnisse der Sicherheitsexekutive auf­
gehoben und durch ein einwandfreies rechtsstaat­
liches und vor allem für die Exekutive handhab­
bares Gesetz ersetzt. Aber vor allem konnte -
ich glaube, das war eines der Hauptziele dieses 
Sicherheitsgesetzes - der verbesserte Schutz der 
österreichischen Bevölkerung verwirklicht wer­
den. 

Geschätzte Damen und Herren! Da hier schon 
alle Details dieses Gesetzes aufgezählt und erör­
tert wurden. erlaube ich mir, zu einem hochaktu­
ellen Thema einige Sätze zu sagen - es ist das 
untrennbar verbunden mit der Sicherheit der 
Österreicherinnen und Österreicher -, nämlich 
zur Ausländerproblematik. 

Geschätzte Damen und Herren Mandatare der 
Länderkammer! Gerade wir könnten hier einiges 
in Bewegung bringen. und zwar draußen in unse­
ren Landtagen, in unseren Landtagsklubs, wir 
könnten draußen bei deren Versammlungen auf­
klärend wirken. 

Wir alle wissen, daß die Unterbringung von 
Asylanten in den großen Lagern des Bundes auf 
Kapazitätsgrenzen stößt und daß es daher zu re­
gionalen Problemen kommt. Ich denke dabei vor 
allem an Niederösterreich, und da speziell an 
Traiskirchen. Und aufgrund dieser großen regio­
nalen Probleme gibt es dann selbstverständlich 
auch sozialpolitische Unstimmigkeiten bei der 
Bevölkerung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Schauen wir 
elher die Grenzen: Haß und Gewalt gegenüber 
Ausländern bestimmen derzeit das Bild in der 
Bunclesrepublik Deutschland. das Bild auf den 
Straßen Deutschlands. Was mich besonders be­
trübt. ist. daß die Ewiggestrigen wieder neuen 
'\;ihrboclen gefunden haben. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Geschätzte Damen und Herren! Es ist wirklich 
von großer Bedeutung und für uns alle eine große 
Verpflichtung - ich betone: eine Verpflichtung 
-, diese Entwicklung von Österreich fernzuhal­
ten. Ich darf dazu auch die Freiheitliche Partei 
einladen. 

Ich habe vorhin vernommen, daß ihr gleichzei­
tig mit den Sozialdemokraten in meinem Bezirk 
eine Klubtagung abhaltet. und ich darf bitten, zu 
versuchen, diese eure Meinung, speziell diese 
Meinung eures Möchtegern-Führers in der guten 
Waldviertler Atmosphäre, im guten Klima des 
Waldviertels zu revidieren. Vielleicht gelingt es. 
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Danken darf ich - ich möchte das sehr deut­
lich ausdrücken, denn in den Medien wurde das 
in der Vergangenheit nicht so dargestellt - unse­
rem Bundesminister Löschnak, der schon sehr 
lange immer wieder versucht, mit den Ländern 
Aktivitäten zu setzen, um die Ausländerproble­
matik in den Griff zu bekommen. Es sei hier auch 
sehr deutlich gesagt, daß die Länder in der Ver­
gangenheit in dieser Frage wirklich versagt ha­
ben. 

Ein Appell auch an Ihre Kollegen in der Bun­
desregierung, Herr Bundesminister - speziell an 
den zukünftigen Bundesminister für Föderalis­
mus, Kollegen Weiss, der in dieser Frage in Zu­
kLlI1ft sicher sehr. sehr viel machen kann -, im 
besonderen ist es aber unsere Verpflichtung als 
Vertreter der Länderkammer, in den Landtags­
klubs, bei allen Institutionen, auch in der Sozial­
partnerschaft, diese so abscheuliche Entwicklung, 
die wir mit Bedauern in Deutschland miterleben 
müssen, von Österreich fernzuhalten. 

Geschätzte Damen und Herren! Wir alle und 
speziell die Großparteien, also Sozialdemokraten 
und Christdemokraten, wissen, daß für uns -
hier sei die Genfer Konvention gar nicht ange­
schnitten - aus ideologischen, aber natürlich 
auch aus humanitären Gründen eine Aussper­
rung nicht in Frage kommt. Aber das Bedauerli­
che ist - und da richtet sich mein Blick wieder 
geradeaus -, daß opportune und phrasendre­
schende Möchtegern-Führer durch emotionelle 
Anheizungen, um einige Wählerstimmen zu ge­
winnen, hier Öl ins Feuer gießen und so der Lö­
sung der Probleme sicherlich nicht dienlich sind. 
Und leider - das soll auch nicht unerwähnt blei­
ben - gibt es in Österreich Journalisten, die in 
das gleiche Horn stoßen. 

Meine Damen und Herren! Ich komme schon 
zum Schluß. Die einzige Alternative ist, daß alle 
Österreicherinnen und alle Österreicher. die Ver­
antwortung tragen - speziell draußen in elen 
Ländern -, versuchen, harmonische Begleitmaß­
nahmen für eine gerechte Auf teilung der Asylan­
ten in den Bundesländern zu schaffen. Denn Nie­
derösterreich hat derzeit, so glaube ich, 32 oder 
33 Prozent der Asylanten. 

Vielleicht noch ganz kurz ein Wort zu elen 
"Wirtschaftsflüchtlingen". Ich pe rsön lieh ver­
wende dieses Wort für Zuwanderer nicht sehr 
gerne. Liebe Kollegen und Kolleginnen! Da gilt 
das gleiche: Alle Institutionen sollen sich am so­
genannten runden Tisch zusammensetzen, um 
das derzeitige Ausländerbeschäftigungsgesetz zu 
novellieren! 

Herr Bundesminister! Bei aller Wertschätzung 
Ihrer Bemühungen, aber wir mußten leider mit 
Bedauern folgendes zur Kenntnis nehmen: In 
Salzburg wurden 60 Betriebe kontrolliert - die 

Studie des Sozialministers dokumentiert das sehr 
deutlich - , und in jedem Betrieb gab es illegal 
Beschäftigte. Hier richtet sich der Appell vor al­
lem an die Unernehmer. In Oberösterreich wie­
sen von vier Betrieben drei Betriebe illegal Be­
schäftigte auf und so weiter. Und hier auch der 
Appell an die Handelskammer. Was die Pfuscher 
betrifft, da sind Sie ja sehr tüchtig, das einzustel­
len. Ich habe die Bitte, daß Sie bezüglich illegaler 
Beschäftigung von Ausländern ebenso forciert 
und effizient arbeiten. Ein Vorschlag: Anmelden 
ab der ersten Stunde! - Da gibt es kein Zurück. 
An,!,elden ab der ersten Stunde! (Beifall bei der 
SPO.) 

Eines muß ich noch zu den Freiheitlichen sa­
gen: Sie nehmen für sich in Anspruch, die Schüt­
zer der Gewerbetreibenden zu sein. Einerseits 
sind es die Gewerbetreibenden, die eine immer 
größere Quote für die Beschäftigung von Auslän­
dern verlangen, und andererseits seid es ihr, die 
Freiheitlichen, wieder, die Ausländer hinaussper­
ren wollen. Also in Zukunft müßt ihr euch da 
irgendwo einig werden, das darf ich bitte schon 
festhalten. (Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
Kali fm an Tl.) Ich will sie nicht hinaussperren, 
bitte! Hier wieder mein Appell an die Handels­
kammer: bedarfsbezogene, berufsspezifische 
Quoten festlegen! Ich denke an den Bereich der 
Krankenschwestern. Ich denke an die Gastrono­
miebetriebe. - Eine sinnvolle Allsländerpolitik: 
Zusammensetzen, miteinander reden, und dann 
bringen wir sicherlich etwas Gescheites zusam­
men. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 15.~3 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesminister Dr. Franz Löschnak. Ich erteile 
ihm dieses. 

15.~3 

Bundesminister für Inneres Dr. Franz Lösch­
nak: Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Ich möch­
te die zu Ende gehende Debatte über das Sicher­
heitspolizeigesetz zum Anlaß nehmen, um auf 
ein. zwei Grundsätze im Sicherheitsbereich 
Österreichs hinzuweisen. 

Ich nehme die Ausführungen des Herrn Bun­
desrates Gudenus hier zum Anlaß, um einmal 
mehr folgendes festzustellen: Ich verstehe schon, 
daß Sie als Oppositionspartei auch in dieser Kam­
mer - selbst dann, wenn Sie davon überzeugt 
sind, daß eine Gesetzesvorlage notwendig und gut 
ist - offenbar nicht uneingeschränktes Lob zol­
len können, sondern das nehmen Sie dann zum 
Anlaß, um festzustellen: Ja, das Ganze ist zwar 
notwendig und vielleicht auch gut, aber es ist 
schwer verständlich, es gibt Verweisungen, und es 
ist zu umfangreich. 

Ich frage Sie ganz öffentlich: Glauben Sie wirk­
lich, daß Sie den Sicherheitsbereich, die Struktur 
in diesem Bereich, die Allfgabenstellung, das Ver-
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hältnis der Sicherheitsexekutive zu den Staatsbür­
gern in diesem Land in 10 oder 15 Paragraphen 
regeln können? Glauben Sie das wirklich? Sie wa­
ren die ganze Zeit eingeladen, Ihre Vorstellungen 
und Ihre Anregungen einzubringen. Es ist nur -
seien Sie mir nicht böse! - nicht sehr viel von 
Ihnen dazu gekommen. denn alles, was an Anre­
gungen und Verbesserungen gekommen ist, ha­
ben wir natürlich in den drei Jahren - solange 
haben wir daran gearbeitet; in dieser Legislatur­
periode und auch schon in der vorhergehenden -
dazu verwendet, diese Materie regeln zu können. 
Ich meine - und damit wollte ich eigentlich be­
ginnen -: Es fehlt Ihnen doch der Blick für das 
Wesentliche. der Blick für das Staatstragende. Sie 
sind halt in Opposition und fühlen sich in dieser 
offenbar sehr wohl. (BeifaLL bei der SPÖ lind bei 
Bundesräten der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ho­
her Bundesrat! Gesetzliche Bestimmungen sind 
ein Teil. Die brauchen wir in diesem Bereich. Wir 
haben Ihnen in der näheren Zukunft noch eine 
Fülle von Dingen zu präsentieren und Sie um 
Ihre Beschlußfassung zu bitten. um das abdecken 
zu können. Aber das ist nur ein Teil. 

Daß wir im technischen Bereich, vor allem was 
Ausstattung und EDV-Unterstützung betrifft, ei­
niges an bedeutenden Umwälzungen nicht nur in 
Angriff genommen haben, sondern noch voran­
treiben müssen, ist ein zweiter Teil. 

Der dritte wesentliche Teil - da komme ich 
auf einiges zurück. was Herr Präsident Strutzen­
berger angeregt beziehungsweise angesprochen 
hat - ist das Verhältnis der Exekutive zu den 
Staatsbürgern und das Verhältnis des Ressort­
chefs zu seinen Mitarbeitern. 

Es ist gar keine Frage. daß demokratiepoliti­
sche Entwicklungen. die in diesem Lande in den 
letzten Jahrzehnten stattgefunden haben, die lau­
fend stattfinden, auch ihren entsprechenden Aus­
druck in der Exekutive finden müssen. Ich gehe 
davon aus, daß Rechtsstaat, Demokratie und Exe­
kutive eine Einheit darstellen und daß daher jede 
Schwächung eines Teiles in Wirklichkeit die an­
deren Teile und somit die anderen Säulen unseres 
Zusammenlebens beeinträchtigen würde. 

So sehe ich das, und daher ist dieser dritte Teil. 
nämlich eine Balance zwischen der AufgabensteI­
lung der Mitarbeiter der Exekutive und den Wün­
schen. die selbstverständlich und berechtigterwei­
se die Bürger haben, zu finden. ein Weg, der stän­
dig zu beschreiten ist, und dieser läßt sich nicht 
auf Punkt und Beistrich vorweg vorgeben, son­
dern diesen hat man, der jeweiligen Entwicklung 
angepaßt, ganz einfach zu gehen. Und das haben 
die Mitarbeiter bisher bewiesen. Von Ausnahme­
fällen abgesehen, die es in jedem großen Unter­
nehmen gibt - daher gibt es auch im Rahmen 

von 31 000 Mitarbeitern die eine oder andere 
Fehlleistung. die man nicht ausschließen kann, 
das hat es gegeben und wird es auch geben. Aber 
man sollte aufgrund einzelner Fehlleistungen 
nicht das Maßband anlegen und zu Verallgemei­
nerungen kommen. 31 000 Mitarbeiter. wie ge­
sagt. beweisen. daß sie diesen Balanceakt natür­
lich sehen und daß sie damit auch fertig werden. 

Was die Frage des Föderalismus anlangt, ge­
statte ich mir. Herr Präsident. Hoher Bundesrat, 
schon noch zwei Bemerkungen in diesem Zusam­
menhang. Ich wäre froh darüber. wenn jede Ge­
setzesmaterie. die den Hohen Bundesrat passiert, 
ein weiterer Schritt in Richtung Erfüllung von 
Wünschen, die Föderalisten haben, wäre. Dieses 
Gesetz erfüllt einen Punkt des Forderungskatalo­
ges der Landeshauptleute, nämlich bei der Bestel­
lung des Sicherheitsdirektors volles Mitwirkungs­
recht zu haben. 

Wenn jede Gesetzesmaterie. die hier herein­
kommt, einen weiteren Punkt oder einen Teil ei­
nes Punktes erfüllen würde, würden Sie sicher 
nach einiger Zeit resümierend einiges an Erfol­
gen einbringen können. Ich habe daher nicht ver­
gessen - auch bei Gesetzwerdung des Sicher­
heitspolizeigesetzes -. daß ich einmal im Bun­
deskanzleramt für Föderalismusfragen zuständig 
war und habe da zumindest ein weiteres Stein­
ehen gesetzt. 

Was die Kontrolle und den Mangel anlangt, daß 
der Bundesrat hier nicht einbezogen wurde, wa­
sche ich meine Hände wirklich in Unschuld. denn 
ich habe immer - auch öffentlich - erklärt. daß 
ich mir meine Kontrolleure nicht aussuchen will 
und auch nicht aussuchen kann. - Das ist Aufga­
be derer, die mich kontrollieren. 

Ich habe immer gesagt: Das, was mir die parla­
mentarischen Gremien - dazu zähle ich beide 
Kammern - vorschlagen werden, werde ich 
selbstverständlich als einen Teil im Rahmen die­
ser Demokratie erfüllen. Der Vorschlag lautet so, 
wie er jetzt seinen Niederschlag in den Änderun­
gen des Bundes-Verfassungsgesetzes findet. Ich 
habe diesen in gar keiner Weise und zu keinem 
Zeitpunkt beeinflußt. (Vizepräsideflt Dr. 
Sc h am b eck übernimmt den Vorsitz.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
komme schon zum Schluß, und ich möchte jenen 
Gedankengang, den der Herr Bundesrat Fartho­
fer aufgegriffen hat, in aller gebotenen Kürze an­
schneiden, nämlich die Ausländerfrage berechtig­
terweise als einen Teil der gesamten Sicherheits­
problematik zu sehen. Und da komme ich noch­
mals auf die Herren Bundesräte der 
Freiheitlichen Partei zu sprechen, weil Herr Bun­
desrat Farthofer hier gemeint hat, daß Appelle in 
dieser Frage an Sie gerichtet etwas nützen wer­
den. Ich glaube - bei aller Wertschätzung deiner 
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Person, Herr Bundesrat -, daß diese Appelle 
nichts nützen werden, weil die Freiheitliche Par­
tei - das ist zumindest mein Eindruck - bezüg­
lich dieser Problematik. die in vielen Staaten im 
Westen Europas eine nationale Problematik ge­
worden ist, ja gar nicht will, daß wir staatstragend 
und auf die Zukunft bezogen tatsächlich die Din­
ge angehen, so wie ich das seit eineinhalb Jahren 
vorschlage und vom Regierungspartner entspre­
chend unterstützt werde. 

Sie. meine Herren von der FPÖ. wollen aus 
dieser Entwicklung, die niemand vorhersehen 
konnte, die man in Wirklichkeit auch heute nicht 
von einem Tag auf den anderen vorhersehen 
kann und wo man nur mit einer Fülle von Maß­
nahmen, mit einer Fülle von strukturellen Ände­
rungen versuchen kann. mit dem gesamten Pro­
blem fertigzuwerden -. Sie wollen also in Wirk­
lichkeit gar nicht daran mitwirken, staatstragend 
auf keinen Fall. sondern Sie wollen. so wie in vie­
len anderen Bereichen. ganz einfach politisches 
Kleingeld einwechseln. (Bundesrat Mag. G II d e -
Il II s: Das sind ja ungeheure Unterstellungen. die 
Sie da machen.' - Gegenrtlfe bei der SPÖ.) 

Herr Bundesrat! Sie können sich beruhigen, das 
ist keine Unterstellung! Ich trete gerne in vielen 
Bereichen den Beweis dafür an, denn, sehr geehr­
ter Herr Bundesrat, Ihr Parteiobmann fährt seit 
Wochen und Monaten durch die Gegend und ver­
langt einen Ausländerstopp. Wenn das eine Un­
terstellung von mir ist. daß Sie wirklich nur poli­
tisches Kleingeld einwechseln wollen, kommen 
Sie hier heraus lind erklären Sie mir. wie Sie die­
sen Ausländerstopp in einem Land. in dem es 
jährlich 200 Millionen ein- und ausreisende Gäste 
gibt, faktisch durchführen wollen. Wenn Sie das 
können, kommen Sie heraus. dann haben Sie den 
Nachweis angetreten, daß ich Ihnen etwas unter­
stelle und daß das, was ich gesagt habe, eine Un­
geheuerlichkeit ist, aber Sie werden es nicht kön­
nen, und daher bleibe ich dabei. (Beifall bei SPÖ 
wut ÖVP. - Bundesrat Mag. G u den u s: Herr 
Minister.' Sie und Ihr Kollege Cap haben das The­
ma aufgegriffen! Überall ninunt jeder das Thema 
auf. die 0 VP ebenso.' Erst rügt man die Freiheitli­
chen. und dann macht man es uns nach. und dann 
sagt man: Ihr seid schuLd. HJeil ihr ward die er­
sten! ) 

Herr Bundesrat! Glauben Sie mir das, da bin 
ich als Angehöriger der Sozialdemokratischen 
Partei, aber auch als Mensch zutiefst überzeugt 
davon: Es wäre wirklich ein Armutszeugnis, wenn 
wir in dieser Frage Ihre Vorstellungen aufneh­
men würden (BeifaU bei SPÖ und ÖVP). denn -
nochmals - da würden wir uns Ihrer Vorgangs­
weise bedienen, und das brauchen wir wirklich 
nicht. (Neuerlicher Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Ich bleibe noch bei diesem Thema, und ich sage 
in aller gebotenen Kürze: Wir haben seit zwei 

Jahren eine klare Konzeption. Die wollen Sie nur 
nicht sehen, weil Sie, wie gesagt, so wie in anderen 
Bereichen, mit Schlagworten auch auftreten und 
in Wirklichkeit keine Inhalte anzubieten haben. 
(Bundesrat Mag. G II d e 11 II s: Treiben Sie hier 
Wahlkampf, Herr Minister?) Nein, ich sage es nur, 
wie es ist. Ich werde doch bei so einem wichtigen 
Problem des Sicherheitsbereiches berechtigt sein, 
Ihnen zu sagen, wie ich die Dinge sehe. Wo soll 
ich es denn sonst sagen, wenn nicht im National­
rat oder im Bundesrat? Das ist ja doch ein Ort 
politischer Auseinandersetzung. 

Aber wenn Ihnen das unangenehm ist, sagen 
Sie es mir, dann sage ich es Ihnen auch unter vier 
Augen, damit das nicht in aller Öffentlichkeit 
ausgetragen wird. (Heiterkeit bei SPÖ und ÖVP. 
- Bundesrat Mag. G Cl d e 11 Li s: Für das ein.e oder 
andere, \,vas Sie sagen, bill ich sehr dankbar. denn 
es deckt Sie auf. muß ich sagen!) 

Herr Bundesrat! Diese letzte Bemerkung zeigt 
ja genau, worauf Sie hinzielen. Nochmals, ich 
bleibe dabei: Nicht staatstragend. nicht auf Sicht 
gesehen, sondern Sie wollen in Wirklichkeit nur 
politisches Kleingeld, um von einem Tag auf den 
anderen Erfolge heimzubringen - das ist Ihre 
Politik. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. - Bundesrat 
Mag. G u d e Il Cl s: Sauer sind die Trauben. \venn 
sie der Fuchs nichll1lehr erreichen kann.') 

Herr Bundesrat! Ich wünsche Ihnen viel Glück. 
Auf Sicht gesehen, wird es wieder Zeiten geben, 
wo wir Sie dann daran erinnern können. aber Sie 
persönlich wahrscheinlich nicht mehr, weil Sie 
dann kein Mandat mehr haben werden. Davon 
gehe ich aus und bin ich überzeugt. (Heiterkeit bei 
SPÖ und ÖVP. - Bundesrat Mag. G tl den u s: 
Das \vürde mir Leid tun.') Ich werde nachdenken, 
ob es auch mir leid tut. 

Letzte Feststellung zur Ausländerproblematik 
grundsätzlich: Wir sind diesbezüglich seit zwei 
Jahren mit der schrittweisen Umsetzung beschäf­
tigt, weil man das in Wirklichkeit ja nicht von 
einem Tag auf den anderen umsetzen kann, außer 
man tritt, wie gesagt, an und verkündet einen 
Ausländerstopp, den man nicht durchführen 
kann. 

Wir müssen selbstverständlich jene Asylwerber, 
die aus rassischen. politischen, religiösen oder 
ethnischen Gründen verfolgt werden, also alles, 
was die Genfer Konvention vorsieht und zu wel­
cher wir uns nach wie vor bekennen, aufnehmen 
und müssen sie auch anerkennen. 

Und wir sind der Meinung, daß alle anderen, 
die aus anderen Gründen nach Österreich kom­
men wollen, eben nur dann kommen können -
das haben wir die letzten zwei Jahre gesagt -, 
wenn wir sie entsprechend unterbringen können, 
wenn wir sie entsprechend beschäftigen können 

545. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)70 von 104

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 545. Sitzung - 10. Oktober 1991 25387 

Bundesminister für Inneres Dr. Franz Löschnak 

und wenn wir für sie menschenwürdige Bedin­
gungen schaffen können. Das bedingt. wie gesagt. 
ein Bündel an Maßnahmen, wie zum Beispiel ver­
stärkte Grenzkontrollen an der grünen Grenze. 
weil man 1 300 Kilometer Ostgrenze, die vorher 
durch technische Sperren gesperrt war, wohl 
nicht wirklich umfassend, rund um die Uhr, kon­
trollieren kann. Das muß Ihnen ja klar sein, weil 
man in Wirklichkeit bei 200 Millionen ein- und 
ausreisenden Ausländern auch an den Grenz­
übergangssteIlen nicht rund um die Uhr jeden 
kontrollieren kann. Es sei denn. Sie nehmen dann 
auch für die Österreicher und für jene Gäste, die 
auch für Sie willkommen sind, an den Grenzüber­
gangssteIlen Wartezeiten von Tagen in Kauf. 

Wenn Sie das alles in Betracht ziehen. so sehen 
Sie, daß diese Vorgangsweise. die die Koalition -
die Kollegen von der ÖVP und die Sozialdemo­
kraten - vorschlägt. der einzig gangbare Weg ist. 
Alles andere ist das, was ich immer sage. nämlich 
in den Raum gestellte Schlagworte. Sie werden ja 
damit nicht geprüft. weil Sie schlicht und einfach 
nicht in der Verantwortung stehen und, so wie ich 
die Dinge sehe. auch - zumindest in naher Zu­
kunft - nicht stehen werden. (Bei/all bei SPÖ 
und ÖVP. - Bundesrat Mag. G II d e flU s: Wie 
nahe?) /5.39 

Vizepräsidefl.t Dr. Herbert Schambeck: Es hat 
sich Herr Bundesrat Mag. Lakner zu Wort gemel­
det. Ich erteile es ihm. 

/5.39 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ. Salz­

burg): Herr Präsident! Herr Minister! Herr 
Staatssekretär! Ich hätte mich vermutlich ohnehin 
zu Wort gemeldet, aber Sie haben mich noch dar­
in bestärkt. 

Ich darf zuerst auf das "Harmlosere" eingehen. 
auf den Föderalismus. 

Mir liegen - ich habe das schon im Ausschuß 
gesagt - zwei Schreiben vor, eines der Vorarlber­
ger Landesregierung und eines der Salzburger 
Landesregierung, die mit dem Gesetz durchaus 
nicht einverstanden sind, die uns Salzburger Bun­
desräte - ich weiß nicht, wie es meinen Kollegen 
geht - sogar ersuchen, dagegen zu votieren, und 
zwar aus folgendem Grund: Präsident Schreiner 
zum Beispiel führt aus, daß diese Zentralisierung 
1983 passiert ist und daß 1945 diese Zentralisie­
rung der Sicherheitsdirektionen pp. et cetera pp. 
in Geltung geblieben ist und daß es eine sehr lan­
ge Forderungsreihe der Bundesländer ist, daß das 
geändert wird. 

Sie haben weiter ausgeführt, daß in dem Gesetz 
wieder einige Kompetenzen verteilt werden. Ich 
habe mir die Mühe gemacht, mir die letzte Stel­
lungnahme anzuschauen. Ich will jetzt nicht alles 
vorlesen, ein bißehen habe ich daraus vorgelesen. 

Ich habe eher den Eindruck, daß mit jedem Ge­
setz die Kompetenzen der Länder verkleinert 
werden und Belastungen - ich weiß, das ist jetzt 
allgemein - hinzukommen. Ich habe nicht den 
Eindruck, daß der Föderalismus von der Regie­
rung forciert wird. sondern eher der Zentralis­
mus. Das wollte ich dazu sagen. 

Zu meiner Gewissenserleichterung danke ich 
dem Kollegen Bösch und dem Kollegen Konecny. 
die gesagt haben. es widerspricht sich einiges. Die 
Länder sind ja an und für sich gegen die mittelba­
re Bundesverwaltung, und da fordern sie sie 
plötzlich ein. Da gibt es also auch einen gewissen 
Widerspruch, der es mir jetzt erleichtert, dem Ge­
setz trotzdem zuzustimmen. Im Zusammenhang 
mit den EG-Verhandlungen sind doch Kompe­
tenzbereinigungen zu erwarten, und ich hoffe. 
daß in dieser Sache noch nicht das letzte Wort 
gesprochen ist. 

Noch ein Wort an den Präsidenten Strutzen­
berger. Er ist jetzt nicht da, aber er wird es schon 
irgendwie vernehmen oder lesen. (Bllndesrat 
Fa r t ho/ er: Ich sage es ihm.') Selbstverständlich 
ist auch mir klar, daß die Exekutive, aber auch e1ie 
Lehrer - aus dieser "Ecke" komme ich - in ge­
wisser Weise Buhmänner sind. und zwar aus elen 
verschiedensten Gründen, denn jeder hat irgend­
wann einmal eine mehr oder weniger unangeneh­
me Erfahrung in diesem Bereich gemacht. Daher 
ist es schwierig und sicher auch eine unserer Auf­
gaben, positiv in dieser Hinsicht zu wirken. 

Jetzt darf ich auf Ihre mich doch mehr betref­
fenden Ausführungen zurückkommen, Herr 
Bundesminister! Sie sagen etwas undifferenziert 
- ich weiß, in der Kürze geht es nicht anders -, 
wir seien, weil wir Ihrem Gesetz. in dem wir im­
merhin so viel Positives sehen, daß wir doch zu­
stimmen. nicht uneingeschränkt zustimmen. 
nicht staatstragend. Dem Argument - wahr­
scheinlich war es zu kurz - kann ich auch nicht 
ganz zustimmen. 

Der Schluß ist mir - auch so schlagwortartig. 
wie Sie ihn uns vorwerfen (Bundesminister Dr. 
Lös c h Tl a k: Zu kühn!) -. ja. zu kühn. Das 
kann ich nicht nachvollziehen. 

Ich darf hier noch einmal wiederholen, was 
Herr Kollege Gudenus gesagt hat. Er hat Ihnen 
nicht vorgeworfen, daß das Gesetz zu umfang­
reich sei. Wenn ich mich recht erinnere, hat er 
gesagt, es sei zu unübersichtlich. Da ist ein kleiner 
Unterschied. Von der Kollegin Partik-Pable weiß 
ich, daß sie sehr wohl mit Anregungen gekom­
men ist, die keine Berücksichtigung gefunden ha­
ben. Aber das kann ich jetzt nicht für sie ausstrei­
ten. Ich nehme an, das haben Sie in den entspre­
chenden Ausschüssen schon ausgestritten. 
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Auch der kasuistische Fall ist schon angezogen 
worden. daß Gefahren oft erst konstruiert werden 
müssen, damit die Exekutive einschreiten kann, 
und daß sie bei Hausbesetzungen erst einschrei­
ten, wenn sie von mehr als fünf Personen verur­
sacht werden. Es gibt also durchaus ein paar 
Punkte, über die man noch diskutieren kann und 
hoffentlich auch wird diskutieren dürfen. Auch 
das Beispiel der unvollständigen Feststellung der 
Identität wurde genannt. 

Es gibt wirklich einige Punkte, bei denen Sie 
uns nicht vorwerfen können, daß wir nur einge­
schränkt zustimmen. Es kann ja gar nicht unsere 
Aufgabe sein, uneingeschränkt zuzustimmen, 
wenn wir Ansatz zu Kritik finden. 

letzt der schwerwiegendste Punkt, das ist die 
uns so gern und schlagwortartig nachgesagte Aus­
länderfeindlichkeit. Ich weiß nicht, ob derjenige, 
der eine Fehlentwicklung aufzeigt, auch daran 
schuld ist! Wir haben sehr viele Fehlentwicklun­
gen richtig aufgezeigt. und ich fürchte, Sie sind 
viel zuwenig staatstragend, wenn Sie Fehler noch 
immer nicht abgestellt haben, die vorhanden sind. 
Ich will jetzt gar nicht aufzählen, wieweit das 
reicht, von den Kammern bis zu verschiedenen 
anderen Bereichen. (Bllndesrm Fa r [h 0 f er: 
Was hat der Landeshallptrnann Haider gemacht in 
der Allsländerfrage? - 0,6 Prozent hat er aufge­
nommen gehabt!) Oder nehmen wir zum Beispiel 
bei den oberösterreichischen Wahlen dieses un­
rühmliche Theater mit dem Landesrat her. Wenn 
Sie ein solches Demokratieverständnis entwik­
kein, dann komme ich da wirklich nicht mit. 

Zur Ausländerfrage noch einen Satz. Es ist ein 
Unterschied, ob man ausländerfeindlich oder aus­
länderhetzerisch ist - ich bin davon überzeugt, 
daß wir das nicht sind - oder ob man kritisch ist. 
Und in dieser Hinsicht sind Sie selbst auch kri­
tisch! 

Lesen Sie die "Salzburger Nachrichten" vom 
vergangenen Montag, in denen nachgewiesen 
wurde, daß wir nicht wegen irgendwelcher Aus­
länderprogrammatik Erfolg hatten! Die ÖVP hat 
diese Taktik in irgendeiner Gemeinde probiert 
und hatte dort aber gar keinen Erfolg. Die "Salz­
burger Nachrichten" schlossen daraus, daß das 
nicht der Grund ist, sondern daß es eher Ihr Ver­
säumnis ist, daß Sie eben zuwenig ... (Bundesrat 
B i e r i n ger: Das muß aber nicht imlner stim­
men, was in den .. Salzbllrger Nachrichten" steht.') 
hie und da darf ich auch etwas glauben, was drin­
steht. Meistens ist es ohnehin nicht so günstig für 
uns. (Bundesrat Hol z in ger: Man glaubt am 
liebsten, was man glauben will!) Ich weiß, aber wir 
können das nicht ausdiskutieren. Vermutlich be­
komme ich dann auch noch einen "Ruf zur Sa­
che"! 

Ich bitte, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich 
glaube, daß wir eine verantwortungsvolle Auslän­
derpolitik betreiben. Ich würde auch meinen, daß 
Sie das durchaus auch in Ansätzen versuchen. 
(Bundesrat Fa r t hof er: Jetzl hörst aber auf.' 
Das ist der Treppenwitz der Woche.') Daß es ge­
wisse Meinungsdifferenzen gibt, ist logisch. Es ist 
mir schon fad, wieder zu betonen, daß wir Asyl 
geben müssen. Ich habe erst gestern mit einem 
Wiener Freund darüber geredet: Daß auch in 
Wien große Mängel herrschen, ist einfach nicht 
zu leugnen, und es darf und muß die Aufgabe der 
Opposition sein, mit dem Finger darauf zu zei­
gen. (ZI-vischenruf des Bllndesrates Fa r t hof er.) 

Sie meinen natürlich, weil wir das tun, hätten 
wir Erfolge. Aber das ist ja Ihre Ausrede für Ver­
luste! (Bundesminister Dr. Lös c Iz 11 a k: Gestat­
ten Sie mir eille Zwischenfrage?) Gerne, bitte. 
(Bundesminister Dr. Lös c h 11 a k: Sagen Sie mir, 
~vie Sie den Allsländerstopp regeln ~vollell.' Sagen 
Sie es mir.' Sie sind herausgegangen.') - Ich bin 
Mitglied der Legislative und nicht der Exekutive. 
Das ist Ihr Amt, Herr Minister! (Beifall lind Hei­
terkeit bei der FPÖ. - Bundesminister Dr. 
Lös c hila k: Einfach, das ist einfach.') 15 . ./7 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wünscht noch 
jemand das Wort? - Bitte sehr, Herr Bundesrat 
Mag. Gudenus. 

Ich begrüße die im Haus erschienene Frau 
Staatssekretärin Dr. Maria Fekter in unserer Mit­
te. (Allgemeiner Beifall.) 

Bitte, Herr Bundesrat Gudenus. 

/5../7 
Bundesrat Mag. lohn Gudenus (FPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Frau 
Staatssekretärin! Meine Damen und Herren! Ich 
weiche nur ganz kurz vom Thema ab. Der Herr 
Bundesminister hat mich aufgefordert, auf ihn zu 
replizieren. Ich will das nicht als volle Replik neh­
men, aber etwas muß ich klarstellen: Die Frei­
heitliche Partei hat sich niemals gegen den 
Flüchtlingsstatus und gegen die Flüchtlingskon­
vention ausgesprochen, wie Sie es gewissermaßen 
- so hatte ich den Eindruck - hier in den Raum 
stellen wollten. Dagegen muß ich mich verwah­
ren! 

Politisch, religiös, rassisch und ethnisch Ver­
folgte haben bei uns so lange wie nötig Heimat­
recht. (Bundesrat Fa r t hof e r: Auch in Kärn­
ten?) Wir zweifeln aber nicht an, daß das auch 
Probleme schafft. Aber all die anderen Auslän­
derprobleme oder all die anderen Ausländerfra­
gen, die wir in diesem Lande haben, stellen ein 
Problem dar, und darüber kann man nicht hin­
wegkommen, wenn man sagt: Es ist nicht vorhan­
den! Wir müssen alle lieb zueinander sein! Oder 
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das Boot ist noch nicht voll! - Das stimmt nicht! 
(Bundesrätin Ha s e l b ach: Dann nützt es allch 
nicht, ~'1/el1ll man niedrige Instinkte weckl.') Das be­
haupten Sie doch nicht von uns, daß wir niedrige 
Instinkte wecken. Man kann nur das ansprechen. 
was in der Bevölkerung vorhanden ist. Wir öster­
reichischen Politiker haben in erster Linie Politik 
für Österreich zu machen (Bulldesrätin H ase l -
b ach: Wir haben Politik für die Menschen, die 
bei UflS wohnen, zu machen.'), und das geht auch 
in die Sicherheitspolitik und ins Sicherheitspoli­
zeigesetz hinein. So ist es! fBeifall bei der FPO.) 

Fordern Sie von mir nicht Äußerungen heraus. 
die ich nicht gerne mache. Ich werde diese unter­
drücken! Von mir werden Sie kaum etwas hören, 
was Sie angreifen können! Aber wir sind für die 
österreichische Bevölkerung verantwortlich! (Bei­
fall bei der FPÖ.) 15.48 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Meldet 
sich noch jemand zu Wort? - Es hat sich zu 
Wort gemeldet Herr Bundesrat Dr. Vincenz 
Liechtenstein. - Bitte. 

15 . ./8 

Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, 
Steiermark): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Minister! Nur ganz kurz. Ich möch­
te ehrlich fragen: Was ist Österreich? Was ist un­
sere Tradition'? Woher stammen wir? Was haben 
wir alles geleistet durch lahrunderte? Wer sind 
wir? Und bitte in welchem Haus sind wir? 

In diesem Haus waren verschiedene Nationen 
in Frieden und Freiheit miteinander. Wir müssen 
auch verstehen. was unsere Verantwortung in der 
Zukunft ist, genauso wie wir in ein geeintes Euro­
pa hineingehen wollen. Dafür - das muß ich ehr­
lich sagen -: höchsten Respekt für das, was der 
Herr Minister gesagt hat, höchsten Respekt für 
etliches, was hier geäußert wurde, aber keinen 
Respekt für manche Äußerungen, die gefallen 
sind. - Herzlichen Dank! (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 15.49 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: 
Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist damit geschlossen. 

Wird seitens der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden Be­
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n g über den 
Beschluß des Nationalrates vom 3. Oktober 1991 
betreffend ein Bundesgesetz über die Organisa­
tion der Sicherheitsverwaltung und die Ausübung 
der Sicherheitspolizei (Sicherheitspolizeigesetz). 

Ich ersuche jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
S tim m e n ein hel I i g k e i t. Der Antrag, 
keinen Einspruch zu erheben, ist somit a n g e -
no m m e n. 

Wir gelangen nun zur Abstimmung über den 
Beschluß des Nationalrates vom 3. Oktober 1991 
betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem 
das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
~.929. das Bundesverfassungsgesetz betreffend 
Ubergangsbestimmungen zur Zweiten Bundes­
Verfassungsnovelle und das Behörden-Überlei­
tungsgesetz geändert werden und das Bundesver­
fassungsgesetz, womit auf dem Gebiete der allge­
meinen Verwaltung Bestimmungen getroffen 
werden, aufgehoben wird. 

Der vorliegende Beschluß enthält Verfassungs­
bestimmungen, die nach Artikel 44 Abs. 2 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes der Zustimmung des 
Bundesrates bei Anwesenheit von mindestens der 
Hälfte der Mitglieder des Bundesrates und mit ei­
ner Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen bedürfen. 

Ich stelle zunächst die für die Abstimmung er­
forderliche Anwesenheit der Mitglieder eies Bun­
desrates fest. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Bundesrates, 
die dem Antrag zustimmen, den im Artikel I Z 1. 
3 und 5 enthaltenen Verfassungsbestimmungen 
im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 eies Bundes-Ver­
fassungsgesetzes die verfassungsmäßige Zustim­
mung zu erteilen, um ein Handzeichen. - Das 
ist S tim m e n ein hel I i g k e i t. Der Antrag, 
den zitierten Verfassungsbestimmungen im Sinne 
des Artikels 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
die Zustimmung zu erteilen. ist somit an g e -
no m m e n. 

Ausdrücklich stelle ich die erforderliche Zwei­
drittelmehrheit im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 
des Bundes-Verfassungsgesetzes fest. 

Ich bitte ferner jene Mitglieder des Bundesra­
tes, die dem Antrag zustimmen, gegen den vorlie­
genden Beschluß des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
dies S tim me n ein hell i g k ei 1. Der An­
trag, keinen Einspruch zu erheben, ist somit a n -
gen 0 m me n. 

Wir gelangen nun zur Abstimmung über den 
Beschluß des Nationalrates vom 3. Oktober 1991 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Ein­
führungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensge­
setzen 1991 geändert wird. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden 
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Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S tim m e n ein hel I i g k e i t. Der Antrag, 
keinen Einspruch zu erheben, ist somit an ge -
no m me n. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 3. Ok­
tober 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Ingenieurgesetz 1990, BGBI. Nr. 461, geän­
dert wird (182/ A-II-2442 und 2211NR sowie 4118 
und 4125/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 6. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 3. Oktober 1991 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das In­
genieurgesetz 1990, BGB!. Nr. 461, geändert 
wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Holzingel' übernommen, und ich ersuche 
ihn höflich um seinen Bericht. 

Berichterstatter Erich Holzinger: Herr Präsi­
dent! Herr Minister! Frau Staatssekretärin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Das In­
genieurgesetz 1990 sieht vor, daß die mit der 
Vollziehung befaßten Bundesminister - der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
hinsichtlich jener Bewerber um die Berechtigung 
zur Führung der Standesbezeichnung ,,Inge­
nieur", die eine land- und forstwirtschaftliche 
Ausbildung geltend machen, im übrigen der Bun­
desminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 
- zur Entlastung der öffentlichen Verwaltung 
für ihren Bereich die Verleihung und Beurkun­
dung der Berechtigung zur Führung der Standes­
bezeichnung ,.Ingenieur" einem Verein übertra­
gen dürfen. Diese Möglichkeit wurde vom Natio­
nalrat zeitlich bis 31. Dezember 1991 beschränkt. 

Zweck dieser Novelle ist ausschließlich, die 
Auslagerung eines Teiles der Vollziehung des In­
genieurgesetzes 1990 über den im Gesetz nor­
mierten Zeitpunkt (31. Dezember 1991) hinaus 
bis Ende 1992 zu ermöglichen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 8. Oktober 
1991 in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt­
schaftsausschuß somit den An t rag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
3. Oktober 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Ingenieurgesetz 1990, BGBl. Nr.461, ge­
ändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein. Zu Wort gemeldet hat sich 

Herr Bundesrat Ing. August Eberhard. Ich erteile 
es ihm. 

/5.55 
Bundesrat lng. August Eberhard (ÖVP, Kärn­

ten): Herr Präsident! Frau Staatssekretärin! Ho­
hes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Da wir uns heute in der vorhergehenden De­
batte mit sehr umfangreichen und aktuellen The­
men - EG, EWR, Sicherheitspolizeigesetz -
befaßt haben, wenden wir uns nunmehr einer 
speziellen Thematik zu. 

Wie aus dem Bericht hervorgeht, befaßt sich 
diese Gesetzesnovelle im wesentlichen mit dem 
Passus der Verleihung und Beurkundung zur 
Führung der Standesbezeichnung "Ingenieur", 
und es geht darum, daß diese Beurkundung und 
Verleihung auch einem Verein übertragen wer­
den kann. 

Diese Möglichkeit wurde bis 31. Dezember 
1991 befristet lind soll nunmehr bis Ende 1992 
verlängert werden. Würde die Betrallung eines 
Vereins mit dieser Aufgabe nicht erfolgen, wären 
zum Beispiel im Ministerium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten zusätzliche Beamte notwendig. 

Aber nicht nur dieser Umstand, sondern -wie 
ich meine - auch die Beibehaltung dieser Mög­
lichkeit der Betrauung eines Vereins empfiehlt 
sich aus der Überlegung heraus, daß in absehba­
rer Zeit eine Neuregelung der Verleihungspraxis 
und in der Folge auch eine grundsätzliche Neure­
gelung der Standesbezeichnung "Ingenieur" not­
wendig sein wird. 

Laut EG-Richtlinien wird der Ingenieurstatus 
mit der derzeitigen Ausbildungsform in Öster­
reich in der EG nicht anerkannt. 

Andererseits wissen wir aber, daß gerade die 
Absolventen unserer berufsbildenden höheren 
Schulen, insbesondere Absolventen der höheren 
technischen Lehranstalten und der höheren Bun­
deslehranstalten für Land- und Forstwirtschaft, 
europaweit große Anerkennung finden und ei­
gentlich den Fachhochschul-Abgängern, was Wis­
sen und Können betrifft, gleichgestellt werden. 

Bei einer EG-Mitgliedschaft Österreichs könn­
te dann nämlich der Fall eintreten, daß ihre Lei­
stungen nicht mehr als Leistungen von Ingenieu­
ren anerkannt werden. 

Für mich ergeben sich in diesem 
Zusammenhang im wesentlichen zwei Fragen: 
Was geschieht bei einem EG-Beitritt - wenn 
nicht das Gesetz vorher geändert wird - mit den 
sich schon im Berufsleben befindlichen Ingenieu­
ren? Wie soll in Zukunft in Österreich die Ausbil­
dung, vor allem bei den höheren technischen 
Lehranstalten und bei den höheren Bundeslehr-

545. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)74 von 104

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 545. Sitzung - 10. Oktober 1991 25391 

lug. August Eberhard 

anstalten für Land- und Forstwirtschaft, erfol­
gen? 

Meiner Meinung nach müßte man da den Weg 
Deutschlands nachvollziehen, und zwar derart, 
daß die bereits im Berufsleben befindlichen Inge­
nieure nachgraduiert werden. Die bestehenden 
berufsbildenden höheren Schulen mit der Inge­
nieurausbildung, also die höheren technischen 
Lehranstalten und die höheren Bundeslehranstal­
ten für Land- und Forstwirtschaft, müßten den 
Ingenieurstatus erhalten. damit die Absolventen 
auch in der EG als Ingenieure anerkannt werden. 

In weiterer Folge müßten alle berufsbildenden 
höheren Schulen mit Ingenieurausbildung in 
Fachhochschulen umgewandelt werden. Dieser 
Schritt der Umwandlung aller höheren Fachschu­
len mit Ingenieurausbildung in Fachhochschulen 
wäre meiner Meinung nach auch deshalb notwen­
dig, um in Zukunft vorhandene Schulstandorte 
nicht zu gefährden. 

Um mit dem vorhandenen Schulsystem und 
den vorhandenen Einrichtungen den EG-Richtli­
nien zu entsprechen, könnte meiner Meinung 
nach - und dies ist auch die Meinung von Exper­
ten - die Reform etwa so aussehen - eine Re­
form, die auch finanziell durchgestanden werden 
kann -: 

Die 4. Klasse einer höheren technischen Lehr­
anstalt könnte mit der allgemeinen Matura ab­
schließen, und gleichzeitig sollte damit auch die 
Hochschulberechtigung erlangt werden. Von der 
4. Klasse der höheren technischen Lehranstalten 
- als Beispiel, mit Reifezeugnis - soll jeder Ab­
solvent die Möglichkeit haben, in eine andere hö­
here technische Lehranstalt, je nach Fachrich­
tungswunsch, zu wechseln. Die 5. Klasse einer 
höheren technischen Lehranstalt sollte - nach 
Meinung von Experten - mit einer fachlichen 
Reifeprüfung abschließen. 

Gleichzeitig soll dieses fünfte Jahr einer höhe­
ren technischen Lehranstalt auch in die Fach­
hochschulzeit eingerechnet werden. Wir wissen 
ja, daß laut EG-Richtlinien der Besuch von diesen 
Fachhochschulen eine Mindestdauer von drei 
Jahren - sprich sechs Semester - haben soll. 
Das heißt, die Abgänger der 5. Klasse müßten 
dann noch zwei Jahre - oder vier Semester 
Fachhochschulstudium betreiben. 

rnfolge der Europäischen Integration ist in Zu­
kunft sicher mit einer erhöhten Nachfrage nach 
Fach- und Führungskräften zu rechnen. Ich glau­
be, diesem Erfordernis muß nicht nur in der 
schulischen Ausbildung bei uns, sondern auch in 
rechtlicher Hinsicht, daß also diese schulische 
Ausbildung auch anerkannt wird, Rechnung ge­
tragen werden. 

Wir wissen, daß derzeit an die 70 000 bis 
80 000 HTL-Absolventen in der Wirtschaft tätig 
sind. Dazu kommen noch die Absolventen von 
höheren land- und forstwirtschaftlichen Bundes­
lehranstalten und anderen berufsbildenden höhe­
ren Schulen - ein Potential. auf das wir und si­
cher auch unsere Wirtschaft nicht nur heute, son­
dern auch morgen und in aller Zukunft nicht ver­
zichten werden können. 

Es gilt daher. alle Anstrengungen zu 
unternehmen, damit ehestmöglich eine Anpas­
sung unserer Ingenieurausbildung an die EG­
Richtlinien erreicht wird. - Danke schön. (Allge­
meiner Beifall.) 16.1il 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters Herr Bundesrat Ing. Georg 
Ludescher gemeldet. Ich erteile es ihm. 

16.0/ 

Bundesrat lng. Georg Ludescher (ÖVP, Vor­
arlberg): Herr Präsident! Frau Staatssekretär! 
Herr Staatssekretär! Hohes Haus! Beim Gesetzes­
beschluß des Nationalrates vom 3. Oktober 1991 
geht es im wesentlichen um die Verlängerung ei­
ner zeitlich befristeten sinnvollen Verwaltungs­
einsparung. 

Das Ingenieurgesetz 1990 sieht vor, daß mit 
der Vollziehung befaßte Bundesminister, zum ei­
nen der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft, zum anderen der Bundesminister für wirt­
schaftliche Angelegenheiten, die Möglichkeit ha­
ben, zur Entlastung der öffentlichen Verwaltung 
in ihrem Bereich die Verleihung und Beurkun­
dung der Berechtigung zur Führung der Standes­
bezeichnung .,Ingenieur" auch ausgelagerten 
Vereinen zu übertragen. 

Der Bundesminister für wirtschaftliche Angele­
genheiten hat davon Gebrauch gemacht, und -
wie mein Vorredner bereits sagte - es wurden 
durch diese Maßnahme vier Beamte eingespart. 
Er hat nämlich den Verein Österreich ische I' Inge­
nieure autorisiert, diese administrativen Angele­
genheiten durchzuführen. 

Nun ist es Zweck dieser Novelle, diese Maßnah­
me bis zu einer allfälligen Gesetzeserneuerung 
um ein Jahr zu verlängern, gleichzeitig mit der 
Entschließung, nach der die eingebundenen Bun­
desminister spätestens bis 30. Juni 1992 einen 
entsprechenden Gesetzentwurf einbringen, in 
dem sichergestellt ist, daß die Verleihung und die 
Beurkundung der Berechtigung, die Standesbe­
zeichnung "Ingenieur" zu führen, durch den je­
weils zuständigen Minister erfolgt. Mit der Admi­
nistration und Durchführung können allenfalls 
auch ausgelagerte Institutionen, wenn es wirt­
schaftlich und zweckmäßig ist, betraut werden. Es 
heißt dort weiters, daß durch eine Neuordnung 
der Voraussetzungen zum Erwerb der Standesbe-
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zeichnung "Ingenieur" im Zuge eines Begutach­
tungsverfahrens auch Personen erfaßt werden, 
die aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit entspre­
chende Qualifikationen besitzen - selbstver­
ständlich unter Bedachtnahme auf die im Rah­
men der Europäischen Gemeinschaft bereits be­
stehenden diesbezüglichen Regelungen. 

Dies gibt mir Gelegenheit, die Verbesserung 
der Chancen für AHS-Maturanten besonders her­
vorzuheben. Seitens der Wirtschaft wurde im 
letzten Jahrzehnt der Versuch unternommen, 
AHS-Maturanten für technische Berufe zu inter­
essieren und bis zum Meister auszubilden. Wenn 
mit einer guten Allgemeinbildung ausgestattete 
AHS-Maturanten nach Erreichen der fachlichen 
Meisterqualifikation die Berechtigung zur Füh­
rung der Standesbezeichnung ,.Ingenieur" erhiel­
ten, wäre dies ein besonderer Anreiz, einen sol­
chen zweiten Bildungsweg zu beschreiten. Dies 
würde auf der einen Seite übervolle Hörsäle an 
den Universitäten vermeiden helfen und damit 
auch den Staatshaushalt entlasten sowie auf der 
anderen Seite den Fachkräftemangel in der Wirt­
schaft lindern. (Der Prä si den t übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Sinnvolle Alternativen für Maturanten zu ei­
nem aussichtsreichen Berufsaufstieg ohne Uni­
versitätsstudium sind daher ein Gebot der Stunde. 

Ich hoffe, daß bis zum 30. Juni 1992 ein neuer 
Gesetzentwurf eingebracht wird, der alt diesen 
Bemühungen gerecht wird. Den vorliegenden Be­
schluß zur Verlängerung dieses Gesetzes bis da­
hin werden wir nicht beeinspruchen. (Allgemei­
ner Beifall.) 16.IJ8 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden 
Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S tim m e ne i n hell i g k e i t. Der Antrag, kei­
nen Einspruch zu erheben, ist somit a n ge -
no m men. 

Ich unterbreche nun die Verhandlungen über 
die heutige Tagesordnung. 

Dringliche Anfrage 

der Bundesräte Mag. Lakner, Mag. Gudenus, 
Mölzer, Schwab und Mag. Trattner an den Bun­
deskanzler betreffend die staatliche Unabhängig­
keit Sloweniens und Kroatiens (819/J) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Ver­
handlung über die dringliche Anfrage des Bun­
desrates Mag. Lakner und Kollegen an den Herrn 
Bundeskanzler betreffend die staatliche Unab­
hängigkeit Sloweniens und Kroatiens. 

Da die Anfrage inzwischen allen Bundesräten 
zugegangen ist, erübrigt sich eine Verlesung 
durch die Schriftführung. 

Die dringliche Anfrage hat folgenden WortLaut: 

Der von der Europäischen Gemeinschaft mit 
den Repräsentanten Kroatiens. Serbiens llnd der 
}ugoslawischen Bundesarmee vereinbarte Waffen­
stillstand enveist sich zunehmend als llIzdllrchsetz­
bar. Gerade in den jüngsten Tagen karn es ver­
stärkt zur Anwendung militärischer Gewalt seitens 
der }ugosLawischen Bundesarmee und serbischer 
paramilitärischer Verbände gegen die auf kroati­
schem Territorium Lebende Bevölkerung und ge­
gell wichtige Versorgungseinrichlllngen in Kroa­
lien. Das ständig brutaler ~verdende Blwl'ergießen. 
das bereits völkermordähnLiche Züge angenom­
men hat. ~vird VOll einer beispiellosen Welle der 
Zerstörung unersetzlicher kultureller Werte beglei­
tet. Die sich daraus ergebende Lage untermallert 
gerade auch in Österreich mehr und mehr die For­
derung nach imemationalem Einschreiten. 

Das Auslaufen des Moratoriums. weitere Schrit­
te zur Unabhängigkeit zu unterlassen. aktualisiert 
auch die slowenische Frage von neuem. Damit er­
gibt sich gleichzeitig die Gefahr eines Übergreifens 
der militärischen Auseinandersetzungen VOll Kroa­
tien auf Slowenien. 

All diese aktuellen Entwicklungen erfordern ein 
neuerliches Überdenken der Position der östen'ei­
chisehen Bundesregierung in der Frage der Aner­
kennung. 

Die unterzeichneten Bundesräte richlen daher 
an den Bundeskanzler nachstehende 

Dringliche Anfrage: 

1. Wie gedenkt die Bundesregierung. nachdem 
die EG-Friedenskonferenz für lugoslaJ,t'ien offen­
bar gescheitert und der mehrmals vereinbarte Waf­
fenstillstand nicht eingehalten worden ist. die vom 
Bundeskanzler am 17. September 1991 im Natio­
nalrat angekündigten Konsequenzen im Sinne ei­
ner raschen Anerkennung Kroatiens und Slowe­
niens umzusetzen? 
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2. Welche Schritte werden seitens der Bundesre­
gierung llnternommen, WH in der Staatengemein­
schaft eine breite Front für die gel1winsame 
Anerkennung SLmt'eniens und Kroatiens zuslal1de 
zu bringen? 

3. WeLche Maßnahmen sollen in Österreich er­
griffen H/erden, um im Falle eiller weiteren militä­
rischen EskaLation die öSlerreichischen Grenzen 
lind den österreichischen Luftraum zu schützen? 
Wird insbesondere unser Bundesheer auf einen 
entsprechenden Einsatz l'orbereilel? Welche Vor­
kehrwzgen zum Schutz der österreichischen Bevöl­
kerlllzg in den Grenzregionen zu Jugoslawien wird 
die Bundesregierung im Ernstfall treffen? 

4. Welche Vorbereitungen sind getroffen worden 
oder Ivcrden /loch für den Fall getroffen, daß es 
aufgrund einer ~veiteren militärischen EskaLation 
Zll verstärkten F/üchtlingswellen /Zach Österreich 
kommt? 

5. III lwleher Weise gedenkt die BllIzdesregie­
rang auf die Forderung der Landtage. die in dieser 
Frage eindeutig Stellung bezogen haben, einzuge­
hell? Welche Konsequenzen ziehen Sie allS der ein­
stimmigen Resolution des Kärntner Landtages? 

6. Haben Sie aus Ihrer jÜflgstell Reise in die USA 
Erkenntnisse gewonnen. deren Umsetzung in die 
praktische Politik zu einer Entschärfllizg der jugo­
s/{{It'isehen Krise beitragen kölllllell? 

In formeller Hillsicht wird beantragt. diese An­
frage gemäß § 61 der GeschäftsordlZung des Bllll­
desrates als dringlich zu behandeln wut dem Ersl-
11l1lerzeichner vor Eingang in die Tagesordnllng 
Gelegenheit zur Begründung zu geben. 

***** 

Präsident: Ich erteile nun Herrn Bundesrat 
Mag. Lakner das Wort zur Begründung. Bitte, 
Herr Bundesrat. 

Iti.lO 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz-

burg): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! I Allf 
das Präsidium und auf die Regiertlllgsbank schall­
end:) Entschuldigung, ich muß mich vergewis­
sern. Die Dringliche scheint im Bundesrat ein 
bißchen aus der Mode gekommen zu sein. (Bun­
desrat S ( r II tz e n bel' ger: Nein. aber ihr 
scheillt nervös zu sein!) Also ich will jetzt nicht 
ankündigen, daß sie in Zukunft häufiger stattfin­
den wird. Wenn notwendig, selbstverständlich. 
(Bundesrat S t r u tz e n b erg e r: Ich bin über­
zeugt: Auch wenn es nicht notwendig ist, wird es so 
sein.') Also heute ist es sicher notwendig. 

Herr Staatssekretär! Natürlich hätten wir die 
Anfrage lieber an den Herrn - bitte, das ist nicht 
eine Mißachtung Ihrer Person - Bundeskanzler 
gerichtet. Aber ich nehme an, Sie werden in sei-

nem Sinne sprechen. (Bundesrat S t r II I zen -
be r ger: Wenn er es gewußt hätte, hätte er die 
Amerika-Reise nicht angetreten.' Aber das harer 
Ilicht gewußt.') Herr Präsident! Darauf komme ich 
noch zurück. 

Wenn Sie sich vielleicht gütigst erinnern: Ich 
habe im Juni den Herrn Außenminister Mock 
aufgefordert, in seiner Diplomatie nicht allzu 
österreichisch zu sein. Das heißt, ich habe damals 
ausgeführt: Die Österreicher neigen zu Verniedli­
chungen und Verharmlosungen. Ich war dann 
sehr angenehm erstaunt, daß der geschätzte Herr 
Außenminister sehr tätig geworden ist in der Fra­
ge der Anerkennung Sloweniens und Kroatiens. 
Er hat Mut und Entschlossenheit gezeigt - und 
diesen Mut und diese Entschlossenheit mußte ich 
aber bei der Bundesregierung vermissen. 

Es hat ja auch der Herr Landeshauptmann 
Krainer gefordert, innerhalb von zehn Tagen sei­
en die entsprechenden Schritte zur Anerkennung 
einzuleiten und durchzuführen. 

Ich bin kein Mathematiklehrer, aber ich muß 
sagen, es sind inzwischen bestimmt schon 50 oder 
mehr Tage vergangen, in denen die Regierung das 
versäumt hat, in denen sie zugeschaut hat. sich 
möglicherweise - das unterstelle ich - auch mo­
ralisch schuldig gemacht hat. 

Ich bin selbstverständlich überrascht, und da­
her finde ich. daß die dringliche Anfrage auch 
ihre Berechtigung und ihre Notwendigkeit im 
Bundesrat hat. wie sich die Länder verhalten wer­
den. 

Ich darf daran erinnern, daß sich Herr Landes­
hauptmann Zilk sehr eindeutig geäußert hat. Ich 
darf zitieren: Österreich müsse die Vorreiterrolle 
klar dokumentieren. - Eine eindeutige Aussage. 
Oder: Anerkennung sei der wichtigste und einzi­
ge Schritt, der Frieden bringe. - Zwei Zitate des 
Llncleshauptmannes und Bürgermeisters Zilk. 
I Hllndcsrat S t ru tz e Il be r ger: Sagen Sie das 
[)C/llllll dazu, ~vafln das war.') Das ist nicht lange 
her! Das ist innerhalb dieser 50 Tage, Herr Präsi­
dent! 

In der Steiermark hat der Landtag - das heißt, 
alle 56 Landtagsabgeordneten - gefordert, die 
Bundesregierung möge alle Schritte einleiten, um 
die Unabhängigkeit Sloweniens und Kroatiens an­
zuerkennen. 

Landeshauptmann Krainer hat die bezeichnen­
de Aussage gemacht: Ich geniere mich für jene 
Leute, die keinen Mut zur Anerkennung haben. 
- Ich habe etwas verkürzt. aber es ist sicher sinn­
richtig. Und: Die Anerkennung sei unabdingbar. 
- Das Wort "unabdingbar" ist Zitat. 

In Kärnten - Kollege Mölzer wird darauf noch 
zu sprechen kommen - hat der Landtag einstim-
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mig eine Resolution betreffend die Anerkennung 
an die Regierung verabschiedet. 

In Salzburg gab es eine namentliche Abstim­
mu!!g zur Anerkennung, zu der sich die ÖVP, die 
FPO und die grünen Abgeordneten positiv äußer­
ten. Auch Landeshauptmann Katschthaler hat 
sich in diesem Sinn geäußert. 

In Oberösterreich haben ÖVP und FPÖ ge­
meinsam - man höre und staune! - ehestmögli­
che Anerkennung gefordert, und Ratzenböck 
sprach von gleichem Recht auf dem Balkan. 

Nun. das sind praktisch fünf Länder. die Mehr­
heit unserer Bundesländer. wenn man Landes­
hauptmann Zilk für Wien nehmen kann, die sich 
positiv im Sinne einer baldigen, raschen Anerken­
nung geäußert haben - genug. um die Dringlich­
keit der Sache für den Bundesrat zu aktualisieren. 

Trotz des Ernstes der Lage, glaube ich, darf ich 
ein kleines Aper~u bringen: Nach der Pressekon­
ferenz, die wir gegeben haben, riefen zwei Vertre­
ter namhafter Tageszeitungen an und fragten. ob 
denn am Donnerstag schon wieder eine National­
ratssitzung sei. - Das ist doch immerhin ein Be­
leg dafür, wie man an dringliche Anfragen im 
Bundesrat "gewohnt" ist. 

Zu einigen Punkten unserer dringlichen Anfra­
ge. 

Der Waffenstillstand hat sich als ziemlich un­
durchsetzbar erwiesen. Ich weiß. im Augenblick 
gibt es eine Denkpause. aber ich halte diese 
Denkpause, die es dort zu geben scheint. für die 
beste Gelegenheit, nicht nur den Waffenstill­
stand, sondern möglicherweise einen Frieden zu 
festigen. 

Ich sehe durchaus die Gefahr weiterer Über­
griffe, zumindest der paramilitärischen Verbände. 
in jenen Nachbarländern. Und mir ist sehr wohl 
bewußt, daß es einen Unterschied gibt. ob es in 
einem Land einen inneren Konflikt gibt oder oh 
dieser Konflikt internationalisiert wird. Ich glau­
be, eine Lösung kann nur in einer Internationali­
sierung des Konflikts bestehen, denn sonst laufen 
wir Gefahr, einem Völkermord zusehen zu m üs­
sen. 

Es wird auch die Frage durch das Auslaufen des 
Moratoriums aktualisiert - und das ist erst kürz­
lich gewesen, Herr Präsident -, womit die Ge­
fahr, daß auch Slowenien stärker betroffen wird, 
zumindest ansteht. 

Wieder ein ganz kleines Apen;u: Natürlich mei­
ne ich, wenn ich Slowenien erwähne - Sie alle 
kennen diese Sache mit dem Tolar -, eine gegen­
seitige Anerkennung beider Unabhängigkeiten. 

Ich darf durchaus darauf hinweisen. daß Slowe­
nien. die slowenischen Minister und Kroaten an 
einer guten Beziehung zu Österreich interessiert 
sind und ich zumindest von einem Minister auch 
darauf angesprochen wurde. Die Haltung Öster­
reichs wird in dieser Sache nicht unmaßgeblich 
weitere politische Entwicklungen bestimmen. 

Ich darf daran erinnern, daß der Herr Bundes­
kanzler - auch das ist nicht sehr lange her - im 
Nationalrat bei der Sondersitzung Konsequenzen 
angekündigt hat. - Ich habe die Konsequenzen 
nicht entdeckt. Ich habe den Herrn Bundeskanz­
ler in der UdSSR und in den USA entdeckt, aber 
nicht bei der Verfolgung dieser Konsequenzen. 

Wir werden auch sicher nicht die ersten sein, 
die Kroatien und Slowenien anerkennen. Ich darf 
daran erinnern, daß die baltischen Staaten diese 
Anerkennung bereits vollzogen haben, und ich 
bin davon überzeugt, daß, wenn wir anerkennen, 
andere Länder nachfolgen werden. Ich denke an 
die Bundesrepublik Deutschland, ich denke an 
nordische Staaten, die meiner Überzeugung nach 
sehr bald oder unmittelbar der Anerkennung fol­
gen werden. 

Ich kann dem Herrn Vizekanzler Busek nicht 
ganz recht geben. Ich gebe ihm gern recht, wenn 
er sagt, daß der Mißerfolg der Koalitionsregie­
rung vor der Tür steht, aber ich gebe ihm nicht 
recht. wenn er meint, jetzt könne man nicht mehr 
anerkennen, jetzt sei es zu spät. Ich meine, gerade 
jetzt muß man anerkennen. wenn das Moratori­
um ausläuft, wenn es einen doch etwas fixeren 
Waffenstillstand gibt, um zu Frieden zu kommen. 

Wir haben in unserer Dringlichen weiters nach 
den Vorbereitungen der Grenzsicherung gefragt, 
wir haben nach der Vorbereitung auf anstehende 
Flüchtlingswellen gefragt. Wir haben gefragt, ob 
die Regierung gewillt ist, auf die Aussagen der 
Landtage, der Landeshauptleute entsprechend zu 
reJgieren. Diese Reaktion vermissen wir. Und wir 
w;lrten auf die Erfolge der Reisen des Herrn Bun­
desbnzlers. 

Wir ergreifen Partei für den Frieden - wir er­
greifen nicht Partei für Kroatien, auch nicht für 
Serbien -, und wir glauben, daß diese Tendenz 
auch im Sinne Österreichs ist. Österreich sollte 
eine aktive Neutralitätspolitik betreiben, es sollte 
den Konflikt internationalisieren. Nicht durch 
eine Reisepolitik in die Ferne, nicht durch Konfe­
renztourismus, von dem man dann mit leeren 
Händen nach Hause kommt, sondern durch Inter­
nationalisierung müßte man diese Frage lösen. 

Ich spreche von einem Versagen der Bundesre­
gierung in diesem Fall, ich spreche auch von ei­
nem Versagen des Nationalrates in diesem Fall -
ich will auf das Verhalten einzelner gar nicht ein­
gehen -, und ich hoffe, daß der Bundesrat hier 
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in die Bresche springt, um im internationalen Sin­
ne etwas zuwege zu bringen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Diese Dringliche ist für uns keine Routinefra­
ge, sie ist keine Spielwiese für uns Freiheitliche. 
Wir nehmen sie ernst. und wir meinen sie ernst. 
Es ist kein Experimentieren, auch wenn ich in 
den zweieinhalb Jahren. die ich hier bin - was 
ich sehr bedaure -, keine Dringliche erlebt habe. 
Es hat keine Sondersitzung des Bundesrates gege­
ben. Ich bedaure dies. denn das ist eine Frage. die 
sicherlich einer Überlegung wert gewesen wäre. 

Es ist der Herr Bundeskanzler als "Cunctator" 
bezeichnet worden. als ein Zauderer. Als Altphi­
lologe finde ich diesen Vergleich gar nicht gut. 
Ich will nicht sagen. daß der Herr Bundeskanzler 
kein Zauderer ist, ganz im Gegenteil, aber der 
Cunctator ... (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Aber 
durch Zaudern wurde Hannibal geschlagen, und 
das Gegenteil, nämlich Mca uild Entschlossenheit. 
haben Rom ganz schön geschadet.') Genau auf das 
komme ich. Ich hoffe. der Herr Bundeskanzler 
will nicht jemanden in dieser Frage besiegen, son­
dern er will Frieden stiften. Und Quintus Fabius 
Maximus Cunctator hat den Hannibal wohl nach 
vielen Opfern besiegt, aber ums Siegen geht es 
sicher nicht in dieser Frage. Das hoffe ich jeden­
falls. Der Herr Bundeskanzler und die Bundesre­
gierung sollen nicht siegen. sie sollen Frieden ver­
mitteln und Frieden stiften. Sie sollen Taten set­
zen im Sinne Österreichs und im Sinne Europas. 
(Bundesrat Dr. 0 g r i s: Genall das geschieht.') 

Ich bitte die beiden anderen Fraktionen. nicht 
mit demselben Trick zu agieren. wie er bereits im 
Nationalrat angewendet wurde. daß man durch 
zwar vernünftige und berechtigte Forderungen. 
aber letzten Endes doch durch eine Aufweichung 
der Dringlichkeit der Anerkennung die Sache in 
die Länge zieht oder behindert. - Vielen Dank. 
(Beifall bei der FPÖ. - Bundesrat S t r Li tz eil -
be r ger: Wir werden es mit Hirn machen!) 16.~3 

Präsident: Zum Wort hat sich in Vertretung 
des Herrn Bundeskanzlers Herr Staatssekretär 
Dr. Jankowitsch gemeldet. leh erteile ihm dieses. 

/6.::'3 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Peter 
Jankowitsch: Danke vielmals! - Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Hoher Bundesrat! Es 
gibt in den letzten Jahren wahrscheinlich kaum 
eine Frage, kaum eine Krise, der sich die Bundes­
regierung mit solcher Intensität gewidmet hat. 
wie die Krise in unserem südöstlichen Nachbar­
land. Immer stand dabei die scharfe Verurteilung 
der Gewalt. immer stand dabei schon von Anfang 
an das konsequente Bemühen im Vordergrund, 
die internationale Staatengemeinschaft auf eine 
sich zuspitzende und verschärfende Lage nicht 
nur hinzuweisen, sondern sie auch zu mobilisie-

ren und im Rahmen des Möglichen - und das 
Mögliche ist die heutige europäische Friedensord­
nung mit ihren vorhandenen. aber auch ihren 
fehlenden Instrumenten - eine friedliche Lösung 
der Krise herbeizuführen. 

Um diese Spirale der Gewalt zu brechen, um 
Rahmenbedingungen für eine friedliche Lösung 
des Konflikts zu schaffen. wurde bereits früh ein 
rascher und wirksamer Einsatz des gesamten in­
ternationalen Instrumentariums gefordert, das 
heute im Rahmen der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa. in den Verein­
ten Nationen zur Verfügung steht. aber auch der 
Kontakt. ein sehr intensiver Kontakt mit den Eu­
ropäischen Gemeinschaften als dem heute unum­
strittenen Krisenmanagement in diesem Konflikt 
aufgenommen. 

Wie sehr diese Bemühungen von Erfolg beglei­
tet sind. Herr Bundesrat Lakner. und wie sehr 
heute die Frage internationalisiert ist, das beweist 
ein Dokument, das der Sicherheitsrat der Verein­
ten Nationen vor ganz kurzer Zeit beschlossen 
hat, nämlich die Resolution 713. Sie zeigt. daß die 
Internationalisierung in dieser Frage gelungen ist, 
daß der Sicherheitsrat auch erste Maßnahmen -
da Sie von Konsequenzen gesprochen haben -. 
nämlich ein Waffenembargo. gegen das. was frü­
her einmal Jugoslawien war, beschlossen hat. 

Die Bundesregierung hat daher die Einigung 
der EG-Konferenz über Jugoslawien vom 4. Ok­
tober dieses Jahres in Den Haag begrüßt. ebenso 
die Erklärung der EG-Außenminister vom 6. Ok­
tober dieses Jahres in Haarzuilens, nämlich Er­
klärungen. durch Einbeziehung aller Parteien 
eine politische Lösung zu finden, die auch die An­
erkennung jener Republiken, die dies wünschen, 
einschließt. Das heißt. auch die Europäischen 
Gemeinschaften stehen heute auf dem Boden der 
Anerkennung jener jugoslawischen Republiken, 
die dies wünschen. Ohne Zweifel wird diese Ziel­
setzung von Österreich voll mitgetragen, voll un­
terstützt, und sie steht auch im Einklang mit der 
"Charta für ein neues Europa" , wie sie vergange­
nen November im Paris beschlossen wurde. 

Durch diese Politik sollte unsere feste Überzeu­
gung zum Ausdruck kommen, daß die unabweis­
bare Neugestaltung des Verhältnisses zwischen 
den südslawischen Völkern nicht auf Gewalt be­
gründet werden kann, sondern auf Grundsätzen 
der modernen europäischen Friedensordnung, 
auf den Prinzipien des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker, des Verbotes der Gewaltanwendung 
inklusive des Verbotes der gewaltsamen Akquisi­
tion von Territorium, des Minderheitenschutzes 
und der in den wichtigsten neuesten KSZE-Do­
kumenten. der schon erwähnten "Charta von Pa­
ris", niedergelegten Verpflichtungen. 
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Es wird daher gegenwärtig auch zur Durchset­
zung dieser Prinzipien die Frage der Verhängung 
von Wirtschaftssanktionen geprüft, und auch 
Österreich überlegt, solche Maßnahmen zu er­
greifen. Allerdings, meine Damen und Herren, 
müssen sie so kalibriert, so abgestimmt sein, daß 
nicht jene getroffen werden, denen damit gehol­
fen werden soll. Desgleichen wird es erforderlich 
sein, eine Politik der selektiven, der projektbezo­
genen Begünstigung für jene Regionen zu finden, 
deren Entwicklung aus östen'eichischer Sicht be­
sonders wichtig ist. Es wird zum Beispiel auf mul­
tilateraler Ebene geprüft werden, ob die Mittel 
eines EFT A-Industrieentwicklungsfonds, der ur­
sprünglich für ganz Jugoslawien bestimmt war -
100 Millionen Dollar -, nicht den einzelnen Re­
publiken zugeführt werden können. 

Meine Damen und Herren! Hoher Bundesrat! 
Die Ereignisse in Jugoslawien haben Tragik und 
Leid über die Menschen in dieser Region ge­
bracht und beträchtliche Sachschäden verursacht, 
nicht zuletzt die nicht wieder gutzumachende 
Zerstörung von Kulturgütern. Die österreichische 
Bundesregierung hat daher im Bewußtsein ihrer 
humanitären Verantwortung zur ersten und un­
mittelbaren Linderung der Kriegsauswirkungen 
auf die Menschen in Jugoslawien, insbesondere in 
Kroatien, beschlossen, humanitäre Hilfsmaßnah­
men österreichischer karitativer Organisationen 
zunächst mit einem Betrag von 10 Millionen 
Schilling zu unterstützen. Dies soll jedoch nur der 
Beginn umfassender humanitärer Hilfsmaßnah­
men sein. Ich komme auf einige im einzelnen 
dann noch zu sprechen. Die Bundesregierung 
wird sich jedenfalls weiterhin entschlossen für die 
Einhaltung und Respektierung der Menschen­
rechte einsetzen, ihre intensiven Bemühungen 
fortsetzen, zu einer friedlichen Lösung des Kon­
flikts in unserem Nachbarland beizutragen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nach 
diesen grundsätzlichen Bemerkungen nun die 
Fragen der Bundesräte Lakner und Freunde 
(Bundesrat Fa r (h 0 f er: Genossen.') in nachfol­
gender Weise beantworten. (Bundesrat Sir Cl I -

Z e 11 b erg er: Wie nennt ihr euch jetzt? - Freull­
de oder Genossen, oder wie? - Heiterkeit.) 

Zur Frage 1: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung unterstützt die Bemühungen 
der Europäischen Gemeinschaften zur Errei­
chung einer friedlichen politischen Lösung des 
Konflikts in unserem südöstlichen Nachbarstaat 
und begrüßt daher - ich habe es bereits erwähnt 
- das Ergebnis der EG-Konferenz über J ugosla­
wien vom 4. Oktober, durch Einbeziehung aller 
Konfliktparteien eine politische Lösung zu finden 
- und ich unterstreiche diese Worte noch ein­
mal: eine politische Lösung! -, die die Anerken-

nung jener Republiken einschließt, die dies wün­
schen. 

Ich glaube, daß es die bisher, bis zur letzten 
Stunde vorliegenden Berichte. meine Damen und 
Herren, nicht gerechtfertigt erscheinen lassen, 
diese EG-Konferenz über Jugoslawien und über­
haupt die ganze Rolle dieser Organisation dort als 
"offenbar gescheitert" zu betrachten. 

Die Bundesregierung verfolgt in der Frage der 
Anerkennung Sloweniens und Kroatiens die li­
nie, die die Entschließungen des Nationalrates 
vom 8. Juli und vom 17. September dieses Jahres 
vorgegeben haben, in denen sie unter anderem 
ersucht wurde. "die Anerkennung Sloweniens 
und Kroatiens im Einklang mit anderen Staaten 
vorzunehmen". Dahinter, meine Damen und 
Herren, steht die Überlegung, daß die völker­
rechtliche Anerkennung kein Selbstzweck sein 
darf, sondern einen von vielen wirksamen Schrit­
ten zur Herbeiführung einer stabilen Lösung dar­
stellen muß. 

Es ist weiters unsere Überzeugung - das 
kommt in den Entschließungen des Nationalrates 
zum Ausdruck -. daß nur ein international koor­
diniertes Vorgehen mehrerer - darunter zumin­
dest auch einiger europäischer - Staaten mit der 
völkerrechtlichen Anerkennung eine realpoliti­
sche Wirkung verbinden würde, eine Wirkung, 
die auch auf internationaler Ebene entsprechen­
des Gewicht haben muß. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind die interna­
tionalen politischen Voraussetzungen noch nicht 
gegeben, eine Anerkennung Sloweniens und 
Kroatiens im Einklang mit anderen Staaten aus­
zusprechen. Ohne Frage wird die Bundesregie­
rung aber ihre Bemühungen in diese Richtung 
fortsetzen. 

Zur Frage 2: 

Meine Damen und Herren! Die österreichische 
Bundesregierung hat sich - ich habe das einlei­
tend unterstrichen - erfolgreich, so glaube ich, 
um eine Internationalisierung des Konflikts durch 
einen möglichst wirksamen Einsatz aller zur Ver­
fügung stehenden internationalen Instrumente 
bemüht. Sie hat dabei zuerst den Rahmen der 
KSZE, später auch den Rahmen der Vereinten 
Nationen genützt und ihre Kontakte mit den Eu­
ropäischen Gemeinschaften, mit ihren Mitglied­
staaten und führenden Regierungsmitgliedern der 
Europäischen Gemeinschaften nicht nur aufrech­
terhalten, sondern auch intensiviert; sie laufen 
ständig weiter. Insbesondere der Bundeskanzler 
und der Bundesminister für auswärtige Angele­
genheiten halten in dieser Frage laufend Kontakt 
mit ihren europäischen Amtskollegen. 
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Ich kann Ihnen darüber hinaus mitteilen, daß 
der Herr Bundeskanzler seinen Besuch in der So­
wjetunion und seinen jetzigen Besuch in den USA 
- er wird in kurzer Zeit auch den Präsidenten 
der Vereinigten Staaten treffen - genützt hat, 
um auf die Dringlichkeit des Problems und die 
Notwendigkeit eines gemeinsamen Vorgehens der 
gesamten westlichen Staatenwelt hinzuweisen. 

Die bei der Haager Konferenz der EG-Staaten 
erzielte Einigung vom 4. Oktober über eine poli­
tische Lösung unter Anerkennung der Republi­
ken, die dies wünschen, ist daher ein positiver 
Schritt in die Richtung, die wir wollen. 

Meine Damen und Herren! Die Bundesregie­
rung wird sich unter Einsatz aller zur Verfügung 
stehenden Mittel der Außenpolitik weiterhin ak­
tiv auch im Sinne der Entschließung des Natio­
nalrates für eine Anerkennung Sloweniens. für 
eine Anerkennung Kroatiens im Einklang mit an­
deren Staaten einsetzen. 

Zur Frage 3: 

Österreich beobachtet die Entwicklung der 
Lage in Jugoslawien. im südslawischen Raum mit 
größter Aufmerksamkeit und beurteilt die mögli­
chen Entwicklungen natürlich auch unter den 
Gesichtspunkten der Sicherheitspolitik. unter mi­
litärischen Gesichtspunkten. Einsatzvorbereitun­
gen des Bundesheeres. die bereits zu früherer 
Zeit eingeleitet beziehungswseise umgesetzt wur­
den, werden daher laufend aktualisiert. Dabei 
werden natürlich auch die Erkenntnisse des Bun­
desheereinsatzes vom Juli dieses Jahres berück­
sichtigt. 

Das Bundesheer hat seine Vorbereitungen dar­
auf ausgerichtet, im Fall einer eskalierenden Ent­
wicklung an der Grenze den Assistenzanforde­
rungen der zuständigen zivilen Behörden 
entsprechen zu können. Und für den Fall einer 
weiteren Eskalation hat das Bundesheer Vorbe­
reitungen für einen weiteren Sicherungseinsatz 
an der Grenze getroffen. 

Art und Umfang der einzusetzenden Kräfte 
werden dabei nach Lage und Zeitpunkt sowie In­
tensität der Eskalation festzulegen und unter an­
derem auch durch die Verfügbarkeit bestimmt 
sein, etwa durch die Stärken der Einrückungster­
mine sowie durch den jeweiligen Ausbildungs­
stand. 

Meine Damen und Herren! Für den Schutz des 
österreichischen Luftraums kann kurzfristig die 
Einsatzbereitschaft der Fliegerkräfte erhöht und 
der Entwicklung entsprechend angepaßt werden. 
Derartige Maßnahmen werden auch in der lau­
fenden Entwicklung nach Bedarf bereits jetzt ge­
setzt. 

Das Bundesheer kann im Bedarfsfall durch die 
Unterstützung der zivilen Behörden, durch vor­
beugende demonstrative Präsenz im Grenzraum 
den mittelbaren Schutz der Bevölkerung gewähr­
leisten. Darüber hinausgehende Maßnahmen zum 
unmittelbaren Schutz der Bevölkerung, vor allem 
im Nahbereich der Grenze, müssen natürlich die 
zivilen Behörden treffen. 

Dementsprechend ist im Fall einer weiteren 
militärischen Eskalation im südöstlichen Nach­
barstaat. vor allem. wenn sich diese auf Slowenien 
ausdehnen sollte, seitens des Bundesministeriums 
für Inneres im Rahmen von Alarmplänen vorge­
sorgt. daß der Grenzraum im südlichen Burgen­
land. in der Südsteiermark, in Südkärnten durch 
Gendarmeriekräfte aus den zuständigen Kom­
mandobereichen verstärkt überwacht und an neu­
ralgischen Stellen besonders gesichert werden 
kann. Wir können, falls die Kräfte der Komman­
den Burgenland, Steiermark oder Kärnten nicht 
ausreichen, zusätzliche Kräfte aus anderen Kom­
mandobereichen, etwa Niederösterreich und 
Oberösterreich, abkommmandieren. 

Zu Frage 4: 

Abgesehen von den teilweise schon vorhande­
nen Flüchtlingsplänen der neun Bundesländer 
besteht - das wurde ja anläßlich der Ereignisse in 
Slowenien berreits mit Erfolg praktiziert - sei­
tens des Bundesministeriums für Inneres die Be­
reitschaft. in den Bereichen der Registrierung 
und der Unterbringung von Flüchtlingen Hilfe­
stellung zu leisten. 

Gemeinsam mit ellllgen Landesregierungen 
wurde ein Modell entwickelt, das auch bereits im 
Juli und August dieses Jahres zur Anwendung ge­
kommen ist. Es hatte zum Ziel, die EDV-Kapazi­
tät des Bundesministeriums für Inneres durch die 
Anwendung des Asylwerberinformationssystems 
denjenigen Stellen zunutze zu machen, die die er­
ste Befragung und Registrierung von Flüchtlin­
gen durchzuführen haben. Es wurden Auffangla­
ger in der Steiermark entsprechend ausgestattet. 
und von jeder dieser Stellen wurde eine Leitungs­
verbindung zum Rechenzentrum des Innenmini­
steriums geschaffen. In diesen sechs Auffangla­
gern können mit insgesamt 16 Terminals zirka 
2 000 Flüchtlinge pro Tag erfaßt werden. Das 
Bundesministerium für Inneres würde im Anlaß­
fall die Terminals aus der Gerätereserve des Re­
chenzentrums zur Verfügung stellen. Außerdem 
können im Bereich der Bundesbetreuung in aus­
reichendem Maße Asylwerber aufgenommen 
werden. Bei einer darüber hinausgehenden 
Flüchtlingsbewegung wird die Unterbringung in 
Sammellagern der Bundesländer erfolgen. Zu­
sätzlich zur geschaffenen Infrastruktur in der 
Steiermark wurde dieses Projekt auch auf das 
Bundesland Burgenland ausgeweitet. 
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Die Bundesregierung wird darüber hinaus dem 
Roten Kreuz Mittel zur Verfügung stellen, die zur 
Anschaffung von Zelten dienen, in denen weitere 
3 000 Flüchtlinge untergebracht werden können. 

Sie sehen also, daß auch da umfangreiche Vor­
bereitungen getroffen wurden. 

Zur Frage 5: 

Die Bundesregierung hat die Beschlüsse der 
Landtage über die Krise in Jugoslawien mit gro­
ßer Aufmerksamkeit zur Kenntnis genommen 
und die vorgebrachten Argumente bei ihrer Ent­
scheidungsfindung in Wahrnehmung der außen­
politischen Zuständigkeit des Bundes stets mit 
dem gebotenen Ernst berücksichtigt. Ich glaube, 
daß auch, vor allem wenn man inhaltliche Erwä­
gungen anstellt, ein Widerspruch zwischen dem 
Vorgehen der Bundesregierung und dem 
Wunsch, der von einigen Landtagen zum Aus­
druck gebracht wurde, nicht konstruiert werden 
kann. 

Zur Frage 6: 

Bekanntlich hat der Herr Bundeskanzler - ich 
habe es schon erwähnt - seinen offiziellen Be­
such in den Vereinigten Staaten, der einen sehr 
wichtigen Schritt in der Gestaltung der freund­
schaftlichen Beziehung zwischen Österreich und 
den Vereinigten Staaten darstellt. noch nicht 
beendet. Er wird in wenigen Stunden mit dem 
Präsidenten der Vereinigten Staaten, mit Präsi­
dent Bush. zu einem ausführlichen politischen 
Gedankenaustausch zusammentreffen. Die jugo­
slawische Frage wird dabei - wie schon bei frü­
heren Gesprächen des Bundeskanzlers in den 
USA und auch bei seinen Kontakten in der So­
wjetunion - ein wichtiges Thema der Erörterung 
sein. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (All­
gemeiner Beifall.) 16.39 

Präsident: Wir gehen nun in die Debatte ein. 

Ich mache darauf aufmerksam. daß in der De­
batte über eine dringliche Anfrage ein Redner 
nicht länger als 20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Mag. Kar! Schlögl. Ich erteile es ihm. (Bundesrat 
Mag. L a k n e r: Zur Geschäftsordnung! - Darf 
ich gleich von hier aus sprechen?) 

Bitte, kommen Sie zum Rednerpult. 

16.40 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­

burg) (zur Geschäftsordnung): Meines Wissens 
hat der Antragsteller einer dringlichen Anfrage 
das Recht, als erster zu reden. Ich bitte, das zu 
berücksichtigen. (Bundesrat S l r u tz e n b e r -
ger: Die Begründung haben ja Sie gebracht.' -
Bundesrat Mag. La k n e r: Wir haben das Recht, 

als Antragsteller als erste zu reden.' - Bundesrat 
S t r u tz e n b erg e r: In der Geschäftsordnung 
nachschauen.' - Weitere Zwischenrufe.) 16 . .JO 

Präsident: Sollte Ihnen die Geschäftsordnung 
recht geben, werden Sie das Wort bekommen. 
(Bllndesral S l r U l zen b erg er: Bitte wn laute 
Bekal1fllgabe, was in der Geschäfcsordrumg steht.' 
Wir fvollen auch wissen. was der Herr Lakner er­
fährt.') Die FPÖ verwirrt nicht nur die Wähler. 
sondern auch uns auf dem Präsidium. Das haben 
wir schon erlebt. (Bundesrat Dr. Sc h am b eck: 
Ich stelle den A n I rag auf Ulllerbrechllng und 
allf Einberufung einer PräsidialsilZlll1g.') Dem An­
trag wird stattgegeben. Die Sitzung ist u n tel' -
b r 0 c he n. (Allgemeiner Beifall.) 

(Die Sitzung ~1/ird um 16 Uhr .f.1 Minuten II n -
terbrochen und um f7Uhr f5Minuten 
wie der a II f gen 0 f11 l1l e Il.) 

Präsident: Ich n e h m e die unterbrochene 
Sitzung wie der auf und teile mit, daß in der 
Geschäftsordnung die Frage des Erstredners in 
der Debatte über eine dringliche Anfrage nicht 
ausdrücklich geregelt ist. Lediglich in Erläuterun­
gen zu den Bestimmungen über die dringliche 
Anfrage wird ausgeführt. daß in eier Regel die De­
batte von einem Bundesrat eröffnet wird. der der 
Fraktion des Antragstellers angehört. 

Einvernehmlich wurde daher festgelegt, daß ei­
nem Wunsch der freiheitlichen Fraktion entspre­
chend einem Bundesrat dieser Fraktion als erstem 
Redner das Wort erteilt werden soll. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Andre­
as Mölzer. Ich erteile es ihm. 

17.16 
Bundesrat Andreas Mölzer (FPÖ, Kärnten): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Hohes Haus! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Es freut mich, 
feststellen zu dürfen, daß ein in offenbar allzu 
langer und allzu großer großkoalitionärer Ein­
mütigkeit mancher parlamentarischer Usancen 
entwöhnter Bundesrat durch die Freiheitlichen 
ein wenig aufgeweckt wird. (Bilndesrat S t r Il t -
zell b erg er: Darüber können Sie nichts sagen.' 
Das ist Ihre erste Rede hier.' - Weitere Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) 

Sie haben uns heute mehrmals der Unfähigkeit, 
staatstragend zu denken, geziehen. - Dem öster­
reichischen Parlamentarismus tun wir aber offen­
bar zumindest hier in der Länderkammer ganz 
gut. (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Übernehmen Sie sich 
nicht! - Zwischenruf der Bundesrätin Dr. 
KarLssoll.) 

Meine Damen und Herren! Man werde ent­
sprechende Konsequenzen zu ziehen wissen, hat­
te der Bundeskanzler in der Sondersitzung des 
Nationalrates am 17. September dieses Jahres er-
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klärt, und zwar für den Fall, daß die Konferenz 
zur Beendigung der Auseinandersetzungen zwi­
schen Serben und Kroaten scheitern werde. Kon­
sequenzen wohl im Sinne der Anerkennung, soll­
te man meinen. 

Nun wissen wir, daß diese Konferenz schon 
längst als gescheitert bezeichnet wurde und im 
Grunde nur mehr als eine einigermaßen jämmer­
liche Fußnote der europäischen Geschichte be­
trachtet werden kann. Der momentane licht­
blick, den auch der Herr Staatssekretär konsta­
tierte, kann meines Erachtens darüber nicht hin­
wegtäuschen. 

Weiters hatte der Bundeskanzler erklärt. man 
müsse - Zitat - die "massive Anwendung mili­
tärischer Gewalt scharf zurückweisen und einen 
Waffenstillstand herbeiführen und auch aufrech­
terhalten". Auch dies hat sich als unmöglich er-

. I wIesen. 

Die serbischen Aggressoren haben gerade in 
den letzten Tagen zu Mitteln gegriffen, von denen 
man glaubte, daß diese im heutigen Europa un­
denkbar wären: Bombenangriffe auf Städte, das 
wahllose Morden von Zivilisten. alten Menschen. 
Frauen und Kindern. Trotz heutiger Meldung 
über eine "Beruhigung der Lage" ist das Blutver­
gießen, wie wir wissen, nicht völlig zum Stillstand 
gebracht worden. 

Während dies wenige hundert Kilometer süd­
lich von Wien geschieht. während ein uns benach­
bartes Volk, mit dem uns noch dazu eine jahrhun­
dertelange, gemeinsame, fruchtbare Geschichte 
verbindet. in Blut und Tränen versinkt, gibt der, 
der am 17. September dieses Jahres noch verspro­
chen hat, im Falle einer neuen Situation entspre­
chende Konsequenzen zu ziehen, nämlich der 
Bundeskanzler der SPÖ-ÖVP-Regierung also, für 
die Schönen und Reichen der Glitzerwelt Holly­
woods eine Party, vielleicht um Partner für die 
Anerkennung Sloweniens und Kroatiens zu fin­
den, ich weiß nicht. (Rufe bei der SPÖ: Das ist 
doch unerhört.') Während die Regierungsspitzen 
der kroatischen Nachbarn in ihrem Amtssitz von 
Raketen unter Beschuß genommen werden ... 
(Bllfldesrätin Dr. Kar l s so n: Der Haider läßt in 
dieser Zeit die Sektkorken knallen.') Dem Wahl­
sieger sei ein Gläschen Sekt herzlich gegönnt. 
(Neuerliche Zwischenrufe bei der SPÖ. - Bun­
desrat Mag. La k 11 e r, zur SPÖ gewandt: Bitte, 
das ist seine Jungfernrede.') 

Während die Regierungsspitzen des kroati­
schen Staates in ihrem Amtssitz mit Raketen un­
ter Beschuß genommen wurden, hat sich der 
österreichische Regierungschef von einigermaßen 
fragwürdigen Größen der Scheinwelt Hollywoods 
attestieren lassen, welch bedeutender Politiker er 
sei. (Rufe bei der SPÖ: U nerhön') 

Der Bundesrat hat Vorrang, hat Kollege Wabl 
in seiner, wie er meinte, von Visionen getragenen 
Abschiedsrede erklärt. - Für den Kanzler ist das 
offenbar nicht so. Jedenfalls, meine Damen und 
Herren, gebe es jetzt Handlungsbedarf für die 
österreich ische Bundesregierung. (Bundesrat 
Mag. L a k 11 e r: Das ist seine Jungfernrede.' -
Bundesrat S t ru I zell b erg er: Dann soll er sich 
danach halten.' - Weiterer Zwischenruf bei der 
ÖVP.) Die großkoalitionäre Eintracht. die uns da 
entgegenschlägt, rührt uns zutiefst. 

Meine Damen und Herren! Jedenfalls gäbe es 
jetzt Handlungsbedarf für die österreichische 
Bundesregierung, für den Regierungschef und 
natürlich auch speziell für die österreichische Au­
ßenpolitik. 

Das Moratorium in bezug auf ein Stillhalten 
der slowenischen und kroatischen Schritte zur 
Unabhängigkeit ist bekanntlich abgelaufen. und 
speziell Slowenien präsentiert sich de facto als 
souveräner Staat. 

Was tut in dieser Situation der österreichische 
Außenminister, dessen Haltung wir in dieser Fra­
ge. wie Sie ja alle wissen. aus freiheitlicher Sicht 
stets gewürdigt haben? - Er spricht davon. daß 
man die slowenischen Reisepässe anerkennen und 
damit de facto ohnedies so etwas wie eine Aner­
kennung Sloweniens vollziehen werde. 

Auch der Bundeskanzler hat laut Pressemel­
dungen in den USA davon gesprochen, daß die 
jüngsten Entwicklungen dazu geführt haben, daß 
die Schritte zur Anerkennung de facto gesetzt 
werden. 

Im Oe-facto-Anerkennen. meine Damen und 
Herren - Sie werden gleich wieder in Protest­
schreie ausbrechen -, ist die von SPÖ und ÖVP 
gebildete Bundesregierung ohnedies groß. De 
facto anerkannt hat man ja auch die altkommuni­
stischen Putschisten, die vor einigen Wochen 
Moskau in Unruhe versetzt haben. (Bundesrar Dr. 
Sc h a f1l be c k: Keine Spur.') 

Wenn schon Anerkennung, meine Damen und 
Herren, warum nur de facto und nicht konse­
quent und auch völkerrechtlich? 

Erlauben Sie mir dennoch, daß ich aus der 
Rede des Außenministers bei der Nationalratssit­
zung vom 17. September dieses Jahres zitiere. Er 
meinte, die Zeit sei reif für die Anerkennung Slo­
weniens und Kroatiens, da - Originalzitat -
eine Anerkennung dem demokratisch zum Aus­
druck gebrachten Willen der Bevölkerung Kroa­
tiens und Sloweniens entspreche. Außerdem, so 
Mock, stelle die Anerkennung den wesentlichen 
Schritt zur stärkeren Internationalisierung der 
Krise dar. Der Konflikt zwischen den Völkern Ju-
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goslawiens könnte nicht mehr als innerstaatliche 
Angelegenheit betrachtet werden. 

Darum geht es aber tatsächlich: Bevor der 
Krieg zwischen Serben und Kroaten zum 
Schlachten, ja zum Völkermord ausartet und da­
mit mitten in Europa im angeblich so aufgeklär­
ten ausgehenden 20. Jahrhundert anachronisti­
sche Brutalitäten geduldet werden, muß der Kon­
flikt durch eine entsprechende Internationalisie­
rung beendet oder eingedämmt werden. 

Wie der Außenminister seinerzeit erklärte, 
würde die Anerkennung durch Österreich die 
Krise zwar noch nicht beenden, sie würde jedoch 
in ein neues Stadium eintreten, in ein Stadium 
nämlich, in welchem man die wild gewordenen 
serbischen Generäle zwingen könnte, von weite­
rer Gewaltanwendung abzusehen. Es sollte uns 
freuen, wenn solche Internationalisierungsbestre­
bungen, wie wir vom Staatssekretär hörten, schon 
im Gange wären. 

Wie Sie wissen, meine Damen und Herren, hat 
sich der Kärntner Landtag am 29. August dieses 
Jahres in einem von allen drei Parteien einge­
brachten und einstimmig beschlossenen Dring­
lichkeitsantrag für die sofortige Anerkennung der 
Unabhängigkeit Sloweniens und Kroatiens ausge­
sprochen. Dabei hieß es - ich zitiere wortwört­
lich -: "Die anhaltenden blutigen Auseinander­
setzungen in Jugoslawien, insbesondere Kroatien. 
erfordern raschest internationale Maßnahmen im 
Sinne der Beschlüsse der KSZE und der Mell­
schenrechtskommission. Aus diesem Grund ist in 
Weiterverfolgung der demokratischen Unabhän­
gigkeitsbestrebungen und des Rechtes der Selbst­
bestimmung des slowenischen und kroatischen 
Volkes die Anerkennung der Unabhängigkeit von 
Slowenien und Kroatien zu fordern." 

Als vom Kärntner Landtag gewählter und in die 
Länderkammer entsandter Bundesrat, meine Da­
men und Herren, fühle ich mich dieser einstim­
mig beschlossenen Resolution des Kärntner 
Landtages natürlich verpflichtet. Ich fordere ~ber 
auch Sie, meine Kärntner Landsleute von OVP 
und SPÖ in diesem Hause auf, die gleiche Ver­
pflichtung ebenfalls zu erkennen und unseren 
Entschließungsalltrag, der dann folgen wird, zu 
unterstützen. (Bundesrat Ing. Roh r: Ich hoffe. 
Herr Kollege. Sie haben die Zeitungen von gestern 
gelesen.') 

Wie Sie feststellen können, meine Damen und 
Herren, ist in der Resolution des Kärntner Land­
tages keine Rede davon, daß Österreich Slowe­
nien und Kroatien nur anerkennen dürfte, wenn 
dies auch andere Staaten tun. Sofortige Anerken­
nung wird gefordert, wie in unserem Antrag, und 
nicb-t, wie i'P- heutigen Entschließungsantra.g von 
SPO und OVP, wo eine Vorreiterrolle Oster­
reichs wieder kleinmütig abgelehnt wird. 

Meine Damen und Herren! Für Sie wird dieser 
Dringlichkeitsantrag heute auch ein Prüfstein da­
für werden, wie sehr Sie sich Ihrem Landtag ver­
pflichtet fühlen. 

Gerade das Land Kärnten hat allen Anlaß dazu, 
das Streben nach Verwirklichung des Selbstbe­
stimmungsrechtes bei benachbarten Völkern zu 
unterstützen. Heute, am 10. Oktober, dem Kärnt­
ner Landesfeiertag, sei es hier im österreichischen 
Bundesrat deutlich gesagt: Kärnten ist vor 71 Jah­
ren, anläßlich der Abstimmung vom 10. Oktober 
des Jahres 1920, einzig und allein durch die Inan­
spruchnahme dieses Selbstbestimmungsrechtes 
ungeteilt geblieben. 

Die dankbare Erinnerung an dieses Ereignis 
und an diesen früheren Triumph dieses Selbstbe­
stimmungsrechtes verpflichtet uns aber, gerade 
bei dem uns durch Geschichte und Kultur ver­
bundenen Nachbarn auch auf die Realisierung 
dieses Selbstbestimmungsrechtes zu drängen. 

Meine Damen und Herren! Das. was in jener 
Strophe der offiziellen Kärntner Landeshymne, 
die an Abwehrkampf und Volksabstimmung erin­
nert, so dramatisch formuliert wird - "wo Man­
nesmut und Frauentreu die Heimat sich erstritt 
aufs neu, wo man mit Blut die Grenze schi'ieb 
und treu in Not und Tod verblieb" -, könnte 
sinngemäß auch für das heutige Kroatien ange­
wandt werden. 

Den heutigen Ehrentag Kärntens, meine Da­
men lind Herren, sollte man aber auch nicht ver­
gehen lassen, ohne hier in diesem Hause ein aktu­
elles Problem anzusprechen, das im südlichsten 
Bundesland Österreichs gegenwärtig für große 
Unruhe sorgt. 

Wie Sie wissen, hat die slowenische Regierung 
Bons für die bisherigen Dinar-Scheine ausgege­
ben, auf denen im Wasserzeichen der Kärntner 
Fürstenstein abgebildet ist. Dieser Fürstenstein ist 
wie der Kärntner Herzogstuhl schlechthin das 
Symbol für die eigenwillige lind eigenartige Ge­
schichte Kärntens. Im Lande selbst, meine Damen 
und Herren, reagiert man daher sehr sensibel, 
wenn dieses Symbol von Laibach für sich bean­
sprucht wird, da man darin eine chauvinistische 
Geste, wenn nicht gar einen großslowenischen 
Anspruch sehen könnte. 

Sie von der linken Reichshälfte lachen viel­
leicht, meine Damen und Herren, man muß dies 
aber ernst nehmen. (Zwischenrufe des Bundesra­
tes Ing. Roh r und der Bundesrätin Dr. Kar l s -
so Tz.) 

Derartiges Denken ist offenbar im Jugoslawien 
der heutigen Zeit gang und gäbe, meine Damen 
und Herren. Wo serbische Gräber sind, ist Ser­
bien, heißt es. Chauvinistische Kräfte gibt es auch 
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in Slowenien, wo man immer wieder hört, Kärn­
ten sei die Wiege des slowenischen Volkes. 

Die Kärntner Landesregierung hat jedenfalls 
die Ausgabe dieser Geldscheine nunmehr ein­
stimmig - auch mit den Stimmen der Sozialisten 
- als unfreundlichen Akt qualifiziert, und Kärn­
tens Freiheitliche wollen nur dann weiter für die 
Anerkennung Sloweniens eintreten, wenn die 
nachbarschaftliche Unterstützung nicht zur Ein­
bahn wird und großslowenische, die Integrität 
Kärntens in Frage stellende Gesten zurückge­
nommen werden. (Bundesrat S t r u tz eil be r -
ger: Was wollen Sie jelzl eigenllich? Wollen Sie 
anerkennen oder flicht?) Meine Damen und Her­
ren! Lassen Sie mich bitte ausreden! 

Kärnten hat humanitär und materiell, aber 
auch politisch demonstrativ gegenüber dem slo­
wenischen Nachbarn mit rascher und umfassen­
der Hilfe nicht gegeizt. Kärnten fordert daher 
rechtens, daß die von uns gewünschte rasche An­
erkennung Sloweniens mit einer klaren Absage 
Laibachs an alle politischen Atavismen, die Ge­
bietsansprüche gegenüber Kärnten auch nur 
erahnen lassen könnten, Hand in Hand gehen 
müßte. 

Man stelle sich vor, meine Damen und Herren, 
Österreich würde etwa Silbertaler mit dem Bild 
des Rathauses des untersteirischen Marburg prä­
gen, um damit irgendwelche historischen Ansprü­
che zu demonstrieren. 

Ich vertraue aber darauf - und mit mir die 
Kärntner Freiheitlichen, meine Damen und Her­
ren -, daß politischer Realitätssinn auch in Lai­
bach über chauvinistische Träumereien obsiegt. 

Gerade als Vertreter Kärntens in der östen'ei­
chischen Länderkammer, jenes Bundeslandes 
also, das in unmittelbarer Nähe zu den dramati­
schen Ereignissen im Süden liegt, fühle ich mich 
sofort verpflichtet, die Bundesregierung an dieser 
Stelle aufzufordern, die rasche Anerkennung Slo­
weniens und Kroatiens zu realisieren. 

Auch wenn Österreich eine Vorreiterrolle ein­
nehmen müßte und sich dadurch heftige Angriffe 
aus Belgrad, aber auch Vorhaltungen sogenannter 
Realpolitiker aus Ost und West zuziehen würde 
oder zuziehen müßte, könnten wir damit inner­
halb der europäischen Völkergemeinschaft ein Si­
gnal setzen, ein Signal, dem andere folgen müß­
ten, ein Signal, das unseren Nachbarn, insbeson­
dere dem geschundenen kroatischen Volk, Mut 
machen könnte, ein Signal, das für die künftige 
gemeinsame Entwicklung in Mitteleuropa, vor al­
lem im Hinblick auf unsere südlichen Nachbarn, 
eben Slowenen und Kroaten, überaus positive 
Auswirkungen haben könnte. 

Denn, meine Damen und Herren, wenn wir in 
dieser kritischen Lage gegenüber diesen uns in ge­
meinsamer Geschichte verbundenen Nachbarn 
versagen, wird dies negative Auswirkungen auf 
die Entwicklung der kommenden Jahrzehnte, 
wenn nicht auf die nächsten Generationen haben. 
Die Chance zur Rückkehr in die gemeinsame mit­
teleuropäische Geschichte und Entwicklung, die 
1918 so abrupt endete, könnte damit vertan wer­
den. 

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, zu be­
denken: Demokratie ist nicht möglich, wo ganze 
Völker oder einzelne Volksteile gegen ihren Wil­
len in einem staatlichen Verband gehalten wer­
den. Das Selbstbestimmungsrecht der Völker 
muß daher anerkannt werden. Jede Nation und 
jeder größere Teil einer Nation muß das Recht 
zuerkannt bekommen, selbst über seine staatliche 
Ordnung zu entscheiden. 

Diese letzten Sätze, meine Damen und Herren, 
stammen, wie die Kollegen der linken Reichshälf­
te in diesem Hause zweifellos wissen, nicht von 
mir, sondern von Otto Bauer. dem austromarxi­
stischen Vordenker der österreichischen Sozialde­
mokratie. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, 
stellen wir folgenden 

Entschließungsal1trag 

der Bllndesräte Mag. Lakner, Mag. Gudenlls he­
treffend die Ilfll'erziigliche Anerkennung der Repll­
hlik Slowenien und der Repllblik Kroatien 

Der Bundesminister für atJswärtige Angelegen­
heiten hm bereits anläßlich seiner Rede bei der 
SondersitzllfZg des Nationalrates am 17. September 
1991 erklärt, daß der Konflikt zwischen den VöL­
kem Jugoslawiens nicht mehr als innerstaatliche 
Angelegenheit qualifiziert werden kann.. Weiters 
erklärte er, daß er sich dafür einsetzen \,t'erde, daß 
die Bundesregierung dem vom Al~ßef1politischell 
Rat ausgesprochenen VorschLag und der Empfeh­
lung, Kroatien und SloH,1enien anzuerkennen, so 
rasch wie möglich durch einen bindenden Be­
schluß entspricht. 

Der Bundesminister für a.,!-swärtige Angelegen­
heiten erklärte weiters, daß Oscerreich im Rahmen 
seiner Möglichkeiten vor allem handeln mllß. um 
dieser Bewährungsprobe gerechl zu werden, aLs 
Partner im neuen Europa und als Nachbar jener 
Mellschen. deren Leiden unsere tiefste Sympathie 
und Anteilnahme gilt. 

Mit Ablauf der Frist vom 7. Oktober 1991 haben 
sich die Republiken Sloweniens und Kroatiens 
vom ehemaligen Vielvölkerstaat Jugoslawien ge­
spalten. Trotz der fortgeführten Gewaltanwendung 
hat es die österreichische Bundesregierung bis zum 
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heutigen Datum verabsäumt. die Repilbliken Slo­
wenien und Kroatien anzuerkennen. 

Die unterfertigten Bundesräte stellen daher den 

Entschließungsantrag 

Die Bundesregierung wird aufgefordert. Cinver­
züglich die Unabhängigkeit und die Souverällität 
der Republiken SloH,'enien {md Kroatien anzuer­
kennen. 

(Beifall bei der FPÖ.) 17.30 

Präsident: Der soeben eingebrachte Entschlie­
ßungsantrag ist genügend unterstützt und steht 
mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich Bundesrat Mag. 
Karl Schlögt. Ich erteile es ihm. 

17.3IJ 

Bundesrat Mag. Karl Schlögl (SPÖ, Nieder­
österreich): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge­
ehrter Herr Mag. Lakner! Ich habe Sie bisher in 
den Sitzungen des Bundesrates nicht nur als einen 
sehr liebenswürdigen Menschen kennengelernt, 
sondern auch als einen Politiker, der sehr aufrich­
tig seine eigenen politischen Ansichten vertritt. 
Ansichten, die man ohne Zweifel nicht in das 
rechte politische Eck stellen kann. 

Trotzdem glaube ich nicht, daß es Ihnen und 
der Freiheitlichen Partei heute um das "Aufwek­
ken" des Bundesrates oder um ein wirkungsvolles 
Eintreten gegen das Blutvergießen in Jugoslawien 
geht, sondern ausschließlich um partei politische 
Interessen der Freiheitlichen Partei. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP. - Bundesrat Mag. La k 11 e r: 
Schade!) 

Herr Bundesrat Lakner! Meiner Ansicht nach 
will sich die Freiheitliche Partei auf Kosten des 
Leidens in Jugoslawien poli~isches }<leingeld her­
ausschlagen. (Beifall bei SPO (md OVP.) 

Wenn wir heute Ihre dringliche Anfrage und 
Ihren Entschließungsantrag debattieren, dann, 
muß ich sagen, müssen wir uns grundsätzlich die 
Situation in Jugoslawien anschauen. Jugoslawien 
war bereits zweimal Bestandteil von Nachkriegs­
ordnungen. Die eine des Königreiches der Ser­
ben, Kroaten und Slowenen, scheiterte kläglich. 
Eine zweite entwickelte sich nach 1945 und nach 
1948 zu einem ganz besonderen Teil der neuen 
europäischen Ordnung. Das neue Jugoslawien 
nach 1945 war kommunistisch, war aber trotzdem 
bedacht auf eine deutliche Distanz zur Sowjet­
union. Es war ein diktatorischer Staat, hatte aber 
trotzdem offene Grenzen. Und Jugoslawien war 
ein blockfreier Staat, aber trotzdem nicht neutral. 

Mit dem Tod von Josip Broz, genannt Tito, be­
gann dieses kunstvolle Gebäude Jugoslawien 
langsam, aber stetig zu verfallen. Die schrittweise 
Befreiung vom Kommunismus führte meiner An­
sicht nach schrittweise zum Erstarken eines un­
glückseligen Nationalismus. 

Der kalte Krieg ist nun zu Ende, aber ob das 
Ende des kalten Krieges zu etwas Besserem oder 
zu etwas Schlechterem führen wird, ist noch of­
fen. Besser wäre für mich ein Frieden durch De­
mokratie, das Schlechtere, meine sehr geehrten 
Damen lind Herren, wäre ein Unfrieden durch 
Nationalismus. Die derzeitige Weichenstellung in 
Jugoslawien gibt keinen Grund zum Optimismus. 
Und ich glaube, auch die nationalistischen Bestre­
bungen in vielen anderen Ländern Europas, vor 
allem in elen ehemaligen Ostblockstaaten, sei es 
nun in der Tschechoslowakei, sei es in der Sowjet­
union selbst, geben zu großen Ängsten Anlaß. 

Demokratie ist für mich daher nicht nur frieelli­
che Herrschaft eier Mehrheit, Demokratie bedeu­
tet nicht nur Selbstbestimmungsrecht, sondern 
Demokratie bedeutet auch Sensibilität für Men­
schenrechte und Beteiligung von Minderheiten an 
der Macht. (Bundesrat Mag. G II den II s: Das ist 
richtig.' ) 

Die Unabhängigkeit Sloweniens und Kroatiens 
wird meiner Ansicht nach bald faktisch Realität 
sein, doch diese Unabhängigkeit ist noch lange 
kein Vorgriff auf eine neue europäische Sicher­
heitsordnung oder noch lange keine Garantie für 
einen Frieden in dem ehemaligen Staatengebilde 
Jugoslawien. 

Wir Österreicher, Bewohner eines neutralen 
Staates, dürfen in diesem Konflikt keine eindeuti­
ge und einseitige Schuldzuordnung treffen, und 
wir dürfen auch keine Schwarzweißbilder entste­
hen lassen: auf der einen Seite vielleicht die an­
geblich demokratischen und freiheitsliebenden 
Slowenen und Kroaten, auf der anderen Seite der 
angebliche blutrünstige serbische Panzerkommu­
nismus oder die angeblich wilden Horden eier kö­
nigstreuen Tschetniks. 

Ich glaube, je einfacher das feind-freund-Bild 
ist, desto falscher ist es oft. Mit einer alleinigen, 
einseitigen Anerkennung Kroatiens u~d Slowe­
niens wird meiner Ansicht nach durch Osterreich 
und von Österreich kein Problem gelöst. Nur 
durch eine friedliche Lösung der Probleme ergibt 
sich eine echte Chance für eine Neuordnung in 
Jugoslawien. Eine Neuordnung des Balkans be­
deutet, daß alle Minderheiten die gleichen Chan­
cen haben, also auch die serbische Minderheit im 
jetzigen Kroatien. 

Die Vorgänge i~ Jugoslawien gehen natürlich 
uns alle an, und Osterreich kann und darf sich 
gerade aufgrund seiner geschichtlichen Rolle 
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nicht aus der politischen Verantwortung stehlen. 
Aber unsere Politik muß eine Politik mit Augen­
maß sein. Die Interessen unseres Staates und das 
legitime Sicherheitsbedürfnis der Österreicherin­
nen und Österreicher, von denen die Freiheitliche 
Partei gerne so oft spricht, sollten dabei oberste 
Priorität haben. Die österreichische Bevölkerung 
möchte sich nicht in diesen militärischen Konflikt 
hineinziehen lassen. 

Würele Österreich die Rolle des Eisbrechers 
übernehmen, wären meiner Meinung nach viel­
fältige Gefahren für unser Land nicht auszu­
schließen. 

Derzeit ist noch niemand in eier internationalen 
Staatengemeinschaft bereit, mit uns gemeinsam 
diesen Schritt der Anerkennung zu vollziehen. 
Österreich würde alleine bleiben, und eine alleini­
ge österreichische Anerkennung würde auch elen 
Kroaten und Slowenen nicht helfen unel zu keiner 
Lösung führen. (ZH/ischenruf des Bundesrates 
Mag. La k n er.) Das sagen die baltischen Staa­
ten. Aber ob das die internationale Gemeinschaft 
ist, die den nötigen Druck schafft, Herr Mag. Lak­
ner, das bezweifle ich. 

Deshalb sollte unsere Politik in dieser Frage 
von folgenden Eckpfeilern getragen werden: 

l. Verurteilung jeder Form von Gestaltanwen­
dung und Verurteilung des Einsatzes von militäri­
schen Mitteln zur Lösung der politischen, sozia­
len und wirtschaftlichen Probleme in J ugosla­
wien. 

2. Eindeutige Verurteilung der Bombardierung 
ziviler Ziele durch das serbische Militär. 

Das einzige akzeptable Mittel zur Lösung der 
anstehenden Probleme kann nur der friedliche 
Dialog sein. Was heute gefragt ist, sind Sensibili­
tät, Augenmaß und politische Vernunft. 

3. Unsere Politik, die österreichische Politik. 
muß sich meiner Ansicht nach verantwortungsbe­
wußt in einem gesamteuropäischen Rahmen be­
wegen. Es geht um die Interessen vieler europäi­
scher Staaten innerhalb und außerhalb der EG. 
Es geht um die Zukunft des KSZE-Prozesses und 
um die Aufrechterhaltung von Sicherheit in Eu­
ropa. Es geht aber auch um die legitimen Sicher­
heitsinteressen der österreichischen Bevölkerung. 
Gerade wir als Nachbarn dürfen uns keine selekti­
ve Betrachtungsweise erlauben, und wir dürfen 
nicht den Fehler machen, undifferenziert die 
Entwicklung in den jugoslawischen Republiken 
zu beobachten. 

Meine Damen und Herren! Deshalb ziehe ich 
drei Schlüsse aus der dringlichen Anfrage der 
Freiheitlichen Partei: 

Erstens: Ich unterstütze mit ganzer Kraft wei­
terhin den Kurs und die Linie der österreichi­
schen Bundesregierung in Sachen Jugoslawien­
Krise. Herr Mag. Lakner wirft dem Herrn Bun­
deskanzler und der Bundesregierung Zaudern 
und Zögern vor. 

Ich weiß nicht, was Sie unter Zaudern und Zö­
gern verstehen, für mich sind Zaudern und Zö­
gern. wenn man von einer Sache überzeugt ist, 
wenn man weiß, was richtig ist, wenn man aber 
nicht den Mut hat. dies zu vollziehen. Das würde 
ich unter Zaudern und Zögern verstehen, und ge­
rade das ist unser Problem. Der österreichische 
Bundeskanzler und die österreichische Bundesre­
gierung sind davon überzeugt, daß Ihre Forde­
rung, die einseitige Anerkennung Kroatiens und 
Sloweniens jetzt zu vollziehen, falsch ist. Und 
deshalb hat die Bundesregierung in dieser Frage 
keine zaudernde Haltung, sondern eine richtige 
Haltung. (Beifall bei SPÖ und Ö 1/ P.) 

Zweitens lehne ich die doppelzüngige Haltung 
eier Freiheitlichen Partei in dieser Frage ab. Gera­
de eier Wienel' Wahlkampf - ich sage das, auch 
wenn ich kein Wiener Mandatar bin - zeigt. daß 
dieser gerade von der Freiheitlichen Partei sehr 
stark ausländerfeindlich geführt wird. Vielleicht 
mangels eigener politischer Leistungen führt die 
Wiener Freiheitliche Partei ausschließlich einen 
Wahlkampf zum Thema "Zuzug von Auslän­
dern". Anlaß dafür ist unter anderem die Aufnah­
me von rund 2 000 kroatischen Flüchtlingskin­
dern an Wiener Schulen. 

Ohne Zweifel stellt dies ein soziales Problem 
dar. aber ... (Bundesrat Mag. La k f1 e r: Die Are 
der Aufllahme, nicht die Aufnahme.') Das sind halt 
Flüchtlingskinder, Herr Mag. Lakner. Es ist im­
mer ein Grundsatz Österreichs gewesen, daß wir 
gerade Flüchtlingen die Chance geben, hier in 
Osterreich einigermaßen friedlich zu leben. 

Es gibt zwei Möglichkeiten, das Problem zu lö­
\en: Zum einen: zu versuchen, eine Integration 
die~er ausländischen Kinder zu erreichen und 
durch harmonische Begleitmaßnahmen, durch 
Begleitlehrer und ähnliches das Problem im In­
teresse aller - ausländischer Kinder und unserer 
eigenen Kinder - zu lösen. Das wird derzeit -
vielleicht nur in Ansätzen - von der Wiener 
Stadtverwaltung und von der Wiener Schulbehör­
de versucht. 

Die zweite Lösung, wie Sie es derzeit machen: 
indem man dieses Thema emotionalisiert, indem 
man dieses Thema anheizt und indem man es so­
weit bringt - wie es derzeit in der Bundesrepu­
blik Deutschland der Fall ist -, daß es in Gewalt 
und Haß umschlägt. - Das werfe ich der Frei­
heitlichen Partei vor. (Bundesrat Mag. L a k n e r: 
Da gibt es aber die Freiheitliche Partei nicht.' -
Bundesrat S t r u tz e n be r ger: Denken Sie an 
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die Flüchtlingsaufnahmen des Herrn Landeshaupt­
mannes Haider in Kärnten.') Das werfe ich der 
Freiheitlichen Partei vor, daß sie dieses Thema 
dazu benutzt. Haß und Mißmut in Österreich zu 
schüren. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Deshalb, meine Herren von der Freiheitlichen 
Partei - es ist leider keine Dame mehr in Ihrer 
Riege -, nehme ich Ihr Engagement zur Aner­
kennung von Kroatien und Slowenien nicht ernst. 
(Bundesrat Mag. La k n e r: Würden Sie uns sonst 
neuer behandeln?) - Nein. Aber ich bin gestählt 
durch die Auseinandersetzungen in meiner eige­
nen politischen Bewegung und habe gelernt, daß 
das politische Messen der Ideen bei Damen und 
Herren gleich sein soll. Deshalb nehme ich Ihr 
Engagement für Kroatien und Slowenien nicht 
ernst. ich glaube, das ist leicht zu durchschauen. 

Für Sie ist es kurzfristig ein Instrument, innen­
politischen Erfolg zu erzielen und möglicherwei­
se einen Keil zwischen die beiden Regierungspar­
teien zu treiben. Das legitime Sicherheitsinteresse 
der österreichischen Bevölkerung und unsere 
anerkannte Stellung als neutraler Staat in der 
Völkergemeinschaft bleiben bei dieser Ihrer Poli­
tik leider auf der Strecke LInd werden den Interes­
sen einer Partei und ihres Führers geopfert. 

Deshalb - Punkt drei meiner Schlußfolgerun­
gen - unterstütze ich den von srö und övr, 
von den Bundesräten Strutzenberger und Dr. 
Schambeck, eingebrachten Entschließungsantrag 
betreffend die Situation in Slowenien LInd Kroa­
tien und möchte diesen hiermit nun offiziell ein­
bringen und verlesen: 

Emschl ießlllzgsanlrag 

der Bundesräte Strutzenberger, Dr. Schambeck 
und Genossen betreffend die Situation Sloweniens 
und Kroatiens 

Mit lief er Erschütterung wut Beslürzlil1g mlljJ 
feslgeslellt werden, daß im südöstlichen Nachbar­
staat die kriegerischen Auseinandersetzllngen fort­
gesetzt werden. Swatspräsidiutn. Bwuiesregicrtlllg 
und BundesparlamelZt sind derzeil flll1ktiolls- be­
ziehungsweise handllllzgsunfähig: die Armee 
sehe im sich der politischen K011lrolle entzogen zu 
haben. Die Angriffe der Armee auf zivile Ziele in 
den dalmatinischen Küstenslädten und auf die 
Hauptstadt Kroatiens haben zuletzt zugenommen. 
Nur Maßnahmen auf illiernationaler Ebene. die 
die friedliche Streirbeilegllflg unterstützen. insbe­
sondere die Resolution 713 des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen. können zur Lösung des 
Konfliktes beitragen. 

Bereits im Juli 1991 hat der Nationalrat mit sei­
ner Entschließung E l.J-NR/XVIII. GP die Bun­
desregierung ersucht, "unter Berücksichtigung der 
internationalen Position Österreichs und bei Prü-

fung des Standpunktes der EG, SloH/enien (md 
Kroatien anzuerkennen, wenn die völkerrechtli­
chen Voraussetzungen hiefiir vorliegen und wenn 
dadurch nicht ein sich allenfalls konstruktiv em­
wickelnder Verhandlwzgsprozeß gestört ~",·ird". 

Die öSlerreichische Bundesregierung hat sich in­
ternationaL für die breite Anerkennllng Slmveniens 
und Kroatiens eingesetzt und mit alleIl ihr zur Ver­
fügung stehenden Milleln die Gel,raltanwendllng 
verurteilt und die Bemühungen der Europäischen 
Gemeinschaft wie auch die Bemühungen im Be­
reich der KSZE unterstützt. In der erwähnten Re­
solution des Sicherheitsrates der Vereillten Natio­
nen wurde der Vorschlag Österreichs. die Ge\i'alc­
anwendung zu verurteilen und einen dringenden 
Appell zur friedlichen Lösung des Konfliktes an 
die Screitparteien zu richten. einstimmig angenom­
men. Weiters wurden mit dieser Resolution ein rer­
billdliches Waffenembargo und eine Berichts­
pflicht des Generalsekretärs der Vereinten Natio­
nen festgelegt. 

In der Parlamentarischen Versammlung des Eu­
roparates wurden über österreich ischen Antrag die 
Mitgliedstaaten des Europarates allfgefordert. eine 
Anerkennung jener Republiken Jugoslawiens in 
Betrachl zu ziehen. die in demokratischer Weise 
ihre Unabhängigkeit erklärt haben. Ferner fand 
ein Antrag auf Suspendierung des jllgoslawischen 
Gaststatlls beim Ellroparat die breite Mehrheit des 
Politischen Ausschusses der Parlal1lemarischen 
Versammlung. 

In ihrer Erklärung vom 8. Oktober 1991 hat die 
Bluzdesregierllng erneut zu den jüngsten Ereignis­
sen in Jllgoslmvien Stellung genommen: 

.. ln der Allffassung, daß dem tragischen und 
sinnlosen Blutvergießen llflverziiglich Einhalt ge­
öotcn weflien muß, appelliert die Bllndesregierung 
cmelll an die Vereinten Nationen. die Europäische 
GClIlcinschaqfl und die Streitparteien. mit allen ih­
nell zu Gebote stehenden politischen Mitteln eine 
Becndigung der Kampfhandlungenlzerbeizufiihren 
IIlld llI11gehend Verhandlungen über eine daller­
lw/tc Lösung des Konfliktes Ulller Achl/llzg der 
Mellschenrechte, der Grundsätze des Selbstbestim­
mungsrechtes. des Minderheitenschutzes llIut des 
Rechtes altf Freiheit und Demokratie zu führen. 

Die Bundesregierung begrüßt deshalb die Eini­
gung der Haager Konferenz der EG-Staacen vom 
.J. Oktober 1991. durch Einbezielzung aller Partei­
en eine politische Lösung zu finden, welche die 
Anerkennung jener Republiken einschließl, die 
dies wünschen. Die Zielsetzung der EG entspricht 
der Charta VOll Paris und H:ird von Österreich voll 
unterstütze. " 

Aus den dargelegten Gründen stellen die unter­
fertigten Bundesräte folgenden 

545. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)88 von 104

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 5.+5. Sitzung - 10. Oktober 1991 25405 

Mag. Karl Schlögl 

Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht: 

1. ihre Bemühungen Zll einer sofortigen Beendi­
gung der Kampf tätigkeit in lugosLmvien weiter 
forczuserzen. um zu einer friedlichen Lösung des 
Konfliktes beizutragen. 

2. die Anerkenl1ung Slm-veniens und Kroatiens 
im Einklang mit anderen Staaten I'orzlllzehmen; 

3. H:eiter all der Erarbeitlllzg politischer Lösun­
gen mitzuwirken. welche die Anerkennung jener 
Republiken einschließt. die dies ~t'üllschefl; 

..J. die vom Bundesmillister für auswärtige Ange­
legenheiten eingeleiteten Bemü!llmgen im Rahmen 
des Sicherheitsrates der Vereintell NationeIl forczll­
setzen wut sich roll für die Vendrklichlmg der Re­
solution 713 des Sicherheitsrates der Vereinten 
NationeIl einzllsetzen; 

5. die Ulllerslülzllng der Ergebnisse der EG­
Friedenskonferenz in Den Haag forrzusetzen; 

6. die Konfliktparccien aufzufordern, die ein­
schlägigen Genfer Abkommen und Regelungen des 
Zllsatzprotokolles ll. welche all.';drücklich die Zi­
rilbel'ölkerung Ililler Schutz stellen. sowie die in­
ternationalen Abkommen zum SchlllZ 1'0/1 Kultur­
gut bei bewaffneten Konflikten einzuhalten; 

7. die humanitären Hilfsaktionen zllgwlsten der 
I'on der Kriegsel1lwicklung betroffenen Bevölke­
rung zllunterstiitzen beziehungsweise fortzusetzen; 

8. im Rahmen der gegebenen MöglichkeiteIl fi­
nanzielle und technische Hilfe für die Wiederher­
slelilmg der von den Auseinandersetzungen betrof­
fellen Wirtschafl zllleisten; 

9. die österreichische Initiative in der Parlamen­
tarischen Versammlung des Europarales zur 
Schaffung einer Europäischen Minderheitell­
SchulZkonvel1lioll voranzwreiben. 

Ich bringe diesen Entschließungsantrag ein und 
bitte Sie, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, nach der heutigen Debatte diesen Entschlie­
ßungsantrag ~.it gan;?er Kraft zu unterstützen. 
(Beifall bei SPO und OVP.) 

Ich möchte aber diese dringliche Anfrage ganz 
kurz in eigener Sache zum Anlaß nehmen und 
mich für meine vierjährige Tätigkeit hier im Bun­
desrat bedanken. Ich nehme heute leider vorläu­
fig das letzte Mal an einer Sitzung des Bundesra­
tes teil, weil ich ab 22. Oktober dem Nationalrat 
angehören werde. 

Ich möchte im Gegensatz zu vielen anderen 
keine politische Wertung über die Arbeit des 

Bundesrates treffen und möchte auch nicht, wie 
es oft üblich ist, Kritik am Bundesrat anbringen. 
Ich möchte nur sagen, daß ich das Krankjammern 
für falsch halte. 

Ich glaube, daß der Bundesrat in den letzten 
lahren sehr viele positive Initiativen gesetzt hat. 
Ich bin überzeugt davon, daß der Bundesrat eine 
sehr wichtige Stellung innerhalb unseres Parla­
mentarismus hat. Die Stärke oder die Schwäche 
des Bundesrates hängt von Ihnen allen ab. 

leder einzelne von uns hat die Möglichkeiten 
im Rahmen unserer Verfassung, stärker oder we­
niger stark seine Ansichten, seine Meinungen zu 
vertreten. Es ist der Bevölkerung völlig egal, ob 
jemand im Bundesrat oder im Nationalrat tätig 
ist. Das Entscheidende ist, ob er bereit ist, die 
Interessen der Bevölkerung zu vertreten und 
Themen, die in der Bevölkerung aktuell sind, 
auch in die Debatten miteinzubringen. 

In diesem Sinne möchte ich sagen, daß ich mich 
im Bundesrat sehr wohl gefühlt habe, daß ich in 
den vier lahren als Bundesrat sehr viele politische 
Erfolge in anderen Bereichen erzielt habe, aber 
diese politischen Erfolge waren eng verbunden 
mit meiner Tätigkeit als Bundesrat. 

Ich habe in diesen vier lahren sehr viel dazuge­
lernt, und ich bin stolz gewesen, dem Bundesrat 
angehört zu haben. (Beifall bei SPÖ wut ÖVP.) 
F.5(} 

Präsident: Der von den Bundesdhen Strutzen­
berger, Dr. Schambeck und Genossen einge­
brachte Entschließungsantrag betreffend die Si­
tuation Sloweniens und Kroatiens ist genügend 
unterstützt und steht in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Herbert Schambeck. Ich erteile es ihm. 

17.5(} 
Bundesrat Dr. Herben Schambeck (ÖVP, Nie­

derösterreich): Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn es eine Fraktion in diesem Haus gibt, die 
über eine lange Tradition ~.ei dringlichen Anfra­
gen verfügt, dann ist es die Osterreichische Volks­
partei. Ich selbst habe die Ehre gehabt. seit elf 
lahren, mit einer Vielzahl von Damen und Her­
ren Bundesräten dringliche Anfragen so häufig zu 
vertreten, daß man - nicht daß ich sagen möch­
te. so wie der Hund auf die Schläge wartet -. 
wenn der Donnerstag gekommen ist. schon bei 
der Anreise im Zug daran gedacht hat oder beim 
Betreten des Hauses gefragt hat: Wird es heute 
lange dauern oder nicht? 

Daher möchte ich den Herren der Freiheitli­
chen Partei versichern, daß wir nicht überrascht 
sind, daß es eine dringliche Anfrage gibt. Im Ge­
genteil: Ich für meine Person als jahrelanger 
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Fraktionsobmann der ÖVP-Bundesräte war er­
staunt, wie lange die Freiheitliche Partei über­
haupt gebraucht hat, bis sie über parlamentari­
sche Möglichkeiten ins klare kam. (Beifall bei 
ÖVP lUut SPÖ.) 

Meine Herren von der Freiheitlichen Partei! Es 
hat ziemlich lange gedauert, allerdings hat mich 
das nicht überrascht, da ich ein halbes Jahr lang 
Frau Dr. Heide Schmidt hier erlebt habe. Diese 
hat noch am Vorabend einer von Vizepräsidenten 
Strutzenberger und mir initiierte Enquete über 
Föderalismus und Parlamentarismus hilflos in 
ganz Wien herumtelefoniert, wer denn die Frei­
heitliche Partei bei dieser Enquete vertreten soll. 
Sie selber. ihres Zeichens Or. jur., war nicht im­
stande, bei dieser Enquete auch nur einen Satz zu 
sprechen. Sie hat auch angekündigt, sie würde 
ständig die Interessen Wiens vertreten, hat aber 
immer ständig die Interessen der Freiheitlichen 
Partei vertreten. 

Alles andere. was es an Möglichkeiten für op­
positionell Denkende gibt, haben Sie, meine sehr 
Verehrten. bisher mit Ausnahme von Verbalakro­
batik noch nicht an den Tag gelegt. 

Ich sage Ihnen - und da brauche ich Ihnen 
keine Nachhilfestunden zu geben -: Opposi­
tionspolitik heißt, Alternativen aufzeigen, und 
zwar in sachlicher Hinsicht. Oppositionspolitik 
heißt aber nicht. daß man in einer Situation. in 
der es aus außenpolitischen Gründen notwendig 
ist, daß tiber die Parteigrenzen hinweg alle zuein­
ander stehen, um anderen zu helfen, aus tagespo­
litischen Umständen hier querulierend eine der­
artige Anfrage einbringt, um dem Ausland gegen­
über eine Zerrissenheit zu zeigen, um nämlich die 
schlechteren Zeiten herbeizuführen. für die man 
sich dann als die bessere Partei glaubt empfehlen 
zu können. (Beifall bei ÖVP und SPÖ. - Bundes­
rat Mag. G Cl d C 11 U s: Herr Professor.' Das sind 
doch Unterstellungen.') Herr Kollege Gudenus, 
Sie können sich nach mir zu Wort melden, ich 
habe Ihren "J ungfernredner" auch nicht unter­
brochen. Sie können sich nach mir zu Wort mel­
den, bis Mitternacht und darüber hinaus. IBllf1-

desrätil1 Dr. Kar Iss 0 n: Nur 20 Minuten.') 

Hohes Haus! Ich möchte Ihnen sagen, daß in 
einer solchen Frage eine Meinungsbildung in ver­
schiedenen Gremien ohne weiteres möglich ist. 
Mit einer dringlichen Anfrage möchte man den 
Eindruck erwecken - es ist Ihnen allerdings 
nicht gelungen -, als wolle man überhaupt ein 
Problembewußtsein erzeugen und jemanden 
wachrufen. Das ist gerade in dieser Frage über­
flüssig gewesen, denn es war unser Außenmini­
ster Dr. Alois Mock, der auf allen Ebenen die 
Notwendigkeit der Schritte für die Republiken 
Jugoslawiens überhaupt erst an den Tag gelegt 
und den anderen Staaten Europas den Weg ge­
wiesen hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit dem Herrn 
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten 
aufrichtig Dank sagen - und in diesen Dank 
auch das Außenministerium, einschließlich des 
Völkerrechtsbüros, einbeziehen, das heute hier 
im Raum auch durch Herrn Botschafter Dr. Türk 
mitvertreten und repräsentiert ist - für die glän­
zenden Stellungnahmen dazu. 

Wissen Sie - das hat mein Vater immer zu mir 
gesagt -, es kommt nicht darauf an, wie es der 
eine meint, sondern wie es der andere aufnimmt. 
Und ich sage Ihnen, es kommt darauf an, wie man 
Ihre Initiativen aufnimmt. Da kann ich nur sagen: 
ein Beweis mehr für die Zerrissenheit der Frei­
heitlichen Partei. Es wird eine dringliche Anfrage 
für die Anerkennung dieser Republiken einge­
bracht, und zur gleichen Zeit spricht sich Ihr 
Bundesparteiobmann und Landeshauptmann­
Stellvertreter von Kärnten gegen die Anerken­
nung aus (Beifall bei ÖVP lind SPÖ), weil es sich 
nämlich in der Zwischenzeit im Zusammenhang 
mit dem Wasserzeichen Fürstenstein zeigt, daß 
manches noch nicht ganz ausgetragen ist. 

Aber obwohl es sich hier um einen Reifungs­
prozeß handelt. hat man österreichischerseits -
Bundesminister Dr. Mock als zuständiger Res­
sortchef im Einvernehmen mit den übrigen Mit­
gliedern der Bundesregierung und auch dem 
Herrn Bundeskanzler Dr. Vranitzky - alle 
Schritte auf internationaler Ebene gesetzt, die 
notwendig sind, um diesen um Selbstbestimmung 
lind Demokratie, um Rechtsstaat· und Freiheit 
ringenden Republiken in europäischer Mitverant­
wortung zur Seite zu stehen. 

Und da möge es heute nicht unerwähnt bleiben, 
und es wäre ein Akt der Loyalität gewesen, der 
Wahrheit zuliebe zu sagen, was diesbezüglich 
österreichischerseits geschehen ist. Etwa: Es war 
Dr. Mock und Österreich mit ihm, der den 
KSZE-Konfliktmechanismus ausgelöst hat. Wir 
waren es. die die Initiative ergriffen haben. Bei 
dieser Gelegenheit ein Wort der Hochachtung ge­
genüber dem Exekutivsekretär, dem langjährigen 
österreichischen Botschafter Dr. Helmuth Lieder­
mann, der seit Jahren Hervorragendes im KSZE­
Rahmen leistet. 

Wir waren es, meine sehr Verehrten, die die 
Initiativen beim Sicherheitsrat ergriffen haben. 
Herr Bundesminister Dr. Mock ist selber erstma­
lig als österreichischer Außenminister im Sicher­
heitsrat drinnen gesessen. Er hat sich hineinge­
setzt, er hat nicht über Diplomaten die Meinung 
deponieren lassen. 

Meine Herren von der Freiheitlichen Partei! 
Ich werde am Montag nachmittag Gelegenheit 
haben, bei der UNO in New York über die neue 
Ordnung Europas mit Perez de Cuellar und auch 
mit den Präsidenten der Generalversammlung 
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und des Sicherheitsrates zu sprechen, und ich ver­
sichere Ihnen, daß ich den Standpunkt, den ich 
hier vertrete, auch dort vertreten werde. Da kön­
nen Sie versichert sein. ich brauche dazu aber von 
euch keine Nachhilfestunden und keine 
Ghostwriter. 

Ich glaube, meine sehr Verehrten, es wäre bes­
ser, ein Miteinander als ein Gegeneinander aufzu­
zeigen. Hier möchte ich die Namen Peter Schie­
der, Andreas Khol und Fritz König nennen, die 
sich sehr initiativ gezeigt haben bei der Parlamen­
tarischen Versammlung des Europarates. das ist 
auch in der Resolution zum Ausdruck gekom­
men. Es wurde aufgefordert, zur Anerkennung 
der Republiken Jugoslawiens alles zu tun in der 
breiten Völkergemeinschaft und aufgrund des 
bisher gesetzten Verhaltens der politischen Nach­
folger der Republik Jugoslawiens die Suspendie­
rung des jugoslawischen Gaststatus beim Europa­
rat vorzunehmen. 

Was an und für sich traurig ist. das möchte ich 
schon sagen. ist: daß wir heute sehen müssen -
neun Jahre vor dem Jahr 2000 -. wie wenige 
nach dem Ende, nach dem Desaster des Kommu­
nismus bereit sind. aus der Geschichte zu lernen, 
nämlich in Jugoslawien. 

Wenn man sieht, wie die Entwicklung in Ost­
deutschland v'or sich gegangen ist, in Polen. in 
Budapest - ich möchte hier den Außenminister 
Horn nennen. der die FHichtlinge aus Ost­
deutschland herausgelassen hat. die großen Lei­
stungen Österreichs, einschließlich die des Bur­
genlandes -, und die Wandlungen, die sich auch 
in anderen volksdemokratischen Staaten ein­
schließlich der Sowjetunion gezeigt haben. dann 
muß man jetzt sehen, daß in Jugoslawien ein Sta­
linismus, der schon in der UdSSR dem Ende zu­
geht, seine Fortsetzung findet. Ich glaube, daß es 
notwendig sein wird, daß jeder. wo er gerade 
steht, in einem Miteinander, auch in Österreich. 
die Öffentlichkeit mobilisiert. daß in einer Breite 
die Völkergemeinschaft auf diese Anerkennung 
von Slowenien und Kroatien zugeht. Weiters darf 
ich auch namens des Präsidenten Strutzenberger. 
in unserer Resolution zum Ausdruck kommend, 
hier betonen, daß, wenn auch weitere Republiken 
Jugoslawiens sich in diese Sphäre der Selbstbe­
stimmung, der Eigenständigkeit, der Demokratie, 
des Rechtsstaats und der Freiheit bewegen, auch 
diese so wie Slowenien und Kroatien ihre entspre­
chende Anerkennung erfahren müssen. 

Nur - und das lassen Sie mich auch hinzufü­
gen -: Unsere europäische Verantwortung, die 
Herr Bundesrat Schlögl angesprochen hat und 
auch der Herr Staatssekretär Dr. Jankowitsch, 
wird sich nicht allein in der bloßen Anerkennung 
erschöpfen können. Es wird notwendig sein, ih­
nen in wirtschaftlicher, sozialer und kultureIler 
Hinsicht zur Seite zu stehen, denn erst dann be-

ginnt eine Geschichte, in der wir unsere Ge­
schichte lehrreich miteinbringen soIlen. Ich glau­
be, dabei könnten wir zeigen, was politische Kul­
tur ausmacht. Diesen Beweis, Herr Kollege 
Schlögl, haben Sie uns gerade erbracht. Und 
wenn diese dringliche Anfrage der Freiheitlichen 
Partei eine gute Seite hat, dann ist es die, daß wir 
Sie noch einmal vor Ihrem Ausscheiden im Bun­
desrat erleben konnten. Ich möchte Ihnen danken 
für dieses Beispiel an Kultur, das Sie uns gegeben 
haben, und möchte Ihnen auch namens der OVP­
Bundesratsfraktion sagen: Auch uns werden Sie 
in diesem Hause fehlen! Wir gratulieren der so­
zialistischen Fraktion und dem Nationalrat. daß 
Sie im Nationalrat zu jenen gehören werden. die 
vom Bundesrat kommend den Beitrag zu einer 
Weiterentwicklung der öffentlichen Meinungsbil­
dung im Nationalrat einbringen. 

Wir sind überzeugt davon. daß Sie nicht verges­
sen werden, woher Sie kommen, und daß sich die­
se Erinnerung auch verbinden wird mit einer wei­
teren guten Zusammenarbeit, denn ganz gleich, 
wo einer sitzt: Wir sind dem österreichischen 
Volk und mit dem österreichischen Volk Europa 
verpflichtet. 

Wir glauben nicht, meine Herren von der Frei­
heitlichen Partei, daß Ihre Initiative zu dieser 
dringlichen Anfrage. die einen monierenden. ei­
nen einmahnenden, einen berufenen Charakter 
hat, einen guten Dienst leistet, lind darf Sie herz­
lich einladen, sich vielleicht doch unserer Ent­
schließung anzuschließen, damit das gemeinsame 
Wollen. das wir - die Österreichische Volkspar­
tei und die Sozialistische Partei - in diesem Re­
solutionsantrag zum Ausdruck bringen, auch in 
der Öffentlichkeit Platz greifen kann. 

Ich gehöre nicht der Sozialistischen Partei an, 
und meine Aufgabe ist es auch nicht, den Herrn 
Bundeskanzler Dr. Vranitzky zu verteidigen, aber 
eines möchte ich Ihnen bei dieser Gelegenheit 
schon sagen: Es ist völlig überflüssig, den Bundes­
kanzler, wenn er in den USA ist, zu kritisieren. 
Ich weiß, daß es eine besonders "gute" Eigen­
schaft der Freiheitlichen Partei ist, Abwesende zu 
kritisieren, denn als ich mit einer Gruppe von 
Mandataren auf einer selbstbezahlten Studienrei­
se durch Südamerika gewesen bin - auf einer 
selbstbezahlten Studienreise! -, war es die Frei­
heitliche Partei, die das in ihrer Zeitung als einzi­
ge "verhonigelt" hat. 

Jetzt greifen ~ie den Bundeskanzler an. der Tag 
und Nacht für Osterreich - genauso wie der Au­
ßenminister - unterwegs ist! Und ich sage Ihnen: 
Für Kroatien und Slowenien und für die jugosla­
wische und die osteuropäische Situation ist es viel 
wichtiger, daß jetzt Herr Bundeskanzler Dr. Vra­
nitzky mit dem amerikanischen Präsidenten 
spricht und mit führenden Leuten i~ New York, 
als daß er dasitzt, um Sie von der FPO zu erleben, 
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meine Damen und Herren! (Heiterkeit und leb­
hafter Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Daher hoffe ich, daß diese Reise des Herrn 
Bundeskanzlers in Amerika einen ebenso guten 
Erfolg hat, wie sie Gelegenheit haben, mit Ihrer 
ersten dringlichen Anfrage hier etwas dazuzuler­
nen, was in diesem Haus auch möglich ist, weil es 
auch eine Bildungsstätte ist. (Neuerliche Heiter­
keit lind Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 18.02 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dipl.-Ing. Dr. Harald Ogris. Ich erteile 
es ihm. 

18.0:! 

Bundesrat Dipl.-Ing. Dr. Harald Ogris (SPÖ, 
Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Staats­
sekretär! Meine Damen und Herren! Es ist in der 
Einleitung vom Hauptredner der Freiheitlichen 
Partei sehr viel von mangelndem Mut und man­
gelnder Entschlossenheit der Bundesregierung, 
speziell des Bundeskanzlers, gesprochen worden, 
weil nach Vorstellung der Freiheitlichen Partei 
diese Bundesregierung Kroatien und Slowenien 
nicht im Alleingang anerkannt hat. 

Ich glaube aber, es ist genau umgekehrt: Es ge­
hört viel mehr Mut und Entschlossenheit dazu, 
das Richtige zu tun, als wenn man in einem blin­
den Übereifer Akte setzt, die das angestrebte Ziel 
unmöglich machen. Ich werde Ihnen sagen, war­
um diese Forderung nach einer Anerkennung im 
Alleingang nicht nützlich, sondern schädlich ist in 
der Zielsetzung, in unserem südlichen Nachbar­
land möglichst bald wieder friedliche Verhältnisse 
herzustellen. 

Es wurde das Wort "Cunctator" gebraucht, und 
diese Anspielung auf den Zweiten Punischen 
Krieg bringt ein Bild mit sich, das ganz deutlich 
zeigt, wie man durch blinden Eifer etwas Falsches 
tun, aber durch staatsmännisches Verhalten jene 
Lösung herbeiführen kann, die man anstrebt. Es 
geht nicht um eine schnelle Anerkennung von 
Kroatien und Slowenien, sondern es geht um eine 
möglichst breite Anerkennung. Und dies ist der 
erste Grund, warum es falsch ist, im Alleingang 
anzuerkennen: Wenn ein Kleinstaat dies im Al­
leingang macht, dann ist die behauptete Sogwir­
kung auf die Großmächte in Europa und außer­
halb Europas nicht gegeben. - Das beste Beispiel 
ist ja das von Ihnen zitierte Verhalten der balti­
schen Staaten. Welcher der großen Staaten hat 
denn dies als ein BeispieL dem nachzueifern ist, 
genommen? 

Es ist viel vernünftiger, in einer stillen Diplo­
matie zu überzeugen, Kenntnisse zu vermitteln 
und eine gewünschte breitere Internationalisie­
rung herbeizuführen. (Vizepräsidem 5 t r u t -
zen b erg e r übernimmt den Vorsitz.) 

Was hat die Bundesregierung gemacht? - Sehr 
viel! Sie hat Initiativen bei der EG gesetzt, bei der 
Parlamentarischen Versammlung, sie hat die Ei­
nigung der Haager Konferenz der EG-Staaten 
unterstützt, sie ist in der KSZE initiativ gewor­
den. Der Höhepunkt dieser Bemühungen war 
zweifellos die durch Österreich mit angeregte Re­
solution 713 des Sicherheitsrates. Ja glauben Sie 
denn wirklich, daß durch einen Alleingang solche 
Wirkungen zu erzielen gewesen wären? 

Der zweite Grund ist der, daß das Kampfge­
schehen durch einen Alleingang eines Kleinstaa­
tes in überhaupt keiner Weise beeinflußt werden 
kann. Der Bürgerkrieg geht weiter. ganz gleich, 
ob wir Kroatien anerkennen oder nicht. Wir wür­
den aber unsere Funktion als ehrlicher Makler 
verlieren, und zwar unsere Funktion als ehrlicher 
Makler nicht nur den Streitparteien gegenüber -
weil uns von Haus aus ja die eine Seite gar nicht 
anerkennen würde, wenn wir die andere unter­
stützen -, sondern auch anderen europäischen 
und außereuropäischen Mächten gegenüber, die 
in diesem Raum Frieden schaffen wollen und es 
nicht brauchen können, daß ein Nachbar sich so 
dezidiert für eine Seite einsetzt. 

Ein dritter Mangel' des Alleinganges wäre ein 
Verlust an Glaubwürdigkeit unserer Außenpoli­
tik schlechthin. Ein Alleingang, der wie ein Ha­
sard wirkt, muß unsere Glaubwürdigkeit zerstö­
ren, unsere Glaubwürdigkeit nicht nur in dieser 
Frage, sondern auch in anderen Fragen. So würde 
weit über den Augenblick und über die Gegen­
wart hinaus eine Wirkung erzielt werden, die sehr 
unerwünscht wäre. 

Der vierte Punkt, warum eine Anerkennung im 
Alleingang zumindest nicht zweckmäßig ist, wäre 
die Unvereinbarkeit mit der selbstgewählten Neu­
tralität. Wenn wir in einem solchen StreitfalL in 
einem Bürgerkrieg, eine Seite anerkennen, dann 
wird man uns wohl nicht mehr als neutral anse­
hen können. 

Es ist fraglich, wieweit dies rechtlich zweckmä­
ßig ist - wir haben immerhin ein Neutralitätsge­
setz -, ob dies nicht überhaupt als Neutralitäts­
gefährdung angesehen werden würde. Aber unab­
hängig von der rechtlichen Frage, die 
wissenschaftlich von Interesse ist, ist Neutralität ja 
eine politische Kategorie. Neutral ist man nicht, 
wenn man ich als neutral erklärt, sondern neutral 
ist man, wenn einen zwei Streitparteien als neu­
tral anerkennen, und das werden sie nicht durch 
ein Wort. Das Ansehen als neutraler Staat kann 
man sich nur durch lange Übung erwerben. 

Ein Beispiel dafür ist die Schweiz. Wir haben ja 
unsere Neutralität nach dem Vorbild der Schweiz 
strukturiert. Wenn wir also so leichtfertig im Al­
leingang und demonstrativ in einem Streitfall 
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Partei ergreifen. werden wir unserer Neutralität 
keinen Dienst erweisen. 

Der fünfte und letzte Punkt, warum ich der 
Meinung bin, daß es eine völlig falsche Politik 
wäre. im Alleingang vorzugehen, ist, daß wir für 
Österreich eine Art Selbstgefährdung erzeugen, 
nämlich möglicherweise ungewollt in einen Kon­
flikt hineingezogen zu werden, der sich derzeit in 
unserem südlichen Nachbarland abspielt. Es gibt 
keinen Grund, so vorzugehen. 

Alleingang kann keinen Nutzen bringen, aber 
unter Umständen einen großen, heute kaum ab­
schätzbaren Schaden. Und deshalb sollte er unter­
bleiben. Und wenn ich schon akzeptiere - was 
mir sehr schwerfällt -, daß diese dringliche An­
frage keine innenpolitische Ausrichtung hat, um 
politisches Kleingeld zu erwerben, dann muß ich 
doch darauf hinweisen. daß es ein großer Fehler 
wäre, so vorzugehen. 

Seien wir froh, daß wir eine Bundesregierung 
haben, in der staatsmännische Überlegungen ein 
größeres Gewicht haben als augenblickliche 
Emotionen! (Beifall bei SPÖ wut ÖVP.) 18.10 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat Lakner hat sich zur Geschäftsordnung 
zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

18.UI 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­
burg) (Zllr Geschäftsordnllng): Herr Präsident! 
Herr Staatssekretär! Hohes Haus! Ich verstehe 
jetzt nicht ganz - Herr Präsident Schambeck hat 
schon gesagt, wir sind Frischlinge oder so etwas in 
dringlichen Anfragen -, aber ich verstehe trotz­
dem nicht, wieso wir den Erstredner haben, und 
jetzt kommt, wenn ich mich recht erinnere. SPÖ, 
ÖVP; ich weiß nicht, wer jetzt wieder kommt. 
Wir haben überhaupt keine Ahnung von der Rei­
henfolge der Redner, und ich bitte da um entspre­
chende Aufklärung. 18.11 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich wer­
de sofort die Aufklärung geben, verehrter Herr 
Bundesrat Lakner. Sie haben eine Änderung der 
Rednerliste gewünscht, wir haben unterbrochen, 
wir haben daraufhin Ihren Redner vorgezogen. 
und nunmehr lautet eben die Rednerliste so -
ich kann nichts dafür als Vorsitzender, daß von 
der Freiheitlichen Partei dazu nur zwei das Wort 
ergreifen; Sie hatten den ersten Redner. dann 
kommen die beiden Fraktionen, und dann kommt 
Ihr Redner -, daher ergibt sich jetzt, daß Ihr 
Redner - und das bitte zur Kenntnis zu nehmen 
- nicht der sechste Redner, sondern der fünfte 
Redner ist. 

Ich erteile damit Herrn BundesratDr. Strimit­
zer das Wort. 

18.12 

Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol): 
Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Erlauben Sie mir, 
meine Herren von der Freiheitlichen Partei, offen 
zu sagen, daß ich den Sinn Ihrer dringlichen An­
~rage - vorausgesetzt, daß sie überhaupt seriösen 
Uberlegungen entspringt - nicht verstehe. Ent­
springt sie dagegen nicht seriösen Überlegungen, 
dann verstehe ich freilich den Sinn. In der diesbe­
züglichen Analyse stimme ich mit dem Herrn 
Kollegen Mag. Schlögl voll überein: ich erspare 
Ihnen meine Analyse. (Bundesrat Mag. L a k Il e r: 
Ich prophezeie. Sie werden bei den nächsten drei 
dringlichen Anfragen dasselbe sagen, (md wenn es 
/loch so ernst ist.') Ich bin ganz sicher, Herr Kolle­
ge Lakner, daß bei den anderen dringlichen An­
fragen sicherlich abgewogen werden wird. inwie­
weit Seriosität hinter diesen Ihren Anfragen 
steckt. 

Jedenfalls, Herr Professor Lakner. meine Her­
ren von eier Freiheitlichen Partei, stellen Sie die 
Fragen eins und zwei ganz offensichtlich wider 
Ihr eigenes besseres Wissen, denn Sie müssen ja 
wissen, meine Herren - wie es jeder Österreicher 
weiß, eier auch nur einigermaßen die außenpoliti­
schen .. Nachrichten der Tageszeitungen liest -, 
daß Osterreich wirklich wie kein anderes Land 
alles Menschenmögliche getan hat, um einerseits 
zu einer raschen Anerkennung Kroatiens und 
Sloweniens durch die Völkerge.:i1einschaft zu ge­
langen und andererseits elas Blutvergießen an der 
Südgrenze Österreichs zu beenden. Und wenn 
~ie, Herr Professor Lakner, hier verlangt haben, 
Osterreich müsse endlich - ich glaube sogar, Sie 
haben dieses Wort verwendet - den Konflikt in­
ternationalisieren, dann muß ich Ihnen doch sa­
gen, lieber Herr Professor Lakner, das ist doch 
schon längst geschehen, das ist durch Österreich 
geschehen, durch den Außenminister geschehen, 
und auch das müßten Sie doch selbstverständlich 
wissen. 

Außenminister Mock hat in einem Interview 
mit dem "Kurier" von gestern, wie Sie wissen, 
eindeutig klargestellt, daß er sich mehrmals für 
die sofortige Anerkennung - und er fügte hinzu: 
auch im Alleingang - stark gemacht hat. Inoffi­
ziell hätten einige Länder, so sagte er, signalisiert, 
sich in einem solchen Fall Österreichs Haltung 
anschließen zu wollen. Aber - und das fügte er 
auch hinzu - die jetzige Regierungslinie: Aner­
kennung ja, aber nicht im Alleingang, ist ein 
Komprorniß, wie er in einer Koalition unver­
meidlich ist. 

Meine Herren von der Freiheitlichen Partei, 
diese Aussage ist doch von jedermann anerken­
nenswert. Anerkennenswert! Sie ist aber auch un­
mißverständlich! 
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Demgegenüber möchte ich aber die Haltu~g 
Ihrer eigenen Partei, meine Herren von der FPO, 
doch mehr als zweideutig - um nicht zu sagen: 
zwielichtig - nennen: Sie haben im Nationalrat 
die sofortige Anerkennung Kroatiens und Slowe­
niens auch im Alleingang verlangt und tun das 
jetzt auch hier wieder, wogegen - und vielleicht 
wissen sie das gar nicht, und daher möchte ich 
diese Wissenslücke schließen - Ihr Vertreter, der 
Vertreter der Freiheitlichen Partei im Rat für 
auswärtige Angeleg~nheiten, noch am 26. August 
einen Alleingang Osterreichs nicht für - ich 
glaube, wörtlich zu zitieren - "wahnsinnig gut" 
gehalten hat, sondern, im Gegenteil, vorgeschla­
gen hat - bitte. ich glaube. wieder wörtliche Cita­
tio -. eine Anerkennung zumindest in Koordina­
tion mit einigen anderen Staaten vorzunehmen. 
um dem Ganzen politisches Gewicht zu geben. 
sonst käme Österreich - wörtliche Citatio - "in 
eine äußerst schwierige Situation". 

Ich zolle Ihrem Vertreter dort, Bundesminister 
a. D. Oe Frischenschlager, ausdrücklich Respekt 
für diese seine Haltung. (Beifall bei Ö VP emd 
SPÖ.) 

Keine Hochachtung, verehrter Herr Professor 
Lakner, kann ich aber dafür aufbringen, daß man 
dann drei Wochen später, wie ich bereits gesagt 
habe, im Nationalrat und jetzt heute hier im Bun­
desrat so tut, als ob die sofortige und alleinige 
Anerkennung durch Österreich der Weisheit letz­
ter Schluß wäre. (Bundesrat Mag. La k ne r: Er 
hat das gesagt im Hinblick auf die Newraliläcsfol­
gen.') Herr Professor Lakner. die Motive. die zu 
dieser Haltung geführt haben, sind in diesem Zu­
sammenhang völlig sekundär und Wurscht! (Bei­
fall bei ÖVP und SPÖ.) 

Feststeht, Herr Professor Lakner, meine Her­
ren von der Freiheitlichen Partei: Österreich und 
sein Außenminister Mock haben wahrhaftig alles 
getan, um auf die De-facto-und-de-jure-Realitä­
ten des zerfallenen beziehungsweise zerfallenden 
Staates Jugoslawiens so rasch wie möglich natio­
nal und international reagieren zu können. 

Mock, dem vor kurzem für seine Verdienste 
um Ost~Mittel-Europa der Orden der Europabe­
wegung "Merite Europeen" verliehen worden ist, 
hat diesen Orden wahrhaftig auch für sein Eintre­
ten um eine friedliche Lösung der Jugoslawien­
krise verdient. 

Herr Professor Schambeck hat bereits darauf 
hingewiesen: Er ist der erste österreichische Au­
ßenminister gewesen, der den Saal des Sicher­
heitsrates der Vereinten Nationen betreten hat, 
zu einer Sitzung betreten hat, die als erstes von 
Österreich verlangt worden ist, um dort die Jugo­
slawienkrise zu erörtern. 

Es ist das - meine Damen und Herren, ich 
wage das ohne Übertreibung zu sagen - eine hi­
storische Sitzung gewesen. Denn Dr. Mock hat 
erkannt, daß die UNO aufgrund der derzeitigen 
rechtlichen und politischen Konstellation in Eu­
ropa die einzige Institution ist, die es in der Hand 
hat, Zwangsmaßnahmen zu setzen, und er hat es 
im Verein mit jenen EG-Staaten, welche die gege­
bene teilweise Ohnmacht Europas wie wir als ei­
nen Mangel empfinden, und zusammen mit den 
USA zuwege gebracht, daß die UNO ein Waffen­
embargo gegen Jugoslawien beschlossen hat. -
Eine Tatsache, meine Herren, die nicht hoch ge­
nug eingeschätzt werden kann, wenn man weiß, 
daß eine solche Maßnahme - hören Sie! - seit 
Bestehen der Vereinten Nationen erst zweimal 
zum Tragen gekommen ist (Beifall bei ÖVP Ulld 
SPÖ), einmal gegen Südafrika und einmal gegen 
den Irak. Die österreichische Außenpolitik hat 
somit dafür gesorgt, daß dieser Fall wahrhaftig 
internationalisiert wurde. Sie hat dafür gesorgt, 
daß er auf dem Tisch des Sicherheitsrates ver­
bleibt. 

Die österreichische Außenpolitik hat dafür ge­
sorgt, daß die KSZE und der Europarat mit die­
sem Fall befaßt worden sind. auch darauf ist ja 
bereits von meinen Vorrednern hingewiesen wor­
den. 

Als Ers3tzmitglied der Parlamentarischen Ver­
sammlung des Europarates möchte ich hier vor 
diesem Hause bestätigen, daß - übrigens gegen 
den Widerstand einer Reihe sozialistischer Kolle­
gen aus verschiedenen Staaten Europas - der 
von Nationalratsabgeordneten Dr. König in 
Straßburg eingebrachte Antrag, demzufolge die 
Versammlung an die Mitgliedstaaten appelliert, 
"die Anerkennung der jugoslawischen Republi­
ken in Erwägung zu ziehen. welche ihre U nab­
hängigkeit erklärt haben", auch vom österreich i­
schen Führer der sozialistischen Fraktion des Eu­
roparates mitgetragen worden ist. (Bundesrat 
Fa r I hof er: Die Freiheitlichen haben einen 
Führer, die Sozialdemokraten einen Vorsitzenden.' 
- Heiterkeic.) Okay. Herr Kollege Farthofer. 

Jedenfalls: Dieser Appell des Europarates ent­
spricht genau dem letzten Absatz der Erklärung 
der Bundesregierung vom 6. Oktober 1991, in 
der es heißt: 

"Die Bundesregierung begrüßt die Einigung 
der Haager Konferenz der EG-Staaten vom 
4. Oktober 1991, durch Einbeziehung aller Par­
teien eine politische Lösung zu finden, welche die 
Anerkennung jener Republiken einschließt, die 
dies wünschen. Diese Zielsetzung der EG ent­
spricht der Charta von Paris und wird von Öster­
reich voll unterstützt." 

Lassen Sie mich abschließend, meine Damen 
und Herren, etwas klar aussprechen. wovon ich 
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auch persönlich zutiefst überzeugt bin: Daß wir 
einerseits auf dem Wege zur De-jure-Anerken­
nung durch die Staatengemeinschaft schon so vie­
le Schritte haben setzen und so viele Hindernisse 
schon aus dem Wege haben räumen können und 
daß die im besagtem Mock-Interview erwähnte 
Oe-facta-Anerkennung sowohl seitens Öster­
reichs als auch seitens der EG schon greifbar ge­
worden ist, bleibt ein historisches Verdienst der 
österreichischen Außenpolitik und seines Außen­
ministers. 

Meine Damen und Herren! Ganz zum Schluß 
darf ich festhalten, daß mir der Entschließungs­
antrag der Bundesräte Strutzenberger und Dr. 
Schambeck in jeder Beziehung sachgerecht er­
scheint. Die übrigen Fragen Ihrer dringlichen An­
frage - über 1 und 2 hinaus -, die Sie gestellt 
haben, haben Sie, meine Herren von der Freiheit­
lichen Partei, vom Vertreter des Herrn Bundes­
kanzlers gebührend beantwortet bekommen. -
Danke sehr. (Beifall bei ÖVP wut SPÖ.) 18.:!3 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Gudenus. Ich erteile 
ihm das Wort. 

!c'C3 
Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine Da­
men lind Herren! Mein Vorredner hat sehr ver­
nünftig viele Punkte aufgegriffen und gefragt, ob 
wir es eigentlich ernst meinen oder nur Polemik 
betreiben wollen. - Ich glaube, jeder, der hier 
sitzt lind Politik macht, in jedem Gremium, ver­
sucht das eine oder andere Mal, das zu machen, 
was Sie meinen, versucht vielleicht, für die eigene 
Tasche Wechselgeld herauszuholen. (BllIutesrärin 
Dr. KarIsson: Genl1u das machen Sie.') 

Nun ist aber der Vorgang, der sich derzeit in 
Jugoslawien abspielt, etwas zu blutig, um damit 
innenpolitisch Wechselgeld herausholen zu kön­
nen. (Z~vischenYllfe bei der Ö VP.) 

Wir bedauern das auch, aber mit dem Bedauern 
ist es ja dort unten nicht getan! Von den guten 
Worten des Zuspruchs haben e1ie Völker Jugosla­
wiens schön langsam die Nase voll. Sie wollen Hil­
fe. Wir können ja nur einschreiten, und die Völ­
kergemeinschaft in New York auch, wenn sie als 
einzelne Völker anerkannt sind. Wie will man 
denn in die innerstaatlichen Angelegenheiten Ju­
goslawiens, welches ja de jure und völkerrechtlich 
existiert, eingreifen? Wenn man ein Waffenem­
bargo gegen Jugoslawien beschließt, nützt es ja 
nur den Serben und dem Zentralstaat, es schädigt 
die Kroaten und die Slowenen, denn diese haben 
die Waffen ja sowieso nicht. Es ist also eine ein­
seitige Stellungnahme zugunsten des Zentralstaa­
tes, vertreten durch Serbien. Das ist das, was wir 
nicht wollen. (Bundesrat Jürgen We iss: Sind Sie 
für Waffenlieferllngen?) So ist es! Die Serben ha-

ben die Waffen, die sind ja nicht abhängig davon, 
die Slowenen und die Kroaten haben aber nichts. 
(Bllndesrat D r 0 c h te r: Jetzt haben Sie Ihre Mas­
ke fallen lassen.') Wie meinen Sie, bitte? - Wenn 
Sie einen Zwischenruf machen, dann so, daß ich 
ihn verstehe, dann kann ich antworten. (Bundes­
rat D r 0 c h ( e r: Dann waschen Sie sich die Oh­
ren.') Das ist eine blöde Antwort. Ich würde auch 
meinen, das wäre eines Ordnungsrufs würdig, 
Herr Vorsitzender. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich wür­
de Ihnen raten, sich zu entschuldigen, sonst ertei­
le ich Ihnen einen Ordnungsruf! (Bundesrat Mag. 
G Li d e fl U s: Also. Sie entschuldigen sich bei mir. 
ich akzeptiere dies . ... ') Nein, Sie entschuldigen 
sich! (Bundesrat Mag. G II d eil U s: Warum?) 
Weil Sie von blöden Einwendungen gesprochen 
haben! (Bundesrat Mag. G II den Cl s: Er hat ge­
sagt, ich soll mir die Ohren waschen!) Das ist kein 
Zwischenruf! 

Darf ich Sie jetzt höflich ersuchen, bevor ich 
zum Ordnungsruf für elen Ausdruck "blöde Ant­
wort" greife, daß Sie sich entschuldigen. Wenn 
Sie sich entschuldigen, sehe ich vom Ordnungsruf 
ab. (Bundesrat Mag. G II d e II Cl s: Ich efllschuldige 
mich erst. wenn er sich für den Z~t'isclzenruf eill­
se/wldigt. ich solle mir die Ohren wasch eil.' ) 

Herr Bundesrat! Ich erteile Ihnen wegen des 
Ausdrucks "blöde Antwort", der als Beleidigung 
auszulegen ist, einen 0 r d nun g sr u f. 

Bitte, setzen Sie fort! (Beifall bei SPÖ emd 
ÖVP.) 

Bundesrat Mag. John Gudenus (fonsetzend): 
Ich akzeptiere den Ordnungsruf (Zwischenrufe 
bei Ö VP und SPÖ). ich will nur sehen, welchen 
Stellenwert er hat. Unlängst mußte ich mich ent­
schuldigen beim Kollegen Konecny, weil er einen 
Zwischenruf gemacht hat, der eigentlich lächer­
lich war, gegen den ich mich gewehrt habe. Ich 
habe mich damals entschuldigt, und jeder hat ge­
sagt, eigentlich ist das kein Anlaß für eine Ent­
schuldigung. Also so geht es ja doch nicht, bitte, 
ja?! 

Erst war es zu früh, dann war es zu spät, hat 
Dr. Busek gesagt. Dr. Busek meint, es ist zu spät 
zur Anerkennung. Warum ist es plötzlich zu 
spät? Hier sprechen wir dauernd davon, es ist zu 
früh. Ich sehe mich da bald nicht mehr heraus. 

Aber vor der Moral kommt das Fressen, 
kommt mir vor. Wir sind nicht bereit, unseren 
moralischen Stellenwert in der Weltgemeinschaft 
einzubringen, um diesen armen, geknechteten 
Völkern Jugoslawiens zu helfen. Werfen wir un­
ser Herz über die Hürden, und anerkennen wir 
Kroatien und Slowenien. Dann wird das eintre­
ten, was Dr. Mock am 2. Oktober ... (Bundesrat 

545. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 95 von 104

www.parlament.gv.at



25412 Bundesrat - 545. Sitzung - lO. Oktober 1991 

Mag. John Gudenus 

Dr. 0 g r i s: Damit helfen wir ihnen niche.' Damit 
schaden ~1;'ir ihnen.') 

Am 2. Oktober hat Dr. Mock - Interview in 
der "Presse", liest nicht jeder, macht nichts - ge­
sagt: Wenn nur einer anerkennt, dann gibt es x 
Staaten. die dem nachlaufen. (Bundesrat Dr. 
o g r i s: Zwei haben es bereits getan und niemand 
läuft nach!) Die baltischen Staaten wurden ja von 
Ihnen selbst als nicht sehr voll genommen. nicht 
wahr? Aber Österreich ist ein Staat. der eine Kon­
tinuität aufweist. der durchaus voll genommen 
wird. (Bundesrat Dr. 0 g I' i s: Wir werden llnsere 
Kontinuüät verlieren. wenll wir das lim.') Ich glau­
be: sicherlich nicht. (Bundesrat Dr. 0 g I' i s: 
Großmächte müssen das lill1, nicht Kleinstaaten.') 

Wir haben uns ja auch sehr leicht getan beim 
Anerkennen von Bangladesh, wir haben Bangla­
desh zu einem Zeitpunkt anerkannt, als es als 
Staat nicht einmal existent war. Wir haben elie 
PLO anerkannt, die nicht einmal ein gesichertes 
Territorium hat. Wir haben Inseln im Pazifik 
anerkannt, die man hier nicht einmal eiern Namen 
nach kennt (Bu.ndesrat Dr. 0 g r i s: Aber nicht im 
Alleingang.'). aber wir anerkennen unsere Nach­
barstaaten nicht, elie um ihre nationale Souveräni­
tät ringen. 

Der Vergleich mit der Sowjetunion. mit Polen. 
mit Ungarn und mit der Tschechoslowakei ist ja 
schön und gut, aber keiner dieser Staaten - au­
ßer der Sowjetunion - ist ein Vielvölkerstaat. 
und die Sowjetunion hat sich mehr oder minder 
friedlich aufgelöst. Warum gönnen wir den Jugo­
slawen nicht, daß sie sich auflösen? (Bundesrat 
Dr. 0 g r i s: Wir gönnen es ihnen ja!) Warum 
muß es dort Mord und Totschlag auf Generatio­
nen hinaus geben. nur weil wir nicht anerkennen. 
die Anerkennung nicht vollziehen können. (Bu/!­
desrat Dr. 0 g I' i s: Sie bringen alles durcheinan­
der.') Warum gönnen wir Ihnen nicht Hilfsliefe­
rungen aus Österreich und aus anderen Staaten? 
(Bundesrat Dr. 0 g r i s: Wir sind keine Groß­
mac/tl mehr.' Wir lvaren das vor 100 Jahren.') Aber 
wir können ihnen helfen, wenn wir sie anerkannt 
haben. wir können offizielle Handelsbeziehungen 
aufnehmen. (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Nicht durch 
eine Anerkennung im Alleingang.' Sie silld den Be­
weis SChllidig geblieben. daß ihnen das hilft.') 

Welchen Beweis soll ich denn führen? Ich kann 
doch den Beweis hier nicht vom Rednerpult aus 
führen. Anerkennen müssen wir diese armen Völ­
ker, denn dafür sind wir ja eingetreten: Wir treten 
für das Selbstbestimmungsrecht der Völker ein -
wie edel von uns, aber wenn es darauf ankommt, 
machen wir es nicht, weil wir Angst haben, daß 
uns andere Völker ein paar Wochen lang schräg 
anschauen. 

Tatsächlich hat ja schon längst die Sozialdemo­
kratische Partei im Europaparlament deponiert, 

die Anerkennung Sloweniens und Kroatiens ist 
sofort durchzuführen und unabweisbar gewor­
den. Sie müssen es also sofort machen. 

Der Sozialdemokrat Wettig im Europaparla­
ment verlangt sogar, daß die Europäische Ge­
meinschaft und ihre Mitgliedsstaaten diesen 
Schritt sofort vollziehen müssen, damit den bei­
den bedrängten Ländern endlich wirksam gehol­
fen werden könne. (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Die 
Eu.ropäische Gemeinschaft ist aber kein Klein­
sTaar.') Dies sagte der Sozialdemokrat Wettig -
und wir zieren uns hier! Ich verstehe wirklich 
nicht. bleibt denn unser Anstand auf der Strecke? 
Für jeden anderen Staat. Tausende von Kilome­
tern weg von uns, werfen wir uns sozusagen auf 
die Schienen und sind für die Anerkennung -
auch wir sind dafür -, aber wenn es einmal ein 
Nachbar ist. dann (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Wir 
nicht.' Haben die Freiheitlichen Angst?) haben wir 
Angst vor der eigenen Courage. 

Sie tun es ja nicht, wir sind ja dafür. Folgen Sie 
uns, folgen Sie uns! Stellen Sie doch nicht die Mo­
ral im Vorzimmer ab! (Bundesrat Dr. 0 g r i s: Es 
ist falsch (md fiihrt nicht zum Ziel.') Moral ist nie 
falsch! Wie kann Moral falsch sein? (Bundesrat 
Dr. 0 g r i s: Wenn es das Ziel flicht erreicht. ist es 
komraproduktil'! ) 

Gesetzt den Fall, wir erreichen das Ziel nicht -
was ist die Konsequenz'? - Es wird weiter gemor­
det, und wir haben das gleiche Ziel nicht erreicht, 
indem wir nicht anerkannt haben. Aber so sind 
wir vor uns sauber geblieben, vor unseren Bür­
gern in den Ländern, die schon beschlossen ha­
ben, daß anerkannt werden soll. Vor uns hier, wo 
der Landeshauptmann von Wien selbst gesagt hat, 
er will es anerkannt haben. Bleiben wir uns selber 
ehrlich! Machen wir uns doch nicht vor, daß eine 
Nichtanerkennung das Blutvergießen dort ver­
hindert! 

Wenn Sie mir beweisen, daß die Nichtanerken­
nung das Blutvergießen verhindert, dann ziehe 
ich sofort zurück. - Aber da Sie mir das nicht 
beweisen können, müssen Sie mir doch den Um­
kehrschluß erlauben, daß mit der Anerkennung 
etwas besser werden kann. (Beifall bei der FPÖ.) 
18.31 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Meine 
Damen und Herren! Ich möchte die Herren Bun­
desräte ersuchen, in der Ausdrucksweise in Zu­
kunft etwas vorsichtiger zu sein. Ich nehme den 
Ausspruch des Herrn Bundesrates Drochter -
waschen Sie sich die Ohren! - zum Anlaß, Sie zu 
ersuchen, derartige Äußerungen zu unterlassen. 
Er ist zwar nichts Beleidigendes, aber vielleicht 
doch nicht ganz angebracht. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Lakner. 
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18.31 .. 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPO, Salz­

burg) (zur Geschäftsordnung): Ich ersuche, auch 
dem Kollegen Drochter einen Ordnungsruf zu er­
teilen, weil ich das sehr wohl als beleidigend er­
achte. wenn man jemandem das Ohrenwaschen 
sc hafft. '8.32 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir wer­
den in der Präsidiale darüber zu beraten haben. 
Der Ordnungsruf ist auch in der nächsten Sitzung 
möglich, wenn Sie damit einverstanden sind. 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Staatssekretär Dr. lankowitsch. Ich erteile es ihm. 

/8.32 
Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Peter 

Jankowitsch: Danke vielmals, Herr Präsident! 

Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Ich möchte 
nur mit einigen Worten vielleicht dazu beitragen. 
Begriffe zu klären. Ich kenne die Absicht aller 
Fraktionen dieses Hohen Hauses. eine möglichst 
effektive, eine möglichst rasche und eine mög­
lichst wirkungsvolle Hilfe zu leisten im Rahmen 
des Prozesses - und das möchte ich schon hier 
unterstreichen! - der Neugestaltung des gesam­
ten südslawischen Raumes. 

Lassen Sie mich aber doch zuerst mit aller Ent­
schiedenheit den Vorwurf der Inkonsequenz, der 
Untätigkeit oder des Säumnisses der Bundesregie­
rung zurückweisen. 

Wenn Sie, Herr Bundesrat Mölzer, sagen, der 
Bundeskanzler habe am 17. September Konse­
quenzen angekündigt, so weise ich darauf hin. 
daß schon zwei Tage später, nämlich am 19. Sep­
tember, Österreich zusammen mit Kanada, zu­
sammen mit Ungarn, den Sicherheitsrat der Ver­
einten Nationen mobilisiert hat, und daß kurz 
darauf eine Sitzung des Sicherheitsrates stattge­
funden hat - über die näheren Umstände wurde 
hier gesprochen -, und daß ja damit die erste 
und wichtigste Konsequenz in einer bewaffneten 
Auseinandersetzung gezogen wurde. nämlich ein 
Waffenembargo der Vereinten Nationen. dessen 
Wirksamkeit freilich wie alle Waffenembargos, 
wie alle wirtschaftlichen Maßnahmen, nicht im 
ersten Augenblick zur Geltung kommen konnte. 

Aber die Konsequenzen wurden gezogen, und 
man kann auch mit aller Bestimmtheit sagen, daß 
in keiner Stunde seit diesen Ereignissen die Bun­
desregierung - ihre Mitglieder, auch der Bundes­
kanzler, der Außenminister und alle anderen, die 
damit befaßt sind - untätig geblieben ist, um das 
Netz der Ablehnungen, das Netz von Sanktionen 
im Hinblick auf die Rechtsbrechung, mit Bomben 
auf friedliche Menschen vorzugehen, enger zu 
ziehen. Daher kann hier von Versäumnissen, von 
Zuschauen oder von moralischer Schuld keine 

Rede sein. - Man muß das mit aller Konsequenz 
zurückweisen! 

Ich möchte dieser Begriffsverwirrung entge­
gentreten, die sich manchmal mit dem Begriff 
"Anerkennung" verbindet. Die völkerrechtliche 
Anerkennung, meine Damen und Herren, ist ein 
Akt, ein souveräner Akt, der jedem Staat zusteht, 
der aber gegenüber dem Anerkannten die Pflich­
ten und die Rechte. die internationale Solidarität 
und vieles andere gebieten, nicht begründen. Es 
ist das ein reiner Akt des Völkerrechts, der dazu 
beitragen kann, aber nicht muß, ein neues Völ­
kerrechtssubjekt entstehen zu lassen. Und was 
passiert, wenn nur ein Staat einen anderen aner­
kennt? - Leider nichts! 

Wir kennen solche Fälle. Es gibt in Zypern die 
von der türkischen Besatzungsarmee geschaffene 
nordzypriotische Republik. Sie hat die Anerken­
nung eines Staates, nämlich der Türkei, das hat 
den internationalen Status aber nicht geändert. 
Deswegen wollen wir ja und deswegen versycht ja 
die Bundesregierung die internationale Offent­
lichkeit, vor allen Dingen die westliche. zu mobi­
lisieren. um eine breite Front für eine Anerken­
nung der jugoslawischen Republiken zu errei­
chen, die ihren demokratischen Willen zum Aus­
druck gegeben haben. Erst dann hat es Sinn. 

Man soll hier die Geschlossenheit mit der auch 
die Europäischen Gemeinschaften heute an diese 
Frage herangehen, nicht unterschätzen. Und da­
her lassen sich die Fragen: Wie kann dem Blut­
vergießen begegnet werden?, wie kann man Akte 
der Solidarität setzen?, wie kann man die wirt­
schaftlichen Beziehungen, um die es im wesentli­
chen geht, aufrechterhalten, verstärken?, weitge­
hend auch im Vorfeld einer völkerrechtlichen 
Anerkennung lösen. 

Dazu gibt es eine ganze Reihe konkludenter 
Handlungen der Bundesregierung, der einzelnen 
Ressorts, die dafür gesorgt haben, daß die Wirt­
,-;chaftsbeziehungen mit Slowenien und Kroatien 
- soweit das in einem Kriegszustand überhaupt 
möglich ist - nicht unterbrochen werden und 
cbß'- vor allen Dingen die Menschen, die dort le­
ben, nicht zu Schaden kommen. Das soll auch an­
deren Republiken, die sich nicht in Akte der Ag­
gression verrannt haben, zugute kommen, aber in 
erster Linie natürlich Slowenien und Kroatien. 

Das, meine Damen und Herren, wollte ich noch 
zu dieser Debatte sagen. - Ich danke Ih~~n für 
Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei SPO und 
ÖVP.) 18.37 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke. 

Nächster Redner ist Herr Bundesrat Liechten­
stein. - Er ist jetzt nicht hier, ich setze ihn an 
den Schluß der Rednerliste. 
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Ich erteile Frau Bundesrätin Karlsson als näch­
ster Rednerin das Wort. 

18.37 
Bundesrätin Dr. lrmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien): Hohes Haus! Ich kann ganz kurz spre­
chen, weil vieles schon gesagt wurde. 

Ich wollte nur ausführen, und zwar belegt 
durch den "FPÖ-Pressedienst", welchen Stellen­
wert dieser Entschließungsantrag und diese 
dringliche Anfrage haben, nämlich den Stellen­
wert, daß es der FPÖ dabei nur um politisches 
Kleingeld geht. Ich bin wirklich enttäuscht und 
erschüttert darüber, daß hier derartig von seiten 
einer Fraktion agiert wird, sind doch manche ih­
rer Vertreter durchaus vernünftig und demokra­
tisch und gute Kollegen. 

Aber hier wird angeheizt, einmal hütt, einmal 
hott. Gestern um 11 Uhr 10 Minuten wurde vom 
"FPÖ-Pressedienst" ausgesandt, daß für Landes­
hauptmann-Stellvertreter Haider eine Anerken­
nung Sloweniens als souveräner Staat nicht in 
Frage komme. Heute werden eine dringliche An­
frage und ein Entschließungsantrag hier einge­
bracht, in dem sofortige Anerkennung gefordert 
wird. 

Hätten wir anerkannt, hätten wir jetzt wieder 
nicht anerkennen sollen. Was soll hier gesche­
hen? Und das in einer Situation, die so diffizil, die 
so sensibel ist, sodaß eine Aufschaukelung unter 
allen Umständen vermieden werden muß. 

Da wird auf dem Rücken von Leuten, die täg­
lich kriegerischen Auseinandersetzungen ausge­
setzt sind, tagespolitisches Kleingeld gemach~: 
Und das muß abgelehnt werden! (Beifall bei SPO 
und ÖVP.) 

Das hat leider schon ein bißchen Tradition ge­
habt. Ich möchte darauf verweisen, daß die letzte 
Übereinkunft zwischen allen Streitparteien, die 
gehalten hat, das Abkommen von Brioni war. und 
dieses Abkommen von Brioni hat eindeutig aus­
gemacht, weitere Unabhä.!1gigkeitsschritte zu un­
terlassen. Und was ist in Osterreich geschehen -
gerade seitens Ihrer Partei? - Jeder ist hinausge­
gangen und hat gesagt: anerkennen, anerkennen, 
anerkennen! Ich frage mich. was hätten wir in 
Österreich in einer ähnlichen Situation gesagt, 
wenn wir uns in einer schwierigen Frage auf et­
was geeinigt haben, und dann aus dem Ausland 
andauernd irgendwelche Stellungnahmen kom­
men. (Zwischenruf des Bundesrates Mölzer.) 
Nein, nicht in dieser Zeit! 

Landeshauptmann-Stellvertreter Haider - und 
dort wird es für mich nämlich wirklich sehr be­
denklich - hat noch vorige Woche in der Zei­
tung gesagt, daß Kärnten keinerlei Flüchtlinge 
aus Kroatien mehr aufnehmen will und daß sich 
der Innenminister um diese kümmern soll. Das ist 

Ihre "humane" Art, das ist Ihre "humanitäre" 
Einstellung! (Beifall bei SPÖ wut ÖVP. - Bun­
desrat Mag. G Il den u s: Hällen Sie den Haider 
nicht. hälten Sie kein Argument.') 

Und noch etwas: Sie glauben, daß Anerken­
nung - und das ist ja auch wieder typisch - als 
Symbol genügt - und sonst nichts geschehen 
muß. (Bundesrat Mag. G II d e flll s: Der ist sehr 
gut, der Haider.' ) 

Ich habe in keiner Weise, weder in den Begrün­
dungen noch in dem Entschließungsantrag - im 
Gegensatz zum Entschließungsantrag von ÖVP 
und SPÖ -, gelesen oder von Ihnen gehört, daß 
neben der Anerkennung wichtige stille diplomati­
sche Schritte notwendig sind, daß der Aufbau 
wirtschaftlicher Beziehungen notwendig ist, daß 
es notwendig ist, über die ganze Kreditsituation 
neu zu verhandeln, und so weiter, und so fort. 

Das alle sind keine Dinge, mit denen man in die 
Zeitung gehen und sagen kann: ,,Ich war's, ich 
war's. Ich bin der, der schon so lange ... " Das 
geht nicht. sondern in dieser Frage muß hart ge­
arbeitet. muß still gearbeitet werden. Es müssen 
die kleinen Schritte täglich errungen werden, und 
es muß ebenfalls mit anderen Ländern verhandelt 
werden. 

Mangel an Sensibilität in dieser diffizilen Situa­
tion muß man Ihnen vorwerfen. 

Man muß ihn auch anderen vorwerfen. Ich 
meine, wenn am 8. Oktober in der "Presse" ein 
großes Interview kommt mit Dr. Habsburg, in 
dem er sagt: "Die Kroaten sind unsere Landsleu­
te, und in Serbien beginnt der Balkan", dann ist 
das ja auch eine Aussage, bei der man sich fragen 
muß: Was will dieser Mensch damit? (Bwzdesral 
Mag. G II den Cl s: Also Sie haben es gegen Haider 
lind Habsburg.' Haha.') 

Ich kann diese Witzeleien in so einer ernsten 
Fr;tge von Ihnen wirklich nicht verstehen, aber 
vielleicht können Sie nicht anders. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 

Soll weiter ein Feindbild aufgebaut werden, 
oder sollen wir nicht eher jenen unsere Aufmerk­
samkeit zuwenden, die sich in Serbien bemühen, 
zu friedlichen Lösungen zu kommen? (Bundesrat 
Mag. G II den II 5: Die ein Drittel von Kroatien ge­
nommell haben,!) 

Ich denke in diesem Zusammenhang an jene 
Mütter, die versucht haben, ihre Söhne aus der 
Armee zu holen, ich denke dabei an jene jungen 
Männer, die sagen: "Ich will nicht, ich höre auf zu 
kämpfen!" Es tut mir leid, daß auch hier der Wi­
derstand sehr groß ist, das anzuerkennen, weil 
man ja genau die Auswirkungen auf Österreich 
und die Bestimmungen bezüglich Bundesheer 
fürchtet, diesen jungen Männern also in einer Si-
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tuation, wo es keine Gewissensfreiheit gibt - es 
gibt keinen Zivildienst in Jugoslawien -, wo es 
keine Möglichkeit gibt, zu sagen: "Auf Leute, die 
noch vor kurzem in einem Staat mit mir waren, 
schieße ich nicht!", volle Anerkennung zu zollen 
und diese jungen Männer und auch die Mütter zu 
unterstützen, um die friedliche Spirale hochzu­
treiben und nicht die Spirale der Gewalt. Aner­
kennung ist ein Symbol, das von Ihnen ausgegan­
gen ist. Der Herr Staatssekretär hat in etwas fei­
nerer Art - ich kann mich nicht so schön diplo­
matisch ausdrücken - gezeigt, was es ist: Es ist 
eine Erklärung. 

Was wir brauchen, ist harte Arbeit, ist ständige 
Arbeit. ist stille Diplomatie, ist auch unbedankte 
Vermittlungsarbeit in diesem schwierigen Kon­
flikt - aber keine starken Worte mehr, denn die­
se haben scho~. genug. aufgeschaukelt. - Danke. 
(Beifall bei SPO wut OVP.) 18.44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Mag. Lakner das Wort. 

/8.44 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­
burg): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Hohes 
Haus! - Ich werde nichts zur Rednerliste sagen; 
das spare ich mir auf. Aber ich bin aus verschie­
denen Gründen heute schon ziemlich angegrif­
fen. 

Der erste Punkt ist: Es ist traurig, daß man die 
Realität einer Forderung oder die Echtheit eines 
Anliegens womöglich noch beweisen muß, aber 
bitte. Ich versuche es zu beweisen. 

Sie sprechen von politischem Kleingeld. - Wir 
hatten - vor einer Woche, glaube ich, war es -
in Weißensee eine Tagung. An dieser Tagung 
nahm der Fremdenverkehrsminister der Republik 
Slowenien teil, ein gewisser Herr Pars. Bitte, er 
gehört einer liberalen Partei an, aber das wird ja 
noch erlaubt sein, hoffe ich. Dieser Herr Minister 
hat mich gebeten, mich für die Selbständigkeit 
seiner Republik einzusetzen. Ich bin einen ganzen 
Abend lang mit ihm beisammengesessen und 
habe diese Dinge mit ihm besprochen. Ich glaube, 
daß das Beweis genug ist für die Echtheit des An­
liegens. 

Und es gab - wie ich gehört habe, zumindest 
ein oder zwei - kroatische Minister. die in ähnli­
cher Weise bei der Bundesregierung vorstellig ge­
worden sind. Ich glaube, damit habe ich die Echt­
heit dieses Anliegens einigermaßen auch den an­
deren glaubhaft gemacht. 

Herr Staatssekretär! Wenn ich schon am Wort 
bin: Ich glaube ja auch Ihr Anliegen, und ich bin 
überzeugt davon, jeder - ich hoffe es, nein, ich 
bin überzeugt - will das beste. 

Aber natürlich gebe ich mich nicht zufrieden, 
wenn ich Ihrer Rede entnehme - ich habe nur so 
kurz mitgeschrieben -: Wird, wird geplant, ge­
plant, Bemühungen, Bemühunge. Anerkennung 
ist Selbstzweck. Ist kein Selbstzweck. Also mir ist 
es zu wenig. Wir warten zu, warten zu, und das ist 
meine Ungeduld. 

Ja, Kollege SchlögL ich habe es ohnehin schon 
gesagt. Ich meine es ernst, wir meinen es ernst. 

Sie haben in Ihrer Wortmeldung gesagt - ich 
will jetzt nicht sagen, das war verräterisch, aber 
Sie haben es gesagt -, die Lösung führt zur 
Chance. - Es wird wohl umgekehrt sein: Die 
Chance führt zur Lösung. Also auch das schien 
mir so - Sie wissen es ohnehin -: Freud unbe­
wußt, Versprecher. Also wir müssen uns schon 
zuerst um die Chance bemühen, um zur Lösung 
zu kommen. 

Ich habe es schon einmal gesagt. Ich bin über­
zeugt, Österreich wird dabei nicht allein bleiben. 

Zum Antrag der beiden anderen Parteien viel­
leicht ein Wort. Grundsätzlich könnten wir uns 
dem Antrag anschließen. Meine Bedenken gehen 
in zweierlei Richtung. 

Das erste: Vieles, was in Ihren Punktationen ge­
fordert ist, geschieht bereits. - Ist ja gut. aber ich 
kann nicht etwas fordern. was ohnehin bereits ge­
schieht. Und einiges, würde ich sagen, ist selbst­
verständlich. (Bundesrätin Dr. Kar Iss 0 Il: Ich 
habe geglaubt, daß nichts gesclzieht.' Vor Dvei 
SWl1den haben Sie gesagt, daß nichts geschieht.') 
Darum sage ich ja: Ich kann mich anschließen. 

Der Punkt, um den es uns geht, ist die zögerli­
che Anerkennung. Sie stellen ja für die Anerken­
nung schon wieder eine Bedingung: im Einklang 
mit anderen Staaten. - Und vielleicht interpre­
tieren Sie das dann in einer Woche, was weiß ich, 
mit Zwergstaat. Naja, Zwergstaat haben Sie nicht 
gesagt zu Österreich, aber Kleinstaat. Waren das 
nicht Sie. Professor Ogris? (Bundesrat Dr. 
o g r i s: Ja, SChOll.' Ich habe VOll Kleinstaaten ge­
sprochen.' Sicherlich.') Naja, und dann heißt es: 
Der Staat erkennt an, der ist auch zu klein. Und 
wann ist er dann groß genug? 

Betroffen, Herr Professor Schambeck, bin ich 
vor allem von Ihrer Wortmeldung. Die ist mir 
wirklich an die Nieren gegangen. (Bundesrat Dr. 
Sc ha mb eck: Das wollte ich aber nicht!) Sie 
haben uns als reine Querulanten bezeichnet. -
Ich glaube sehr wohl, daß wir uns bemühen, auch 
im Bundesrat mitzuarbeiten. 

Wir haben nicht den Apparat hinter uns, wir 
haben nicht die Gewerkschaften, die Kammern, 
die uns zuarbeiten. Wir müssen uns alle Anträge, 
auch die Dringliche, selber erarbeiten. Wir müs­
sen sogar um die Schreibkraft laufen, die uns das 
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schreibt. Also es ist für uns schon erheblich 
schwieriger, hier zu arbeiten. Daher verstehe ich 
also Ihren Vorwurf nicht, daß wir zu wenig tun 
und nur querulieren. 

Ich hoffe, es wird für uns leichter, wenn wir 
demnächst acht sind, und ich hoffe auch, viel­
leicht sogar einmal neun - als Christkindl sozu­
sagen. (Bundesrat D r 0 c h te r: 2 000 vielleicht!) 
Sie wissen, worauf ich anspiele, nehme ich an. 

Sie sagen, Haider sei gegen die Anerkennung. 
Sie haben nicht erwähnt, daß Zernatto ähnliches 
gesagt hat. Warum eigentlich? - Haider ist ja 
nicht gegen die Anerkennung. fBllndesrätin Dr. 
K Cl r Iss 0 11: Aber natürlich!) Das versteht ja je­
der, daß Haider nicht gegen die Anerkennung ist. 
Er hat nur gesagt, daß es jetzt gewisse Schwierig­
keiten gibt mit diesem "Fürstenstein". Aber er 
hat ja nicht gesagt: Deshalb kann man nicht aner­
kennen. Das wollen Sie offenbar so verstehen. 
(Bundesrat Dr. Sc ha m be c k: Nein. er hat es ge­
sagi.') 

Sie haben uns vorgeworfen - ich weiß nicht, 
waren Sie das -, daß der Herr Bundeskanzler 
Wichtigeres zu tun hat, als im Bundesrat bei einer 
Dringlichen zu sein. 

Also, ich schaue es mir an, wenn im Nationalrat 
eine dringliche Sondersitzung ist, ob er dann auch 
etwas Wichtigeres zu tun hat. Das würde ich mir 
doch anschauen. (Bundesrat F Cl r lh 0 f er: Er ist 
zur Slilnde beim amerikanischen Präsidemen.') Ich 
fühle mich dadurch schon etwas geringgeschätzt. 
- Aber bitte, es mag heute etwas Wichtiges sein. 
Aber wir werden ja beim nächsten Mal sehen, ob 
es dann wieder etwas Wichtigeres gibt. (Bundesrat 
D r 0 C h leI': Aber der Herr Staatssekretär hat 
vorbildlich geantwortet') 

Herr Professor Schambeck! Betroffen war ich 
auch - ich habe das als etwas unter der Gürtelli­
nie betrachtet -, daß Sie meinen, wir würden lä­
cherliche Figuren abgeben, wenn wir mit Bush 
sprechen würden. (Bundesrat Dr. Sc ha mb eck: 
Nein, das ist ein Irrtum.') Das habe ich so aufge­
faßt. Ich habe zwar noch nie die Ehre gehabt, mit 
Bush zu sprechen, aber ob wir deshalb lächerliche 
Figuren wären, möchte ich bezweifeln. (Bundes­
rat Dr. Sc h am be c k: Nein. bille, das ist ein Irr­
tum.' Das habe ich gar nicht so gesagt.') Sie haben 
den Ausdruck "lächerliche Figuren" nicht ge­
braucht, aber Sie haben es gemeint. (Bundesrat 
Dr. Sc h am b eck: Ich habe nicht VOll Bush gere­
det.' Das kommt bei mir überhaupt nicht vor.' Bllsh 
- Lakner hat keinen Bezug.') 

Was Sie Haider so gerne vorwerfen, daß er et­
was unterschwellig sagt, genau das haben Sie ge­
tan. (Bundesrat Dr. Sc h am be c k: Ich habe 
.. Bush" und .,Lakner" nicht gesagt, auch nicht "Lä­
cherliche Figuren".' Ich nehme euch mehr ernst, als 

es vielleichi dem Tagesdurchschniu erscheinen 
mag.') Ich nehme es zur Kenntnis, Herr Präsident. 

Ein letzter Punkt. Wir wurden angegriffen we­
gen der Internationalisierung. Wir wollen ja jetzt 
nicht einen Krieg erweitern oder ähnliche Dinge. 
Wir meinen, daß es nicht eine innere Angelegen­
heit Jugoslawiens bleiben darf, sodaß die Kroaten 
und die Slowenen einen Bürgerkrieg inszenieren. 
Und deshalb muß es internationalisiert werden, 
damit es eben kein Bürgerkrieg ist! - Danke. 
(Beifall bei der FPÖ. - Bundesrat Dr. Sc ha m -
b eck: Herr Kollege.' Da sind wir einer Meinung.' 
Da wolleIl lviI' dasselbe.') 1S.5n 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Jürgen Weiss. Ich erteile es ihm. 

18.51 .. 
Bundesrat Jürgen Weiss (OVP, Vorarlberg): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine Da­
men und Herren! Den Ausführungen der Vorred­
nerinnen und Vorredner - ausgenommen jenen 
der FPÖ - kann ich mich vollinhaltlich anschlie­
ßen. 

Ich möchte zur Argumentation eier FPÖ noch 
etwas sagen. Sie sind herausgegangen und haben 
behauptet, Sie wären für die Anerkennung, die 
Regierungsparteien wären dagegen. Sie sind den 
Beweis dafür schuldig geblieben, daß die FPÖ tat­
sächlich für die Anerkennung ist. 

Wenn Sie in Zweifel ziehen, was der Herr Lan­
deshauptmann Haider gestern gesagt hat: Für 
mich ist seine Ablehnung der Anerkennung, die 
er gestern geäußert hat, schlüssig, denn damit hat 
die Diskussion seitens der FPÖ seinerzeit begon­
nen. Herr Kollege Strimitzer hat Ihnen schon ge­
sagt, was Ihr Fraktionskollege Dr. Frischenschla­
ger in einer Sitzung des Rates für auswärtige An­
gelegenheiten am 26. August dazu geäußert hat. 
nämlich nichts anderes als das, was von der Bun­
desregierung. hier und .~eute vertreten wurde. 
(Beifall bei 0 VP und SPO.) 

Ich gestehe Ihnen zu, daß Sie diese Argumenta­
tion in der Zwischenzeit auf den Kopf gestellt ha­
ben, aber Herr Landeshauptmann Haider hat sie 
gestern wieder auf die Füße gestellt. Offenbar 
reicht das "Durchgriffsrecht" zwar in die Frei­
heitliche Partei hinein und in elie Landesparteien, 
aber in die Bundesratsfraktion noch nicht. Das 
spricht für Sie, meine Damen und Herren, aber es 
spricht gegen..die Freiheitliche Partei! (Beifall bei 
OVP und SPO.) 

Und ebensowenig richtig ist, daß die Regie­
rungsparteien gegen die Anerkennung wären. 
Wenn Sie unseren Antrag lesen - Punkt 2 -, 
sehen Sie, daß wir ja verlangen, die Anerkennung 
Sloweniens und Kroatiens im Einklang mit ande­
ren Staaten vorzunehmen. (Bundesrat Mag. G II -
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d e /l u s: Wann?) Im Einklang auch mit dem 
Herrn Abgeordneten Frischenschlager und im 
Einklang mit der Überzeugung, daß die Anerken­
nung (Bundesrat M öl zer: Wann?) - das wurde 
hier schon ausführlich ausgebreitet - kein 
Selbstzweck ist, sondern eine dienende Funktion 
haben soll, eine dienende Funktion nicht für uns, 
nicht für die Regierung, nicht für die Opposi­
tionsparteien, sondern für die Völker Sloweniens, 
Kroatiens und auch Serbiens, die von diesem 
Krieg genauso betroffen sind. 

Damit bin ich beim eigentlichen Anlaß meiner 
Wortmeldung, Herr Kollege Gudenus. Sie haben 
die Zweckmäßigkeit des Waffenembargos in Fra­
ge gestellt, ja haben es geradezu für schädlich ge­
halten. Auf meine Zwischenfrage, ob Sie denn 
tatsächlich, dem logischen Umkehrschluß ent­
sprechend, für Waffenlieferungen wären, haben 
Sie diese Frage bejaht. Über diese Ihre Feststel­
lung, daß nicht ein Waffenembargo, sondern 
Waffenlieferungen zur Befriedung dieses Landes 
beitragen würden, bin ich einigermaßen er~~hüt­
tert und erstaunt. (Beifall bei GVP und SPG.) Es 
wäre gut, auch für Sie, wenn Sie klarstellten, daß 
Sie das nicht so gemeint haben! (Neuerlicher Bei­
fall bei ÖVP und SPÖ.) /8.55 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr. 
Liechtenstein. Ich erteile es ihm. 

18.55 
Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, 

Steiermark): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Staatssekretär! Ich möchte auf die Dinge ganz, 
ganz kurz eingehen und sagen, daß wir gerade mit 
den Slowenen, mit den Kroaten jahrhundertelan­
ge Verbindungen haben. Bis 1918 waren die Slo­
wenen hier in diesem Parlament genauso vertre­
ten wie die Kroaten im Parlament in Budapest. 
Österreich-Ungarn. - Das war das eine. 

Das zweite war. daß wir bis 1918 auch die Un­
tersteiermark gehabt haben. (Bundesrätin Dr. 
Kar Iss 0 11: Wir waren im Parlamcl1l nicht ver­
treten.' Frauen durften weder aktiv wählen noch 
passiv gewählt werden!) Das tut mir leid, da kann 
ich nichts machen! (Heiterkeit und allgemeiner 
Beifall.) Wissen Sie, was ich am meisten liebe? -
Das sind die Frauen. (Neuerliche Heiterkeit.) Ich 
habe nur Frauen in meinem Hause. (Bundesrat 
D r 0 c h te r: Das ist besser als Waffenlieferun­
gen! - Bundesrat Dr. Sc harn b eck: Vor allem 
die Mehrzahl isc beachtlich.') Ich bin auch für die 
Mehrzahl, das ist alles kein Problem. 

Bei der letzten Volkszählung, als es noch die 
Untersteiermark gegeben hat - Marburg, Pettau 
und Cilli -, waren 30 Prozent der Steirer Slowe­
nen, 70 Prozent deutschsprachig. Es gab also im­
mer das Zusammenhalten, das war überhaupt 
keine Schwierigkeit. Zu Schwierigkeiten kam es 

gerade in unserer Untersteiermark erst, a~~ die 
Nationalsozialisten kamen. Mit dem Herrn Uber­
reiter und dem Herrn Portschy, der damals sein 
Stellvertreter war, hat es die größten Schwierig­
keiten gegeben, weil man uns schwer verstanden 
hat. 

Gerade als Steirer haben wir natürlich großes 
Verständnis für die Slowenen, mit denen uns 
Jahrhunderte einer gemeinsamen Geschichte und 
die engsten Kontakte verbinden. (Bundesrac 
Po nz per: Das gilt allch für die Bllrgenländer.') 
Ihr habt auch die Kroaten bei euch. Mit den 
Kroaten war es, bitte, detto. Es sind doch Zehn­
tausende Kroaten, die im Jahr 1945 geflohen 
sind, nach Graz oder in die übrige Steiermark ge­
kommen. Das muß man alles sehen.· 

Einer, der sich wirklich eingesetzt hat in dieser 
ganzen Auseinandersetzung war der jetzige Au­
ßenminister Mock, aber mit ihm die gesamte Re­
gierung. Das muß man auch sagen. (Beifall bei 
der ÖVP.) Es gibt enorme Schwierigkeiten, um 
Kroatien und Slowenien zu halten, und sich jetzt 
auf irgendwelche anderen Sachen einzulassen, ist 
nicht unbedingt das, was ich verstehe. 

Wenn man heute eine Anfrage an den Bundes­
kanzler stellt, kann er, da er in den USA ist, nicht 
direkt darauf antworten. Sie (auf Staatssekretär 
Dr. lallkowitsch weisend) können ein bißchen et­
was antworten, allein auf den Punkt 3 (allgemeine 
Heiterkeit - Bllildesrat Dr. Sc h am be c k: Al­
les.'), was das Militär anbelangt, kann der Herr 
Bundeskanzler aus rein rechtlichen Gründen 
nichts antworten. Da könnten Sie (aTZ einen Zuhö­
rer gewendeO mir, Herr General, wahrscheinlich 
sagen, daß diese Berechtigung auch nicht vorliegt. 

Ich glaube, daß wir jetzt folgendes sehen müs­
sen: daß wir in Schwierigkeiten sind, wenn wir 
betrachten, was aus der serbischen Armee gewor­
den ist und wohin das Ganze geht. Daß die serbi­
sche Armee, oder was das immer jetzt sein soll 
mit den Tschetniks, eine Bande geworden ist, ist 
doch klar. Es ist offenbar soweit gekommen, daß 
der Balkan nicht beim Palais Metternich am 
Rennweg anfängt, sondern an der Grenze zu Ser­
bien; das ist offenbar auch klar. Und das ist keine 
Behauptung von mir, sondern da stehle ich geisti­
ges Eigentum. Wer vorgestern die "Presse" gele­
sen hat, wird das bemerkt haben. (Blll1desral Dr. 
Sc h a m b eck: Lesen Sie sie alle, bitte!) 

Wir Österreicher haben eine große Tradition, 
und die Verantwortung Österreichs in dieser Sa­
che ist ebenfalls eine große. Österreich war ein 
Staat mit 14 Nationen, mit 14 verschiedenen 
Sprachen. Ich glaube, daß wir deshalb für die 
Kroaten und die Slowenen das Richtige machen 
sollen. Es hat immer geheißen, wir sind die er­
sten, die auch die Anerkennung wollen. Es woll­
ten sich umgekehrt die Kroaten in den Jahren 
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1918/19 den Serben anschließen. Nur muß man 
jetzt politisch vernünftig sein bei der Vorgangs­
weise. Man darf ihnen nicht die größten Schwie­
rigkeiten machen. 

Ich habe auch mit etlichen Vertretern allS die­
sen Gebieten gesprochen. und die sagen, man soll 
das Ganze nicht übereilen, genauso wie wir heute 
die militärischen Sachen nicht klären dürfen oder 
können, so gerne ich es täte. Ich wäre größter 
Freude, wäre dieses alte Österreich-Ungarn nicht 
untergegangen. . . (Bundesrat Dr. 0 g r i 5: Das 
können ~vir verstehen.') Das kann ich ehrlich sa­
gen. Das ist ja keine Schande, daß ich es einmal 
sage. (Bundesrälin Dr. Kar Iss 0 n: Daß Sie es 
wollen, ist klar.') Dann gäbe es heute schon ein 
größeres Europa. Es wäre nicht mehr die alte ... 
(Bulldesrälin Dr. Kar Iss 011: Aber es gibt auch 
andere. die diesem Österreich-Ungarn nicht nach­
trauern.') Glauben Sie. daß die Frauen noch im­
mer unterdrückt wären? - Ich glaube es nicht. 
(Weitere Z~~·ischenrllfe.) 

Wir müssen einsehen: Wir müssen jetzt helfen. 
aber wir dürfen auch nicht übertreiben. Die Hilfe 
soll so sein, wie sie von ihnen gebraucht wird. Wir 
dürfen die Hilfe nicht total selbst bestimmen, son­
dern müssen unsere Leute vorschicken, die uns 
dann sagen, was zu tun ist. Und das hat in vorzüg­
licher Weise elie Regierung gemacht, allen voran 
Außenminister Dr. Mock und auch der Herr 
Staatssekretär. (Beifall bei der ÖVP.) 19.1;;;' 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
zweiten mal zu Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Gudenus. (Bundesrat Dr. Sc ha f1l b eck: 
Aber das ist Hur mögLich innerhalb der 20 Mi­
nuten.') 

Danke. Herr Professor Schambeck. Ich möchte 
darauf hinweisen, Herr Bundesrat Gudenus, daß 
Sie noch 8 Minuten von den 20 Minuten Redezeit 
zur Verfügung haben. 

19.0:!. 
Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Zu einer 
KlarsteIlung, weil mich der zukünftige Minister. 
Herr Bundesrat Weiss. angesprochen hat. Natür­
lich, selbst an und für sich beruflich mit Waffen 
etwas zu tun habend, wäre es mir am liebsten, alle 
Armeen stünden ohne Waffen da. denn dann 
müßten sie nicht gegeneinander kämpfen. 

Tatsache ist im Falle Jugoslawiens, daß Serbien 
als Hauptmacht fast die gesamten Waffen Jugo­
slawiens in seinen Truppen vereinigt. Serbien hat 
auch ein Drittel des kroatischen Gebietes besetzt. 
Das müssen wir auch sehen. Und die EG hat die 
Kroaten veranlaßt, die Sperrung der Kasernen 
aufzuheben, sodaß die serbischen Truppen in 
Kroatien sogar voll bewaffnet, mit voller Ausrü­
stung abziehen können. Also so einseitig ist die 

Stellungnahme und die Haltung der EG gegen­
über den Kroaten und zum Vorteil der Serben 
gewesen. 

Wenn ich jetzt sage, ein Waffenembargo ist 
nutzlos, es wäre besser, Waffen zu liefern - oder 
so ähnlich meinten Sie. es verstanden zu haben 
(Bllndesrat ]ürgen We iss: Das haben Sie gesagt.') 
-, will ich nur folgendes sagen: Ich bin natürlich 
der Meinung. daß ein Waffenembargo gewisse 
Nutzen ausüben kann, aber ein Embargo als sol­
ches. undifferenziert ausgesprochen, nützt wirk­
lich nur dem Stärkeren. Serbien grenzt an Rumä­
nien, und die Rumänen liefern schon jetzt in der 
Umgehung des ausgesprochenen Embargos Ge­
rätschaften an Serbien. zum Beispiel Treibstoff. 

Also wir könnten natürlich, einem alten Prin­
zip folgend, sagen: Der Verteidiger ist schuld, 
wenn es zum Krieg kommt. denn der Angreifer 
tät sich am leichtesten, wenn keine Verteidiger da 
wären. Aber man kann es den Kroaten auch nicht 
zumuten, daß sie unbewaffnet dastehen, und die 
Serben können durchmarschieren. Ich glaube, das 
ist auch nicht Ihre Absicht? Oder meinen Sie. elaß 
das Ihre Absicht war? (Bundesrat ]ürgell We iss: 
Es ging nur WH die Frage. ob Sie für oder gegen 
das Waffencmbargo sind.') Ich bin für ein Waffen­
embargo. aber mit reziproken Auswirkungen für 
alle Teile. (Beifall bei der FPÖ.) 19.O.j 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen zur A b s tim m u n g über die 
beiden Anträge. 

Es liegt mir das Verlangen von fünf Bundesrä­
ten auf Durchführung einer namentlichen Ab­
stimmung über elen von den Bundesräten Mag. 
Lakner und Kollegen eingebrachten Entschlie­
ßungsantrag betreffend die unverzügliche Aner­
kennung der Republik Slowenien und der Repu­
blik Kroatien vor. Es ist daher eine namentliche 
Abstimmung durchzuführen. 

Jene Bundesräte, die dem von den Bundesräten 
Lakner und Kollegen eingebrachten Entschlie­
ßungsantrag zustimmen, erklären dies mit einem 
Ja nach Aufruf des Namens. 

Ich ersuche nunmehr die Frau Schriftführerin 
um den namentlichen Aufruf der Bundesräte in 
alphabetischer Reihenfolge. (Zwischenrufe.) 

Gibt es hier Unstimmigkeiten in meiner Erklä­
rung? - Ich wiederhole: Wer dem Antrag eier 
Bundesräte Lakner und anderer die Zustimmung 
gibt, antwortet mit einem Ja. (Bundesrat Dr. 
Wa b I: Die anderen mit einem Nein.') 
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Nach Namensaufruf durch die Schriftführerin­
nen lohanna Sc h i c k e r lind Grete Pi r c h -
e g ger stimmen mit .. la" die Bundesräte: 

Eberhard August. Ing. 

Glldel111S lohn. Mag. 

Lakner Georg, Mag. 

Mölzer Andreas 

Tratlller Gilberr, Mag. 

Mit .. Nein" stimmen die Bundesräte: 

Bergsmal1n FeLi.t 
Bieringer Ludwig 

Crepaz Irene 

Drochter Karl 

Farthofer Erich 

Gerstl Alfred 

Hödl Eleonore. Dr. 

Kaillz Hedda 
Kampichler Franz 
Karlssofl Irmtralll, Dr. 
Kaufmann Kurt. Dr. 

Lieclztenstein Vincenz, Dr. 
Licsclzauer Karl 
Lllkasser Therese 

Markowilsch Helga 
Mautner Marklzof Manfred. Dr. Iz. c. 
Meier Erhard 

Ogris Harald. Dipl.-Ing. Dr. 

Payer lolzann 
Pirchegger Grete 
Pomper Franz 
Putz Erich 

Rallchenberger losef 
Rohr Reinhard. Ing. 

Sclzambeck Herben, Dr. 
Schicker lohanna 
SchierhIlber Agnes 
Schlögl Karl. Mag. 
Simperl Leopold. Dr. 
Strimitzer Martin, Dr. 

Tllsek Gerhard. Mag. 

Wabl Manin, Dr. 
Wedenig Dietmar 
Weiß Herbert 
Weiss lürgen 

Wöckinger Hans, Dr. 

Strtllzenberger WaLter 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Im Sinne 
der Geschäftsordnung mache ich, nachdem es au­
ßerhalb der alphabetischen Reihenfolge ist, von 
meinem Stimmrecht Gebrauch, und stimme mit 
einem Nein. 

Demnach entfallen auf den Entschließungsan­
trag der Bundesräte Lakner und Kollegen fünf Ja­
Stimmen. Der Entschließungsantrag ist somit 
ab gel eh n t. 

Es liegt ein Antrag der Bundesräte Strutzenber­
ger. Dr. Schambeck und Genossen auf Fassung 
einer Entschließung betreffend die Situation Slo­
weniens und Kroatiens vor. 

Ich lasse über diesen Entschließungsantrag ab­
stimmen. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
diesem Antrag zustimmen. um ein Handzeichen. 
- Es ist die S tim m e n m ehr h e i t. 

Der Antrag ist somit an gen 0 m m e n. 
IE 129.) 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 3. Ok­
tober 1991 betreffend ein Viertes Zusatzproto­
koll zur Satzung des "Veltpostvereins, Allgemei­
ne Verfahrensordnung des Weltpostvereins, 
Weltpostvertrag samt Schlußprotokoll und Aus­
führungsvorschrift, Postpaketabkommen samt 
Schlußprotokoll und Ausführungsvorschrift, 
Postanweisungsabkommen samt Ausführungs­
vorschrift, Postscheckabkommen samt Ausfüh­
rungsvorschrift- und Postnachnahmeabkommen 
samt Ausführungs'vorschrift (239/NR sowie 
4126/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 7. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 3. Oktober 1991 
betreffend ein Viertes Zusatz protokoll zur Sat­
zung des Weltpostvereins, Allgemeine Verfah­
rensordnung des Weltpostvereins, Weltpostver­
trag samt Schlußprotokoll und Ausführungsvor­
schrift, Postpaketabkommen samt Schlußproto­
koll und Ausführungsvorschrift, Postan­
weisungsabkommen samt Ausführungsvorschrift, 
Postscheckabkommen samt Ausführungsvor­
schrift- und Postnachnahmeabkommen samt 
Ausführungsvorschrift. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
Irene Crepaz übernommen. Ich bitte sie um ihren 
Bericht. 

Berichterstatterin Irene Crepaz: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Die "Urkunden 
des Weltpostvereins" regeln den Postdienst zwi-
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sehen den 168 Mitgliedsländern dieser Organisa­
tion. Darüber hinaus sind diese internationalen 
Abkommen die rechtliche Grundlage für die Ar­
beitsweise des Weltpostvereins, einer Sonderorga­
nisation der Vereinten Nationen. Die Urkunden 
werden vom Weltpostkongreß - dem obersten 
Organ des Weltpostvereins - beschlossen. Am 
Weltpostkongreß nehmen die bevollmächtigten 
Vertreter der Regierung der Mitgliedsläncler teil. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in die inner­
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. Es 
ist die Sonderkundmachung gemäß Artikel 49 
Abs. 2 B-VG vorgesehen. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 8. Oktober 1991 in Verhandlung ge­
nommen und einstimmig beschlossen, dem Ho­
hen Hause zu empfehlen. keinen Einspruch zu 
erheben. (Der Prä s i cl e 11 { übernimmt ~vieder 
den Vorsitz.} 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so­
mit den A n t rag, der Bundesrat wolle be­
schließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
3. Ok"tober 1991 betreffend ein Viertes Zusatz­
protokoll zur Satzung des Weltpostvereins, Allge­
meine Verfahrensordnung des Weltpostvereins, 
Weltpostvertrag samt Schlußrotokoll und Aus­
führungsvorschrift, Postpaketabkommen samt 
Schlußprotokoll und Ausführungsvorschrift, 
Postanweisungsabkommen samt Ausführungs­
vorschrift, Postscheckabkommen samt Ausfüh­
rungsvorschrift und Postnachnahmeabkommen 

samt Ausführungsvorschrift, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden 
Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
Stimmeneinhelligkeit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
som i t a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
10 Anfragen, 815/1 bis 824/1, eingebracht wurden. 

Die Einberufung der n ä eh s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfol­
gen. 

Als Sitzungstermin ist Donnerstag, der 21. No­
vember 1991,9 Uhr in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
insbesondere jene Vorlagen in Betracht, die der 
Nationalrat bis dahin verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht beziehungsweise 
dem Zustimmungsrecht des Bundesrates unterlie­
gen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Dienstag, 
den 19. November 1991, ab 15 Uhr vorgesehen. 

Die jetzige Sitzung ist ge sc h los sen. 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 13 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 91 0693 
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